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8763,8767,8770,8773,8776 

49. Geburtstag des Abg. Heinrich Schnell . . 8697 

Mündliche Anfragen gern. § 76 GeschO 

1. Gesichtspunkte für eine neue landesplaneri­
sche Beurteilung der Kiesbaggerung an der 
Lechstaustufe 23 

Vogele (CSU) ... 
Staatsminister Dick 
Heinrich (SPD) .. 

8697,8698 
8697,8698 

8698 

2. Möglichkeit der Endlagerung von Atommüll 
im ehemaligen Erzbergwerk „Konrad" bei 
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Staatsminister Dick . . . . 
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4. Nutzung der asenfläche im Reiterstadion 
Riem nicht s Tennisplätze, sondern als 
Sportanlage f r Fu8ballspiele 

Kolo (SPD) . . . . . . . . . . . . . . 8700, 8701 
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Kopka (CS ) . . . . . . . . . . . . . . 8701 
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7. Weiterer Ausbau des Erdgasnetzes im süd­
lichen Niederbayern unter Einbeziehung 
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Huber Erwin (CSU) ... 
Staatsminister Jaumann 
Lechner Ewald (CSU) . 
Dr. Kempfler (CSU) ... 
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8703,8704 
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„. 8704 

8. Mißbräuchliche Verwendung eines Staats­
zuschusses an die Firma „Hammermühle" 
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Staatsminister Jaumann . . . . . . . . 8704 
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10. Stand der Verhandlungen mit dem Bund 
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13. Unterbringung von drei Klassen der Real­
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Tauber (CSU) . 
Staatsminister Dr. Maier .. 
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Staatssekretär Meyer . 
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. 8716 
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Erhard (SPD) . . . . . . .. . . . . . . . 8716 
Staatssekretär Meyer . . . . . . . . . . 8716 
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Koch (SPD) ..... 
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Dr. Rothemund (SPD) 
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Dr. Punisch (FDP) ..... 
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8770 
8772 
8773 
8774 

Leeb (CSU) 8776, 8778 

Beschluß ... 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
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- Zweite Lesung -

Berichte des Wirtschafts-, des Dienstrechts-, 
des Sozialpolitischen und des Verfassungsaus­
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8780 

Dr. Schlittmeier (SPD), Berichterstatter . 8781 
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- Zweite Lesung -

8787 



Bayerischer Landtag · PLENAAPAOTOKOLL 9/131 v. 21.07.82 8697 

Berichte des Dienstrechts-, des Haushalts- und 
des Verfassungsausschusses (Drs. 11 900, 
12049, 11675 und 12366) 

Heinrich (SPD), Berichterstatter .. . 
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Hiersemann (SPD), Berichterstatter . 

Abstimmung . 

Entwurf 
Bayer. 
10579) 

eines Gesetzes zur Änderung des 
Personalvertretungsgesetzes (Drs. 

- Zweite Lesung -

Berichte des Dienstrechts-, des Sozialpoliti­
schen-, des Wirtschafts-, des Haushalts- und 
des Verfassungsausschusses (Drs. 11 892, 
12376, 12600, 12665, 12629, 12666) 

8788 
8788 
8788 

8788 

Franzke (SPD). Berichterstatter . . . 8788 
Kaiser Willi (SPD), Berichterstatter . 8789 
Dr. Schlittmeier (SPD), Berichterstatter . 8789 
Dr. Meyer Helmut (SPD). Berichterstatter . 8790 
Hiersemann (SPD), Berichterstatter . . . . 8790 
Franzke (SPD) . . 8790, 8793, 8794 
Gastinger (CSU) 8792, 8793 
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Abstimmung . . . . 

Entwurf eines Gesetzes über kommunale Ei­
genbetriebe Im Freistaat Bayern (Drs. 10580) 
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Grünbeck (FDP) ... . 
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1 
Klasen (SPD) 1 

8798,8799 
8799 
8799 
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Abstimmung . 

Nächste Sitzung 

Beginn der Sitzu 

Erster Vlzepräsl 
sehr verehrten D 

Ich eröffne die 
Landtags. Hörfu 
stimmung voraus 
erteilt. 

8800 

8800 

: 9.00 Uhr 

nt Kamm: Guten Morgen, meine 
en, guten Morgen, meine Herren! 

31. Vollsitzung des Bayerischen 
und Fernsehen wurde, Ihre Zu­

esetzt, die Aufnahmegenehmigung 

Vor Eintritt in die Tagesordnung darf ich auch in Ih­
rem Namen einem Kollegen die herzlichsten Glück­
wünsche aussprechen. Ich sehe ihn leider noch nicht 
im Hohen Hause. Der Herr Kollege Heinrich Schnell 
hat heute seinen 49. Geburtstag. Ich darf ihm dazu 
sehr herzlich gratulieren und ihm alles Gute für das 
neue Lebensjahr wünschen. 

(Beifall) 

Ich rufe auf Tagesordnungspunkt 31: 

Mündliche Anfragen gemäß § 76 der Geschäftsord­
nung 

Erster Fragesteller, Herr Kollege Dr. Gantzer! - Er ist 
nicht anwesend; dann ist die Frage verfallen. 

Nächster Fragesteller, Herr Kollege Vogele ! 

Vogele (CSU), Frage sie 11 er: 

Herr Staatsminister! Sind der Bayerischen 
Staatsregierung Gesichtspunkte bekannt gewor­
den, die eine neue landesplanerische Beurteilung 
der Klesbaggerung an der Lechstaustufe 23 er­
forderlich machen könnten, so wie es der Kollege 
Heinrich gefordert hat? 

Erster Vizepräsident Kamm: Zur Beantwortung hat 
sich der Herr Staatsminister für Umweltfragen und 
Landesentwicklung bereitgestellt. Bitte sehr, Sie ha­
ben das Wort, Herr Minister! 

Staatsminister Dick: Herr Präsident, sehr verehrte 
Damen und Herren! Gründe für eine erneute landes­
planerische Beurteilung der Kiesbaggerung an der 
Lechstaustufe 23 bestehen nicht. 

Für die Kiesentnahme aus der Staustufe und die Er­
richtung einer Kiesverarbeitungsanlage hat die Regie­
rung von Schwaben ein Raumordnungsverfahren 
durchgeführt, das im Jahr 1978 mit verschiedenen 
Maßgaben positiv abgeschlossen wurde. Durch die 
Maßgaben sollte sichergestellt werden, daß 

- von der Stadt Augsburg befürchtete Gefährdungen 
der nahegelegenen Trinkwassergewinnungsanla­
gen der Stadt vermieden und 

- nachteilige Auswirkungen auf die Nutzung der 
Staustufe für Erholungszwecke möglichst gering 
gehalten werden. 

Auf der Grundlage dieser landesplanerischen Beur­
teilung hat das Landratsamt Aichach-Friedberg im 
Jahr 1979 die wasserrechtliche Planfeststellung für 
die Kiesentnahme erlassen. Der von der Stadt Augs­
burg dagegen eingelegte Widerspruch wurde von der 
Regierung von Schwaben im Jahr 1980 zurückgewie­
sen, worauf die Stadt Klage beim Verwaltungsgericht 
Augsburg erhoben hat. Das Verfahren ist noch nicht 
abgeschlossen. Die Wasserwirtschaftsbehörden ver­
treten nach wie vor die Auffassung, daß die Kiesent­
nahme keine nachteiligen Auswirkungen auf die 
Trinkwassergewinnungsanlage der Stadt Augsburg 
hervorrufen wird. 

Der in der landesplanerischen Beurteilung gewür­
digte Erholungsbetrieb hat sich an der Staustufe zwar 
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rascher eingestellt, als 1978 angenommen wurde. Der 
Erholungsnutzung wurde jedoch in der landesplaneri­
schen Beurteilung und in der wasserrechtlichen Plan­
feststellung ein hoher Stellenwert beigemessen, ins­
besondere durch folgende Auflagen im Planfeststel­
lungsbescheid: 

1. Beschränkung der Lärmwerte; 

2. Betrieb des Schwimmbades nur von Montag bis 
Freitag, und zwar von 7.00 bis 16.30 Uhr; in der 
Hauptbadezeit am Freitag nur bis 12.00 Uhr; 

3. das schwimmende Arbeitsgerät ist nach jedem Ar­
beitstag an die Umschlagstelle zurückzubringen; 

4. die, Bereiche für die Kiesentnahme sind planmä8ig 
abgegrenzt. 

Aufgrund dieser Auflagen kann davon ausgegangen 
werden, daß sich Kiesentnahme und Erholung mitein­
ander vereinbaren lassen. 

Diese Auffassung teilt im übrigen auch der Bayeri­
sche Landtag, der im November 1980 einen Antrag 
des Kollegen Heinrich abgelehnt hat, die Na8bagge­
rung an der Staustufe zu verhindern. 

Erstar Vizepräsident Kamm: Zu einer Zusatz1rage 
der Fragesteller! 

Vogala (CSU): Herr Staatsminister, ist die Staatsre­
gierung bereit, für das vom Verwaltungsgericht Augs­
burg neuerdings geforderte Obergutachten die vollen 
Kosten zu übernehmen? 

Staatsminister Dick: Diese Frage muß erst geprüft 
werden. Dies wird gerne von mir veranlaßt. 

Vogala (CSU): Danke schön. 

Erster Vizepräsident Kamm: Zusatz1rage, Herr Kol­
lege Heinrich! 

Heinrich (SPD): Herr Staatsminister, ist Ihnen be­
kannt, daß in dem landesplanerischen Gutachten der 
Regierung von Schwaben eindeutig davon ausgegan­
gen wird, daß die Lechstaustufa 23 von der Bevölke­
rung noch llicht total für die Naherholungszwecke an­
genomme~ordan ist und daß man deshalb die Naß­
baggarung für diese Staustufe im Zeitraum zwischen 
1980 und 1 bedingt freigegeben hat? 

Staatsmln tar Dick: Dies ist bekannt. 

Erstar Vlz prisldant Kamm: Zusatz1rage, Herr Kol­
lege Hainri h ! 

Heinrich ( D): Harr Staatsminister, ist dann das von 
der Regie ng von Schwaben durchgeführte Raum­
ordnungsv rfahren nicht hinfällig oder revisionsbe­
dürftig, na hdem die Bevölkerung in weitaus grö8e­
rem Maße, als dies erwartet worden ist, diese Stau­
stufe 23 fü die Naherholung - vom Surfen bis zur Fi­
scherei - genommen hat? 

Staatsmln ter Dick: Derzeit besteht keine begrün­
dete Mögli hkait, ein neues Verfahren einzuleiten. 

Erstar Vizepräsident Kamm: Zusatzfrage, Herr Kol­
lege Heinrich! 

Heinrich (SPD): Herr Staatsminister, ist Ihnen des 
weiteren bekannt, daß das Obergutachten nicht sei­
tens der Staatsregierung bezahlt werden soll, son­
dern vom Kläger, nämlich von der Stadt Augsburg? 

Staatsminister Dick: Das ist mir ebenfalls bekannt. 
Deshalb habe ich auf die vorige Frage hin vermerkt, 
daß dies geprüft werden wird. 

Erstar Vizepräsident Kamm: Nächster Fragesteller 
Herr Kollege Neuburger. Bitte, Herr Kollege! 

Neuburgar (SPD), Fragest e II er: 

Harr Staatsminister, wie baurtallt die Staatsre­
gierung die Im Zusammenhang mit dem anste­
henden Genehmigungsverfahren für die Ablallre­
duzlerungsanlaga für schwachradloaktlven Atom­
müll In Karlstein, Landkreis Aschaffenburg, disku­
tierte Möglichkalt dar Endlagerung Im ehamali· 
gen Erzbergwerk „Konrad" bei Salzglttar? Wur­
den in diesem Zusammenhang bereits Verhand­
lungen geführt und Prüfungen veranlaßt, und Ist 
es möglich, bei einem positiven Ergebnis auf die 
ARAK zu verzichten? 

Staatsminister Dick: Herr Präsident, sehr geehrte 
Damen und Herren! Im gleichen Sinne liegt bereits 
eine Schriftliche Anfrage der Abgeordneten Dr. Lau­
tenschläger und Norbert Geis vor. 

Aufgrund der mehrfachen Erklärungen der Bundesre­
gierung - zuletzt durch den Parlamentarischen 
Staatssekretär beim Bundesminister des Innern Ende 
Juni dieses Jahres - ist davon auszugehen, daß 

- schwachradioaktive Abfälle aus Medizin, For­
schung und Industrie sowie aus Kernkraftwerken 
ab 1988 im Endlager „Konrad", einem ehemaligen 
Eisenerzbergwerk in Niedersachsen, und 

- mittelradioaktive Abfälle aus diesen Bereichen ab 
1988 im Endlager Asse und ab Ende der neunziger 
Jahre im Endlager Gorleben eingelagert werden. 

Es ist vorgesehen, daß die Physikalisch-Technische 
Bundesanstalt bei den zuständigen niedersächsi­
schen Behörden das Planfeststellungsverfahren ge­
mäß § 9b des Atomgesetzes für die Schachtanlage 
„Konrad" noch in diesem Sommer beantragt. Um 
den Zeitraum bis 1988 zu überbrücken, muß der Frei­
staat Bayern die anfallenden schwach- und mittelra­
dioaktiven Abfälle natürlich zwischenlagern. Die Zwi­
schenlagerung erfordert eine möglichst hohe Bestän­
digkeit der Abfälle unter anderem gegen Brandeinwir­
kung. Durch die Veraschung des brennbaren Anteils 
der schwachaktiven Abfälle wird diese Forderung er­
füllt. 

Auch für die sichere Endlagerung dieser Abfälle ist 
Voraussetzung, daß sie vorher in einen beständigen, 
endlagerfähigen Zustand übergeführt werden. Dazu 
gehört, daß brennbare Abfälle verbrannt oder soweit 
wie möglich in ihrem Volumen reduziert werden. 



Bayerischer Landtag · PLENARPROTOKOLL 9/131 v. 21.07.82 8699 

(Staatsminister Dick) 

Aus diesen Gründen besteht unabhängig vom Aus­
gang des Planfeststellungsverfahrens für das Endla­
ger „Konrad" ein dringender Bedarf an der geplanten 
Veraschungsanlage ARAK. 

Erster Vizepräsident Kamm: Erste Zusatzfrage, der 
Fragesteller! 

Neuburger (SPD): Herr Staatsminister, darf ich zu­
sammenfassend Ihrer Antwort entnehmen, daß diese 
diskutierte Möglichkeit zwar langfristig ins Kalkül ge­
zogen wird, daß aber das Genehmigungsverfahren für 
die ARAK in Karlstein auf jeden Fall weitergeführt 
wird und weitergeführt werden muß? 

Staatsminister Dick: Davon können Sie ausgehen. 

Erster Vizepräsident Kamm: Zusatzfrage, Herr Kol­
lege Dr. Lautenschläger! 

Dr. Lautenschläger (CSU): Herr Staatsminister, kann 
ich Ihre Antwort so verstehen, daß ab dem Jahr 1988, 
wenn diese Endlagerungsmöglichkeit in der Grube 
„Konrad" gegeben ist, keine Volumenreduzierung 
mehr erforderlich sein wird? 

Staatsminister Dick: Davon kann man im Augenblick 
nicht ausgehen. Das kann zu gegebener Zeit neu zu 
prüfen sein, sobald „Konrad" zur Verfügung steht. 

Erster Vizepräsident Kamm: Zusatzfrage, Herr Kol­
lege Dr. Kaiser! 

Dr. Kaiser Heinz (SPD): Herr Staatsminister, können 
Sie etwas über den Stand des atomrechtlichen Ge­
nehmigungsverfahrens sagen und bis wann es abge­
schlossen sein wird? 

Staatsminister pick: Dazu bin ich im Augenblick 
nicht in der Lage. Ich bin aber gerne bereit, Ihnen die 
Frage aufgrund yon Rückfragen, die ich noch tätigen 
muß, zu beantw~rten. 

Erster Vlzepräslrent Kamm: Zusatzfrage, der Frage­
steller! 

Neuburger (SP ) : Herr Staatsminister, teilen Sie die 
Bedenken der mweltschutzverbände, daß durch 
diese ARAK de an sich schon schwer beeinträch­
tigte Raum Kar tein-Kahl weiter radiologisch bela­
stet wird, und gi t es für oder gegen diese Bedenken 
gesicherte Erke ntnisse? 

Staatsminister lck: Diese Bedenken teile ich nicht, 
weil eine solche nlage natürlich nach strengsten Be­
dingungen und uflagen zu betreiben ist und weil da­
von auszugehen ist, daß nicht eintritt, was befürchtet 
wird. 

Zweiter Vlzeprä Iden! Kamm: Nächster Fragesteller 
ist Herr Kollege Grünbeck. - Er ist nicht anwesend. 

Damit kommen wir zur nächsten Fragestellerin, Frau 
Kollegin Carmen König. Bitte, Frau Kollegin! 

(Frau Abg. König: Das ist aber ein anderer 
Minister, glaube ich!) 

Staatsminister Dick: Ja, des san mir net! Das macht 
aber nichts, dann kann vielleicht inzwischen Dr. Gant­
zer drankommen. 

zweiter Vizepräsident Kamm: Nein, die Frage kommt 
nicht mehr dran, sie ist nach der Geschäftsordnung 
verfallen. Sie dürfen ihm die Antwort schriftlich ge­
ben, Herr Staatsminister. 

Ich darf Sie bitten, jetzt den Platz am Rednerpult zu 
verlassen; der Herr Staatsminister der Justiz hat sich 
schon bereitgestellt. Wer nicht zur rechten Zeit da ist, 
kriegt seine Frage im persönlichen Gespräch mit Ih­
nen beantwortet. 

(Heiterkeit) 

Bitte, Frau Kollegin König! 

Frau König (SPD), Frage sie 11 e ri n: 

Herr ·steatsmlnlster, bllllgt die Staatsregierung 
die Entscheidung der Staatsanwaltschef!, nicht 
wegen Geringfügigkeit einzustellen gegen vier 
junge Leute In Freising, die, um auf die gravie­
rende Wohnungsnot In Freising aufmerksam zu 
machen, eine Villa tagelang bewachten, oder hält 
sie die Meinung des stellvertretenden Landrats 
Gottfried Weiß dazu: „Wir hoffen, daß die jungen 
Leute jetzt nicht gleich vor den Kadi gezogen 
werden, man sollte nicht mit Kanonen auf Spat­
zen schießen!" nicht für die adäquatere? 

Staatsminister Dr. Hlllermeler: Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Ich nehme an, daß Sie, Frau Kol­
legin König, das Verfahren meinen, das die Staatsan­
waltschaft beim Landgericht München II wegen eines 
Vergehens nach § 26 Nr. 2 des Versammlungsge­
setzes gegen fünf Personen eingeleitet hat, die am 
15. Januar 1982 vor dem Anwesen Veitsmüllerweg 17 
in Freising eine Versammlung ohne die vorgeschrie­
bene Anmeldung veranstaltet haben. Die Staatsan­
waltschaft hat bei einer Beschuldigten von der Verfol­
gung gemäß § 45 Absatz 2 Nr. 2 des Jugendgerichts­
gesetzes abgesehen. Den übrigen vier Beschuldigten 
- sie sind teils Heranwachsende, teils Erwachsene -
hat sie mit der erforderlichen Zustimmung des Ge­
richts die Verfahrenseinstellung gemäß § 153a der 
Strafprozeßordnung gegen Zahlung einer Geldbuße 
angeboten. Zwei der Beschuldigten haben innerhalb 
der gesetzlichen Frist ihre Zustimmung hierzu erteilt 
und die Geldbuße bezahlt. Das Verfahren gegen 
diese beiden Beschuldigten wurde endgültig einge­
stellt. Das Verfahren gegen die beiden anderen Be­
schuldigten ist wieder aufgenommen worden. Die 
Staatsanwaltschaft hat gegen beide die Verhängung 
von Geldstrafen im Strafbefehlswege beantragt. 

Ich halte das Vergehen der Staatsanwaltschaft für an­
gemessen. 
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Erster Vizepräsident Kamm: Zu einer Zusatzfrage 
die Fragestellerin! 

Frau König: (SPD): Herr Staatsminister, ist nicht bei 
einem solchen Tatkomplex eine Einstellung wegen 
Geringfügigkeit ohne Auflagen, da es sich bei dem 
Täterkreis ja um Studenten und Schüler handelt, de­
nen auch eine Auflage finanziell ausgesprochen weh 
tut, die angebrachtere und adäquatere Reaktion un­
ter dem Gesichtspunkt der Verhältnismäßigkeit zu 
sonstigen Taten, wenn in Bayern sonst ein Verfahren 
eingestellt wird? 

Staatsminister Dr. Hlllermeler: Ich habe eben schon 
ausgeführt, Frau Kollegin, daß ich das Vergehen der 
Staatsanwaltschaft für angemessen halte und daß of­
fensichtlich auch zwei der Beschuldigten, die sich auf 
das Angebot nach § 153 a der Strafprozeßordnung 
eingelassen haben und die Geldbuße von 100 DM je 
Fall im übrigen bezahlt haben, dies ebenso für ange­
messen hielten. 

Erster Vizepräsident Kamm: Zu einer Zusatzfrage 
die Fragestellerin! 

Frau König (SPD): Herr Staatsminister, ist Ihnen be­
kannt, daß die zwei, die sich darauf eingelassen ha­
ben, schlicht davor Angst haben, daß mehr passiert, 
was ja auch bei sonstigen Einschüchterungskampa­
gnen zutrifft, wie z.B. beim Radikalen-Erlaß, wo man 
durch alle Instanzen geht, so daß ihre Annahme ganz 
berechtigt ist und daß sie sich durch diese Annahme 
massiv unter Druck gefühlt haben? 

Staatsminister Dr. Hlllermeler: Ebenso wie ich ha­
ben auch die Staatsanwälte nicht Gewissens- und 
Seelenforschung zu betreiben. Ich kann darüber na­
türlich keine Auskunft geben. 

Erster Vizepräsident Kamm: Zu einer Zusatzfrage 
die Fragestellerin! 

Frau Kön!g (SPD): Würden Sie das Vergehen der 
Staatsan„altschaft, das von Ihnen gebilligt wird, im 
Rahmen 4er Handlungen der Staatsregierung sehen, 
bewußt a · f jeden, der sich in Bayern irgendwo er­
laubt, de Mund aufzumachen, einzugehen, 

(Zurufe von der CSU: Hoi, hoi!) 

ugendlichen, was ja auch schon zu 43 Pro­
zent der all ist, sich ihre Meinung nicht mehr zu sa­
gen traue ? 

Staatsml lster Dr. Hlllermeler: Frau Kollegin, diese 
Fragestel ng ist so abwegig, daß Sie wohl ernsthaft 
von mir d rauf keine Antwort erwarten können. 

(La en der Abg. König - Frfr. von Pölnitz: 
Ge au, eine absurde Frage! - Beifall der 

CSU) 

Erster VI epräsldent Kamm: Herr Justizminister, Ihr 
Part ist e edigt. Ich darf den Herrn Staatsminister für 
Landwirt halt und Forsten bitten. 

Nächster Fragesteller ist Herr Kollege Kolo. Bitte, 
Herr Kollege! 

Kolo (SPD), Fragest e 11 er: 

Herr Staatsminister, hat das Staatsministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten nach 
wie vor die Absicht, die Rasenfläche Im Reiter­
stadion Rlem in Tennisplätze umzuwandeln, an­
statt diese wie von den Sportvereinen des 
Münchner Ostens gefordert, als Sportanlage für 
Fußballspiele zur Verfügung zu stellen, bzw. un­
ter welchen Voraussetzungen Ist das Ministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten bereit, 
den unter Sportplatzmangel leidenden Vereln;;n 
des Münchner Ostens entgegenzukommen? 

Staatsminister Dr. Eisenmann: Herr. Kollege Kolo, 
ich kann den ersten Teil Ihrer Frage mit Ja beantwor­
ten; allerdings unter der Voraussetzung, daß vorran­
gig überregionale Reitveranstaltungen nach wie vor 
durchgeführt werden müssen. Das heißt also, neben 
Tennisanlagen müssen noch Reitveranstaltungen 
durchgeführt werden können. 

Wir haben mit der Stadt München bereits vor zwei 
Jahren, glaube ich, Verhandlungen aufgenommen we­
gen einer alternativen Nutzung des Reitstadions, weil 
Stadtrat Dr. Forchheimer an uns herangetreten ist 
und weil der Oberste Rechnungshof Wert darauf legt, 
daß dieses Reitstadion, das ja vor zehn Jahren anläß­
lich der Olympischen Spiele immerhin 22,5 Millionen 
DM gekostet hat, auch einigermaßen wirtschaftlich 
genutzt wird. Für Tennisanlagen bietet ·man uns 
150 000 DM Miete pro Jahr. Es ist eine Berechnung 
angestellt, wonach wir für den Quadratmeter zwi­
schen 6 und 12 DM verlangen sollten. Daher kommt 
eine kostenlose Bereitstellung für Fußballvereine aus 
rein haushaltsmäßigen Gründen nicht in Frage bzw. 
ist nicht möglich. 

(Abg. Kolo: Zusatzfrage!) 

Erster Vizepräsident Kamm: Zu einer Zusatzfrage 
der Fragesteller! 

Kolo (SPD): Herr Minister, meinen Sie nicht, daß es 
dem Freistaat Bayern wie generell der öffentlichen 
Hand gut anstehen würde, bei der Zurverfügungstel­
lung von Sportanlagen in erster Linie die Bedarfs­
situation zu sehen und nicht die Rendite bei Vermie­
tung einer Anlage? 

Staatsminister Dr. Eisenmann: Herr Kollege Kolo, 
Sie wären der erste, der mich zur Rechenschaft zie­
hen würde, wenn ich auf 150 000 DM im Jahr verzich­
ten würde. 

(Abg. Frfr. von Pölnitz: Genau! - Abg. Kolo: 
Zusatzfrage!) 

Erster Vizepräsident Kamm: Zu einer Zusatzfrage 
der Fragesteller! 

Kolo: (SPD): Herr Minister, haben Sie mit der Stadt 
München Kontakt dahingehend aufgenommen, was 
die Stadt München gegebenenfalls dem Freistaat 
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(Kolo [SPD]) 

Bayern zu zahlen bereit wäre, wenn die Stadt Mün­
chen nicht eine eigene Anlage bauen müßte, sondern 
diese Anlage des Freistaates Bayern für die Münch­
ner Vereine zur Verfügung stellen könnte? 

Staatsminister Dr. Eisenmann: Wir haben mit der 
Stadt München, wie ich schon sagte, mündlich ver­
handelt. Wir haben der Stadt München mit Schreiben 
vom 20. Februar 1981 dieses unser Vorhaben schrift­
lich mitgeteilt. Eine endgültige Antwort steht noch 
aus. 

Erster Vizepräsident Kamm: Zu einer Zusatzfrage 
der Fragesteller! 

Kolo (SPD): Herr Staatsminister, gehe ich recht in 
der Annahme, daß aus dem Schriftwechsel zwischen 
Ihrem Haus und der Stadt München nicht ersichtlich 
ist, unter welchen Bedingungen Sie gegebenenfalls 
bereit wären, ein Fußballstadion zu errichten und die­
ses der Stadt zu übergeben, sondern im Gegenteil, 
daß Sie fest entschlossen sind, Tennisplätze zu er­
richten, weil die sozusagen renditemäßig besser zu 
verwerten sind? 

Staatsminister Dr. Eisenmann: Aus dem Schrift­
wechsel ersehe ich das nicht, aber es ist mit der 
Stadt München mündlich verhandelt worden und da­
bei wurde die Situation eindeutig klargelegt. Ich bin 
nicht fest entschlossen um jeden Preis, es ist auch 
noch keine Entscheidung getroffen, aber ich bin ver­
pflichtet, dafür zu sorgen - darauf legt auch der 
Oberste Rechnungshof Wert -, daß das Olympia­
Reitstadion einigermaßen wirtschaftlich genutzt wird. 

Erster Vizepräsident Kamm: Zu einer Zusatzfrage 
der Fragesteller! 

Kolo (SPD): Herr Minister, darf ich Sie so verstehen, 
daß Sie durchll!JS noch einmal bereit sind, an die 
Stadt München heranzutreten, Ihre wirtschaftliche Si­
tuation darzustellen und gegebenenfalls der Stadt 
München zu einjlm vernünftigen Preis die Anlage zur 
Nutzung zu übetlassen? 

Staatsmlnlsterf' r. Eisenmann: Ich bin nicht in der 
Lage, jetzt noc einmal an die Stadt München heran­
zutreten, sende die Stadt München ist am Zug, um 
zu antworten. 

Erster Vlzeprä den Kamm: Keine weiteren Zusatz­
fragen mehr. 

Dann darf ich d 
chen Behandlu 

Fragen 7 und 8 zur gemeinschaftli­
aufrufen. 

Ich bitte Herrn ollegen Kopka, seine Frage zu verle­
sen. 

Kopka (CSU), 

Herr Staats 
glerung bere 
und zur Ve 

ragest e 11 er: 

nlster, Ist die Bayerische Staatsre­
' zur Erhaltung der Bienenbestände 
ldung größerer Schadfälle, wie sie 

unlängst Im Landkreis Hof aufgetreten sind, auf 
normative Regelungen Im Pflanzenschutzgesetz 
hinzuwirken und In der Bienenschutzverordnung 
einem noch stärkeren Bienenschutz Rechnung zu 
tragen? 

Erster Vizepräsident Kamm: Jetzt folgt die Frage 
des Herrn Kollegen Börner. 

Bömer (SPD). Fragesteller: 

Herr Staatsminister, trifft es zu, daß vor einiger 
Zelt Im Raum Hol In Oberfranken zahlreiche Bie­
nenvölker durch unsachgemäße Anwendung von 
Pflanzenschutzmitteln vernichtet wurden? 

Erster Vizepräsident Kamm: So, und jetzt gibt es 
zehn Zusatzfragen. Herr Staatsminister! 

Staatsminister Dr. Eisenmann: Ich war erst letzte 
Woche bei der Landesanstalt für Bienenzucht in Er­
langen und habe mich dort einigermaßen informiert. 
Deshalb kann ich hoffentlich die meisten Fragen be­
antworten. 

Nun zur ersten Frage, Herr Kollege Kopka: Es ist 
selbstverständlich, daß sich unser Haus und die ge­
samte Staatsregierung der Bedeutung der Bienen für 
den Naturhaushalt - insbesondere für die pflanzliche 
Erzeugung - voll bewußt sind. Der Schutz der Bienen 
und die Erhaltung der Bienenbestände ist uns ein 
großes Anliegen und eine Verpflichtung gegenüber 
der Natur und den Imkern. Daher ist es Aufgabe ei­
nes verantwortungsbewußten und ordnungsgemäßen 
Pflanzenschutzes, Schäden an Bienen soweit nur ir­
gend möglich zu vermeiden. 

Bei der gegenwärtigen Novellierung des Pflanzen­
schutzgesetzes wird deshalb geprüft, wie durch ver­
besserte Gebots- und Verbotsregelungen dem 
Schutz der Bienen noch stärker Rechnung getragen 
werden kann. 

Nun zur Situation in Oberfranken, Herr Kollege Bör­
ner: Nach einer Mitteilung unserer Dienststellen und 
des Landesverbands Bayerischer Imker ist diesen 
Einrichtungen nicht bekannt, daß im Raume Ober­
franken durch unsachgemäße Anwendung von Pflan­
zenschutzmitteln zahlreiche Bienenvölker vernichtet 
worden wären, wie Sie festgestellt haben wollen. Aus 
dem Regierungsbezirk Oberfranken wurden in die­
sem Jahr, 1982, drei Bienenproben wegen Vergif­
tungsverdacht an das mit der Untersuchung von Bie­
nenvergiftungen beauftragte Institut in Bremen ge­
schickt. Die Untersuchung ergab jeweils einen star­
ken Befall mit der Bienenkrankheit Nosema. Die Bie­
nenseuche Nosema hat aber mit Pflanzenschutzmit­
teln überhaupt nichts zu tun, daher kann dieser Ver­
dacht ausgeschlossen werden. · 

Erster Vizepräsident Kamm: Zusatzfrage, Herr Kol­
lege Kopka! 

Kopka (CSU): Herr Staatsminister, wie ernst nimmt 
die· Bayerische Staatsregierung die Probleme, die 
durch die Anwendung chemischer Mittel im Pflanzen-
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schutzbereich entstehen, und welche Gegenmaßnah­
men sind vorgesehen? 

Staatsminister Dr. Eisenmann: Herr Kollege Kopka, 
ich habe bereits 1977 eine Projektgruppe „Integrier­
ter Pflanzenschutz" im Ministerium gebildet. Diese 
Projektgruppe soll nach einem Stufenplan vorgehen 
und dabei insbesondere forschen, die Landwirtschaft 
beraten und untersuchen, wie mit möglichst wenig 
Chemie, sprich Pflanzenschutzmitteln, bei der pflanz­
lichen Erzeugung auszukommen ist. Zu diesem 
Zweck finanzieren wir mittel- und langfristige For­
schungsvorhaben, die an unseren Landesanstalten 
durchgeführt werden. Deren Ergebnisse sollen die 
Grundlagen bilden. Wir haben die gesamte Landwirt­
schaftsberatung und die Landesanstalten beauftragt, 
bei ihrer Beratung darauf schwerpunktmäßig Rück­
sicht zu nehmen. Wir haben zu diesem Zweck auch 
einen Pflanzenschutzwarndienst eingeführt. Unsere 
Landwirte brauchen dort nur anzurufen, um zu erfah­
ren, ob das Spritzen von Pflanzenschutzmitteln unbe­
dingt notwendig ist oder nicht. Das ist der Zweck die­
ses Pflanzenschutzwarndienstes. 

Wir haben ferner 320 über ganz Bayern verstreute 
Modellbetriebe mit der Einführung des integrierten 
Pflanzenschutzes beauftragt, damit die Landwirte 
und auch wir selbst an diesen Beispielsbetrieben ler­
nen können. 

Als erstes Land in der Bundesrepublik haben wir eine 
freiwillige Prüfung der verwendeten Pflanzenschutz­
geräte eingeführt. Über die Erzeuger- und Maschi­
nenringe gewähren wir dafür einen freiwilligen Zu­
schuß, um einen Anreiz zu schaffen. Bayern steht hin­
sichtlich der Beteiligung an erster Stelle. Zwischen 25 
und 300/o aller im Einsatz befindlichen Pflanzen­
schutzgeräte werden jährlich geprüft. Damit haben 
wir in der Bundesrepublik den Anfang gemacht. 

Aufgrund des f:rgebnisses kann interessanterweise 
festgestellt w~den, daß die Landwirte diese Frage 
sehr ernst ne men und beträchtliches Verantwor­
tungsbewußts n zeigen. Von der gesamten Beratung 
wurden die La dwirte auch entsprechend unterrich-
tet. i 
Wir haben in 
dungsnachwei 
geführt. Es ge 
Herren, daß 
sind. Der sie v 
aus mit techni 
und die Gebr 
Pflanzenschutz 
spiel keine zu 
Dazu bedarf e 
An unseren La 
Einführungsjah 
geführt, an den 
ben. 

yern ferner einen freiwilligen Fortbil­
im Pflanzenschutz für Landwirte ein­
ügt nämlich nicht, meine Damen und 

Pflanzenschutzgeräte in Ordnung 
endende Landwirt muß darüber hin­

hem Sachverstand ausgerüstet sein 
chsanweisung für den Einsatz von 
itteln genau beachten, um zum Bei­
großen Dosierungen auszubringen. 
einer entsprechenden Fortbildung. 
wirtschaftsämtern wurden bereits im 
511 solcher Veranstaltungen durch­
n 25 000 Landwirte teilgenommen ha-

Daraus ersehe Sie, daß es der Bayerischen Staats­
regierung und peziell unserem Hause und meiner 

Verwaltung sehr, sehr ernst ist mit der Zielsetzung, 
bei der Einführung des integrierten Pflanzenschutzes 
nur so viel Chemie zu verwenden wie unbedingt not­
wendig. 

Erster Vizepräsident Kamm: Zur Vorbereitung auf 
die nächste Legislaturperiode möchte ich Fragestel­
lern und Ministern doch einmal dringend empfehlen, 
die Geschäftsordnung gründlich nachzulesen. An­
dernfalls besteht die Gefahr der Ausdehnung, wo­
durch andere Fragesteller kaum mehr zu Wort kom­
men. - Zusatzfrage, Herr Abgeordneter Börner! 

Bömer (SPD): Herr Staatsminister, sind Sie mit mir 
der Meinung, daß durch gemeinsame Informations­
und Aufklärungsveranstaltungen für Landwirte, Klein­
gärtner und Imker die Verringerung oder gar Vermei­
dung von Wiederholungsfällen gewährleistet werden 
kann? · 

Staatsminister Dr. Eisenmann: Herr Kollege Börner, 
in Oberfranken habe ich heuer keine derartigen Vor­
fälle feststellen können. Das möchte ich noch einmal 
betonen. Ich räume aber ein, daß Bienen durch die 
Verwendung von Pflanzenschutzmitteln immer wieder 
geschädigt oder getötet werden. Es ist uns daher ein 
echtes Anliegen, gemeinsam mit Landwirten, Klein­
gartenbesitzern und Bienenhaltern dafür zu sorgen, 
daß diese Schäden soweit nur irgend möglich vermie­
den werden. Im übrigen teile ich Ihnen mit, daß die 
verwendeten Pflanzenschutzmittel 

(Abg. Kolo: ... bienenfreundlich sind!) 

Gott sei Dank zu 82 Prozent bienenungefährlich sind, 
wenngleich das noch viel zu wenig ist. 

Erster Vizepräsident Kamm: Zusatzfrage, Herr Abge­
ordneter Geisperger! 

Gelsperger (SPD): Herr Staatsminister, sind Sie mit 
mir der Meinung, daß es nicht notwendig ist, neue 
Gesetze und Verordnungen einzuführen, wie dies der 
Herr Kollege Kopka fordert, sondern daß es viel not­
wendiger ist, die vorhandenen Gesetze und Verord­
nungen gewissenhaft durchzuführen und deren Ein­
haltung genau zu überwachen? 

Staatsminister Dr. Eisenmann: Ich bin schon der 
Meinung des Kollegen Kopka, daß neue Verbotsbe­
stimmungen für die Zulassung und Verwendung von 
Pflanzenschutzmitteln notwendig sind, um bienenge­
fährliche Pflanzenschutzmittel soweit nur irgend mög­
lich durch andere zu ersetzen. 

Erster Vizepräsident Kamm: Zusatzfrage, Herr Abge­
ordneter Sieber! 

Sieber (FDP): Herr Staatsminister, schließen Sie aus. 
daß eine Gefährdung von Nahrungsmitteln - speziell 
des Honigs - durch solche Pflanzenschutzmittel er­
folgen kann? Wie beurteilen Sie den Einfluß solcher 
Pflanzenschutzmittel auf die Qualität und Reinheit 
des Honigs? 



Bayerischer Landtag · PLENAAPAOTOKOLL 9/131 v. 21. 07. 82 8703 

Staatsminister Dr. Eisenmann: Herr Kollege Sieber. 
mir sind bisher keine Beeinträchtigungen des Honigs 
durch den Einsatz von Pflanzenschutzmitteln bekannt 
geworden. 

Erster Vizepräsident Kamm: Zusatzfrage, Herr Abge­
ordneter Geisperger! 

Gelsperger (SPD): Herr Staatsminister, wie erklären 
Sie sich einerseits den Aufschrei der Imker, daß Bie­
nenvölker vernichtet worden seien, und andererseits 
das beruhigende Untersuchungsergebnis, wonach 
Pflanzenschutzmittel dafür bestimmt nicht ursächlich 
seien? 

Staatsminister Dr. Eisenmann: Das ist eine falsche 
Behauptung, Herr Kollege Geisperger. Ich habe doch 
vorhin klargestellt, daß es bienengefährliche Pflan­
zenschutzmittel gibt. Ich schließe dabei nicht aus, 
daß es durch leichtsinnigen oder gedankenlosen Ein­
satz derartiger Pflanzenschutzmittel zu Bienenschä­
den kommen kann. Es ist aber unser ausdrückliches 
gemeinsames Bestreben, diese Schäden soweit nur 
irgend menschenmöglich zu verhindern. 

Erster Vizepräsident Kamm: Zusatzfrage, Herr Abge­
ordneter Sieber! 

Sieber (FDP): Herr Staatsminister, ich komme noch 
einmal auf die mögliche Schädigung von Nahrungs­
mitteln durch die Verwendung von Pflanzenschutz­
mitteln zurück und frage Sie, ob Ihr Haus jemals nach 
großen Bienensterben Untersuchungen veranlaßt hat, 
ob irgendwelche Auswirkungen auf die Qualität des 
Honigs festzustelen waren. Ich kann mir nämlich gut 
vorstellen, daß die Bienen nicht plötzlic;h absterben, 
sondern daß dies ein langsamer Prozeß des Dahinsie­
chens ist und sie zuvor sicherlich noch Honig produ­
zieren. 

Staatsminister Dr. Eisenmann: Herr Kollege Sieber, 
ich empfehle lhrten, zu diesem Thema eine eigene 
Schriftliche Anfrajle einzureichen. Die kann ich dann 
exakt beantwortE$1. 

1 

(Zusti mung bei der CSU - Abg. 
Hochlei er: Am besten gleich eine 

lnterpella ion. Ich bin Ihnen auch beim 
Abfassen b im ich! - Allgemeine Heiterkeit) 

Im übrigen best 
zucht, die auf di 
Sie können von 
suchungsergebn 

ht eine Landesanstalt für Bienen­
sem Gebiet h.ervorragend arbeitet. 
ir aber nicht verlangen, alle Unter­
se im Kopf zu haben. 

Erster Vlzepräsl ent Kamm: Zusatzfrage, Herr Kol­
lege Geisperger! 

Gelsperger (SP ) : Herr Staatsminister, könnten Sie 
mir ein Beispiel er Überwachung der sachgemäßen 
Anwendung von lanzenschutzmitteln nennen, oder 
gibt es eine solc e Überwachung überhaupt nicht? 

Staatsmini.Ster lsenmann: Ich habe Ihnen vorhin 
gesagt, was wir uf freiwilliger Grundlage durchfüh-

ren. Eine gesetzliche Verpflichtung dazu besteht 
nicht. 

Erster Vizepräsident Kamm: Jetzt kommt der Herr 
Staatsminister für Wirtschaft und Verkehr, nachdem 
der Herr Landwirtschaftsminister sich als sach- und 
fachkundiger Mann für Bienen gezeigt hat. Bitte, Herr 
Staatsminister! 

Nächster Fragesteller Herr Kollege Erwin Huber. 
Bitte, Herr Kollege! 

Huber Erwin (CSU), Fragest e II er: 

Herr Staatsminister! Ist zur Verbesserung der 
Energieversorgung Im südlichen Niederbayern 
ein weiterer Ausbau des Erdgasnetzes geplant 
und werden dabei das Vllstal und das künftige 
Mlttelzentrum Vilsbiburg einbezogen? 

Staatsminister Jaumann: Herr Präsident, Hohes 
Haus! Nach Errichtung des ersten Bauabschnittes 
der Inn-Schiene von Tiefenbach über Passau nach 
Bad Füssing mit Abzweigung nach Griesbach und 
Birnbach ist als nächstes die Erdgaserschließung des 
Rottals von Birnbach über Pfarrkirchen nach Eggen­
felden vorgesehen. Danach soll die Leitung von 
Marklkofen, Landkreis Dingolfing, nach Neumarkt-St. 
Veit, Landkreis Mühldorf, gelegt und damit die Ver­
bindung mit der sogenannten Rott-Spange bei Gang­
kofen hergestellt werden. Der Anschluß des künfti­
gen Mittelzentrums Vilsbiburg ist in diesem Zusam­
menhang ebenfalls vorgesehen. 

Erster Vizepräsident Kamm: Zusatzfrage, der Frage­
steller! 

Huber Erwin (CSU): Herr Minister, können Sie noch 
den zeitlichen Rahmen abstecken und in etwa ange­
ben, wann diese Leitung Vilsbiburg erreicht? 

Staatsminister Jaumann: Nach den Terminvorstel­
lungen der Gaswirtschaft und natürlich auch nach 
den Erfordernissen staatlicher Regionalmittel - denn 
ohne staatliche Hilfe kann das Ganze nicht gebaut 
werden - wird es wohl nicht vor der zweiten Hälfte 
der achtziger Jahre sein. 

Erster Vizepräsident Kamm: Zusatzfrage, Herr Kol­
lege Lechner! 

Lechner Ewald (CSU): Herr Staatsminister! Halten 
Sie das Eintreten des Bezirkstages von Niederbay­
ern, der meines Wissens als einziger Bezirkstag in 
Bayern die Sache sehr forciert, für den Ausbau in 
dem vom Fragesteller angesprochenen Bereich für 
förderlich? 

Staatsminister Jaumann: Es ist wahr, daß sich der 
Bezirkstag von Niederbayern sehr stark engagiert. 
Wenn es aber nicht der Bezirkstag täte, wäre wohl ein 
anderer Träger da. Entscheidend ist, daß der Staat 
die zusätzliche Hilfe gewährt, weil sich ohne die zu­
sätzliche Hilfe das Ganze nicht rentiert. 
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Erster Vizepräsident Kamm: Zusatzfrage, Herr Kol­
lege Dr. Kempfler! 

Dr. Kempfler (CSU): Herr Staatsminister, besteht 
jetzt schon die Möglichkeit zu sagen, bis wann mit 
der Erdgaserschließung im Raum Birnbach - Pfarrkir­
chen - Eggenfelden gerechnet werden kann? 

Staatsminister Jaumann: Ich glaube nicht, daß es 
möglich ist, vor Beginn der zweiten Hälfte der achtzi­
ger Jahre einen Zeitpunkt festzulegen. Es wird also 
noch etwa drei Jahre dauern. 

Erster Vizepräsident Kamm: Zusatzfrage, Herr Kol­
lege Huber! 

Huber Erwin (CSU): Herr Minister, können Sie in etwa 
den Investitionsaufwand für diese Leitung angeben, 
und können Sie Ihre Zusage geben, daß der Freistaat 
Bayern bereit ist, diesen Ausbau im Rahmen der 
Haushaltsmittel zu fördern? 

Erster Vizepräsident Kamm: Herr Kollege, es wurde 
nach dem Ausbau gefragt. Ich finde in dieser Frage 
keinen Anschluß hinsichtlich der Mittel. Aber bitte 
schön, Herr Minister! 

Staatsminister Jaumann: Ich kann das Investitions­
volumen jetzt nicht angeben, aber ich weiß, daß der 
Staat über 30 Prozent hinaus fördern muß; denn, 
wenn er nur 30 Prozent fördern würde, käme das 
Ganze nicht zustande. 

Erster Vlzapräaldent Kamm: Zusatzfrage, Herr Kol­
lege Huber! 

Huber Erwin (CSU): Sie sagen dazu Ihre Unterstüt­
zung zu, Herr Minister? 

Staatsminister Jaumann: Natürlich. 

Erster Vlzepriifldent Kamm: Nächster Fragesteller 
Herr Kollege W h. - Der Fragesteller ist nicht anwe­
send. Die Frag verfällt. Herr Kollege Niedermeier, 
bitte! ; 

1 
Nledermelar H mann (SPD). Fragest e 11 er: 

Herr Staats lnlsterl Trifft der In der Ausgabe 
Freyung Nr. 12 der „Passauer Neuen Presse" 
vom 16./17. Mel 1981 unter der Überschrift 
„Schwere V rte gegen ehemaliges Manage­
ment der Ha marmühle" mltgetallte Sachverhalt 
zu, daß der trieb zur Anschaffung einer neuen 
Maschine, d 220 Arbeltsplitze für Miinner si­
chern sollte, einen Staatszuschuß In Höhe von 7 
Millionen D erhalten hat und, anstatt eine neue 
Meachlna zu aufen, aus alten zuaammengekaul­
ten Tellen et Meachlne gebeatalt hat, und, falls 
ja, Ist dies nl ht eine mißbräuchliche Verwendung 
eines Staat uschusses, und was Ist aus den 
staataanwal chaftllchen Ermittlungen gewor­
den? 

Staatsminister Jaumann: Herr Präsident, Hohes 
Haus! Die im Jahre 1977 in Konkurs gegangene Firma 
„Hammermühle" hat nie einen Staatszuschuß von 7 
Millionen DM erhalten, so daß sich keine eindeutige 
Beziehung zwischen der Meldung der „Passauer 
Neuen Presse" vom 17. Mai 1981 und den der Staats­
regierung bekannten Investitionen des Unterneh­
mens herstellen läßt. Vermutlich bezieht sich der Bei­
trag der PNP auf die Förderung, die das Unterneh­
men für Investitionen in den Jahren 1974/1975 erhal­
ten hat. Teile dieser geförderten Investitionen betra­
fen Aufwendungen für eine Kartonmaschine. Die ord­
nungsgemäße Verwendung der gewährten Investi­
tionszuschüsse wurde im Mai 1977 im Rahmen eines 
Verwendungsnachweises vom Wirtschaftsprüfer des 
Unternehmens bestätigt. Für den Bereich der Investi­
tionszulage kam das Finanzamt Passau im Rahmen 
einer Betriebsprüfung zu dem Ergebnis, daß die für 
die Maschine beantragte Investitionszulage zu Recht 
gewährt wurde. Das von der Staatsanwaltschaft 
Landshut unter anderem wegen Verdachts des Inve­
stitionsbetrugs eingeleitete Ermittlungsverfahren 
wurde bereits am 14. März 1980 gemäß§ 170 Absatz 
2 der Strafprozeßordnung eingestellt. 

Erster Vizepräsident Kamm: Zusatzfrage, der Frage­
steller! 

Niedermeter Hermann (SPD): Sind also die Vorwürfe, 
Herr Staatsminister, die hier von einem Stadtrat in 
Freyung erhoben worden sind, nicht zutreffend? 

Staatsminister Jaumann: Ich kann nur sagen, daß 
das jetzt Gesagte vermutlich gemeint ist. Das wären 
aber ganz andere Summen, jedenfalls sehr viel klei­
nere Beträge. Jedenfalls wissen wir nichts von einem 
Staatszuschuß von 7 Millionen DM. 

Erster Vizepräsident Kamm: Nächster Fragesteller 
Herr Kollege Geisperger. Bitte, Herr Kollege! 

Gelsperger (SPD), Fragest e 11 er: 

Herr Staatsminister! Wie wirkte sich des „Wirt­
schaftswunder In Niederbayern", von dem Sie In 
Landshut sprachen, auf den Straubinger Raum 
aus? 

(Heiterkeit) 

Staatsminister Jaumann: Herr Präsident, Hohes 
Haus! Dies ist eine sehr schöne Frage für mich. 

Der Regierungsbezirk Niederbayern hat in den ver­
gangenen Jahren eine überdurchschnittliche Ent­
wicklung genommen. Dies belegen zahlreiche Daten 
der amtlichen Statistik. Die Entwicklung Niederbay­
erns wird von einzelnen Teilräumen des Regierungs­
bezirks mitgetragen. Dabei sind natürlich ebenso wie 
in anderen Regierungsbezirken regionale Unter­
schiede festzustellen. 

Am wirtschaftlichen Aufschwung des Regierungsbe­
zirks Niederbayern hat auch der Straubinger Raum 
erheblichen Anteil. Dieses Gebiet erreichte aus­
nahmslos günstigere Ergebnisse als Bayern und das 
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Bundesgebiet. Lassen Sie mich das an folgenden Da­
ten veranschaulichen: 
Im Zeitraum 1974 bis 1980 hat sich die Zahl der so­
zialversicherungspflichtig Beschäftigten im Raum 
Straubing überdurchschnittlich um 2903 bzw. 10,0 
Prozent erhöht gegenüber 16 Prozent in Niederbay­
ern, 6,5 Prozent in Bayern - also wesentlich über dem 
bayerischen Durchschnitt - und 0,2 Prozent auf Bun­
desebene. Dabei konnten die Beschäftigten im pro­
duzierenden Bereich mit einer geringfügigen Ab­
nahme um 62 Arbeitsplätze bzw. 0,4 Prozent prak­
tisch gehalten werden. Niederbayern hat eine Zu­
nahme um 7,7 Prozent, Bayern eine Abnahme im Lan­
desdurchschnitt von 1,8 Prozent, und das Bundesge­
biet hat eine Abnahme von 7,7 Prozent. Im Dienstlei­
stungssektor wurde gleichzeitig eine erhebliche Zu­
nahme um 2872 Arbeitsplätze - das sind 25 Prozent -
erreicht. Niederbayern hatte 31 Prozent erreicht, Bay­
ern 17 Prozent - Niederbayern liegt also über dem 
Landesdurchschnitt - und das Bundesgebiet 9 Pro­
zent. 
Die in diesen Zahlen zum Ausdruck kommende Ver­
besserung der Wirtschaftsstruktur des Straubinger 
Raumes kommt auch in der überdurchschnittlichen 
Steigerung der Wirtschaftskraft zum Ausdruck. Nach 
den letzten vorliegenden Zahlen für den Zeitraum 
1970 bis 1978 hat sich das Bruttoinlandsprodukt die­
ses Raumes mit einer Zuwachsrate von 106,4 Prozent 
mehr als verdoppelt und damit die Zunahme in Bay­
ern - das sind 91 Prozent - und im Bundesgebiet -
das sind 89 Prozent - weit übertroffen. Entscheidend 
scheint mir, da6 es auch im Raum Straubing gelun­
gen ist, trotz der in den letzten Jahren eingetretenen 
erheblichen Konjunktur- und Strukturprobleme ge­
genüber dem landesdurchschnittlichen wirtschaftli­
chen Niveau weiter aufzuholen und damit das noch 
bestehende Leistungsgefälle weiter zu verringern. 
Selbstverständlch hat auch dieser Raum noch wirt­
schaftliche Pr~leme zu lösen. Die Staatsregierung 
wird sich daher auch künftig im Rahmen ihrer Mög­
lichkeiten einsejlzen, daß die sich im Raum Straubing 
bietenden Cha · cen für eine weitere Verbesserung 
der Wirtschaft truktur und des Arbeitsplatzangebo­
tes ausgeschö ft werden können. Ausschlaggebend 
hierfür wird na ürlich die Weiterentwicklung der ge­
samtwirtschaftl hen Rahmenbedingungen sein. 

Erster Vlzeprä Iden! Kamm: Zusatzfrage, der Frage­
steller! 

Gelsperger (S D): Herr Staatsminister, nachdem Ih­
nen bekannt i , daß der Mensch nicht von Prozen­
ten, sondern v n Geld lebt, möchte ich Sie fragen: 
Weshalb weist er Wirtschaftsraum Straubing, Stadt 
und Landkreis, von allen vergleichbaren Wirtschafts­
räumen in Bay n die geringste Zahl von Arbeitsplät­
zen im produzi renden Gewerbe auf nach dieser stei­
len Aufwärtsen icklung, die Sie gerade geschildert 
haben? 

Staatsminister Jaumann: Ich habe die Zahlen von 
1974 bis 1980 enannt. In den Jahren 1981 und 1982 
gibt es keine nderbewegungen. Tatsache ist, daß 

sich der Raum Straubing über dem Landesdurch­
schnitt verbessert hat. 

Erster Vizepräsident Kamm: Zusatzfrage, Herr Kol­
lege Sieber! 

Sieber (FDP): Herr Staatsminister, Sie haben von zu­
sätzlich geschaffenen Arbeitsplätzen gesprochen. 
Sind von den von Ihnen genannten Zahlen auch alle 
inzwischen verlorengegangenen Arbeitsplätze abge­
zogen, oder ist diese Zahl nicht berücksichtigt wor­
den? 

Staatsminister Jaumann: Diese Zahl ist bereits be­
rücksichtigt. 

Erster Vizepräsident Kamm: Zusatzfrage, Herr Kol­
lege Geisperger! 

Gelsperger (SPD): Herr Staatsminister, halten Sie es 
für bedeutsam, daß sich in den Jahren zwischen 1970 
und 1978 der Abstand zwischen dem Brutto-Inlands­
produkt pro Person für Straubing und Landshut und 
Straubing und Passau in etwa verdoppelt hat? 

Staatsminister Jaumann: Ganz gewiß ist es eine be­
trübliche Tatsache, daß sich nicht alle Teilräume Nie­
derbayerns in gleicher Weise entwickelt haben. Sie 
dürfen aber nicht übersehen, daß sehr viele Arbeits­
kräfte aus dem Bereich Straubing im nahe gelegenen 
Dingotting und in anderen Orten an der Grenze des 
Kreises in einem Arbeitsverhältnis stehen. Insoweit 
werden diese Arbeitsplätze den anderen Teilräumen 
zugerechnet. 

Über Zahlen läßt sich streiten, meine Damen und Her­
ren. Insgesamt aber ist die Bilanz überaus positiv. 

Erster Vizepräsident Kamm: Zusatzfrage, Herr Kol­
lege Dr. Heinz Kaiser! 

Dr. Kaiser Heinz (SPD): Herr Staatsminister, sind Sie 
mit mir der Meinung, daß die von Ihnen geschilderten 
Erfolge der Strukturpolitik in Niederbayern auch auf 
die gute Wirtschaftspolitik der Bundesregierung zu­
rückzuführen sind? 

(Widerspruch und Lachen bei der CSU -
Beifall bei der SPD) 

Staatsminister Jaumann: Ich bin nicht Ihrer Meinung. 

Erster Vizepräsident Kamm: Zusatzfrage, Herr Kol­
lege Geisperger! 

Gelaperger (SPD): Herr Staatsminister, würden Sie 
zugeben, daß das von Ihnen angesprochene Wirt­
schaftswunder in Niederbayern am Wirtschaftsraum 
Straubing vorbeigegangen ist? 

(Ach geh'! bei der CSU) 

Staatsminister Jaumann: Ich habe dargelegt, daß 
auch der Raum Straubing wirtschaftlich überpropor­
tional zugenommen hat. Bei den überaus positiven 
Zahlen Niederbayerns gilt der Raum Straubing als 
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derjenige, der am wenigsten nachgezogen hat, aber 
er liegt immerhin weit über dem Landesdurchschnitt. 

(Beifall bei der CSU) 

Erster Vizepräsident Kamm: Nächster Fragesteller 
Herr Kollege Dr. Schlittmeier. Bitte, Herr Kollege! 

Dr. Schllttmeler (SPD), Fragest e 11 er: 

Herr Staatsminister, welche vortäuflgen Ergeb­
nlHe Hegen aufgrund der Verhandlungen zwi­
schen dem Bund und dem Freistaat Bayern über 
den Welterbau oder die „quallflzlerte Beendl· 
gung" der Rhein-Main-Donau-Wasserstraße vor? 

Staatsminister Jaumann: Herr Präsident, Hohes 
Haus! Das Staatsministerium für Wirtschaft und Ver­
kehr führt zusammen mit den Staatsministerien des 
Innern, der Finanzen sowie für Landesentwicklung 
und Umweltfragen entsprechend dem Kabinettsbe­
schluß vom 16. März 1982 Gespräche mit dem Bun­
desverkehrsministerium über Daten und Fakten be­
züglich des Rhein-Main-Donau-Kanals, keine Ver­
handlungen. Ziel der Gespräche ist die Feststellung 
gemeinsamer, gegebenenfalls aber auch unter­
schiedlicher Positionen. Die Gespräche haben am 
2.Juni 1982 mit einer Sitzung in Bonn begonnen, wo­
bei die bayerische Seite von Anfang an klargestellt 
hat, da6 eine Beendigung des Baus der Schiffahrts­
straße für Bayern unter keinen Umständen in Be­
tracht kommt. Zur Zeit wird in Arbeitsgruppen ver­
sucht, über folgende Themen Klarheit zu bekommen:· 
Kosten und Abwicklungsstand, Finanzfragen, 
Rechtsfragen sowie Prognosen und Kosten/Nutzen­
Rechnungen. 

Die nächste Vollsitzung mit den Vertretern des Bun­
des ist für Oktober in München vorgesehen. Ergeb­
nisse lassen sich beim derzeitigen Stand der Gesprä­
che noch nicht absehen. Im übrigen ist zwischen den 
Beteiligten vereinbart, während der Dauer der Ge­
spräche Vert111ulichkeit über den Inhalt zu wahren. 

Erster Vlzeprtisldent Kamm: Zusatzfrage, der Frage­
steller! 

Dr. Schllttm$ (SPD): Herr Staatsminister, Sie spre­
chen von Arb itsgruppen. Hat eine Arbeitsgruppe be­
reits ein Erg bnis vorgelegt, über das Sie berichten 
können? 1 

Staatsminis! r Jeumann: Nein. 

Erster Vlzep 
ster. 

ldent Kamm: Danke. Herr Staatsmini-

Ich darf den errn Staatsminister für Unterricht und 
Kultus bitten. Nächster Fragesteller Herr Kollege Re­
gensburger. itte. Herr Kollege! 

Regensburg (CSU), Fragest e 11 er: 

Herr St mlnlster, welche rechtlichen Voraus-
tehen für die Errichtung einer lnte-

grlerten Grundschule, welche Chancen bestehen 
für die Errichtung einer solchen Schule in lngol· 
stadt und welche finanziellen Förderungsmög­
lichkeiten ergeben sich dabei? 

Staatsminister Dr. Maler: Herr Kollege Regensbur­
ger, die Anfrage betrifft offenbar die gemeinsame Be­
treuung von volksschulpflichtigen und sonderschul­
pflichtigen Kindern. Hier gilt folgendes: 

Das bayerische Schulrecht, insbesondere das Schul­
pflichtrecht, geht von einer getrennten Betreuung 
aus. Daher kann eine integrierte Grundschule nur als 
Schulversuch nach geltender Fassung des EUG be­
trieben werden. 

Voraussetzung für die Genehmigung eines solchen 
Schulversuchs in Ingolstadt wäre, daß die daran inter­
essierten Stellen, zum B~ispiel der Sachaufwandsträ­
ger bei öffentlichen Schulen oder ein privater Schul­
träger, ein entsprechendes Konzept vorlegen, das 
nach den entsprechenden Vorschriften des EUG ge­
nehmigt werden könnte. 

Die finanzielle Förderung würde sich danach richten, 
ob es sich bei dem Schulversuch um eine öffentliche 
oder private Schule handeln soll. Bei der öffentlichen 
Schule hat der Staat das Personal zu stellen, bei der 
privaten auch den Sachaufwand zu 80 Prozent zu er­
setzen. Mit Rücksicht auf die Haushaltslage und den 
Stelleneinzug bei den Volks- und Sonderschulen 
könnte derzeit kein Personal- oder Sachaufwand 
übernommen werden, der höher ist als der, der bei 
der dem geltenden Schulrecht entsprechenden ge­
trennten Betreuung der Kinder anfiele. 

Nach den bisher vorliegenden Erkenntnissen erfor­
dert die integrierte Betreuung behinderter und nicht­
behinderter Kinder in der Regel einen erheblich hö­
heren Personalaufwand, zum Beispiel beim Modell­
versuch nach Maria Montessori der „Aktion Sonnen­
schein", bei der Fläming-Grundschule Berlin oder bei 
der Grundschule Schenneteld in Schleswig-Holstein. 

Erster Vizepräsident Kamm: Zusatzfrage, der Frage­
steller! 

Regensburger (CSU): Herr Staatsminister, gibt es in 
Bayern derzeit bereits eine öffentliche oder private 
Schule dieser Art mit staatlicher Förderung? 

Staatsminister Dr. Maler: Es gibt den Modellversuch 
nach Maria Montessori bei der „Aktion Sonnen­
schein". Das ist das einzige im Augenblick existie­
rende Modell. 

Erster Vizepräsident Kamm: Zusatzfrage, Herr Kol­
lege Regensburger! 

Regensburger (CSU): Herr Staatsminister, kann ich 
Ihren Ausführungen entnehmen, daß Sie grundsätz­
lich bereit wären, einen weiteren Modellversuch die­
ser Art, zum Beispiel in Ingolstadt, zuzulassen? 

Staatsminister Dr. Maler: Ich sagte schon, das ist 
eine Frage der Finanzierung. Im Augenblick kann ich 
da nicht viel Mut machen. Grundsätzlich würde das 
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Kultusministerium einen solchen Schulversuch 
durchaus begrüßen. 

Erster Vizepräsident Kamm: Nächster Fragesteller 
Herr Kollege Diethei. Bitte, Herr Kollege! 

Dlethel (CSU), Fragesteller: 

Harr Staatsminister! Ist die Bayerische Staatsre­
gierung bereit, die Bemühungen der Stadt Kemp­
ten zu unterstützen, eine überregionale Alpenlän­
dlsche Galerla als Fiiiaie des Nationalmuseums 
In Kempten zu errichten? 

Staatsminister Dr. Maler: Herr Kollege Diethei, das 
Kultusministerium steht bereits seit Herbst 1979 mit 
der Stadt Kempten in Verhandlungen wegen der Er­
richtung eines staatlichen Zweigmuseums. Über das 
Ausstellungsthema hat man sich verhältnismäßig 
rasch geeinigt; über die Bereitstellung eines für Mu­
seumszwecke geeigneten Gebäudes haben sich die 
Verhandlungen bis in die jüngste Zeit hineingezogen. 
Das ehemalige Kornhaus konnte, wie sich erst in die­
sem Jahr herausgestellt hat, für Museumszwecke 
nicht zur Verfügung gestellt werden. 

Mit der Erdgescho8halle der ehemaligen Reitstallka­
serne hat die Stadt im Frühjahr 1982 nun Räumlich­
keiten angeboten, die - nach ihrer baulichen Instand­
setzung - für die Errichtung eines Zweigmuseums 
des Bayerischen Nationalmuseums sehr wohl geeig­
net erscheinen. Nach den Meldungen der letzten 
Tage sind darüber auch schon Absprachen getroffen 
worden. Das Bayerische Nationalmuseum beabsich­
tigt, in Kempten in einer sogenannten Alpenländi­
schen Galerie eine größere Anzahl von Skulpturen, 
hauptsächlich des 15. und 16. Jahrhunderts, also von 
der Spätgotik bis zur frühen Neuzeit, nicht nur aus 
dem Allgäu, aus <;>berschwaben und Vorarlberg, son­
dern auch aus Südtirol, Oberkrain und der Ost­
schweiz auszustellen. 

Es ist damit zu echnen, daß die lnstandsetzungs­
maßnahmen im n chsten Jahr beginnen können und 
etwa zwei Jahre auern. Für die Restaurierung der 
Museumsobjekte und die Einrichtung des Museums 
wurden in den ushaltsentwurf 1983/84 für beide 
Jahre Mittel aufg nommen. Es erscheint damit nicht 
ausgeschlossen, daß das Zweigmuseum im Jahre 
1985 eröffnet we en kann. 

Dlethel (CSU): H rr Staatsminister, kann davon aus­
gegangen werde , daß auch Kunstwerke, die wäh­
rend der Säkular ation aus Kempten weggeschafft 
worden sind, ein s Tages als Exponate in der Aus­
stellung erschein n? 

Staatsminister D . Maler: Das wird sich sicher fast 
zwangsläufig erg ben, da ja ein Teil der in München 
zusammengetrag nen Exponate durch die Säkulari­
sierung in die La eshauptstadt gekommen ist. 

Erster Vlzepräsl 
ist Herr J<ollege 

nt iKamm: Nächster Fragesteller 
uber. Bitte, Herr Kollege! 

Tauber (CSU), Fragest e 11 er: 

Herr Staatsminister, Ich frage die Staatsregie­
rung, ob sie billigt, daß die von der Realschula 
Oberasbach auszulagamden drei Klassen in Räu­
men der Stadt Zirndorf untergebracht werden, 
wie vom Kreisausschuß des Landkreises Fürth 
beschlossen wurde? 

Staatsminister Dr. Maler: Herr Tauber, der Antrag 
des Landkreises Fürth vom 15. Juli 1982 auf Auslage­
rung von Klassen der Realschule Oberasbach nach 
Zirndorf ist beim Ministerium am 16. Juli, also letzte 
Woche, eingegangen. Wegen der Kürze der Zeit war 
eine Überprüfung noch nicht möglich, zumal hierzu 
zumindest die Leitung der Staatlichen Realschule 
Oberasbach, erforderlichenfalls auch die Regierung 
von Mittelfranken, gehört werden muß. 

Die Staatliche Realschule Oberasbach führt derzeit 
31 Klassen; die Schulanlage wurde für 20 Klassen er­
richtet. 

(Unruhe - Glocke des Präsidenten) 

Eine Entlastung der Schule, auch in Form der Ausla­
gerung von Klassen, ist daher erwünscht. 

Das Staatsministerium hat deshalb einem Antrag des 
Landkreises vom 15. Juni 1982 auf Auslagerung nach 
Cadolzburg zugestimmt. Diesen Antrag hat der Land­
kreis allerdings mit dem erwähnten Schreiben vom 
15. Juli 1982 wieder zurückgenommen. Also ein ge­
wisses Zickzack, das uns die Entscheidung auch 
nicht leichter macht! Das Kultusministerium wird 
auch einem Antrag auf Auslagerung von Klassen 
nach Zirndorf entsprechen, wenn die Voraussetzun­
gen gegeben, das heißt, wenn die dafür vorgesehe­
nen Räume geeignet sind. Die erforderliche Überprü­
fung wurde bereits eingeleitet. 

Erster Vizepräsident Kamm: Nächster Fragesteller 
ist Herr Kollege Dr. Kempfler. 

Dr. Kempfler (CSU), Fragest e 11 er: 

Herr Staatssekretär, Ist der Staatsregierung be­
kannt, ob sich der Beschluß des Landesaus­
schusses der Ärzte und Krankenkassen, wonach 
Nlederlassungsbeschränkungen für Ärzte ange­
ordnet worden sind, für unterversorgte Gebiete 
bereits positiv ausgewirkt hat? 

Staatssekretär Dr. Rosenbauer: Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! Die Frage kann mit Ja be­
antwortet werden. Der Landesausschuß der Ärzte 
und Krankenkassen hat in seinem Beschluß vom 
22. Januar 1982 über die Zulassungssperre für Au­
genärzte, Hautärzte, HNO-Ärzte, Kinderärzte und 
Nervenärzte insgesamt 61 Kassenarztsitze als unter­
versorgt festgestellt. 

Nach Mitteilung der Kassenärztlichen Vereinigung 
Bayerns hat sich die Zahl der unterversorgten Kas­
senarztsitze in der Zwischenzeit, also seit diesem Be­
schluß, erheblich verringert: 

Bei fünf Arztsitzen hat eine Überprüfung vor Ort im 
Rahmen der letzten Fortschreibung des kassenärztli­
chen Bedarfsplans ergeben, daß keine Unterversor-
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gung mehr vorliegt. Weitere zwei Arztsitze wurden in­
zwischen als selbständige Planungsbereiche gestri­
chen. 

Von den restlichen 54 Arztsitzen konnten bereits 
sechs besetzt werden. -Dabei handelt es sich um die 
Stellen für zwei Augenärzte, zwei Hautärzte, einen 
Kinderarzt und einen Nervenarzt. 

Für vier weitere Kassenarztsitze wurden bereits Zu­
lassungsanträge gestellt, so daß demnächst mit der 
Niederlassung von weiteren zwei Augenärzten, einem 
HNO-Arzt und 'einem Kinderarzt zu rechnen ist. 

Damit sind derzeit nur noch 44 als unterversorgt fest­
gestellte Arztsitze weiterhin offen. Für 13 davon ha­
ben sich jedoch bereits Interessenten gemeldet. 

Der Landesausschuß der Ärzte und Krankenkassen 
hat am 15. Juli 1982, also vor wenigen Tagen, be­
schlossen, die Zulassungsbeschränkungen vom Ja­
nuar 1982 zunächst aufrechtzuerhalten. Nach § 16 
Absatz 6 der Zulassungsordnung für Kassenärzte 
muß diese Sperre spätestens nach sechs Monaten 
auf ihre weitere Notwendigkeit hin überprüft werden. 

Nach den bisherigen Erkenntnissen der Staatsregie­
rung haben die vom Landesausschuß der Ärzte und 
Krankenkassen in Bayern ausgesprochenen Zulas­
sungsbeschränkungen die Versorgungssituation in 
Problemgebieten in der Tat positiv beeinflußt. 

Erster Vlzeprieldent Kamm: Zusatzfrage, der Frage­
steller! 

Dr. Kempller (CSU): Herr Staatssekretär, hat damit 
die von Ihnen erwähnte Bedarfsplanung bereits einen 
positiven Einfluß auf die Versorgung mit Ärzten ge­
habt? 

Steetssekretlr Dr. Rosenbauer: Die Bedarfsplanung 
ist eine Stufe worher. Sie muß erfolgen, bevor eine Zu­
lassungsbes ränkung durchgeführt werden kann. 
Ich kann sag n, daß die Erstellung des Bedarfsplans 
dazu geführt at, daß mittlerweile bereits 63 Prozent 
der 178 Kas narztsitze, die damals in unterversorg­
ten Gebieten unbesetzt waren, besetzt sind. Die Er­
stellung des Bedarfsplans hatte also eine positive, 
heilsame, e 'eherische Wirkung auf die Niederlas­
sung von Är en. 

Erster Vlzep ··eldent Kamm: Zusatzfrage, Herr Kol­
lege Dr. Gan er! 

Dr. Gantzer SPD): Herr Staatssekretär, meinen Sie 
nicht auch, ß man bei den Ärzten ähnliche Zulas­
sungsbeschr nkungen wie bei den Notaren einführen 
sollte, nach m durch diese die notarielle Versor­
gung in Bay n einwandfrei gewährleistet ist? 

Steeteeekre ·r Dr. Rosenbauar: Herr Kollege, an Ih­
rer Stelle hä e ich diese Frage nicht gestellt und sie 
schon gar n ht an mich gerichtet. Ich glaube, Sie 
kennen den rechtlichen Unterschied zwischen der 

Zulassung für Notare und der Zulassung für Ärzte 
sehr genau, zumindest genauso gut wie ich. 

(Abg. Klasen: Es lebe das 
Bundesverfassungsgericht!) 

Erster Vizepräsident Kamm: Zusatzfrage, Herr Kol­
lege Lechner! 

Lechner Ewald (CSU): Herr Staatssekretär, kann man 
davon ausgehen, daß Ihre Ausführungen, die die kas­
senärztliche Versorgung betreffen, in ähnlicher Weise 
auch für die zahnärztliche Versorgung in diesem Be­
reich gelten? 

Staatssekretär Dr. Rosenbauer: Mit absoluter Si­
cherheit ja. 

Erster Vizepräsident Kamm: Zusatzfrage, Herr Kol­
·lege Huber! 

Huber Erwin (CSU): Herr Staatssekretär, kann daraus 
geschlossen werden, daß die 200 arbeitslosen Ärzte, 
die es jetzt in München gibt, bereit sind, in die ländli­
chen Räume zu gehen? 

Staatssekretär Dr. Rosenbauer: Ich glaube, das 
kann man nicht unbedingt daraus schließen. Ich bin 
allerdings der Meinung, daß wir andere Probleme ha­
ben als die Arbeitslosigkeit von 200 Ärzten in Mün­
chen. 

(Abg. Erwin Huber: Das ist richtig!) 

Erster Vizepräsident Kamm: Keine weiteren Zusatz­
fragen. Damit ist Ihr Part erledigt, Herr Staatssekre­
tär. 

Ich darf den Herrn Staatssekretär im Bayerischen 
Staatsministerium des Innern bitten. 

Nächste Fragestellerin ist Frau Kollegin Ria Burkei. 
Bitte, Frau Kollegin! 

Frau Burkel (SPD), Fragestellerin: 

Ich frage die Staatsregierung, wie die Differenz 
von bis zu 23 Prozent zwischen den amtlichen 
Verlautbarungen der Stadt München und der amt­
lichen Bawllllgungsstatlstlk In den Tätigkeitsbe­
richten der Bayerischen Landesbodenkredltan­
stalt über die 1980 und 1981 In München öffent­
lich geförderten Wohnungen zu erklären Ist, wo­
nach laut Angaben der Landeshauptstadt Mün­
chen Im Jahre 1980 1954 Wohneinheiten, 1981 
2118 Wohneinheiten, nach Angaben der Landes­
bodankredltanstalt jedoch 1980 nur 1585 Wohn­
einheiten und 1981 nur 1630 Wohneinheiten ge­
fördert wurden. 

Staatssekretär Neubauer: Frau Kollegin, die Diffe­
renz läßt sich sehr einfach, nämlich mit der unter­
schiedlichen Zählweise, erklären. 

Die Landesbodenkreditanstalt veröffentlicht als Jah­
resergebnis die Anzahl der Wohnungen, die aus den 
im jeweiligen Kalenderjahr bei ihr eingehenden Bewil-
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ligungsbescheiden folgt. Die Landeshauptstadt Mün­
chen nimmt dagegen als Grundlage ihrer Zählung das 
ihr im jeweiligen Jahr zugewiesene Kontingent aus 
dem Jahresprogramm. Sie beginnt die Zählung mit 
der Zuweisung der Mittel; das ist normalerweise je 
nach Freigabe der Bundesmittel und der Verfügungs­
möglichkeit über die Landesmittel etwa Februar/ 
März. Sie zählt die geförderten Wohnungen bis zur 
Ausschöpfung des Jahreskontingents, also bis in die 
ersten Wochen des neuen Jahres hinein. 

Aus dieser unterschiedlichen Zählweise erklärt sich 
die Differenz. 

Erster Vizepräsident Kamm: Zusatzfrage, die Frage­
stellerin! 

Frau Burkel (SPD): Herr Staatssekretär, sehen Sie 
eine Möglichkeit, künftig zu einer gleichen Zählweise 
zu kommen? 

Staatssekretär Neubauar: Ach Gott, eine gleichlau­
tende, übereinstimmende Zählweise wäre sicher 
zweckmäßig. Wir können aber die Stadt München 
nicht anhalten, eine andere Zählweise einzuführen. 
Nach welcher Methode sie zählen will, muß man ihr im 
Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung schon 
selbst überlassen. 

Erster Vizepräsident Kamm: Zusatzfrage, die Frage­
stellerin! 

Frau Burkel (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie 
sagen, wie es für einen Laien - auch ein Abgeordne­
ter ist praktisch ein Laie - möglich ist festzustellen, 
ob die amtlichen Zahlen der Landesbodenkreditan­
stalt und der Landeshauptstadt München zu einem 
bestimmten Stichtag in der Vergangenheit überein­
stimmen? 

Staatssekretär „eubauar: Beide Zahlen sind richtig. 
Sie können abf nicht übereinstimmen, weil ihnen 
eine unterschie liehe Zählweise zugrundeliegt. 

(Abg. Koc : Wir können ja wieder von vorn 
. anfangen!) 

- Ja, sicher kö nen wir wieder von vorn anfangen. 
Aber es ist no ndig, daß jeder seine Zählweise wei­
terführt, daß ni t von der einen Zählweise zu einer 
anderen gewec seit wird. Dann hätte Inan nämlich 
keinen Vergleic . 

Erster Vlzepris ent Kamm: Zusatzfrage, Frau Kolle­
gin Burkei! 

Frau Burkel (S D): Ich glaube, ich bin vom Herrn 
Staatssekretär f lsch verstanden worden. Ich meine: 
rückwirkend. Fr ilich ist es im laufenden Jahr nicht 
möglich, aber an muß doch rückwirkend ein paar 
Jahre zusamme fassen und das Ergebnis feststellen 
können. Ich w„ dankbar, wenn Sie sagen könnten, 
Herr Staatssekr tär, wie man das macht. Sonst kann 

man die Zahlen ja nie prüfen, weil der Verwaltung nur 
gesagt wird, die Zahlen stimmen, aus. 

Staatssekretär Neubauer: Sicher ist es aufgrund des 
vorliegenden Zahlenmaterials möglich, auch rückwir­
kend die beiden unterschiedlichen Zählweisen aufein­
ander abzustimmen. 

Erster Vizepräsident Kamm: Nächster Fragesteller 
Herr Kollege Paul Pfeuffer. Bitte, Herr Kollege! 

Pfeuffer (CSU). Fragest e 11 er: 

Herr Staatssekretär, sieht die Bayerische Staats­
regierung In absehbarer Zelt eine Mögllchkalt, 
dla seit langam gaplante Ortsumgehung dar 
Staatsstraße 2418 Im Bereich der Stadt Ochsan­
furt - Stadtteil Goßmannsdorf - auszubauen? 

Staatssakratär Naubauar: Herr Präsident, meine Da­
men und Herren! Die Planung für die Ortsumgehung 
von Goßmannsdorf wird gegenwärtig aufgestellt. Sie 
ist wegen der Beteiligung der Deutschen Bundes­
bahn, den dortigen Hochwasserverhältnissen und 
dem notwendigen Anschluß von Goßmannsdorf. an 
diese Verlegung schwierig. Die Planung wird daher al­
ler Voraussicht nach erst im nächsten Jahr abge­
schlossen werden können. Da sich daran das Plan­
feststellungsverfahren anschließt, ist ein Baubeginn 
frühestens Ende 1984, wahrscheinlich aber erst ab 
1985 zu erwarten. 

Erstar Vizepräsident Kamm: Ich fasse die Fragen 21 
und 22 zusammen. Herr Kollege Loew ist der nächste 
Fragesteller. Bitte, Herr Kollege! 

Loew (SPD), Frage sie 11 er: 

Herr Staatssekretär, kann die Bayerische Staats­
regierung verbindlich zusagen, daß für den Bau­
der Verkehrsmaßnahme Grelnberg-Knoten Im 
Jahre 1982 und In den folgenden Jahren gemäß 

· der Zusage einer Förderung In Höhe von 70 Pro­
zent dem Baufortschritt entsprechend an den 
Bauträger Stadt Würzburg ausgezahlt wird? 

Erster Vizepräsident Kamm: Jetzt die Frage des 
Herrn Kollegen Herbert Franz! 

(Abg. Loew: Die kann ich übernehmen; er 
ist nicht da!) 

- Der Abgeordnete Loew übernimmt die Frage. 

Loew (SPD), Fragest e 11 er: Herr Staatssekretär, 
die Frage des Kollegen Franz lautet: 

Kann die Stadt Würzburg aufgrund der bereits er­
folgten Vorfinanzierung dar Grundstücks- und 
Abbruchgeschäfte Im Jahre 1983 davon ausge­
hen, daß sie die In Aussicht gestellten Zuschüsse 
für den ersten Bauabschnitt des Grelnberg-Kno­
tens erhält? 
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Staatssekretär Neubauer: Herr Präsident, meine Da­
men und Herren! Die Stadt Würzburg beabsichtigt, 
das Bauvorhaben Greinberg-Knoten in drei Bauab­
schnitten durchzuführen. Der 1. Bauabschnitt soll 
1983 mit Gesamtkosten von 30 Millionen DM, wovon 
auf die Stadt rund 22 Millionen DM entfallen, begin­
nen. 

Vorgesehen ist, das Vorhaben mit Zuwendungen ge­
mäß § 5 a FStrG mit 50 Prozent, dem höchstmögli­
chen Förderungssatz, und gemäß Artikel 13 c FAG, 
Härtefonds, mit 20 Prozent zu fördern. 

Sobald die ergänzenden Antragsunterlagen der Stadt 
vorliegen, werden sie dem Bundesminister für Ver­
kehr zur Genehmigung vorgelegt. Um einen Baube­
ginn 1983 zu ermöglichen, wurde Bauabschnitt 1 vor­
sorglich in den dem Bundesminister für Verkehr vor­
gelegten Entwurf des Straßenbauplanes 1983 aufge­
nommen. 

Eine verbindliche Zusage für die Gewährung der § 5 a 
FStrG-Zuwendung kann erst gegeben werden, wenn 
die Zustimmung des Bundesministers für Verkehr zur 
Maßnahme vorliegt und der Bundeshaushalt 1983 
Rechtskraft erlangt hat. Inwieweit die Zuwendungen 
dem Baufortschritt entsprechend ausbezahlt werden 
können, hängt dabei von der Höhe der dem Land 
jährlich zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel ab. 
Dies gilt entsprechend auch für die FAG-Mittel, da es 
sich hierbei um eine Komplementärfinanzierung 
handelt, die nicht für sich allein gesehen werden 
kann. Mit der Bereitstellung der Zuschüsse gemäß 
Artikel 13 c FAG kann die Stadt Würzburg unter der 
Voraussetzung rechnen, daß die kommunalen Stra­
ßenbaumittel in etwa wie im bisherigen Umfang jähr­
lich zur Verfügung stehen. 

Zweiter Vizepräsident Lechner: Zusatzfrage, der 
Fragesteller! 

Loew (SPD): Herr Staatssekretär, kann ich Ihrer Ant­
wort entnehrjien, daß die Staatsregierung derzeit 
nicht in der L ge ist, die bislang bereits angefallenen 
Grundstücks schaffungs- und Planungskosten, die 
ebenfalls zu endungslähig sind, zeitgerecht mit 
staatlichen Z chüssen zu bedienen? 

Staatssekret r Neubauer: Herr Kollege Loew, ich 
habe Ihnen g agt, wenn der Bundesminister für Ver­
kehr zustimm , ist die Finanzierung nach § 5 a FStrG 
gesichert, au h die Finanzierung nach Artikel 13 c 
FAG, Härtefo ds, wenn der bisherige Anteil des Staa­
tes an den S aßenbaumitteln erhalten bleibt. 

Abg. Loew: Aber wann?) 

- Beginnend b 1983. 

. Loew: Warum nicht jetzt?) 

Zweiter Vize räsldent Lechner: Zusatzfrage, Herr 
Kollege Eyk nn ! 

Eykmann (C 
„Angebot" d 
hi~reich, der 

) : Herr Staatssekretär, halten· Sie das 
s Würzburger Oberbürgermeisters für 
rotz steigenden Verkehrsaufkommens 

im Bereich des Greinberg-Knotens eine sog. Null-Lö­
sung empfiehlt, also einen verminderten Ausbau des 
Knotens anstrebt? 

Staatssekretär Neubauer: Herr Kollege, wir sind der 
Meinung, daß dieses Bauprojekt für die Verbesse­
rung der Verkehrssituation in Würzburg dringend not­
wendig ist und halten es daher in der jetzt vorgesehe­
nen Form für richtig. 

Zweiter Vizepräsident Lechner: Zusatzfrage, Herr 
Kollege Will! 

Will (CSU): Herr Staatssekretär, liege ich richtig in 
der Annahme, nachdem die Verkehrsprognose 1990 
jetzt schon überschritten ist, daß das Projekt Grein­
berg-Knoten als das wichtigste Projekt im Raum 
Würzburg angesehen werden kann und deshalb 1983 
die Finanzierung laufen sollte? 

Staatssekretär Neubauer: Ja. 

Zweiter Vizepräsident Lechner: Zusatzfrage, Herr 
Kollege Loew! 

Loew (SPD): Herr Staatssekretär, was hat die Bayeri­
sche Staatsregierung bislang in Vorbereitung auf die 
Zahlungen des Bundes nach § 5 a BFStrG getan, um 
die Zahlung für die Jahre 1983 und folgende sicherzu­
stellen? 

Staatssekretär Neubauer: Wir haben uns natürlich 
mit dem Bundesverkehrsministerium. in Verbindung 
gesetzt, um das Problem zu besprechen und unsere 
Meihung zur Wichtigkeit des Projekts darzulegen. Ich 
habe vorhin gesagt, daß der Bauabschnitt 1 bereits 
vorsorglich in den dem Bundesminister für Verkehr 
vorgelegten Entwurf eines Straßenbauplans 1983 auf­
genommen worden ist. 

Zweiter Vizepräsident Lechner: Zusatzfrage, Herr 
Kollege von Truchseß ! 

Freiherr TruchseB von und zu Wetzhausen (SPD): 
Herr Staatssekretär, nachdem die Planungen für den 
Greinberg-Knoten mittlerweile einige Jahre alt sind -
das Modell steht seit mindestens 2 Jahren im Rat­
haus von Würzburg zur Besichtigung aus -, darf ich . 
Sie fragen, warum dieses Vorhaben bislang aufsicht­
lich nicht genehmigt worden ist. Was sind die 
Gründe, daß es so lange dauert, daß die Stadt Würz­
burg überhaupt die Genehmigung bekommt, dieses 
Bauwerk zu errichten? 

Staatssekretär Neubauer: Herr Kollege, ich habe im 
Augenblick nicht den Berg von Akten da, um die Vor­
gänge über mehrere Jahre aus dem Stegreif rekon­
struieren zu können. Ich kann Ihnen nur sagen, daß 
von der Obersten Baubehörde, soweit ich orientiert 
bin, das Projekt als sehr notwendig angesehen wor­
den ist, daß auch entsprechende schriftliche Äuße­
rungen vorliegen und da8 alles getan worden ist, um 
dieses Projekt zu beschleunigen. 
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Zweiter Vizepräsident Lechner: Zusatzfrage, Herr 
Kollege Eykmann! 

Eykrnann (CSU): Herr Staatssekretär, sind Sie mit mir 
der Auffassung, daß wir im Bau wesentlich weiter wä­
ren, wenn 1980 nicht plötzlich Mittel des Bundes aus 
dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz gestri­
chen worden wären, und daß die jetzige 70prozentige 
Förderung, die ja eine Mischförderung ist, eine opti­
male Förderung ist? 

Staetssekretir Neubauer: Das gilt nicht nur für die­
ses Projekt. Wir wären in einer ganzen Reihe von Pro­
jekten im lande weiter, wenn der Bund die Mittel 
nicht gekürzt hätte. Das gilt nicht nur für den Bereich 
GVFG. Es ist richtig, daß ursprünglich vorgesehen 
war, GVFG-Mittel zu verwenden. Wir wollen jetzt Mit­
tel nach § 5 a FStrG heranziehen, weil wir meinen, da­
mit schneller zum Zug zu kommen. Diese Frage ist 
also zu bejahen, und zwar allgemein und nicht nur für 
Würzburg. 

Zweiter Vizepräsident Lechner: Zusatzfrage, Herr 
Kollege Will! 

(Abg. Loew: Herr Präsident, so geht es 
nicht! Ich habe mich schon die ganze Zeit 

gemeldet!) 

Wiii (CSU): Herr Staatssekretär, kann ich aufgrund Ih­
rer Antwort vorhin davon ausgehen, daß noch immer 
Antragsunterlagen der Stadt Würzburg fehlen und 
deshalb noch nicht entschieden werden kann, ob 
1983 Mittel zur Verfügung stehen werden? 

Staetssekreür Neublluer: Wir konnten das Projekt 
noch nicht endgültig vorlegen, weil die entsprechen­
den Unterlagen noch nicht vollständig sind. 

Zweiter Vlzeprisldent Lechner: Zusatzfrage, Herr 
Kollege Loew! 

Loew (SPD): Herr Staatssekretär, kann ich aus Ihrer 
Antwort auch die Schlußfolgerung ziehen, daß keine 
Zuschüsse d s Landes und des Bundes gezahlt wer­
den können, olange dieses Projekt nicht von der Re­
gierung von nterfranken und von der Obersten Bau­
behörde des Freistaates Bayern bauaufsichtlich und 
planungsrec lieh genehmigt ist? 

Neubauer: Herr Kollege Loew, als 
stellvertreten er Vorsitzender des Haushaltsaus­
schusses wi sen Sie genau, daß ein Projekt erst 
dann endgült gefördert werden kann, wenn es auch 
bauaufsichtli genehmigt ist. Hier geht es aber um 
die Frage, o die Finanzierung gesichert ist. Sie ist 
unserer Mei ng nach gesichert, wenn der Freistaat 
Bayern den teil an der Kraftfahrzeugsteuer behält, 
den er jetzt t. Unter dieser Voraussetzung können 
wir im Rahm n des Baufortschritts die Härtefondsfi­
nanzierung ringen. Wir gehen davon aus, daß 
auch die Mi 1 nach § 5 a FStrG zur Verfügung ste­
hen werden. 

Zweiter Vlz Lechner: Zusatzfrage, Herr 
Kollege von ruchseß ! 

Freiherr Truchseß von und zu Wetzhausen (SPD): 
Herr Staatssekretär, können Sie konkret sagen, wel­
che Unterlagen fehlen, woran bislang die Genehmi­
gung dieses Bauprojekts gescheitert ist? 

Staatssekretär Neub-r: Welche Unterlagen kon­
kret fehlen, kann ich Ihnen im Augenblick nicht sa­
gen, aber ich weiß, daß jedenfalls Unterlagen fehlen, 
die erforderlich sind, um das Projekt dem Bundesver­
kehrsminister vorlegen zu können. Es lä6t sich aber 
leicht feststellen, welche Unterlagen fehlen. 

(Abg. von Truchseß: Es wird sehr 
interessant sein festzustetten, was der Herr 

Peschl nicht vorgelegt hat!) 

Zweiter Vizepräsident Lechner: Letzte Zusatzfrage, 
Herr Kollege von Truchseß ! - Er verzichtet. Herr Kol­
lege Eykmann, Sie haben dann noch die Möglichkeit 
der letzten Zusatzfrage. 

Eykmann (CSU) : Herr Staatssekretär! Wären Sie so 
freundlich, dem Herrn Kollegen Loew und dem Herrn 
Kollegen von Truchseß noch einmal klarzu"1aehen, 
was Sie mir auf meine erste Frage hin gesagt haben? 

(Abg. Loew: Das ist doch keine Frage an die 
Staatsregierung! - Gegenrufe von der CSU 

- Unruhe) 

Zweiter Vizepräsident Lech,_: Das ist natürlich in 
F'ragefonn gekleidet. 

Eykrnann (CSU): Das ist eine Frage gewesen, ·Herr 
Kollege Loew, das ist doch unzweifelhaft! Daß sie Ih­
nen unsympathisch ist, kann ich mir vorsielen, Herr 
Kollege Loew! Die verspätete Planaufsichtsgenehmi­
gung ist doch dadurch entstanden, da8 die Stadt 
Würzburg, die unter der Leitung des Herrn Oberbür­
germeisters steht, 

(Abg. Möslein: Des Herrn 
SPD-Oberbürgenneisters, müßte es korrekt 

heißen! -Abg. Diethei: Des Herrn 
Senators!) 

durch ständige Veränderung der Planung das Vorha­
ben verzögert hat, so daß wir 1979 nicht anfangen 
konnten, nachdem auch noch die Bundesmittel fehl­
ten, so daß noch einmal erneut überprüft werden 
mußte. 

(Lebhafte anhaltende Zurufe des Abg. von 
Truchseß) 

Staatssekretär Neubauer: Herr Kollege Eykmann, 
ich verweise bezüglich der Antwort, die ich vorhin ge­
geben habe, auf das Protokoll. 

Im übrigen kann ich Ihre Frage bejahen, es sind un­
terschiedliche -

(Gegenruf des Abg. Eykmann: Sie fragen 
doch die ganze Zeit immer daneben! Ach, 

hören Sie doch auf!) 
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- Moment, wird jetzt eine Debatte während der Fra­
gestunde im Haus geführt, oder soll ich hier antwor­
ten? Ich weiß es nicht. 

Es ist in der Tat so, daß es offenbar unterschiedliche 
Meinungen im kommunalen Bereich über Art, Umfang 
und zeitliche Abfolge dieses Bauprojekts gab. 

(Anhaltende erregte Zurufe des Abg. von 
Truchseß - Glocke des Präsidenten) 

Zweiter Vizepräsident Lechner: Nächste Fragestelle­
rin, Frau Kollegin von Pölnitz! 

Freifrau von Pölnltz (CSU), Fragest e 11 er in: 

Tellt die Staatsregierung angesichts der leider 
Immer noch sehr hohen Zahl der Verkehrsunfälle 
die Auffassung, daß stärkste Anstrengungen not­
wendig sind, um das Fahrverhalten besonders 
der jugendlichen Fahranlängar sicherer zu ma­
chan, und welche Maßnahmen hält sla für mög­
lich und geboten? 

Staatssekretär Neubauer: Herr Präsident, meine Da­
men und Herren! Die Unfallgefahren, die von jugendli­
chen Fahranfängern ausgehen, sind, das ist allgemein 
bekannt, überdurchschnittlich hoch. Die Staatsregie­
rung teilt deshalb die Auffassung, daß alle Anstren­
gungen unternommen werden müssen, um hier, so­
weit irgend möglich, Abhilfe zu schaffen. Dazu kom­
men unter anderem folgende Maßnahmen in Be­
tracht: 

Das Innenministerium hat einen Forschungsauftrag 
erteilt, der nach Auswertung schwerer Unfälle ju­
gendlicher Fahranfänger zu Vorschlägen führen soll, 
die insbesondere zu einer noch besseren Ausbildung 
der künftigen Kraftfahrer führen sollen. Das Ergebnis 
dieses Forschungsauftrags soll Ende des Jahres vor­
liegen. 

Weiter: Die Tei..,ahme am theoretischen Fahrschulun­
terricht, der sij:h insbesondere auch auf die Gefah­
renlehre erstr · kt, sollte verbindlich werden. Wer den 
Unterricht nie besucht, sollte zur Führerscheinprü­
fung nicht me zugelassen werden. 

Weiter: Die pr ktische Fahrausbildung sollte intensi­
viert werden, i sbesondere das Fahren mit höherer 
Geschwindigk it außerhalb geschlossener Ortschaf­
ten. Damit soll erreicht werden, daß die Fahrzeugbe­
herrschung, z. . beim Kurvenfahren, beim Auswei­
chen und bei Bremsen, verbessert wird. 

Zu prüfen ist f rner auch, ob eine unbeschränkte Er­
laubnis zum F hren schwerer Krafträder erst erteilt 
werden sollte, enn eine ausreichende Fahrpraxis auf 
leichteren Kra rädern nachgewiesen wird. 

Darüber hinau ist zu prüfen, ob eine Befristung der 
Fahrerlaubnis ei der erstmaligen Erteilung an Fahr­
anfänger erfol n soll. Das würde bedeuten, daß die 
Fahrerlaubnis unächst nur für einen bestimmten 
Zeitraum, z.B. zwei oder drei Jahre, erteilt wird und 
daß die Fahre ubnis nur dann unbefristet verlängert 

der junge Fahranfänger in diesem 

Zeitraum bewährt hat. Am Ende dieses Zeitraums 
könnte die Teilnahme an einem Fortbildungsseminar 
stehen, in dem die Teilnehmer unter Berücksichti­
gung ihrer bisherigen Erfahrungen dazu angeleitet 
werden, sicherheitsrelevante Regeln und fahrphysika­
lische Vorgänge noch besser zu verstehen bzw. bes­
ser anzuwenden. Dagegen erscheint eine neuerliche 
Fahrerlaubnisprüfung in einem solchen Fall nicht er­
forderlich. Ebensowenig halten wir es für sinnvoll, ei­
nen „Führerschein auf Zeit" einzuführen. 

In Frage kommt schließlich noch, eine Erhöhung der 
jetzt geltenden Altersgrenze für die Erteilung einer 
Fahrerlaubnis ins Auge zu fassen. Wir sind der Mei­
nung, daß dies nach dem gegenwärtigen Erfahrungs­
stand nicht verwirklicht werden sollte. Eine solche 
Regelung würde die Problematik nur zeitlich ver­
schieben; deshalb sind andere Maßnahmen vorzuzie­
hen. 

Das sage ich außerhalb der Beantwortung der Frage: 
Frau Kollegin von Pölnitz, weil Sie jetzt aus dem Par­
lament ausscheiden, ist es, glaube ich, ein Gebot der 
Höflichkeit, Ihnen sehr herzlich zu danken für Ihr En­
gagement in verkehrspolitischen und verkehrsrechtli­
chen Fragen, mit dem Sie uns immer unterstützt ha­
ben. 

(Allgemeiner Beifall) 

Zweiter Vizepräsident Lechner: Zusatzfrage, die Fra­
gestellerin! 

Freifrau von Pölnltz (CSU): Herr Staatssekretär, 
zuerst ein Wort des Dankes für Ihre Worte, aber auch 
für die ausführliche Antwort. 

Eine gezielte Frage: 1. Besteht die Möglichkeit, die 
Heimpflicht für die Mofa-Fahrer zu beschleunigen? 
2. In welcher Zeit könnte das Schweizer Modell für 
die Motorradfahrer eingeführt werden? 3. Ist es zu­
mutbar, daß Schwerstmotorräder, die in Japan wegen 
Verkehrssicherheitsgefährdung nicht gefahren wer­
den dürfen, bei uns verkauft werden? 

Staatssekretär Neubauer: Den dritten Teil der Frage 
noch einmal! 

Freifrau von Pölnltz (CSU): Das betrifft die japani­
schen Motorräder, die in Japan nicht gefahren wer­
den dürfen, bei uns aber zugelassen werden. Ist es 
möglich, das baldigst zu unterbinden? 

Staatssekretär Neubauer: Meine sehr geehrten Da­
men und Herren! Zu den beiden ersten Fragen: 

Es werden im Augenblick Untersuchungen aufgrund 
des erwähnten Auftrags angestellt, die sich auch auf 
die beiden ersten Fragen beziehen. Wir werden end­
gültig erst nach Vorliegen der Ergebnisse eine Ent­
scheidung treffen können. 

Was die schweren Motorräder anbetrittt - sie sind ja 
auch Gegenstand der Frage des Kollegen Herbert 
Huber -, überlegen wir, ich habe es vorhin schon ge­
sagt, ob es einen Zwei-Stufen-Führerschein geben 
soll. Ob man rechtlich die Zulassung der schweren ja-
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panischen Fahrzeuge verhindern kann, daran habe 
ich erhebliche Zweifel. 

(Abg. Frfr. von Pölnitz meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

Zweiter Vizepräsident Lechner: Moment, Frau Kolle­
gin, ich muß den Kollegen Koch vorweg nehmen. Ich 
muß die Reihenfolge einhalten. 

Koch (SPD): Herr Staatssekretär! Nachdem Sie vor­
hin davon gesprochen haben, daß die Jugendlichen, 
wenn ich richtig verstanden habe, das Schnellfahren 
wohl noch besser üben sollten: Sind Sie nicht der 
Meinung, daß die Ursache für viele Verkehrsunfälle 
nicht darin liegt, daß die Jugendlichen nicht schnell 
fahren können, sondern daß sie nicht in der Lage 
sind, langsam zu fahren? 

Staatssekretär Neubauer: Herr Kollege Koch, ich 
meine, das ist nicht das Problem im Zusammenhang 
mit der Ausbildung. Die Hauptursache der vielen 
schweren Verkehrsunfälle Jugendlicher sowohl mit 
Vierrad-Fahrzeugen als auch mit Zweirad-Fahrzeugen 
liegt vor allem darin, daß sie bei der praktischen Fahr­
ausbildung jedenfalls nach dem bisherigen Ausbil­
dungssystem im wesentlichen im Stadtverkehr aus­
gebildet worden sind und daß sie zu wenig Erfahrung 
haben im Fahren auf freier Strecke, wo man zwangs­
läufig, wenn man nicht ein Verkehrshindernis sein will, 
auch eine höhere Geschwindigkeit zurücklegen muß. 
So ist die Antwort von vorhin zu verstehen. Das halte 
ich nach wie vor für notwendig. Wir wollen die Leute 
ja nicht zu Schnellfahrern ausbilden, sondern wir wol­
len, daß sie in der praktischen Ausbildung auf freier 
Strecke auch mit höheren Geschwindigkeiten ver­
traut gemacht werden, damit sie, nachdem sie den 
Führerschein erlangt haben, auch tatsächlich allen 
Verkehrssituationen gewachsen sind. 

Zweiter Vizepräsident Lechner: Zusatzfrage, Frau 
Kollegin von Pölniiz! 

Freifrau von Pöln 
also Sicherheit d 
rung nicht nur pr 
die Auswertung 
kann? 

(CSU): Herr Staatssekretär! Ist 
ür gegeben, daß die Staatsregie­
en läßt, sondern auch baldigst an 
der Prüfungsergebnisse gehen 

Staatssekretär N ubauer: Selbstverständlich, Frau 
Kollegin von Pölni ! Ich verweise auf unsere bisheri­
gen Bemühungen uf diesem Gebiete, die Initiativen, 
die wir im Bunde rat eingebracht haben, die Aktion 
„Sicherheit auf erns Straßen", die Unterstützung 
einer Reihe von 1 itiativen, die aus dem privaten Be­
reich kommen, u unsere eigenen Bemühungen im 
Hause, die bewei n, daß wir das Thema ernst neh­
men. 

Zweiter Vlzepräsl ent Lechner: Zusatzfrage, Kollege 
Heinrich! 

Heinrich (SPD): err Staatssekretär! Glauben Sie 
nicht, daß der Ge tzgeber die Möglichkeit hätte, die 

Zulassung von Kraftfahrzweirädern nach Hubraum 
und PS zu beschränken, und würde eine solche In­
itiative seitens der Staatsregierung unterstützt wer-
den? · 

Staatssekretär Neubauer: Herr Kollege Heinrich, ich 
habe vorhin auf Anhieb und aus dem Stegreif Beden­
ken geäußert, ob eine solche Regelung rechtlich 
möglich ist. Das werden wir prüfen. 

Zum zweiten: Wenn man den Zwei-Stufen-Führer­
schein einführen würde - Gegenstand auch der näch­
sten Frage -, so daß die Motorradfahrer, bevor sie mit 
schweren schnellen Maschinen fahren können; zu­
nächst einmal die Möglichkeit hätten, längere Zeit auf 
leichteren Maschinen zu fahren und mit den Ver­
kehrsverhältnissen vertraut zu werden, würde sich 
diese Frage jedenfalls weitgehend erledigen. 

(Abg. Klasen: Können Sie Ihre rechtlichen 
Bedenken ein bißchen erläutern?) 

zweiter Vizepräsident Lechner: Zusatzfrage, Herr 
Kollege Koch! 

Koch (SPD): Herr Staatssekretär, sind Sie nach dem, 
was Sie vorhin gesagt haben, wirklich der Meinung, 
daß durch ein Üben des Schnellfahrens die Unfallge­
fahr vermindert werden kann, oder teilen Sie am Ende 
doch meine Einschätzung, daß es mehr darauf an­
kommt, demjenigen, der sich mit einem Fahrzeug auf 
die Straße begibt, klarzumachen, welch große Verant­
wortung er damit für seine eigene Sicherheit, aber 
noch mehr für die Sicherheit der anderen Verkehrs­
teilnehmer übernimmt? 

Staatssekretär Neubauer: Herr Kollege Koch, das 
eine wie das andere. Wir sind nach wie vor der Mei­
nung, daß die Führerscheininhaber in der praktischen 
Ausbildung im Fahren höherer Geschwindigkeiten au­
ßerhalb geschlossener Ortschaften ausgebildet wer­
den müssen. Das ist das eine. Und selbstverständlich 
mÜ5sen sie auf die Verantwortung hingewiesen wer­
d_en, die sie als Verkehrsteilnehmer haben. Deshalb 
drängen wir darauf, daß die Teilnahme am theoreti­
schen Unterricht, wo diese Hinweise gegeben wer­
den, in Zukunft obligatorisch wird. 

Zweiter Vizepräsident Lechner: Meine Damen und 
Herren, wir haben jetzt fünf Zusatzfragen. Aber Sie 
sind sicherlich damit einverstanden, wenn ich der 
Frau Kollegin von Pölnitz in Anbetracht der Tatsache, 
daß es ihre letzte parlamentarische Aktion ist, die 
Möglichkeit einer sechsten Frage gebe. 

Freifrau von Pölnltz (CSU): Entschuldigung, es war 
keine Frage, sondern ein Dank an das Ministerium, an 
alle Mitarbeiter und an Sie, Herr Staatssekretär, für 
die Beantwortung und die jahrelange Zusammenar­
beit. 

(Beifall) 

zweiter Vizepräsident Lechner: Den Dank geben wir 
gerne zurück. Nächster Fragesteller, Kollege Herbert 
Huber! 
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Herr Staatssekretär, Ist die Staatsregierung be­
reit, angesichts der ständig steigenden Unfälle 
mit schweren schnellen Motorrädern, an denen 
meist junge Menschen betelllgt sind, In geeigne­
ter Welse darauf hinzuwirken, daß die Bestim­
mungen zur Erlangung des Führerscheins Klasse 
1 geändert werden, und zwar unter Einbindung 
der von der Deutschen Verkehrswacht, des Insti­
tuts für Fahrzeugtechnik der Technischen Univer­
sität Berlin und des Instituts für Zweiradsicher­
heit e. V. In Bochum erarbeiteten Vorschläge? 

Staatssekretär Neubauer: Herr Präsident, meine Da­
men und Herren! Die Fahrerlaubnisprüfung der 
Klasse 1 wurde im April 1980 erheblich verschärft. Da­
durch hat sich das Ausbildungs- und Prüfungsniveau 
der Kraftradfahrer erheblich gesteigert. Die Unfallsitu­
ation im Kraftradbereich ist aber nach wie vor äußerst 
unbefriedigend. Deshalb wird die Staatsregierung im 
Rahmen des gegenwärtig bei Bund und Ländern lau­
fenden Erfahrungsaustausches über die letzten Ge­
setzesänderungen sorgfältig prüfen, ob weitere Maß­
nahmen zur Hebung der Verkehrssicherheit in die­
sem besonders gefährdeten Bereich getroffen wer­
den müssen. Diese Prüfung wird alle bekannten Vor­
schläge einbeziehen. Dazu gehört z.B. auch der Vor­
schlag - ich habe dies vorhin schon erwähnt - eines 
„Zwei-Stufen-Führerscheins" für Krafträder, also die 
Forderung einer bestimmten Fahrpraxis auf leichte­
ren Krafträdern vor Erteilung einer unbeschränkten 
Zweirad-Fahrerlaubnis. 

Zweiter Vizepräsident Lechner: Zusatzfrage, der 
Fragesteller! 

Huber Herbert (Landshut) (CSU): Herr Staatssekre­
tär ist Ihnen bekannt, daß in anderen Ländern, spe­
zieil in Japan, solche Bestimmungen bestehen; daß 
beispielsweise die Erteilung eines Führerscheins da­
von abhängig gemacht wird, daß ein Prüfling ein um­
gelegtes Mot4rrad aufheben kann und einen Gefah­
renparcour bd:ierrscht und ähnliches mehr? 

! 
Staatssekret Neubauer: Das ist uns bekannt, Herr 
Kollege Hube . Deshalb wollen wir gerade angesichts 
der trotz der erschärfung immer noch vorhandenen 
mehr als bed nklichen, ja besorgniserregenden Un­
fallsituation lche und ähnliche Maßnahmen ins 
Auge fassen. 

Zweiter Vize räsldent Lechner: Zusatzfrage, Herr 
Kollege Grün eck! 

Grünbeck (F P): Herr Staatssekretär, teilen Sie die 
Auffassung d s Verbands der bayerischen Fahrleh­
rer, daß man den Führerschein für ein oder zwei 
Jahre auf etw 27 PS begrenzen müßte und erst dann 
einen erweit en bzw. unbegrenzten Führerschein 
für größere M torräder erteilen sollte? 

Staetasekret 
das geht, we 
die gleiche 

Neubauer: Herr Kollege Grünbeck, 
ich speziell auf Zweiräder abstelle, in 

ichtung wie der Zwei-Stufen-Führer 

schein, den wir speziell bei den Zweiradfahrzeugen 
ins Auge fassen. Selbstverständlich prüfen wir auch 
solche Vorschläge. 

Zweiter Vizepräsident Lechner: Zusatzfrage, Herr 
Kollege Grünbeck! 

Grünbeck (FDP): Herr Staatssekretär, sind Sie mit 
mir der Auffassung, daß in Anbetracht der zunehmen­
den schweren und zum Teil tödlichen Unfälle Eile ge­
boten ist? 

Staatssekretär Neubauer: Die Zahl der Motorradun­
fälle nimmt zu. Wir haben allerdings in den letzten bei­
den Jahren insgesamt einen Rückgang der Unfälle 
mit schweren Verletzungen. Ich möchte damit aber 
nicht sagen, daß diese Entwicklung anhalten wird; es 
wäre erfreulich, wenn dies der Fall wäre. Das Ergeb­
nis der letzten zwei Jahre kann auch ein Zufallsergeb­
nis sein. Wenn man über einen längeren Zeitraum ver­
gleicht, haben wir insgesamt auch eine höhere Ver­
kehrsdichte. Insofern haben die Bemühungen des 
Staates, der privaten Organisationen, der Verkehrs­
wacht usw. geholfen. Selbstverständlich ist Eile gebo­
ten, weil trotz dieses Rückgangs - von dem wir, wie 
gesagt, nicht wissen, ob er anhalten wird - das Unfall­
geschehen nach wie vor besorgniserregend ist. 

zweiter Vizepräsident Lechner: Zusatzfrage, Herr 
Kollege Grünbeck ! 

Grünbeck (FDP): Herr Staatssekretär, weisen nicht 
gerade die von Ihnen vorhin erwähnten Statistiken 
aus, daß bei den schweren Unfällen die Anfangsfüh­
rerscheininhaber, die 18- und 19jährigen, überwie­
gen? 

Staatssekretär Neubauer: Herr Kollege Grünbeck, 
diese Feststellungen habe ich vorhin getroffen. 

Zweiter Vizepräsident Lechner: Nächster Fragestel­
ler, Herr Kollege Horst Heinrich! 

Heinrich (SPD), Fragest e 11 er: 

Herr Staatssekretär, welche Erlshrungen Hegen 
In Bayern hlnslchtllch der sogenannten unechten 
Einbahnstraßen vor, durch die die verkehrilche Si­
tuation der städtischen Radfahrer, Insbesondere 
Im City-Bereich, nachhaltig verbessert werden 
kann? 

Staatssekretär Neubauer: Die Zulassung des Rad­
fahrverkehrs entgegen der allgemeinen Fahrtrichtung 
auf der Fahrbahn einer Einbahnstraße ist rechtlich 
unzulässig. Der Bundesgerichtshof hat bereits am 
21. Juni 1961 entschieden, daß sogenannte unechte 
Einbahnstraßen künftig nicht mehr eingerichtet wer­
den können. Dieser Beschluß gilt auch für die gel­
tende Straßenverkehrs-Ordnung. 

Die Staatsregierung hält gegenläufigen Radfahrv~r­
kehr in einer Einbahnstraße auch für äußerst gefä~r­
lich. Die Straßenverkehrsbehörden wurden deshalb 
auf die Rechtslage hingewiesen, zuletzt im April 1980. 
Erfahrungen mit „unechten Einbahnstraßen", in de-
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nen Radfahrer entgegen der Fahrtrichtung fahren 
dürfen, liegen deshalb in Bayern nicht vor. 

zweiter Vizepräsident Lechner: Zusatzfrage, der 
Fragesteller! 

Heinrich (SPD): Herr Staatssekretär, ist Ihnen be­
kannt, daß es sogenannte unechte Einbahnstraßen 
z.B. in Erlangen, aber auch in anderen Bundesstäd­
ten, mit großem Erfolg und ohne Unfälle gibt und da­
durch wirklich die Lage der städtischen Radfahrer 
nachhaltig verbessert werden kann, ohne daß zusätz­
lich große Mittel für den Radfahrwegebau ausgege­
ben werden müssen? 

Staatssekretär Neubauar: Herr Kollege Heinrich, mir 
ist bekannt, daß „unechte Einbahnstraßen" mit Rad­
fahrverkehr bzw. Radfahrgegenverkehr praktiziert 
werden. Wir sind aber nicht der Meinung, daß sie sich 
bewährt haben. Wir halten sie für gefährlich. Sie sind 
auch rechtlich nicht zulässig. 

Zweiter Vizepräsident Lechner: Zusatzfrage, der 
Fragesteller! 

Heinrich (SPD): Herr Staatssekretär, sind Sie bereit, 
die positiven Erfahrungen der Städte, die sie prakti­
zieren, zu veröffentlichen und den Städten in Bayern 
zukommen zu lassen? 

StaatHekretär Neubauer: Wir sind an allen Erfahrun­
gen, die auf diesem Gebiet gemacht werden, interes­
siert. Wir werden uns diese angeblich positiven Erfah­
rungen kommen lassen, und wenn sie wirklich etwas 
hergeben, werden wir selbstverständlich unsere Hal­
tung überdenken. Solange Gegenteiliges nicht bewie­
sen wird, daß nämlich ein Radfahrverkehr in einer Ein­
bahnstraße für den Radfahrer, aber auch für andere 
Verkehrsteilnehmer, ungefährlich ist, obwohl der Be­
nutzer einer Einbahnstraße nicht damit rechnet, 
selbst wenn via.eicht am Anfang einer solchen Ein­
bahnstraße ein ~inweisschild auf Radlahr-Gegenver­
kehr angebracht ist, halte ich es für gefährlich. 

Der Beschluß d s BGH, von dem ich vorhin gespro­
chen habe, bezi ht sich auf einen Fall im Jahre 1961 
in München, in em Gegenverkehr der Straßenbahn 
für zulässig erkl rt worden ist, da bereits vorhanden. 
Der Beschluß lä t nach diesem Zeitpunkt nicht zu, ei­
nen Straßenba n-Gegenverkehr in einer Einbahn­
straße zuzulass n. 

Zweiter Vlzepr sldent Lechner: Zusatzfrage, der 
Fragesteller! 

Heinrich (SPD) Herr Staatssekretär, ist Ihnen be­
kannt, daß es ich hier nicht um Einbahnstraßen 
handelt, sonder um Straßen, die von einer Seite her 
mit Kraftfahrze en befahren werden können und in 
die von der an ren Seite her keine Kraftfahrzeuge 
einfahren dürfe , sondern nur Radfahrer, Fußgänger 
und Handkarren 

Staatssekretär Neubauer: Dann sind es keine ech­
ten Einbahnstraßen. 

(Abg. Heinrich: Ich habe gesagt „unechte 
· Einbahnstraßen"!) 

- „Unechte Einbahnstraßen" gibt es rechtlich nicht. 

Zweiter Vizepräsident Lechner: Nächster Fragestel­
ler, Herr Kollege Ewald Lechner! 

Lechner Ewald (CSU), Fragest e 11 er: 

Herr Staatssekretär, welche Auffassung vertritt 
die Bayerische Staatsregierung zur Errichtung ei­
ner Fischseuchenkasse und welche Vorstellun­
gen bestehen hlnslchtllch der Organisation und 
der Beltragsplllcht? 

(Abg. Diethei: Petri Heil!) 

Staatssekretär Neubauer: Herr Präsident, meine Da­
men und Herren! Nach Auffa11sung der Bayerischen 
Staatsregierung muß in Bayern aufgrund der beste­
henden bundesgesetzlichen Verpflichtung eine Fisch­
seuchenkasse errichtet werden. Dies sollte zweck­
mäßigerweise im Rahmen der Bayerischen Tierseu­
chenkasse geschehen. Der Kreis der Beitragspflichti­
gen sollte möglichst alle an der Fischerei Beteiligten 
umfassen, soweit dies mit vertretbarem Verwaltungs­
aufwand darstellbar und möglich ist. 

zweiter Vizepräsident Lechner: Zusatzfrage, der 
Fragesteller! 

Lechner Ewald (CSU): Herr Staatssekretär, bestehen 
über den Zeitpunkt der Einführung dieser Fischseu­
chenkasse beim Innenministerium schon konkrete 
Vorstellungen? Wann ist damit zu rechnen? 

Staatssekretär Neubauer: Wir wollen es so schnell 
wie möglich machen. Es ist damit zu rechnen, daß es 
jedenfalls 1983 so weit sein wird. 

Zweiter Vizepräsident Lechner: Zusatzfrage, der 
Fragesteller! 

Lechner Ewald (CSU): Herr Staatssekretär, ist damit 
zu rechnen, daß aus dem Aufkommen aus der Fisch­
seuchenkasse auch Gelder für den Fischgesund­
heitsdienst abgezweigt werden, ähnlich wie dies bei 
der Tierseuchenkasse für den Tiergesundheitsdienst 
geschieht, und kann man, wenn analog dem Tierge­
sundheitsdienst und der Tierseuchenkasse vorgegan­
gen wird, davon ausgehen, daß der Vollzug ähnlich 
sein wird? 

Staatssekretär Neubauer: Diese Frage wird geprüft. 
Wir haben in dieser Richtung bereits Überlegungen 
angestellt. 

Zweiter Vizepräsident Lechner: Meine Damen und 
Herren, es wäre eigentlich die Zeit für die Frage­
stunde um, aber ich habe noch drei Fragen. Ich lasse 
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sie nicht gern verfallen. Wenn Frage und Antwort kurz 
gehalten werden, müßte es zu bewerkstelligen sein. 

Ich darf den Herrn Staatssekretär der Finanzen bit­
ten. Nächster Fragesteller, Herr Kollege Dorsch! 

Dorsch (SPD). Fragest e 11 er: 

Harr Staatssekretär, Ist dar Staatsreglarung be­
kannt, daß geschützta parsönlicha Datan von Be­
diensteten des Freistaates Bayern, wie die ge­
naue Punktzahl bei dar Ablegung dar Stauarassl­
stantanprüfung bzw. Stauarinspaktorenprütung, 
In einer Gewerkschaftszeitung veröffentlicht wur­
den? 

Staatssekretär Mayer: Herr Präsident, Hohes Haus! 
Es ist richtig, daß in einer Gewerkschaftszeitung die 
Namen der Prüfungsbesten aus der Steuerassisten­
ten- und Steuerinspektorenprüfung 1981 der OFDen 
München und Nürnberg veröffentlicht worden sind. 
Jedes Jahr werden die Prüfungsbesten von Anstel­
lungsprüfungen von den Oberfinanzpräsidenten be­
sonders geehrt. Soweit dadurch gewisse Rück­
schlüsse auf Prüfungsergebnisse möglich sind, stellt 
dies jedoch nach Auffassung der Staatsregierung 
keine Verletzung datenschutzrechtlicher Bestimmun­
gen dar. 

Die Ehrung der Prüfungsbesten soll eine Belohnung 
und Anerkennung für hervorragende Leistungen sein 
und ist damit ein Anspruch für Mitarbeit und Fleiß 
während der Ausbildung. Diese Einrichtung hat sich 
bewährt und soll auch künftig beibehalten werden. 

Soweit in der Veröffentlichung der Prüfungsbesten 
der Oberfinanzdirektion Nürnberg auch die Punktzah­
len enthalten sind, wird noch ermittelt, wie die Ge­
werkschaftszeitung in den Besitz dieser Daten gelan­
gen konnte. Es wird alles getan werden, um sicherzu­
stellen, daß eine Wiederholung künftig nicht mehr 
möglich ist. 

Zweiter Vlllllpräsldent Lechner: Zusatzfrage, der 
Fragesteller! 

Dorsch (S~): Herr Staatssekretär, führen Sie die 
Veröffentlic ung auch der Punktzahl gegebenenfalls 
auf ein pfli !widriges Verhalten eines Beamten zu­
rück? 

(A g. Möslein: Das wird geprüft!) 

Staatssak är Mayer: Zu dieser Frage kann ich 
mich erst ä Bern, wenn ich den Sachverhalt kenne. 

(Ab . Lang: So ist es! -Abg. Möslein: 
Natürlich!) 

Zweitar Vlz priisldant Lechner: Nächster Fragestel­
ler, Herr Ko ege Erhard! 

Erhard (SP ), Fragesteller: 

Harr Sta tssekratär, was sind die Gründe, daß 
der scho seit Jahren als notwendig erachtete 
Neubau nas Dienstgebäudes für das Finanzamt 

Miesbach bis heute weder gebaut noch In nähere 
Planung genommen wurde? 

Staatssekretär Mayer: Die Errichtung eines Neubaus 
für das Finanzamt Miesbach ist zunächst abhängig 
von der Beschaffung eines geeigneten Baugrund­
stücks. 

Für den Neubau wurden hisher zwei Grundstücke in 
die engere Wahl gezogen. Das eine in der Nähe der 
meisten anderen Behörden in Miesbach gelegene 
Grundstück - Waitzingerwiese, derzeit im Besitz der 
Paulaner-Brauerei - würde wegen seiner größeren 
Zentralität vom Finanzministerium für günstiger 
erachtet. Bisher konnte sich die Stadt Miesbach aber 
nicht entschließen, das erforderliche Baurecht auszu­
weisen. 

Das andere Grundstück, das von der Stadt Miesbach 
angeboten wird, liegt am äußersten nördlichen Orts­
rand in einem künftigen Gewerbegebiet und soll nur 
dann ins Auge gefaßt werden, wenn die Stadt den 
Standort Waitzingerwiese endgültig ausschließt. 

Wann nach der Beschaffung eines Baugrundstücks 
mit dem Neubau begonnen werden kann, bleibt im 
übrigen von der Bereitstellung der benötigten Haus­
haltsmittel abhängig und muß zu gegebener Zeit im 
Rahmen der Beratungen über den Staatshaushalt 
entschieden werden. 

Zweiter Vizepräsident Lechner: Zusatzfrage, der 
Fragesteller! 

Erhard (SPD): Herr Staatssekretär, da die Grund­
stücksbeschaffung in Miesbach so große Schwierig­
keiten macht, frage ich Sie, ob auch eine Bereitschaft 
Ihres Hauses besteht, das neue Finanzamt nicht in 
Miesbach, sondern in einem anderen zentralen Ort 
des Landkreises zu errichten? Ich denke dabei an 
Holzkirchen, das eine äußerst günstige Verkehrslage 
hat. 

Staatssekretär Mayer: Diese Frage ist noch nicht ge­
prüft worden. Bisher ist die Staatsregierung der Auf­
fassung, daß das Finanzamt in Miesbach gebaut wer­
den soll. 

(Abg. Erhard: Danke schön!) 

zweiter Vizepräsident Lechnar: Nächster Fragestel­
ler, Herr Kollege Koch! 

Koch (SPD), Fragesteller: 

Harr Staatssekretär, wird die Staatsregierung, 
nachdem zum Beispiel durch das Staatsministe­
rium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
eine verwaltungsinterne Anweisung ergangen Ist, 
wonach Beamte In amtlicher Eigenschaft an 
Sach- und Fachgesprächen mit Abgeordneten 
und Landtagskandidaten nicht teilnahmen dür­
fen, dafür sorgen, daß bei solchen Fach- und 
Sachgasprächan, bei denen Minister und Staats­
sekretäre zugegen sind, peinlich genau zwischen 
Wahlkamplaktlonan dar CSU und amtlichen Ver­
anstaltungen unterschieden wird, 
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(Abg. Möslein: Wird schon immer 
unterschieden!) 

damit Beamte nicht gegen Ihren Wiiien zu Wahl­
kampfveranstaltungen dar CSU beordert warden 
und dadurch dem Grundsatz der Chancenglelch­
halt von Regierungspartei und Opposition wenig­
stens annähernd Rechnung getragen wird? 

(Beifall bei der SPD - Zuruf von der CSU) 

Staatssekretär Mayer: Die in den Beamtengesetzen 
festgelegte Neutralitätspflicht - Artikel 62 des Bayeri­
schen Beamtengesetzes - verbietet es, daß Beamte 
in amtlicher Eigenschaft für Parteien auftreten. Für 
die Teilnahme von Beamten an Veranstaltungen der 
Parteien hat der Ministerrat daher bereits 1976 
Grundsätze formuliert, die auch dem Präsidium des 
Landtags und dem Senat zugegangen sind. Sie stel­
len klar, daß die Vertretung der Politik der Staatsre­
gierung im Interesse einer sachgerechten und umfas­
senden Darstellung grundsätzlich Sache der politisch 
Verantwortlichen ist. 

Selbstverständlich steht es jedem Beamten uneinge­
schränkt frei, als Privatmann an parteipolitischen Ver­
anstaltungen teilzunehmen. 

Nehmen Minister und Staatssekretäre die Einladung 
zur Teilnahme an einer Veranstaltung an, so kann es 
ihnen nicht verwehrt sein, auch außerhalb der Mini­
sterien zll ihrer Information Beamte heranzuziehen, 
um auf Fachfragen vollständig und umfassend ant-
worten zu können. · 

Zweitar Vizepräsident Lachnar: Zusatzfrage, der 
Fragesteller! 

Koch (SPD): Herr Staatssekretär, ist es Ihrer Auf­
merksamkeit entgangen, daß es nicht darum geht, 
Staatsbeamte für Parteien auftreten zu lassen, son­
dern nur darum, daß Beamte zu Sach- und Fachge­
sprächen zugezqgen werden, damit gegebenenfalls 
sogar die amt ehe Aufassung der Bayerischen 
Staatsregierung zw. der bayerischen Staatsbehör­
den zum Ausdru k kommen kann? 

Staatasakretir 
habe, kann eine 
Minister oder St 
rungsfall kann e 
die Antwort zu 

Zweitar Vlzap · 
Kollege Sieber! 

ayar: Wie ich Ihnen bereits gesagt 
Parlamentarier gegenüber nur der 
tssekretär antworten. Im Verhinde­

einen Beamten beauftragen, für ihn 
ben. 

Lachnar: Zusatzfrage, Herr 

Sieber (FDP): H rr Staatssekretär, wie beurteilen Sie 
es, wenn hohe eamte von bayerischen Ministerien 
über inhaltliche , Richtigstenungen" hinaus politische 
Wertungen abg en, die Arbeit eines Mitglieds die­
ses Hauses we nd beurteilen? 

Staatssakratiir 
bekannt. Ich 

ayar: Ein solcher Fall ist mir nicht 
'ßte den Einzelfall kennen, dann 

könnte ich ihn prüfen und Ihnen eine Antwort geben. 

(Abg. Sieber: Ich werde Ihnen diesen gern 
nachliefern!) 

Zweitar Vizepräsident Lachnar: Zusatzfrage, Herr 
Kollege Koch! 

Koch (SPD): Herr Staatssekretär, wie erklären Sie 
sich nach den Ausführungen, die Sie soeben ge­
macht haben, die Entschuldigung des Leiters eines 
Forstamtes, an einem Sach- und Fachgespräch der 
Sozialdemokratischen Partei nicht teilnehmen zu kön­
nen, weil ihm dies eine verwaltungsinterne Anord­
nung des Ministeriums verbiete? 

(Abg. Möslein: Beschluß des Ministerrats!) 

Staatssekretär Meyer: Es gibt nur die Grundsätze, 
die ich vorhin erwähnt habe, die vom Ministerrat auf­
gestellt und Landtag und Senat zugeleitet worden 
sind. Die Entscheidung ist offensichtlich im Rahmen 
dieser Grundsätze getroffen worden. 

(Abg. Möslein: Und richtig!) 

Zweitar Vizepräsident Lachnar: Zusatzfrage, Herr 
Kollege Eykmann ! 

Eykmann (CSU): Herr Staatssekretär, trifft es zu, daß 
die Verletzung des Grundsatzes der Chancengleich­
heit von Regierungspartei und Opposition, die Herr 
Kollege Koch in .den Mittelpunkt seiner Anfrage ge­
stellt hat, auf Bundesebene vom Bundesverfassungs­
gericht im Zusammenhang mit einem früheren Wahl­
kampf in hohem Maße gescholten worden ist? 

Staatssekretär Mayer: Herr Kollege, es ist richtig, 
daß das Bundesverfassungsgericht in einer Entschei­
dung von 1977 in scharfer Form den Mißbrauch der 
regierungsamtlichen Öffentlichkeitsarbeit durch die 
Bundesregierung mißbilligt hat. 

(Abg. Hiersemann: Das ist eine Zusatzfrage, 
da können Sie doch nicht ablesen! Oder 

sind das gestellte Fragen? -Weitere Zurufe 
von der SPD - Abg. Möslein: Wäre er 

unvorbereitet, würden Sie es auch 
kritisieren!) 

Zweitar Vlzapriisldent Lechnar: Letzte Zusatzfrage, 
Herr Kollege Engelhardt! 

Engalhardt Karl Theodor (SPD): Herr Staatssekretär, 
ist es richtig, daß ein Minister auf einer pflichtgemäß 
einberufenen Dienstbesprechung die Grundsätze der 
CSU-Politik vertritt? 

Staatssekretär Meyer: Selbstverständlich! 

Zweiter Vizepräsident Lachnar: Damit, meine Da-
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men und Herren, ist die Fragestunde beendet. Ich 
darf mich bedanken. 

Ich rufe auf Tagesordnungspunkt 32: 

Bericht des Untersuchunguusschusses „Lange­
mann11 

Die Vollversammlung hat am 7. Juli 1982 beschlos­
sen, da8 der Untersuchungsausschuß „Langemann" 
gemäß Artikel 21 des Untersuchungsausschußgeset­
zes dem Landtag einen Bericht über die bisherigen 
Ergebnisse der Beweisaufnahme erstattet: Dieser 
Bericht liegt Ihnen in heklographierter Form vor. Das 
Wort hat der Vorsitzende des Untersuchungsaus­
schusses, Herr Kollege Dr. Hundhammer. 

Dr. Hundhammer (CSU): Herr Präsident, meine Da­
men und Herren! Der Untersuchungsausschuß hat ei­
nen Bericht über den Verfahrens- und 
Sa c h s t an d vorgelegt, um der Vollversammlung 
des Bayerischen Landtags eine Entscheidung dar­
über zu ermöglichen - und jetz1 wähle ich eine For­
mulierung des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs 
in seiner Entscheidung vom 19. Juli dieses Jahres -. 
ob der Untersuchungsausschuß „Langemann" unter 
Beachtung des verfassungsrechtlichen Stellenwerts 
des Minderheitenrechts angesichts des Umfangs des 
Untersuchungsgegenstandes und des bisherigen Er­
mittlungsstandes seine Arbeit bis zum Ende der Le­
gislaturperiode sinnvoll beenden kann, ob Zwische­
nergebnisse zu erzielen sind, an deren Aufklärung ein 
öffentliches Interesse besteht, und in welcher Wertig­
keit das Interesse der Opposition an der Fortsetzung 
der Beweisaufnahme steht zu dem Interesse aller Ab­
geordneten, auch der Mitglieder des Untersuchungs­
ausschusses „Langemann", mit Rücksicht auf die 
Sommerpause und den bevorstehenden Wahlkampf 
für die Landta~swahl 1982, in Wahrung der Chancen­
gleichheit von 1 der sonstigen Landtagsarbeit freige­
stellt zu sein. !Die Ausschußminderheit hat sich die 
Vorlage eines inderheitenberichtes vorbehalten. 

Hinsichtlich d Untersuchungsauftrages und der Zu-
sammensetzu des Untersuchungsausschusses, 
der Sitzung, r Zeugen und der Beweismittel darf 
ich auf den sc riftlichen Bericht, die Seiten 2 mit 12, 
Bezug nehme . Hinsichtlich der Zeugen sei mir die 
Bemerkung e ubt, daß von deren Bedeutung wohl 
auch auf die B deutung des Beweisthemas geschlos­
sen werden k n oder umgekehrt. 

Ich möchte vo eg auf die b i s h e r i g e n U n t e r -
suchungs rgebnisse, dargestellt auf den 
Seiten 23 bis des Berichtes, eingehen, um sodann 
die besondere Probleme bei der Erfüllung des Un­
tersuchungsa rages und die Gründe darzustellen, 
die es nach A assung der Ausschußmehrheit nicht 
nur gerechtfe igt, sondern sogar geboten erschei­
nen lassen, di Untersuchungstätigkeit in den kom­
menden Woc en nicht weiterzuführen. Zu den 

festgestellten Untersuchungsergebnissen darf ich zu­
nächst sagen, daB der Bericht n u r g e s i c h e r t e 
E r k e n n t n i s s e entsprechend dem bisherigen 
Verfahrensstand enthält. Er enthält insbesondere 
keine Spekulationen und keine voreiligen Wertungen. 
Bezüglich der einzelnen Beweisthemen wird ausführ­
lich darauf eingegangen, ob diese als „geklärt". als 
„weitgehend geklärt" bzw. „festgestellt" oder als 
„nicht geklärt" von der Ausschußmehrheit beurteilt 
werden. Irgendwelche Vertuschungen oder Verdre­
hungsversuche bezüglich der festgestellten Sachver­
halte wären auch sinnlos, weil die Ausschußmehrheit 
- um der Ausschußminderheit für derartige Vorhalle 
keine Möglichkeit zu geben - i m R a h m e n d e s 
gesetzlich Zulässigen alle Zeugen­
vernehmungen und Be'weisaufnahmen 
i n ö ff e n II i c h e r S i t z u n g durchführte. Wir 
sind dabei bis an die Grenzen des Sicherheitsinteres­
ses der Bundesrepublik gegangen; das möchte ich 
ausdrücklich feststellen. Vielleicht ist es auch darauf 
zurückzuführen, daß auf Anregung des Bundeskanz­
leramtes in den letzten Wochen der Beweisaufnah­
men für den Bundesnachrichtendienst zusätzliche 
Beschränkungen in den Aussagegenehmigungen be­
schlossen worden sind. 

Die Vertreter von Presse, Funk und Fernsehen hatten 
in diesen öffentlichen Sitzungen Gelegenheit, die Be­
weisaufnahmen voll mitzuverfolgen. Der G r o B t e i 1 

d e r Pr e s s e hat auch durchaus korrek1 über die 
Arbeit des Ausschusses berichtet. Nur sei mir als 
Ausschußvorsitzendem doch die Bemerkung erlaubt, 
daß e i n i g e J o u r n a 1 i s t e n in einer Weise be­
ri'chtet bzw. kommentiert haben - nämlich irreführend 
für die Öffentlichkeit -. wie es die Abteilung Desinfor­
mation des KGB hätte nicht besser machen können. 

(Oi! Oi! bei der SPD -Abg. Klasen: Wissen 
Sie da so gut Bescheid?) 

Zum Untersuchungsergebnis selbst möchte ich fol­
gendes sagen: Zum Komplex der B e r u f u n g d e s 
f r ü h e r e n B N D - M i t a r b e i t e r s D r. L a n g e -
m a n n . der persönlich und fachlich von den Bundes­
behörden höchste Qualifikation bescheinigt bekom­
men hatte, zum „a u s 1 an d s nach richten­
d i e n s tl ich e n Berater" des Organisa­
tionskomitees der Olympischen 
S p i e 1 e 1 9 7 2 bei gleichzeitiger Versetzung vom 
Bundesdienst in den bayerischen Staatsdienst darf 
ich auf S e i t e 23 ff des Berichts hinweisen. Der Prä­
sident des Organisationskomitees, Dr. Da u m e . 
hatte die Anregung gegeben, einen derartigen Bera­
ter beim Organisationskomitee zu installieren. Einer 
der Vizepräsidenten des Organisationskomitees, Dr. 
Ludwig Huber. schlug Herrn Dr. Langemann für 
diese Funktion vor. Er war Vizepräsident des Organi­
sationskomitees und gleichzeitig Kultusminister in 
Bayern, dem das Ressort Sport zugeordnet war. Dr. 
Huber hatte Herrn Dr. Langemann einige Jahre vorher 
privat kennengelernt. Er wußte um dessen hervorra­
gende persönliche und fachliche Qualifikation und 
wußte, daß dieser im Auftrag des Bundesnachrichten­
dienstes schon bei zwei vorangegangenen Olympi­
schen Spielen tätig gewesen war. 
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Dr. Huber empfahl, für die Funktion beim Organisa­
tionskomitee Herrn Dr. Langemann in das Bundes­
kanzleramt zu versetzen. 

Eine Zeitlang wurden diese Überlegungen tatsächlich 
gepflogen und auch erwogen, ob man Dr. Lange­
mann zu diesem Zweck nicht im Bundesinnenministe­
rium etablieren könnte. Aus verschiedenen Gründen 
- man war der Meinung, Dr. Langemann sollte am Ort 
des Geschehens untergebracht werden, und es wäre 
nicht tunlich, ihn im Bundeskanzleramt oder im Bun­
desinnenministerium tätig werden zu lassen - er­
folgte aber die Versetzung in den bayerischen Staats­
dienst mit Genehmigung des Bundeskanzleramtsmi­
nisters Professor Dr. Ehmke. 

Das Organisationskomitee, bestehend aus 
dem Präsidenten Dr. Daume, dem Vizepräsidenten 
Dr. Huber, Innenminister Genscher für den Bund und 
Dr. Vogel für den Austragungsort München, stimmte 
dieser Berufung zu, 

(Abg. Klasen: Nahm zustimmend davon 
Kenntnis!) 

und nahm auch zustimmend davon Kenntnis, daß in 
diesem Zusammenhang Dr. Langemann in den baye­
rischen Staatsdienst versetzt werden soll. 

Ich übergehe nun eine Reihe weiterer Passagen des 
Berichtes und möchte im Zusammenhang mit dieser 
Versetzung Dr. Langemanns in den 
bayerischen Staatsdienst noch folgendes 
berichten: Bei den ersten Zeugenvernehmungen aus 
dem Bereich des Bundesnachrichtendienstes hatte 
der Ausschuß den Eindruck gewonnen, als wäre der 
Einsatz Dr. Langemanns beim Organisationskomitee 
ausschließlich von diesem selber bzw. mit Förderung 
von Minister Dr. Huber erfolgt. Nach Vorhalt des von 
dem Zeugen Sa u p e der Zeitschrift „konkret" dem 
Ausschuß übergebenen Schriftwechsel zwischen Dr. 
Langemann 11md dem Bundesnachrichtendienst aus 
den Jahren ;1969 und 1970 konnte der Untersu­
chungsaussc!iuß aufgrund weiterer, wiederholter 
Zeugeneinve · ahmen feststellen, daß der Bundes­
nachrichtend nst ein ganz erhebliches Interesse 
daran hatte, ß Dr. Langemann bei den Olympischen 
Spielen in ünchen etabliert worden ist. Welche 
R o 11 e der u n d e s n a c h r i c h t e n d i e n s t da­
bei gespielt t, wird nicht mehr geklärt werden kön­
nen, weil - u d ich muß hier bewußt auf die Bekannt­
gabe von D ails verzichten - der Bundesnachrich­
tendienst, wi schon erwähnt, in der letzten Zeit sei­
nen Angehö gen und früheren Angehörigen beson­
dere Aussag beschränkungen auferlegt hat. 

(Abg. KI en: Keine falschen Andeutungen!) 

Nach den 0 mpischen Spielen und, nachdem der 
Bund die Rü kversetzung endgültig abgelehnt hatte 
- Professor r. Ehmke hatte Ende 1972 entschieden, 
daß eine Rüc ersetzung Dr. Langemanns nicht mehr 
infrage käm -, waren Überlegungen im Gange, in 
welcher Pos ion man den im bayerischen Staats­
dienst befin ichen Herrn Dr. Langemann weiterhin 
verwenden k · nnte. Man war sich darüber einig, daß 

er wohl a u f g r u n d s e i n e s B e r u f s w e g e s -
e r. i s t J u r i s t u n d K r i m i n o 1 o g e -· k ü n f t i g 
im Bereich des Innenministeriums tätig 
sein sollte. Wir müssen uns immerhin in die Zeiten zu­
rückversetzen: Da weg~n der Ausweitung der extre­
mistischen Tendenzen hin bis zu terroristischen Stö­
rungen ein Ausbau des Staats- und Verfassungs­
schutzbereiches im Innenministerium ohnehin ge­
plant war. schuf man eine Gruppe, die späterhin in 
„Abteilung" unbenannt wurde, deren Aufgabenbe­
reich unter anderem die Beobachtung des Extremis­
mus, die Spionageabwehr, den positiven Verfas­
sungsschutz, also Verfassungsschutz durch Aufklä­
rung und Unterstützung staatspolitischer Bildungsar­
beit, umfaßte. Die Leitung dieser Gruppe wurde Dr. 
Langemann mit Wirkung ab Mai 1973 übertragen un­
ter gleichzeitiger Übernahme der B 6-Stelle vom Kul­
tusministerium in das Innenministerium. Nach Anga­
ben Dr. Hubers, der diese Lösung befürwortete, hatte 
dieser hierüber auch den SPD-Vorsitzenden Gabert 
informiert. Dieser wurde vom Ausschuß bisher noch 
nicht gehört. 

(Abg. Klasen: Der Landtag hat auch 
beschlossen!) 

Eine weitere Klärung dieses Untersuchungspunktes 
hält die Ausschußmehrheit weder für nötig noch für 
möglich, worauf ich noch im anderen Zusammenhang 
eingehen werde. Wenn die Parlamentsminderheit 
oder die Ausschußminderheit glaubt, daß selbst die­
ser Untersuchungspunkt noch nicht hinreichend ge­
klärt sei, 

(Abg. Klasen: So ist es!) 

dann halte ich die Behauptung, man könnte den ge­
samten Untersuchungsauftrag - wir haben ja noch 
eine ganze Reihe von Punkten - in wenigen Wochen 
oder gar in zwei Monaten klären, für absurd. 

(Abg. Klasen: Das habe ich nie gesagt!) 

Wir glauben, daß dieser Punkt als weitgehend geklärt 
angesehen werden kann. 

(Abg. Hiersemann: Ist er nun geklärt oder 
nicht?) 

Nicht g e k 1 ä r t konnte bisher werden, 

(Abg. Klasen: „Ein bißchen schwanger", 
meinen Sie!) 

wie Dr. Langemann, der in den früheren Büroräumen 
außerhalb des Kultusministeriums untergebracht war, 
„Ve rb in d 1 ich ke ite n" aus seiner Tätig­
ke i t für das Organisationskomitee ab­
gewickelt hat. Die Art der Verbindlichkeiten, die Höhe 
der sog. „operativen Kosten", die nur entsprechend 
der Praxis von überwachungs- und geheimhaltungs­
bedürftigen Maßnahmen bei Bund und Ländern for­
mal überprüft werden konnten, führten zu Beanstan­
dungen durch den Bayerischen Obersten Rech­
nungshof, die dann später für erledigt erklärt wurden. 
Aber wir sind der Meinung, dieser Sachverhalt wäre 
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noch weiterhin klärungsbedürftig und muß auch in 
das disziplinarrechtliche Verfahren, vielleicht auch in 
das strafrechtliche Ermittlungsverfahren, miteinbezo­
gen werden. 

Zum Komplex der Z i ff e r 2, der die H e r a u s -
g a b e v o n v e r t rau 1 i c h e n oder als vertraulich 
zu behandelnden D o k u m e n t e n aus dem Bereich 
des Innenministeriums beinhaltet, möchte ich nur 
kurz darauf hinweisen, daß 1980 in der Illustrierten 
„Quick" und in der Wochenzeitung „Bild am Sonn­
tag" Berichte über Überwachungsma8nahmen gegen 
radikale Organisationen erschienen, die auch geheim­
zuhaltende Daten enthielten. Untersuchungen des 
Bayerischen Staatsministeriums des Innern verliefen 
hinsichtlich der Quelle ergebnislos. 

In den Veröffentlichungen der Zeitschrift „konkret" 
ab März dieses Jahres wurden Vorgänge beschrie­
ben und Dokumente abgedruckt, die zum Teil der Ge­
heimhaltung unterliegen. Es handelt sich ganz über­
wiegend um frühere Sachverhalte aus dem Aulgaben­
gebiet des Bundesnachrichtendienstes, aber auch 
des Bayerischen Staatsministerums des Innern. Der 
Chefredakteur der Zeitschrift „konkret", der Zeuge 
B i s s i n g e r, hat ausgesagt, daß er diese und zahl­
reiche weitere Unterlagen von dem Journalisten 
Franz Peter He i g 1 gekauft habe. Der Zeuge Heigl 
bestätigte diesen Vorgang mit der Behauptung, der 
Verkauf der von Dr. Langemann ihm übergebenen 
Unterlagen sei mit dessen Einverständnis erfolgt. Dr. 
Langemann bestreitet die Richtigkeit dieser Behaup­
tung. Das gleiche gilt hinsichtlich der vom Journali­
sten Heigl der Zeitschrift „konkret" zur Verfügung 
gestellten und zur Verwertung überlassenen Tonbän­
der. Eine Klärung dieses Sachverhalts ist noch nicht 
erfolgt. Den größten Teil des Inhalts dieser Tonbän­
der hat der Untersuchungsausschuß gehört. Soweit 
dies der Untersuchungsausschuß beurteilen kann 
und soweit dies überhaupt in seiner Zuständigkeit 
liegt, hat Dr. l,.angemann mit dem Journalisten Heigl 
im Sommer 1980 eine Vielzahl sicherheitsrelevanter 
Dinge, aber f t ausschließlich aus dem nachrichten­
dienstlichen ereich, anhand einschlägiger Unterla­
gen, besproc en. Eine vom Untersuchungsausschuß 
erbetene Üb prüfung der Tonbänder - ich werde 
darauf noch ·ngehen - durch das Bundeskriminal­
amt steht noc aus. 

Rechtsanwalt aub hat im Auftrag des Journalisten 
Heigl sowohl em Landesamt für Verfassungsschutz 
als auch der bayerischen Staatsanwaltschaft eine 
ganze Reihe on Unterlagen übergeben, auch zum 
Teil geheimh ungsbedürftige Unterlagen, die nach 
seiner Bekun ung im Besitz des Journalisten Heigl 
waren, die di ser von Herrn Dr. Langemann offen­
sichtlich erhal n hat. 

Der Untersuc ungsausschuß, so möchte ich diesen 
Punkt bewert , ist der Überzeugung, daß der Leiter 
der Abteilung taatsschutz im Bayerischen Staatsmi­
nisterium des nnern - immer soweit der bayerische 
Bereich betr en ist - g e g e n g e s et z 1 i c h e 
Bestimmu gen verstoßen und Sicher­
heitsregel ngen umgangen hat. 

Schließlich wurden von der Bundesanwaltschaft und 
der Staatsanwaltschaft beim Landgericht München 1 
in den Panzerschränken des Büros von Dr. Lange­
mann und in der Wohnung Dr. Langemanns zahlrei­
che der Geheimhaltung unterliegende Unterlagen si­
chergestellt. Die Überlassung eines Teils der sicher­
gestellten Beweisunterlagen wurde bisher vom Gene­
ralbundesanwalt mit der Begründung abgelehnt, daß 
die Bundesanwaltschaft das Verfahren in „originärer 
Bundeszuständigkeit" führen würde. 

Zu Ziffer 2f möchte ich sagen, daß der bayerische 
Staatsminister des Innern bekundet hat, daß durch 
das Verhalten des Leiters der Abteilung Staatsschutz 
Dr. Langemann eine im derzeitigen Ermittlungssta­
dium in seinem Umfang n o c h n i c h t a b s e h b a -
rer Schaden für die innere Sicherheit 
entstanden ist. Eine Beurteilung bezüglich der Wei­
tergabe von Unterlagen, die Dr. Langemann schon 
während seiner Tätigkeit beim BND bis zum Jahre 
1969 aus dem seinerzeitigen Dienstbereich verbracht 
haben muß, obliegt nicht diesem Ausschuß. Eine ab­
schließende Würdigung erscheint erst nach Beendi­
gung der anhängigen strafrechtlichen Ermittlungsver­
fahren möglich. 

Zu den Z i ff e r n 3 und 4 des Untersuchungsauftra­
ges möchte ich bemerken, daß Dr. Langemann im 
Staatsministerium des Innern nach Bekundung einer 
ganzen Reihe von Zeugen als „ungeliebter Seitenein­
steiger" angesehen worden ist. 

Der seinerzeitige Innenminister Dr. Merk konnte zwar 
nicht den wünschenswerten „persönlichen Kontakt", 
wie er sich äußerte, zu Dr. Langemann finden, ging 
aber davon aus, daß dem hervorragend beurteilten ju­
ristischen Beamten die U m s t e 11 u n g v o n s e i -
ner früheren nachrichtendienstlichen 
Tätigkeit auf seine künftige neue 
Staatsschutzaufgabe gelingen werde. 

(Abg. Hiersemann: So war es dann auch!) 

Keine Bestätigung fand die Behauptung, man habe 
Dr. Langemann im Rahmen seines Dienst- und Aufga­
benbereiches an wichtige Dinge nicht herangelassen. 
Das unmittelbare Vortragsrecht gegenüber dem Mini­
ster stand herkömmlich dem Präsidenten des Lan­
desamtes für Verfassungsschutz zu. 

Die Minister Dr. Merk, Dr. Seidl und Tandler, auch 
sonstige Vorgesetzte oder langjährige Mitarbeiter Dr. 
Langemanns konnten nach deren Aussagen A u f -
f ä 11 i g k e i t e n im dienstlichen oder außerdienstli­
chen Verhalten Dr. Langemanns, die zu beanstanden 
gewesen wären, nicht feststellen. Das bestätigten als 
Zeugen auch Angehörige des BND, mit denen er bis 
zu seiner Suspendierung vom Dienst im März 1982 
Kontakt hatte. Einige Sekretärinnen bekundeten le­
diglich, daß Dr. Langemann als Abteilungsleiter des 
öfteren auch persönlich Ablichtungen gefertigt hat. 

In einigen wenigen Fällen - bezogen auf seine neun­
jährige Tätigkeit - gab Dr. Langemann lnfonmationen 
an die politische Spitze des Innenministeriums weiter, 
die nicht unmittelbar zu seinem Aufgabenbereich ge­
hörten. Aber dazu ist zu sagen, daß es wohl in allen 
politischen Bereichen in allen Ministerien aller Länder 
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und des Bundes üblich ist, daß Referenten der Mini­
sterien die politische Spitze auch über Sachverhalte 
informieren, die nicht unmittelbar ihren eigenen Auf­
gabenbereich berühren. Es handelt sich zum Teil, wie 
die Minister erklärten, vor allem Minister Tandler - ich 
als Jurist sage um unbehelfliche, um unbeachtliche 
Informationen -

(Abg. Klasen: Aber sehr interessante!) 

Herr Minister Tandler hat in bayerischer Formulierung 
dazu „Schmarrn" gesagt. 

(Abg. Klasen: Nicht zu allen!) 

- Nicht zu allen. Es ist auch nicht verboten, die Mini­
ster und die politische Spitze zu informieren. Das 
möchte ich hier feststellen. 

(Abg. Klasen: „Schmarrn" durfte er nur zu 
bestimmten Sachen sagen!) 

Zur Z i ff e r 5 des Untersuchungsauftrags möchte 
ich kurz sagen, daß im „Entführungsfall Dieter Hu­
ber", der als solcher von uns nicht zu klären, sondern 
nur insoweit von Interesse war, als Dr. Langemann 
hier dienstpflichtwidrig hätte tätig gewesen sein kön­
nen, noch keine Beweisaufnahme und Klärung durch­
geführt worden ist. 

Wegen des „illegalen Abhörens eines Telefongesprä­
ches zwischen dem CSU-Landesvorsitzenden Strauß 
und Scharnagl" hatte ein Untersuchungsausschuß 
des Bundes keine Klärung herbeiführen können. Der 
Journalist Saupe - das ist immerhin von Bedeutung, 
kann aber von uns nicht mehr geklärt werden - hat 
als Zeuge vorgetragen, daß im Zusammenhang mit 
diesem Abhörfall eine Versetzung des für derartige 
„operative Maßnahmen" zuständigen BND-Mitarbei­
ters erfolgt sei. Zeugen aus dem BND-Bereich bestä­
tigten zwar die Versetzung, bestritten jedoch einen 
derartigen Zusammenhang. Ein dienstpflichtwidriges 
Verhalten Dr. Langemanns ist in diesem Punkte nicht 
erkennbar. 

Auch bezüglich , ·angeblicher Recherchen gegenüber 
dem CSU-Land vorsitzenden" im Jahre 1976 etwa 
durch das Baye ische Landesamt für Verfassungs­
schutz, die sich !sächlich aber auf eine andere Per­
son bezogen ha en und von Dr. Langemann veran­
laßt worden war n, war ein dienstpflichtwidriges Ver­
halten Dr. Lang anns nicht nachzuweisen. 

Hinsichtlich des „Attentats auf dem Oktoberfest" 
kann nach bishe igem Untersuchungsstand ebenfalls 
kein beanstand gswürdiges Verhalten Dr. Lange­
manns erkannt erden. Von dieser Feststellung un­
berührt ist selbs erständlich die Weitergabe von Do­
kumenten über en Einsatz anläßlich des Attentats. 

Nicht abgeschlo sen sind die Untersuchungen über 
den Umfang de „Tätigwerdens Dr. Langemanns auf 
Bitten einer bay ischen Großfirma" und eine angeb­
lich von ihm be uptete Information des Staatsmini­
sters des Inner . Nach dessen Aussage hat er von 
Dr. Langemann eine derartigen Informationen erhal­
ten. 

Ein dienstpflichtwidriges Handeln wegen der War­
nung des CSU-Landesvorsitzenden vor einer „angeb­
lichen Agententätigkeit in dessen Umfeld" konnte 
nicht festgestellt werden. Der CSU-Landesvorsit­
zende äußerte gegenüber Dr. Langemann jedoch 
sehr nachdrücklich sein Mißfallen über den von Dr. 
Langemann ihm vorgestellten angeblichen Informan­
ten. 

Von einer angeblich unbefugten Festnahme von Per­
sonen durch den Leiter der Abteilung Staatsschutz 
haben die bisher gehörten Zeugen keine Kenntnis er­
langt. 

Die Behauptungen, Dr. Langemann habe „angeblich 
Pläne, einen eigenen Geheimdienst zu gründen", 
wurden von den Zeugen Saupe und Heigl als 
„sprachliche Schludrigkeit" bezeichnet. Vielmehr soll 
Dr. Langemann angestrebt haben, einen bestehen­
den privaten Informationsdienst durch einen „operati­
ven Bereich", nämlich der Nachrichtenbeschaffung, 
zu e..Weitern. In Verbindung damit ist der Untersu­
chungsausschuß auf Vorgänge gestoßen, die diese 
Behauptung erhärten. Gleichzeitig mußte ein Verhal­
ten des Leiters der Abteilung Staatsschutz, Dr .. Lan­
gemann, im Rahmen seiner formalen Verfügungsbe­
fugnisse über Haushaltsmittel festgestellt werden, 
das jedenfalls in die disziplinarrechtliche Prüfung ein­
bezogen werden muß. Auch eine haftungsrechtliche 
und strafrechtliche Würdigung scheint unumgänglich. 

Die „Arbeitsgemeinschaft Staat und Gesellschaft", 
die für ihre Aufklärungstätigkeit über die Gefahren 
insbesondere des Rechts- und Linksextremismus 
und des Terrorismus vom Bund und dem Bayerischen 
Staatsministerium des Innern Fördermittel erhält, hat 
1976 einen Betrag von 8000 DM an einen Professor 
Dr. Johann Kinsky überwiesen. In den vom Innenmini­
sterium dem Untersuchungsausschuß übergebenen 
Unterlagen befindet sich auch die Bestätigung eines 
Professors Dr. Johann Kinsky, der diesen Betrag an 
einen anderen Professor für die Ausarbeitung eines 
Esposes zum Thema „Terrorismus/Extremismus" 
weitergegeben haben will. 

(Abg. Klasen: Eben nicht! Das steht nicht 
drin!) 

Jetzt kommt aber die interessante Tatsache, daß Dr. 
Langemann als Leiter der Abteilung Staatsschutz 
diese Bestätigung zur Kenntnis genommen und so­
gar schriftlich vermerkt hat. Bei einem Vergleich der 
Unterschriften ergibt sich jedoch der Verdacht, daß 
Dr. Hans Langemann und dieser „Professor Dr. Jo­
hann Kinsky" personengleich sind. 

In den Jahren 1976 bis 1979 hat Dr. Langemann im 
Rahmen seiner formalen Verfügungsbefugnis für an­
gebliche V e r ö ff e n t 1 i c h u n g e n u n d A u s a r -
beitungen im Zusammenhang mit 
Staats s c h utzt h e m e n jeweils Auszahlungen 
von DM 3000 bis DM 5000 - insgesamt von DM 42 000 
- auf drei Konten bei Münchner Banken verfügt, die 
als „Tarnkonten" bezeichnet werden können, weil 
möglicherweise mindestens zwei der Konteninhaber 
Decknamen haben. Bei zwei dieser Konten soll auch 
Dr. Langemann abhebungsberechtigt gewesen sein. 
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Mindestens in einem weiteren Fall - ich darf das ab­
kürzen; das waren jetzt beispielhafte Sachverhalte -
hat er einen Betrag von etwa 5000 DM auf ein Konto 
überwiesen, dessen Inhaber ihm, Dr. Langemann, 
diesen Betrag wieder zur Bezahlung von Informatio­
nen ausgehändigt hat. 

Vom Informationsdienst Freiherr von Stauffenberg 
hat Dr. Langemann in den Jahren 1976 bis 1979 mo­
natliche Zahlungen von 5000 bis 6000 DM erhalten; 
nach den Bekundungen des Zeugen insgesamt also 
über 300000 DM, um damit Informanten zu bezahlen. 
Dr. Langemann hat gegenüber dem Innenministerium 
schriftlich erklärt, daß er diese Beträge nicht für sich 
persönlich verwendet habe, sondern als Unkosten­
beiträge für Informationen. Auch hier ist eine diszi­
plinarrechtliche und strafrechtliche Würdigung unum­
gänglich. 

Ein dienstpflichtwidriges Verhalten Dr. Langemanns 
könnte aus sichergestellten Unterlagen auch darin 
gesehen werden, daß er in einem Fall über seine Be­
ratungsmöglichkeit hinaus vermittelnd bei der Be­
schaffung nachrichtendienstlicher Geräte für den Po­
litiker eines afrikanischen Staates tätig geworden ist. 

Hinsichtlich der Ziffer 6, die die schriftstel-
1 er i s c h e n A m b i t i o n e n des Leiters der Abtei­
lung Staatsschutz betrifft, ist festzustellen, daß etwa 
Anfang 1981 - Februar 1981 - dem persönlichen Re­
ferenten des Innenministers vom Verleger von Fe­
renczy ein von Dr. Langemann und dem Journalisten 
Heigl ausgearbeitetes Expose „Operation Eva" mit 
„nachrichtendienstlichen Bezügen" mit der Bitte um 
Überprüfung übergeben worden war. Der Verleger 
von Ferenczy hatte 1980 Herrn Dr. Langemann, der 
einen „nachrichtendienstlichen Roman" schreiben 
wollte, den Journalisten Heigl als Co-Autor empfoh­
len. Der Verleger bat den persönlichen Referenten 
Herrn Dr. Waltner aus beruflichen Gründen um abso­
lut vertrauliche Behandlung des Überprüfungsvorgan­
ges. 

Etwa zum gl ichen Zeitpunkt übergab Dr. Lange­
mann dem B -Vizepräsidenten Klusak ein Exemplar 
dieses Expos s mit dem Bemerken, daß er ganz er­
hebliche Be nken gegen eine Veröffentlichung 
habe. Dr. L emann hatte den Inhalt des Exposes 
mit entsprach nden Kommentierungen versehen und 
auf den bris ten Inhalt hingewiesen. Er regte an, 
über den Pr- denten des BND Dr. Kinkel den Verle­
ger von Feren zy zu veranlassen, daß keinesfalls eine 
Veröffentlichu g eines derartigen Romans oder Ex­
poses erfolgt. 

Eine BND-int 
manten des 
rung, obwohl 
sen werden 
„Operation E 
wesen sein 
sich, wie er 
schuß erklärt 
mann „gelei 
nenministeri 

ne Prüfung führte bezüglich des lnfor­
rfassers des Exposes zu keiner Klä­
us dem Inhalt des Exposes geschlos­
ußte, daß der Informant ein an der 
" beteiligter Mitarbeiter des BND ge­
ßte. BND-Präsident Dr. Kinkel fühlte· 
Zeuge vor dem Untersuchungsaus­

in dieser Sache von Herrn Dr. Lange­
". Als Veleger von Ferenczy dem In­
- Dr. Wallner - telefonisch mitteilte, 

daß wegen erheblicher Bedenken seitens des BND 
das Projekt der Veröffentlichung „Operation Eva" ge­
storben sei, unternahm man auch im Innenministe­
rium im Hinblick auf die erbetene vertrauliche Be­
handlung keine weiteren Schritte. Bei Durchsicht des 
Exposes waren für die Beamten des Innenministe­
riums k e i n e b a y e r i s c h e n B e z ü g e erkenn­
bar. Außerdem hatte der Verleger zugesichert, das In­
nenministerium über etwaige weitere schriftstelleri­
sche Arbeiten Dr. Langemanns mit sicherheitsrele­
vantem Bezug zu unterrichten, was im Herbst 1981 
auch in einem Falle geschehen ist; das Expose war 
als unbedenklich zu bezeichnen. 

Zur Behauptung des Journalisten Heigl, Dr. Lange­
mann habe ihm gesagt, er sei „der stärkste Mann 
Bayerns und habe noch viele Asse im Ärmel": Bisher 
vernommene Zeugen konnten eine solche Behaup­
tung nicht bestätigen, die auch von Dr. Langemann 
abgestritten worden sein soll. Für Tatsachen, auf die 
sich eine solche Äußerung stützen könnte, ergaben 
sich bei der bisherigen Untersuchung keine Anhalts­
punkte. 

Auch in sicherheitsrelevanten Dingen war Dr. Lange­
mann nach dem bisherigen Untersuchungsstand 
bayerischen verantwortlichen Politikern weder behilf­
lich noch gefällig. 

Schließlich ist zur Ziffer 10 des Untersuchungsauf­
trags darauf hinzuweisen, daß das Innenministerium 
sofort ein Dis z i p 1 in a r verfahren gegen Dr. 
Langemann eingeleitet hat, das bisher zu einer er­
heblichen Reduzierung seiner Bezüge geführt hat. 
Sowohl die Bayerische Staatsanwaltschaft als auch 
die Bundesanwaltschaft haben ferner sofort straf­
rechtliche Ermittlungsverfahren gegen Dr. Lange­
mann und Journalisten eingeleitet. 

Als letzten Punkt des Untersuchungsergebnisses 
möchte ich hinsichtlich der Kontroverse, die zwi­
schen der Bundesanwaltschaft und der Bayerischen 
Staatsanwaltschaft entstanden war, feststellen, daß 
der Genera 1 b und es an w a 1 t schriftlich und 
mündlich als Zeuge in bezug auf eine Verlautbarung 
der FDP-Landtagsfraktionsgeschäftsstelle, wonach 
dieses Verhalten der Bundesanwaltschaft, nämlich 
die Bayerische Staatsanwaltschaft bei der Verneh­
mung Heigls nicht hinzuzuziehen, offensichtlich auf 
ein Mißtrauen gegenüber den bayerischen Behörden 
zurückzuführen i!lt. folgendes erklärt. 

Die Vertrauenswürdigkeit der Staatsanwaltschaft 
München 1 stand bei mir und meinen Mitarbeitern 
zu keiner Zeit in Frage. Die Bundesanwaltschaft 
hat bisher mit den zuständigen Behörden des Frei­
staates Bayern, insbesondere der Justiz und der 
inneren Verwaltung in besonderem Maße gut und 
vertrauensvoll zusammengearbeitet. 

Soweit das bisher festgestellte Untersuchungsergeb­
nis. 

Ich komme nun zu den besonderen Problemen des 
Verfahrens und den G r ü n d e n für die E i n s t e 1 -
lung der bisherigen Beweisaufnahme, 
die bei der Entscheidung des Bayerischen Verfas­
sungsgerichtshofs eine Rolle gespielt haben oder 
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noch eine Rolle spielen können. Ich bin gezwungen, 
die Gründe zu Protokoll zu geben. 

Die Ermittlungen des Untersuchungsausschusses -
ich kann das beurteilen, weil ich schon dem dritten 
Untersuchungsausschuß vorstehe - standen von An­
fang an in Anbetracht der kaum abgrenzbaren Sach­
verhalte einerseits und der noch zur Verfügung ste­
henden Tagungszeit andererseits unter einem unge­
wöhnlichen Z e i t d·r u c k. Bereits vier Tage nach den 
Osterferien des Parlaments und zwei Tage nach dem 
Ausdruck des Untersuchungsauftrages hat der Aus­
schuß nach wenigen fraktionsinternen Besprechun­
gen seine Ermittlungen am 22. April 1982 aufgenom­
men. 

Um jedem Vorwurf des Versuchs einer Verzögerung 
der Vernehmungen den Boden zu entziehen, wurde 
in einer in der bundesrepublikanischen Parlaments­
geschichte - ich darf das ohne Übertreibung sagen -
einmaligen 1 n t e n s i t ä t gearbeitet. Die Mitglieder 
des Untersuchungsausschusses hatten keine Mög­
lichkeit mehr, an den Beratungen und Entscheidun­
gen ihrer fraktionsinternen Arbeitskreise, der Fach­
ausschüsse des Parlaments, ihrer Fraktionen und der 
Vollversammlung des Landtags teilzunehmen. Sie wa­
ren überdies in der Wahrnehmung ihrer sonstigen 
politischen Aufgaben außerhalb des Parlaments in 
kaum mehr zumutbarem Ausmaß behindert. 

Es wurde auch kein Beweisantrag der A u s s c h u ß -
m i n d e r h e i t abgelehnt, um den Vorwurf des Ver­
suchs einer Beeinträchtigung der notwendigen Auf­
klärung zu vermeiden. Aus den gleichen Gründen 
wurde versucht, das Verfahren dadurch zu beschleu­
nigen, daß Zeugenladungen mit einer Ladungsfrist 
von häufig nur 3 bis 4 Tagen erfolgt sind und parallel 
dazu - obwohl sonst nicht üblich - erforderliche Aus­
sagegenehmigungen fernschriftlich im voraus ange­
fordert wurden. Vernehmungstermine mußten mehr­
fach verschob°"" werden„ weil vor allem die außerhalb 
Bayerns wohnenden Zeugen terminliche Hinderungs­
gründe gelten~ machten. 

Ein von der Au schußmehrheit - das möchte ich aus­
drücklich bem ken - im Interesse der Übersichtlich­
keit der Zeuge aussagen und Beweisunterlagen an­
fänglich für erf rderlich gehaltenes und von der Aus­
schußminderh t abgelehntes themenweises Vorge­
hen wurde mit der Vernehmung des nicht mehrmals 
vernehmbaren Zeugen Heigl fallengelassen. Mehr­
fachvernehmu en wären überdies in Anbetracht der 
Vielfalt der Un rsuchungsthemen auch bei anderer 
Verfahrenswei nicht zu vermeiden gewesen. 

Zu neuen, im laufe des Untersuchungsverfahrens 
bekanntgewor nen Sachverhalten wurden weitere 
Beweisanträge gestellt. Das führte zwangsläuiig zu 
z e i t 1 i c h e n e r z ö g e r u n g e n bei Erledigung 
des Untersuc ngsauftrages. Bis zum 8. Juli 1982 
wurden über 00 Zeugenvernehmungen durchge­
führt. 

Nun komme i 
suchungs 
den Beweisthe 

zu den Grenzen der Unter­
ö g 1 i c h k e i t e n bei den vorliegen­
en: Eine Reihe von Journalisten, de-

ren Vernehmung als Zeugen vorgesehen war, und de­
ren Aussagen für die Klärung des Sachverhalts wich­
tig wären, machte von ihrem gesetzlichen, berufli­
chen Aussageverweigerungsrecht in großem Umfang 
Gebrauch. Der Ausschuß hatte keine zeitliche Mög­
lichkeit zu prüfen, ob diese Zeugen zu Recht in so 
weitem Umfang von ihrem Aussageverweigerungs­
recht Gebrauch machen konnten. 

In Anbetracht des Untersuchungsthemas waren die 
für Amtsträger und Beamte des Bundes und des Frei­
staates Bayern erforderlichen A u s s a g e g e n e h -
m i g u n g e n mit - beispielhaft - folgenden erhebli­
chen B e s c h r ä n k u n g e n versehen: 

In Personalangelegenheiten - mit Ausnahme derer 
des Betroffenen - dürfen sie sich nur in nichtöf­
fentlicher Sitzung äußern. 

Zu Sachverhalten, die als Verschlußsachen einge­
stuft sind oder objektiv als Verschlußsachen einzu­
stufen wären, dürfen sie sich nur in geheimer Sit­
zung des Untersuchungsausschusses äußern. Sie 
dürfen keine Angaben machen über operative Ein­
zelheiten jeglicher Art, einschließlich operativer 
Überlegungen, Planungen, die damit in Zusammen­
hang stehenden Personen, nachrichtendienstliche 
Methoden, Verbindungen, Objekte, dienstliche Un­
terlagen bzw. Einrichtungen des Bundesnachrich­
tendienstes und diesem angehörende Personen. 

In den letzten Wochen der Beweisaufnahme wurden 
für den Bereich des BND noch zusätzliche Aussage­
beschränkungen verfügt: 

Sie dürfen keine Angaben machen über Maßnah.­
men, Besprechungen und Kontakte nach Einset­
zung des Untersuchungsausschusses, die der in­
ternen Aufarbeitung der mit dem Komplex „Lange­
mann" zusammenhängenden Fragen und der Min­
derung des für den BND bereits entstandenen und 
möglicherweise noch entstehenden Schadens die­
nen. 

Bei einer Vielzahl von Beweisunterlagen, aber auch 
bei Zeugenvernehmungen, waren Geheimhaltungs­
vorschriften des Bundes und des Freistaates Bayern 
zu beachten. Ein häufiger Wechsel von öffentlichen, 
nichtöffentlichen und Sitzungen „unter Geheimhal­
tung" war die Folge. Auch die Protokolle mußten für 
jede Sitzungsart getrennt gefertigt werden, was die 
Übersichtlichkeit des Verfahrens wesentlich beein­
trächtigte. 

Eine weitere Behinderung war, daß wegen der unge­
wöhnlich großen Zahl der zeitlich gedrängten Sitzun­
gen, insbesondere deren langer Dauer - bis zu 12 
Stunden täglich - die Wo r t p rot o k o 11 e dem 
Ausschuß häufig erst nach 10 Tagen zur Verfügung 
standen, so daß deren Verwertung bei einer ganzen 
Reihe von folgenden Zeugeneinvernahmen nicht 
möglich war. Wir bewegten uns in diesem Bereich -
das möchte ich auch feststellen, ich bin ja auch dafür 
verantwortlich - schon an der Grenze der Seriosität 
der Ermittlungen. Kein Gericht und keine Staats­
anwaltschaft der Bundesrepublik hätte unter diesen 
Voraussetzungen Ermittlungen durchgeführt. 

(Abg. Klasen: Berichte gemacht!) 
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Es ist unredlich - das möchte ich in diesem Zusam­
menhang sagen-, wenn jetzt von.der Ausschußmin­
derheit gesagt wird, sie können keinen Minderheiten­
bericht vorlegen, bevor sie nicht die Protokolle in 
Händen hätte. Wichtiger wäre gewesen, sie hätte dar­
auf gedrängt, daß während der Beweisaufnahmen nur 
an Hand von Wortprotokollen die Zeugen vernommen 
werden. Das wäre ein viel wichtigerer Gesichtspunkt 
gewesen. 

(Zuruf der Frau Abg. König) 

Stenographische Hilfskräfte mußten von außerhalb 
Münchens, sogar von den Landtagen anderer Bun­
desländer „entliehen" werden, weil der Untersu­
chungsausschuß den Stenographischen Dienst wie 
eine „permanent tagende Vollversammlung" in An­
spruch nahm. Der Personalrat hat uns in dieser Sa­
che geschrieben. Ich möchte in diesem Zusammen­
hang allen Damen und Herren des Stenographischen 
Dienstes unseren Dank aussprechen. Sie haben bis 
an die Grenze ihrer Leistungsfähigkeit gearbeitet. 

(Starker Beifall) 

Ein Mitarbeiter des Stenographischen Dienstes ist 
sogar im Dienst zusammengebrochen. 

Ich möchte auch vor allem Regierungsdirektor Dr. 
G r e m e r und seiner Mitarbeiterin Frau P i e t s c h 
sehr herzlich für die Mitarbeit im Ausschuß danken. 

(Starker Beifall) 

Sie haben über ihre Dienstpflicht hinaus, wie es die 
Arbeit des Ausschusses verlangte, nicht nur ganz er­
hebliche Überstunden geleistet, sondern. auch ihre 
Wochenenden opfern müssen. 

(Abg. Hlersemann: Und haben unheimlich 
viel kopiert!) 

- Sie haben recht, Herr Kollege Hiersemann. Sie ha­
ben unheimliah viel kopiert, aber ohne in Verdacht zu 
geraten, in dfenstpflichtwidriger Weise von den Ko­
pien Gebrau<f1 gemacht zu haben. 

Der G e n e r 1 b u n de s a n w a 1 t verweigerte, be­
stätigt durch en Bundesjustizminister, die vom Aus­
schuß geford rte Überlassung von Vernehmungspro­
tokollen „Dr. angemann und Heigl" mit der Begrün­
dung, daß e sich bei den Ermittlungen um eine 
„originäre B ndesaufgabe" handele. Er bot dann 
aber hilfswei e eine Vernehmung des zuständigen 
Bundesanwal s zum Inhalt der Protokolle an, soweit 
sich die Aus gen auf den bayerischen Bereich bezo­
gen. Der Bun esanwalt wurde als Zeuge vernommen. 

Mit der gleic n Begründung lehnte der Generalbun­
desanwalt di Überlassung selbst von Ablichtungen 
weiteren Be eismaterials, sogenannter Ring- und 
Kalenderbüc r, auch insoweit ab, als diese mögli­
cherweise b yerische Bereiche betreffen könnten. 
Auf nachdrü kliche Vorhalle seitens des Untersu­
chungsaussc usses sicherte er später eine Prüfung 
der rechtlich Möglichkeiten der Herausgabe zu und 
hat schließli angeboten, Einsichtnahme in Karls­
ruhe zu gew· ren. Selbst dieses Angebot war mit der 

Einschränkung versehen, d,aß über die Verwertbarkeit 
der Unterlagen durch den Ausschuß nur im Einver­
nehmen mit Vertretern der Bundesanwaltschaft be­
funden werden solle. 

Zu während der Beratungen des Untersuchungsaus­
schusses aufgetretenen schwierigen rechtlichen Pro­
blemen hielt der Ausschuß wiederholt die Einholung 
einer g u t a c h t 1 i c h e n S t e 11 u n g n a h m e d e s 
Bayerischen Staatsministeriums der 
J u s t i z für geboten. Ich darf auf die Seiten 13 und 
14 des Berichts verweisen, wo Details aufgeführt 
sind. 

Zur Vernehmung des Schlüsselzeugen H e i g 1: Trotz 
aller diplomatischen Bemühungen - Einschaltung oes 
Auswärtigen Amtes, der Deutschen Botschaft in Pa­
ris - konnte eine Genehmigung der zuständigen fran­
zösischen Behörden für eine Zeugeneinvernatvne 
des seit einigen Jahren in Südfrankreich wohnhaften 
Journalisten und früheren Beamten des Bundeskrimi­
nalamtes Frank Peter Heigl durch den Untersu­
chungsausschuß im Generalkonsulat der Bundesre­
publik Deutschland in Marseille nicht erreicht werden. 

Zu einer Vernehmung in München erklärte sich der 
Zeuge Heigl nur gegen Gewährung „sicheren Ge­
leits" nach der StPO bereit. 

Gegen Dr. Langemann sowie die Journalisten Heigl, 
Bissinger und Saupe ermittelt die Bundesanwalt­
schaft wegen des Verdachts der Preisgabe bzw. Of­
fenbarung von Staatsgeheimnissen. Der Ermittlungs­
richter des Bundesgerichtshofs gewährte dem be­
schuldigten Heigl für die Aussage vor dem Untersu­
chungsausschuß das „sichere Geleit". Auch vom zu­
ständigen Amtsgericht in Wiesbaden, bei dessen 
Staatsanwaltschaft vier Verfahren gegen den Journa­
listen Heigl, u. a. wegen des Verdachts der Fälschung 
von Urkunden des Bundeskriminalamtes und des 
hessischen Landeskriminalamtes, laufen, konnte die 
Gewährung des „sicheren Geleits" eingeholt werden. 

Daraufhin machte der Zeuge Heigl sein Erscheinen 
von entsprechenden Zusicherungen für eine freie 
Rückreisemöglichkeit durch das Bayerische Staats­
ministerium der Justiz und den Untersuchungsaus­
schuß abhängig. Wir sicherten dies Herrn Heigl zu. Im 
laufe des Monats Juni konnte dann die Vernehmung 
in München stattfinden. 

Schließlich gelang es dem Untersuchungsausschuß 
bislang nicht, eine Überprüfung der Originaltonbän­
der mit den Aufnahmen der im Sommer 1980 in Süd­
frankreich zwischen Dr. Langemann und dem Journa­
listen Heigl geführten Gespräche durch das Bundes­
kriminalamt zu erreichen. Der Untersuchungsaus­
schuß hält eine Überprüfung zum Zwecke der Klä­
rung für erforderlich, ob Anhaltspunkte für eine Mani­
pulation oder für Tonbandaufnahmen mit einem ver­
steckten Mikrophon bezüglich eines Teils der Ton­
bänder wegen der sehr unterschiedlichen Tonqualität 
vorliegen. 

Der Ausschuß hatte bisher keine Gelegenheit, den In­
halt aller im Besitz des Zeugen Bissinger befindlichen 
Tonbänder zu hören. Im übrigen konnte nicht geklärt 
werden, ob es sich bei den in Händen des Zeugen 
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Bissinger („konkret") befindlichen Tonbändern um 
die Originaltonbänder handelt. Ich sage das alles, weil 
diese Gesichtspunkte auch bei einer Weiterführung 
oder einer späteren Installierung des Untersuchungs­
ausschusses von Bedeutung wären. 

Zum Schluß darf ich folgendes berichten: Nach 20 
ganztägigen Sitzungen, die ausschließlich der Zeu­
geneinvernahme und der Auswertung eines Teils der 
Beweisunterlagen dienten, war erkennbar, daß auch 
bei Weiterführung der Beweisaufnahme bis zu einer 
etwaigen Sondersitzung des Parlaments vor Ende der 
Legislaturperiode der gesamte Untersuchungsauf­
trag nicht zu erfüllen ist. 

Um der Vollversammlung des Bayerischen Landtags 
bis zum Tagungsende am 24. Juli 1982 einen Be -
r i c h t über den Verfahrens- und Sachstand vorlegen 
zu können, beschloß der Ausschuß in der 21. Sitzung 
am 30. Juni 1982, die Beweisaufnahme mit dem 8. Juli 
1982 zu beenden. 

Die Ausschußmitglieder der Fraktion der SPD und 
FDP vertraten die Auffassung, daß im Rahmen der 
Minderheitenrechte gegen den Willen . der Parla­
mentsminderheit das Beweisaufnahmeverfahren ei­
nes Untersuchungsausschusses nur durch Erledi­

. gung des gesamten Untersuchungsauftrags oder 
durch Ablauf der Legislaturperiode beendet werden 
könne. Ihre Anträge, während der gesamten Som­
merpause durchzutagen, oder alternativ acht weitere 
Sitzungstage, davon vier Vernehmungstage, bis zum 
22. Juli festzulegen, wurden abgelehnt. 

Die Ausschußmehrheit ist der Meinung, daß auch bei 
voller Würdigkeit der Rechte der Minderheit sowie 
des lhteresses an der Aufklärung des Sachverhalts 
eine E r 1 e d i g u n g d e s g e s am t e n U n t e r -
suchungsauftrags bis zum Ende der 
9. L e g i s 1 a t u r p e r i o de m i t S i c h e r h e i t 
n i c h t m ö g 1 i c h ist. Eine Weiterführung der Be­
weisaufnatime bis Ende Juli 1982 oder auch während 
des Mona August, während der Parlamentsferien, 
würde die s Ziel überhaupt nicht erreichen können. 
Andererse s ist aber nach Auffassung der Mehrheit 
im Aussc uß folgendes zu berücksichtigen - ich 
trage dies Argumente jetz1 nicht vor, weil der Ver­
fassungsg richtshof in seiner Entscheidung ähnlich 
argumenti hat, 

(Abd Hiersemann: Jetzt schließt sich der 
l Kreis!) 

sondern w haben diese Punkte bereits während der 
Tätigkeit d s Untersuchungsausschusses in der Sit­
zung vorg tragen -: 

Einer der !scheidenden Untersuchungspunkte, der 
in keinem er anderen parallel laufenden Ermittlungs­
verfahren, eder der. Bundesanwaltschaft noch der 
Bayerisch Staatsanwaltschaft noch durch das Dis­
ziplinarve hren geprüft wird, nämlich der An s t e 1 -
1 u n g s k m p 1 e x D r . La n g e m an n , Ziffer 1 
des Unter uchungsauftrags, kann i m w e s e n t 1 i -
c h e n als g e k 1 ä r t angesehen werden. 

Wegen der für den Bundesbereich erfolgten Aussa­
gebeschränkung ist hier auch keine weitere Klärung 
zu erwarten. Auch bezüglich der Ziffern 3, 6 und 10 
des Untersuchungsauftrags sowie des ergänzenden 
Teils des Untersuchungsauftrags wird eine weitere 
Klärung von der Ausschußmehrheit nicht für erforder-
lich gehalten. · 

Die übrigen Punkte des Untersuchungsauftrags kön­
nen nur in Teilbereichen als geklärt angesehen wer­
den. Sollten nach Abschluß der Ermittlungsverfahren 
bei der Bundesanwaltschaft und der Staatsanwalt­
schaft München 1 sowie des Disziplinarverfahrens -
bis zu diesem Zeitpunkt wäre eigentlich eine Ausset­
zung des Untersuchungsverfahrens sinnvoll gewesen 
- noch Fragen offen sein, die ein öffentliches Inter­
esse an einer weiteren Klärung gerechtfertigt er­
scheinen lassen, so ist es den Fraktionen unbenom­
men, unmittelbar nach Beginn der neuen Legislatur­
periode, bereits in drei Monaten, die Einsetzung ei­
nes Untersuchungsausschusses zu beantragen, der 
hinreichend Zeit hätte, die Ermittlungen durchzufüh­
ren. 

Eine abschließende Klärung auch nur eines weiteren 
Teilbereichs scheint mir bei der Kompliziertheit des 
Verfahrens ausgeschlossen zu sein. Herr Hiersemann 
hat erklärt, daß wenigstens eine Einsichtnahme in die 
sogenannten Ring- oder Kalenderbücher stattfinden 
müsse. Ich habe dazu beim Verfassungsgerichtshof 
erklärt, daß es nicht mit der Einsichtnahme in irgend­
welche Unterlagen getan sei, sondern daß die Unter­
lagen erst durch ein umfangreiches Beweisaufnahme­
verfahren verifiziert werden müßten. 

Bei diesem Sachverhalt wäre die Forderung der Par­
laments- bzw. der Ausschußminderheit auf Fortfüh­
rung der Beweisaufnahme von sachfremden Erwä­
gungen getragen, wobei noch folgendes zu beden­
ken ist. 

Die geforderte Festlegung von Beweiserhebungster­
minen in der Zeit bis 22. Juli 1982 - wie ursprünglich 
beantragt - würde die Ausschußmitglieder auch von 
den abschließenden Beratungen und Entscheidungen 
über wichtige Gesetze in der letzten Plenarwoche 
ausschließen. Ferner würde eine Fortführung der 
Ausschußtätigkeit in Anbetracht der Besonderheit 
der Zusammensetzung und Funktion eines Untersu­
chungsausschusses der Objektivität des Verfahrens 
und damit auch der Wahrheitsfindung abträglich sein. 
Unzulässig wertende Äußerungen während des lau­
fenden Beweisaufnahmeverfahrens würden sich er­
fahrungsgemäß häufen. 

Andererseits würden die Wahlchancen der Mitglieder 
des Untersuchungsausschusses - das habe ich be­
reits im Ausschuß vorgetragen - durch den dadurch 
bedingten Zeitaufwand durch Beschneidung der 
Wahlkampfmöglichkeiten in unzumutbarer Weise be­
einträchtigt. Ich möchte darauf hinweisen, daß nach 
der Besonderheit unseres Wahlsystems jeder Kandi­
dat um Zweitstimmenwerbung bemüht sein muß, 
nicht nur gegenüber den Kandidaten der gegneri­
schen Partei, sondern sogar gegenüber der eigenen 
Partei. Außerdem sollte nicht unerwähnt bleiben -
das möchte ich ausdrücklich für alle Mitglieder des 



8726 Bayerischer Landtag · PLENARPROTOKOLL 9/131 v. 21. 07. 82 

(Dr. Hundhammer [CSU]) 

Ausschusses sagen -, daß auch die Mitglieder des 
Untersuchungsausschusses einen Anspruch darauf 
haben, neben dem ohnehin zu führenden Wahlkampf 
einige Wochen der Erholung zu haben, nachdem sie 
sogar die Pfingstferien für das Studium der umfang­
reichen Unterlagen nutzen mußten. 

(Beifall bei der CSU) 

Alle diese Gesichtspunkte zusammengefaßt lassen 
erkennen, daß eine Nichtfortführung der Beweisauf­
nahme keinesfalls auf sachfremden, willkürlichen Er­
wägungen beruhen würde. Eine verfassungswidrige 
Beschneidung von Minderheitenrechten würde nicht 
vorliegen. Die Ausschußmehrheit ist im Gegenteil der 
Meinung, daß die Forderung der Ausschußminderheit 
und wohl auch der Parlamentsminderheit auf Weiter­
führung der Untersuchungstätigkeit bei dem darge­
legten Sachverhalt auf sachwidrigen Überlegungen 
beruht. 

(Abg. Lang: Rechtsmißbrauch !) 

Beim Parlament liegt nun die Entscheidung. 

Schließlich möchte ich mich bei allen Kollegen des 
Ausschusses, welche die Hauptlast der Arbeit getra­
gen haben, beim Kollegen Hiersemann als meinem 
Vertreter, den CSU-Kollegen Gastinger, Dr. Mayer, 
Mittermeier und Dr. Wiesheu sowie beim Kollegen 
Klasen 

(Abg. Hiersemann: Vergessen Sie den 
Spitzner nicht!) 

von der Fraktion der SPD und Herrn Kollegen Dr. 
Zech von der Fraktion der FDP für die kollegiale Zu­
sammenarbeit, die nur von einigen wenigen atmo­
sphärischen Störungen beeinträchtigt war, sehr herz­
lich bedanken. 

(Beifall bei der CSU) 

Präsident Dr. lileubl: Das Wort hat der Herr Kollege 
Hiersemann. 

Hlersemann ( PD): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! H r Kollege Dr. Hundhammer, es ist gu­
ter Brauch in d sem Hause, am Schluß der Arbeit ei­
nes Untersuc ngsausschusses denen zu danken, 
die an dieser bei! beteiligt waren. Sie haben diesen 
Dank heute de Stenographen, Herrn Dr. Gremer und 
Frau Pietsch a gestattet. Ich frage mich aber, warum 
Sie heute sch gedankt haben. 

(Abg. Mö ein: Weil wir in die Ferien gehen!) 

Sie haben doc noch gar nicht entschieden, ob die 
Arbeit des Un rsuchungsausschusses weitergehen 
soll oder nicht. 

(Abg. Lan : Sollen wir weitermachen? - Man 
kann doc gar nicht genug danken! - Abg. 

Otto M er: Danken kann man immer!) 

Also wäre es doch wohl ehrlicher gewesen, zu sagen, 
daß Sie wissen, wie Sie nach dieser Debatte abstim­
men wollen. 

(Abg. Lang: Das wissen wir noch nicht, wir 
haben noch unsere Sitzung!) 

- Herr Kollege Lang, ich weiß auch, daß Sie nachher 
eine Fraktionssitzung haben; ich hoffe nur, daJl Sie 
hinreichend Schafkopfspi~le mitnehmen, damit Sie 
eine anständige Schamfrist zustande bringen! 

(Abg. Lang: Das ist ja billig! - Frau Abg. Frfr. 
von Pölnitz: Schlechter Stil!) 

Denn beraten brauchen Sie das wohl nicht mehr. 

(Abg. Möslein: In euren Fraktionssitzungen 
mag es ja zugehen, wenn Sie auf solche 

Gedanken kommen!) 

- Wir haben bisher noch keine Scheinsitzung durch­
geführt, Herr Kollege Möslein ! 

(Beifall bei der SPD) 

Wir haben dies auch nicht nötig gehabt, weil wir vor 
dem Verfassungsgericht unseren Standpunkt so ver­
treten haben, wie er ist. 

Ich gebe ohne Einschränkung zu, daß wir allen Anlaß 
haben, uns auch von unserer Seite bei den Stenogra­
phen, bei Herrn Dr. Gremer und Frau Pietsch zu be­
danken. Ich tue es heute nur deswegen nicht, weil wir 
davon ausgehen. daß die Arbeit fortgesetzt wird, Herr 
Kollege Lang. Ich bedanke mich heute deswegen 
noch nicht beim Kollegen Dr. Hundhammer für die 
Verhandlungsführung, die sich bis auf einige Ausnah­
men wohltuend von der in früheren Untersuchungs­
ausschüssen abgehoben hat. 

(Abg. Klasen: Dr. Wilhelm!) 

Das sage ich sehr deutlich. 

(Abg. Dr. Wilhelm: Das sagen Sie jedes 
Mal!) 

- Nein, Herr KoHege Wilhelm, diese Ehre ist Ihnen 
beim letzten Untersuchungsausschuß nicht zuteil ge­
worden, das muß ich sagen. 

(Beifall bei der SPD -Abg. Gusli Schön: Ob 
das eine Ehre ist, ist fraglich!) 

Aber vielleicht erhalten Sie noch einmal die Gelegen­
heit zu üben; dann können wir das erneut prüfen. 

Herr Kollege Dr. H u n d h a m m e r hat einige V e r -
f a h r e n s f r a g e n im Zusammenhang mit dem Un­
tersuchungsausschuß angesprochen; ich will mich 
auch damit beschäftigen. Richtig ist, daß die Mehrheit 
im Untersuchungsausschuß keinen Beweisantrag der 
Minderheit abgelehnt hat. Eine Reihe von Beweisan­
trägen wurde wegen der Frage der Dauer des Unter­
suchungsausschusses zurückgestellt. Richtig ist 
aber auch, daß die Mehrheit im Untersuchungsaus­
schuß die Beweisaufnahme gegen den Widerstand 
der Minderheit an den einzelnen Punkten des Unter­
suchungsauftrags ausgerichtet hat, was zu einer 
ständigen Mehrfach-Vernehmung von Zeugen und 
damit zu einer zeitlichen Verzögerung geführt hat. 
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Das mußte dann selbst von der CSU aufgegeben wer­
den. 

Ich habe eingeräumt, daß ein derartiges Vorgehen 
den Vorteil hat, daß man größere Klarheit innerhalb 
der einzelnen Ziffern erhält. Ein derartiges vorgehen 
ist aber nur dann sinnvoll, wenn hinreichend Zeit ist. 
Bei zuwenig Zeit muß man das von uns vorgeschla­
gene Vorgehen wählen. 

Sie haben in einem weiteren Punkt gegen den Wider­
stand der Opposition durchgesetzt, daß Herr Dr. 
Langemann als Betroffener und nicht 
a 1 s Z e u g e vernommen wird, was schließlich dazu 
geführt hat, daß Herr Dr. Langemann ohne das Ange­
ben jedweder Gründe die Aussage verweigern 
konnte. 

Sie haben gesagt, Langemann sei Betroffener. Bei 
unserem Untersuchungsauftrag hat es sich ohne jede 
Frage, wenn ich mir die Katalogisierungen der Unter­
suchungsausschüsse in rechtlicher Hinsicht ansehe, 
um eine sogenannte Skandalenquete gehandelt. Bei 
der Skandalenquete geht es nicht darum, Fehlverhal­
ten eines Beamten aufzudecken, sondern darum, die 
Verantwortung einer Regierung festzustellen. Deswe­
gen war nicht Langemann Betroffener des Untersu­
chungsausschusses, sondern der bayerische Innen­
minister und die Staatsregierung in diesem lande. 

(Beifall bei der SPD) 

Desweg<jn haben Sie Herrn Langemann zu Unrecht 
zum Befroffenen gemacht. Sie haben dann die Be­
weisaufnahme mit dem 8. Juli abgeschlossen, obwohl 
weder Veranlassung dazu noch hinreichender Grund 
dafür bestand. Sie selbst, Herr Kollege Dr. Hundham­
mer, haben bei Ihrem schriftlichen Bericht, was Sie 
heute mündlich wiederholt haben, einräumen müs­
sen, daß weite Passagen des Untersuchungsauftrags 
nicht erfüllt sind, daß teilweise noch nicht einmal mit 
der Beweisaufnahme begonnen wurde, wie z.B. bei 
der Ziffer 9 de• Untersuchungsauftrags, die auf Ihre 
Veranlassung qberhaupt erst hineingekommen ist. 

Wirklich abschl Send e r 1 e d i g t ist Z i ff e r 3. Das 
ist die Behau ung des Herrn K i e s 1 , Langemann 
sei im lnnenmi isterium mit spitzen Fingern angefaßt 
worden. Wie ese Ziffer erledigt wurde, haben wir 
alle noch sehr ut in Erinnerung: Es war das beschä­
mende Auftret n eines amtierenden Oberbürgermei­
sters vor ein m Parlamentsausschuß. Wenn man 
weiß, wie vorsi htig CSU-Kollegen mit führenden Poli­
tikern ihrer eig nen Fraktion umgehen, kann man sich 
ausrechnen, w dieser Auftritt ausgefallen sein muß, 
nachdem sog Kollege Gastinger zu Herrn Kiesl ge­
sagt hat: Der hrenhafte sagt die Wahrheit immer, 
der Kluge wen stens zur rechten Zeit. Das war sehr 
deutlich. 

(Abg Dr. Wiesheu: Der Ehrliche!) 

- Na gut. Darü er streiten wir nicht; mir kam es mehr 
auf den „Klug n" an. Darauf hatten ja auch Sie Wert 
gelegt. Den er ten Teil der Passage haben Sie Herrn 
Kiesl ja auch ·cht angerechnet; Sie haben gemeint, 
er sollte weni tens klug sein. 

Abgeschlossen ist Z i ff e r 4 d, die Berichterstattung 
im Informationsdienst der CSU. Herr Rosenberg 
hat eindeutig erklärt, daß das, was er geschrieben 
hat, falsch war. Damit wollen wir es bewenden lassen, 
weil wir keine große Lust haben, weitere Neben­
kriegsschauplätze aufzumachen. Im übrigen war das, 
so glaube ich, immer mehr ein Problem zwischen 
Herrn Dr. Stoiber und Herrn Tandler, nicht so sehr ein 
Problem zwischen der SPD und der CSU in diesem 
Hause. 

(Abg. Dr. Wiesheu: Warum habt ihr das dann 
aufgenommen?) 

- Ach, Herr Kollege Wiesheu ! Wenn der Pressespre­
cher Ihrer CSU-Landesleitung behauptet, iri Bonn sei 
schon immer bekannt gewesen, daß man für genü­
gend Geld von Herrn Langemann erhält, was man will, 
ist es wohl Aufgabe des Untersuchungsausschusses, 
das zu überprüfen. Wir konnten doch nicht davon 
ausgehen, daß selbst Ihr Pressesprecher einfach die 
Unwahrheit behauptet. Das dürfen wir doch nicht tun, 
oder? Etwas mehr Glaubwürdigkeit hatten wir Ihnen 
zugetraut. Deswegen haben wir das überprüfen wol­
len. 

Abgeschlossen ist Ziffer 3 neu, die nachträglich 
hineinkam. Sie betrifft die angebliche Verstimmung 
zwischen der Generalbundesanwaltschaft und der 
Staatsanwaltschaft in München. 

Nicht ab g es c h 1 o s s e n, Herr Kollege Dr. Hund­
hammer, ist die Ziffer 6: die schriftstellerischen 
Arbeiten des Herrn Dr. Langemann. Kein einziger Ro­
man liegt uns vor. Wir wissen weder, was Herr Lange­
mann im „Katzenschlosser" geschrieben hat noch im 
Buch „Toutankhamon", obwohl eines dieser beiden 
dem Innenministerium vorlag. Wie sollen wir also Zif­
fer 6 abschließen können, wenn wir nicht einmal den 
Roman gelesen haben, um uns darüber klarzuwer­
den, ob das Innenministerium Konsequenzen hätte 
ziehen müssen oder nicht. Ziffer 6 ist also sicher 
nicht abgeschlossen. 

Ziffer 1 ist auch nicht abgeschlossen. 

(Abg. Dr. Hundhammer: Die Ermittlungen 
dauern fünf Jahre, wenn Sie so 

weitermachen!) 

- Nein, sicher nicht. Ziffer 1 ist nicht abgeschlossen, 
weil es keine zwangsläufige Entwicklung im Sinne der 
Beamtenlaufbahn war, daß Herr Dr. Langemann inner­
halb von zwei Jahren von A 16 nach B 6 befördert 
worden ist, 

(Beifall bei der SPD) 

weil Kultusminister Dr. Huber bereits im Jahr 1970 -
das wissen wir aus einem Brief, der sich in den Akten 
des Kanzleramtes befindet - den Bundesnachrich­
tendienst um die Rücknahme - das war vor den 
Olympischen Spielen - Langemanns in die Dienste 
des BND in einer B 3- oder B 6-Stelle gebeten hat. 
Also bereits damals muß Herr Dr. Huber Herrn Lange­
mann zugesagt haben, daß er nach den Olympischen 
Spielen mit B 6 herauskommen wird. 

Man muß doch fragen, wieso das so gelaufen ist. Ins­
besondere ist noch offen die Art bzw. der Charakter 
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der B e z i e h u n g e n zwischen Herrn D r . H u b e r 
und Herrn Langem an n. Die Tagebücher und die 
Ringbücher bei der Generalbundesanwaltschaft wer­
den uns sicher noch hinreichend Aufklärung vermit­
teln können. 

Daß Sie nicht wollen oder nicht wollen können, daß 
das allzu schnell noch auf den Tisch kommt, ist mir 
klar. Das kann aber die Opposition in diesem Hause 
nicht davon abhalten, die zutreffende Anfrage zu stel­
len. 

Festzuhalten ist also: Die Untersuchung ist 
nicht ab g es c h 1 o s s e n. Festzuhalten ist fer­
ner: Es gibt auch keine Möglichkeit, zur Zeit eine 

· echte Zäsur vorzunehmen, und zwar aus den Grün­
den, die ich dargestellt habe. Es gibt keine Zäsur, weil 
überhaupt zu wenig geklärt ist. Das bedeutet, daß 
dieser Untersuchungsausschuß seine Arbeit nicht 
einstellen durfte. Wir haben noch nicht einmal alle 
T o n b ä n d e r gehört, die Heigl an Bissinger gege­
ben hat, obwohl Bissinger bereit ist, sie dem Aus­
schuß zur Verfügung zu stellen. Wir haben nicht ein­
mal die Berichterstattung über alle A k t e n durch­
führen können, bei denen wir schon Berichterstatter 
eingeteilt hatten und die sich entsprechend vorberei­
tet haben. Wir haben nicht einmal die U n t e r 1 a -
gen, die sich bei der Genera 1 b und es an -
w a l t s c h a f t befinden, einsehen können. Wir ha­
ben uns nicht einmal, obwohl dies einverständlich so 
geplant war, darüber unterhalten können, welche Un­
terlagen tatsächlich geheimhaltungsbedürftig sind 
oder nicht. All dies ist nicht erfolgt. Dann sagen Sie: 
Die Arbeit kann damit abgeschlossen werden. Weiß 
Gott nicht! Man soll ja die Hoffnung nicht aufgeben, 
aber es ist sehr schwierig bei Ihnen, Herr Kollege 
Lang. Sie könnten sich aufgrund des Verhaltens Ihrer 
Fraktion vor dem Verfassungsgerichtshof nachträg­
lich nur noch dann Respekt verschaffen, wenn die 
CSU heute besc;hließen würde, daß dieser Untersu­
chungsausschuß die Arbeit fortsetzen kann und muß. 

(Beifall bei ~PD und FDP - Lachen bei der 
CSU) 

- Ich bin ausge rochen dankbar für das Lachen auf 
Ihrer Seite, weil s meine Behauptung von vorhin ein­
drucksvoll unter treicht. 

lein: Dank Ihrer Formulierung 
aben wir gelacht!) 

Der Kollege L e b hat vor Gericht wenigstens nicht 
gelacht. Dafür h be ich ihn bewundert. 

(Abg. KI sen: Das fällt ihm schwer!) 

Daß Sie ihn abe derart desavouieren, finde ich nicht 
in Ordnung. Der Kollege Leeb sollte sich dies auch 
verbitten. 

(Abg. Dr Wilhelm: Sie haben offenbar 
Patentr zepte, die wir mit befolgen 

müssen!) 

- Herr Kollege !heim, ich dachte, daß Sie nach dem 
gestrigen Tag er t mal für einige Zeit genug hätten. 

(Abg. Dr. Wilhelm: Wir bewerten das 
offenbar völlig unterschiedlich, 

Herr Kollege!) 

- Dann überlasse ich Ihnen die Bewertung und werde 
die Sache nicht fortsetzen. 

Wir haben heute keinen M i n d e r h e i t e n b e -
r ich t vorgelegt, einfach deswegen nicht, weil dies 
zeitlich nicht möglich war. Herr Kollege Hundhammer, 
wir hätten natürlich einen ähnlich gearteten Bericht, 
wie Sie ihn erstattet haben, auch vorlegen können. 
Bloß gehen wir davon aus, daß man dem Parlament 
nur Berichte vorlegen sollte, in denen auch etwas 
drinsteht 

(Beifall bei SPD und FDP) 

und in denen nicht in allgemeiner Art über die Pro­
bleme hinweggehuscht wird. Damit kein falscher Ein­
druck entsteht: Dies ist kein Vorwurf in Richtung des 
Herrn Dr. Hundhammer. Bei der zur Verfügung ste­
henden Zeit hatte er gar keine Möglichkeit, als den 
Bericht zu fertigen, den die CSU haben wollte, damit 
ihr prozeßtaktisches Verhalten aufgeht. 

(Abg. Dr. Wiesheu: Sie werten hier herinnen 
und bei den Versammlungen so leicht!) 

- Mit welchen Wertungen? Herr Kollege Wiesheu, ich 
bin immer noch beim ersten Teil, beim formalen Teil, 
falls Sie das nicht gemerkt haben. Sie können Gift 
nehmen, daß Sie heute noch einige Wertungen be­
kommen. Diese Wertungen wollen Sie auch hören, 
weil Sie darauf erwidern wollen. 

(Abg. Lang: Werten können Sie ja nicht, weil 
die Beweisaufnahme nicht abgeschlossen 

ist!) 

- Sie meinen, daß wir auch nichts werten dürften. Ich 
schlage vor, wir werten das, was wir bisher festge­
stellt haben. Dann können Sie sich selber überlegen, 
ob das ausreicht oder nicht. 

Wir werden dem Sonderplenum am 13. September 
dieses Jahres den Minderheitenbericht vorlegen. Er 
wird ausführlich sein, und er wird sich mit dem Ergeb­
nis der Beweisaufnahme beschäftigen. Im übrigen 
sind gestern bei uns die letzten P r o t o k o 11 e ein­
gegangen. Ich halte es für unverantwortlich, einen 
Bericht zu fertigen, ohne daß die Protokolle bis zum 
letzten Punkt da sind. 

(Beifall bei SPD und FDP - Unruhe bei der 
CSU -Abg. Lang: Aber Sie wollen die 

Beweisaufnahme fortsetzen, ohne daß die 
Protokolle zur Beweisaufnahme vorliegen!) 

Damit hat die CSU die Achtung vor den Untersu­
chungsausschüssen selbst diskreditiert. 

(Beifall bei SPD und FDP) 

Zur Bewertung. Herr Kollege Hundhammer, in Ih­
rem Mehrheitenbericht sind keinerlei· Bewertungen 
enthalten. Dabei gäbe es Dinge, die man hätte bewer­
ten müssen. Erstens: Es war einzig und allein die Ver­
antwortung des damaligen K u 1 t u s m i n i s t e r s 
D r. H u b e r , daß Dr. Langemann in den bayeri­
schen Staatsdienst gekommen und zum Staats-

schutzchef 
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in Bayern avanciert ist. Daran gibt es nichts zu rüt­
teln; dies steht fest. Wenn wir schon einen Zwischen­
bericht erstatten, hätte man dazu einige Sätze sagen 
müssen. Nach den bisherigen Erhebungen steht 
auch fest, daß der 1 n n e n m i n i s t e r dieses Lan­
des über den Bereich der p o 1 i

0

t i s c h e n Ver -
an t wo r t u n g für die Vorgänge in seinem Haus hin­
aus auch per s ö n 1 ich Ver an t wo r tun g trägt. 
Ich will dies deutlich machen: Es gibt eine Reihe von 
V o r m e r k u n g e n L a n g e m an n s, von denen 
wir wissen, daß sie teilweise Herrn Dr. Seidl und teil­
weise dem jetzigen Innenminister zugegangen sind. 
Es gibt eine Vormerkung - sie nennt sich „Victory for 
Strauß"; das ist die Vormerkung, von der Herr Tand­
ler meint, es sei ein Schmarr'n. 

(Abg. Dobmeier: Es wird auch einer sein!) 

Auch wenn Sie es für einen Schmarr'n halten, Herr 
Tandler, hätten Sie Ihren Staatsschutzchef fragen 
müssen, wo er so etwas her hat, YfOher er die Infor­
mationen bezieht und wie er sie bezahlt. 

(Beifall bei SPD und FDP) 

Das haben Sie aber nicht getan. Herr Innenminister, 
Sie haben eine weitere Vormerkung erhalten, in der 
Ihnen Langemann die Hintergründe der Papstwahl in 
Rom darstellt, die Auswirkungen auf die Personalbe­
setzung im Vatikan und die Auswirkungen auf die 
Ostpolitik. Ich habe bisher noch nie gehört, daß die 
Bespitzelung des Vatikans zu den Aufgaben eines 
bayerischen Staatsschutzchefs gehört. 

(Beifall bei SPD und FDP) 

Sie, Herr Tandler, haben Herrn Langemann nicht auf­
gefordert, dies sofort einzustellen und in seinem 
Kompetenzbereich zu bleiben, sondern Sie haben so­
gar im Ausschuß selber noch gesagt, dies sei ja sehr 
interessant gewesen, was Sie da erhalten hätten. 

Sie haben Vormerkungen des Herrn Langemann er­
halten, in denen ~r über politische und persönliche 
Hintergründe vori Journalisten berichtet, samt und 
sonders Journah~en, die dem Bayerischen Minister­
präsidenten in i er Berichterstattung nicht beson­
ders gewogen si d. 

(Abg. J+eger: Gibt es so etwas?) 

Ich kann mich a eh nicht erinnern, daß es die Auf­
gabe des bayeri hen Staatsschutzchefs ist, Journa­
listen auszuforsc en und zu bespitzeln. 

(Be all bei SPD und FDP) 

Trotzdem haben weder Herr Dr. Seidl noch Herr 
Tandler es zu irg ndeiner Zeit für erforderlich gehal­
ten, ihren Staats hutzchef zur Ordnung zu rufen. 

(Be all bei SPD und FDP) 

Wenn man in de 
tik mit so wenig 
Sachen vorlege 
nicht, die aber 
Mannes gehören 

heiklen Fragen der Sicherheitspoli­
ensibilität herumfuhrwerkt und sich 
läßt, seien sie interessant oder 

ich! zum Aufgabenbereich dieses 
dann darf man sich nicht wundern, 

wenn sich Langemann in der Arbeit, die er betrieb, 
geradezu bestätigt sehen mußte. 

(Beifall bei SPD und FDP) 

Dies ist der Bereich Ihrer persönlichen Verantwor­
tung, Herr Innenminister. 

Wir wissen aus der Zeugenvernehmung des früheren 
Innenministers Dr. Merk, daß er den Amtschef des In­
nenministeriums, Herrn Dr. Süß, angewiesen hat, bei 
Langemann aufzupassen, daß er nicht in die opera­
tive Tätigkeit der BND-Zeit zurückfällt, also nicht 
Agenten laufen läßt und Informationen beschallt. In­
teressanterweise finden sich auch aus der Zeit Dr. 
Merks keine derartigen Vormerkungen in den Akten. 
Sie beginnen mit der Amtszeit Dr. Seidls und ~etzen 
sich mit der Amtszeit dieses Innenministers fort. Das 
kommt doch nicht von ungefähr, sondern hier hat ei­
ner etwas gesammelt, weil es die politische Spitze so 
gewünscht hat, weil sie es haben wollte. 

(Beifall bei SPD und FDP) 

Dies ist eine Wertung. 

(Zuruf des Abg. Mittermeier) 

- Das ist eine zulässige Wertung, Herr Kollege Mitter­
meier. 

(Abg. Dr. Wilhelm: Aber eine falsche!) 

Denn ein Innenminister, der Informationen erhält, von 
denen er weiß, daß sie nicht im K o m p e t e n z b e -
reich des Staatsschutzchefs liegen, und 
der dies seinem Staatsschutzchef nicht verbietet, der 
billigt dies. Anders kann man das nicht sagen. 

(Beifall bei SPD und FDP) 

Daneben gibt es einen weiteren Bereich, den Herr 
Kollege Hundhammer angesprochen hat. Das ist die 
Frage des F i n a n z g e b a r e n s. Nennen wir es mal 
„schwarze Kassen"; die gab es nicht nur beim BND. 
Wir wissen inzwischen, daß Langemann Gelder auf 
Bankkonten überwiesen hat, zu denen er teilweise 
selber Abbuchungsermächtigung hatte. Wir wissen 
aber auch, daß Langemann vom 1 n forma t i o n s -
dienst des Herrn von Stauffenberg für Informatio­
nen, die er in der Zeit von 1976 bis 1981 beschafft 
hat, ca. 350000 DM erhalten hat. Wir wissen, daß es 
einen Arbeitskreis gibt, gegründet vom Herrn von 
Stauffenberg, der zur Finanzierung dieses Informa­
tionsdienstes beiträgt. Wir wissen, daß dieser Ar­
beitskreis vom Innenministerium in den Jahren 1979, 
1980, 1981 mit jeweils rund 30000 DM gefördert wor­
den ist. Das ist der in sich geschlossene schwarze 
Kreislauf des Geldes. 

(Beifall bei SPD und FDP) 

Auch hier hätte man vielleicht einmal als Innenmini­
ster, wenn man derartige Auszahlungsanweisungen 
unterschreibt, nachfragen sollen, was denn dieser Ar­
beitskreis eigentlich betreibt. Auch dies finde ich 
nicht in Ordnung, weil Sie doch, Herr Innenminister, 
gerade in diesem Bereich wissen mußten, daß dort, 
wo geheime Sachen eine Rolle spielen, Kontrolle nur 
sehr schwer stattfinden kann und sie deswegen auch 
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von der politischen Spitze des Hauses gewährleistet 
sein muß. Sie haben das sehr leichtfertig gehandhabt. 

Und ein Letztes noch! Darüber hinaus, Herr Innenmi­
nister, tragen Sie die politische Verantwortung für 
das, was in Ihrem Hause vorgegangen ist. Man kann 
nicht als Minister von „seinem Haus" sprechen und 
dann, wenn es in Unordnung gerät, nicht die Konse­
quenzen ziehen wollen. Das geht nicht! 

(Beifall bei SPD und FDP) 

Es ist guter parlamentarischer und demokratischer 
Brauch, daß man selbst dann, wenn einen als Minister 
keine persönliche Schuld daran trifft, die Konsequen­
zen ziehen muß, falls derartige gravierende Dinge 
passieren. 

(Abg. Mittermeier: Ihr hättet dann in der 
Bundesregierung keinen einzigen Minister 
mehr! - Beifall bei der CSU - Widerspruch 
bei SPD und FDP - Gegenrufe des Abg. 

Jaeger) 

- Aber ich bitte Sie! Als im hessischen Umweltmini­
sterium zwei Beamte mit einer Firma in einen Um­
weltskandal verwickelt wurden, ist der hessische Um­
weltminister Göriach zurückgetreten, obwohl ihn per­
sönlich keine Schuld traf. Und dies ist anständiges 
demokratisches Verhalten. 

(Beifall bei SPD und FDP -Abg. Hochleitner: 
Ebenso der Berliner Justizsenator!) 

Es ist ja im übrigen nicht so, als wenn die Opposition 
in diesem Haus dies allein fordern würde. Es gibt da 
einen Kommentar in der „S ü d d e u t s c h e n Z e i -
t u n g" vom gestrigen Tag vom Herrn H e i g e r t. 

(Zurufe von der CSU) 

- Nach Wertung des Herrn Dr. Hundhammer wahr­
scheinlich ein KGB-Mann. Bisher war ich immer der 
Meinung, der stünde Ihnen viel näher als uns. 

(Oh! uncf Lachen bei der CSU -Zurufe von 
' der SPD) 

Herr Kollege r. Hundhammer, vielleicht würden Sie 
einmal die Fr e der Mitgliedschaft überprüfen! 

Der Herr Heig rt schreibt in diesem Kommentar - ich 
zitiere mit Ge ehmigung des Herrn Präsidenten -: 

Er 

· - Tandler -

hätte Lang mann zurechtweisen, seine zweifelhaf­
ten Berich e vernichten, seine kompetenzüber-
schreitend Absichten verhindern müssen. Von 
solchem nschreiten des Ministers war aber 
nichts zu h ren. Wenn Tandler das nicht getan hat, 
so gibt es ur zwei mögliche Erklärungen: Entwe­
der er hat d Brisanz der Langemann'schen Aktivi­
täten nicht rkannt, oder er hat nichts gegen den 
falschen Z räger unternehmen mögen, vielleicht, 
weil er zwa das meiste für dummes Zeug, aber ei­
niges eben doch für interessant gehalten hat. Es 
soll ja; gan allgemein gesprochen, Politiker geben, 

denen die Suche nach Leichen in den Kellern der 
anderen eine Art Überlebenselixier ist. Beide Erklä­
rungen lassen es nicht zu, daß Tandler in dem eige­
nen Amt des Innenministers bleibt oder gehalten 
wird, etwa bis zur Landtagswahl im Oktober. Ganz 
abgesehen vom Grundsätzlichen der Ministerver­
antwortung würde ein solches Durchhalten der 
CSU auch keine Wählerstimmen bringen, ganz im 
Gegenteil. Politische Skandale, die nicht auf- und 
ausgeräumt werden, fangen an zu stinken. 

(Beifall bei SPD und FDP) 

Ganz genau dies, meine sehr verehrten Damen und 
Herren von der CSU, ist auch unsere Meinung. 

Und nun noch etwas, weil der Kollege Hundhammer 
vorhin gegenüber einigen Journalisten und deren Be­
richterstattung den Satz gebraucht hat, sie hätten be­
richtet und kommentiert, wie es die „Abteilung Desin­
formation des KGB" nicht hätte besser machen kön­
nen. Hierzu hat die B a y e r i s c h e L an d t a g s -
presse einen Brief an Sie gerichtet, Herr Dr. Hund­
hammer, aus dem ich zitieren möchte: 

Ihr Recht, sich gegen öffentliche Kritik zu wehren, 
die Sie als unfair empfinden, steht außer Zweifel. 
Ihren Vergleich mit dem sowjetischen Geheim­
dienst KGB in diesem Zusammenhang muß ich je­
doch sehr bedauern. Da Sie keine Namen genannt 
haben, möchte ich für die Bayerische Landtags­
presse pauschal feststellen, daß ich jeden Ver­
gleich mit Geheimdienstmethoden in Verbindung 
mit der Arbeit der Parlamentsjournalisten im Maxi­
milianeum als Mißgriff ansehen und entschieden 
zurückweisen müßte. 

(Beifall bei SPD und FDP) 

Herr Kollege Dr. ·Hundhammer, auch wir sehen dies 
so. Ich stelle mich hiermit ausdrücklich vor die Jour­
nalisten, die in Ausübung ihrer Meinungsfreiheit be­
richterstatten. 

(Oho! bei der CSU) 

Sie sollten hier heraufgehen und das herunterholen, 
was Sie gesagt haben, · 

(Lebhafter Beifall bei SPD und FDP) 

weil dies nämlich unnötig das Klima vergiftet. Oder 
sind wir denn schon so weit, daß die CSU in diesem 
Land dann, wenn ein Journalist den Rücktritt des In­
nenministers fordert, diesen Journalisten sofort in 
den Zusammenhang mit dein sowjetischen Geheim­
dienst bringen darf?! 

(Beifall bei SPD und FDP) 

So weit ja wohl nicht! 

Ich will Ihnen eines sagen: Auch uns paßt manchmal 
weiß Gott nicht, was geschrieben wird und wie kom­
mentiert wird. 

(Abg. Möslein: Vor allem in letzter Zeit!) 

Nur, Herr Kollege Möslein, eines darf ich Ihnen versi­
chern: Wir werden uns immer dafür einsetzen, daß so 
geschrieben werden darf. 

(Be~all bei der SPD) 
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Mir scheint eine derartige Äußerung nicht geeignet, 
dem Grundrecht auf Meinungsfreiheit und freiem 
Journalismus Rechnung zu tragen. Der Herr Heigert, 
von dem ich schon gesagt habe, daß er Ihnen näher 
steht als uns, hat den Rücktritt - -

(Abg. Dr. Rost: Red' doch keinen Schmarrn! 
- Gegenruf des Abg. Klasen: Ihnen sicher 

nicht, das ist mir klar!) 

- Also, Herr Kollege Dr. Rost, ich kann das doch auch 
nicht ändern, wenn der Herr Heigert dies so sagt. 

(Abg. Klasen: Herr Rost, daß Sie lieber mit 
Herrn Ziesel verkehren, ist mir bekannt! -

Vereinzeltes Lachen bei der CSU) 

Herr Rost, fragen Sie einmal den Herrn Heigert, 
warum er dies geschrieben hat, vielleicht kommen Sie 
danach auch zu einer besseren Einsicht; das wäre 
ausgesprochen sinnvoll. 

(Zurufe) 

Nachdem Sie uns schon nichts glauben, sollten Sie 
wenigstens dem Herrn Heigert etwas glauben. Herr 
Heigert fordert den R ü c kt r i t t d e s 1 n n e n m i -
niste r s, und nicht er allein. 

(Zuruf von der CSU: Der Hiersemann auch!) 

Es gibt eine Reihe von Institutionen und von Presse­
organen, die dies fordern. Und dies ist in der Tat auch 
die einzige denkbare Antwort auf einen derartigen 
Skandal im Innenministerium, die möglich ist. 

(Beifall bei SPD und FDP) 

Herr Innenminister, bei allem Verständnis dafür, daß 
Sie Ihre Arbeit fortsetzen wollen: Sie könnten diesem 
lande, nicht zuletzt dem Innenministerium und sogar 
der CSU einen Dienst erweisen, wenn Sie endlich die 
politischen Konsequenzen ziehen würden. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Heu~I: Das Wort hat der Herr Kollege 
Dr. Hundhammer. 1 

Dr. Hundhammar 
men und Herren, 
den Äußerungen d 

Erstens: Ich halte 
niger wenige 
es ist Journaliste 
möglichst objektiv 
halte zu informiere 

Aber das, was pa 
sige oder be 
serer Bevölkerung 

(Zustimmung 

Es muß auch eine 

CSU): Herr Präsident, meine Da­
r einige wenige Bemerkungen zu 
s Kollegen Hiersemann ! 

eine Rüge am V e r h a 1 t e n e i -
J o u r n a 1 i s t e n aufrecht. Denn 
flicht, die Bürger des Landes in 

r Weise über bestimmte Sachver-

mung bei der CSU) 

iert ist, ist entweder f a h r 1 ä s " 
u ß t e D e s i n f o r m a t i o n un-

ei der CSU - Widerspruch bei 
der SPD) 

in unabhängiger, freier Wahl ge-

wählten Vertreter des Volkes gestattet sein, auch ein­
mal eine Kritik an Journalisten anzubringen, 

(Beifall bei der CSU) 

nachdem wir sonst immer nur die Kritik umgekehrt 
haben. 

(Zurufe von der SPD - Abg. Kaps: Willy 
Brandt nennt sowas „Schreibtischtäter" ! -

Gegenrufe von der SPD, u. a. des Abg. 
Schuhmann) 

Dann zu folgenden drei Sachpunkten! 

Herr Kollege Hiersemann, Sie wissen genau, aus wel­
chen Gründen wir Herrn D r. L a n g e m an n als 
B et r o ff e n e n im Sinne des Gesetzes über die 
Untersuchungsausschüsse des Bayerischen Land­
tags ansehen mußten. Wie ein roter Faden zieht sich 
das Beweisthema bezogen auf Dr. Langemann durch 
den Untersuchungsauftrag. Und wenn jemand ganz 
überwiegend durch den Untersuchungsauftrag be­
rührt ist, so sagt das Gesetz, ist er als Betroffener an­
zusehen. Wir haben in dieser Frage eine gutachtliche 
Stellungnahme des Bayerischen Staatsministeriums 
der Justiz hinsichtlich der Abgrenzung der Rechtspo­
sitionen zwischen einem Betroffenen und einem Zeu­
gen eingeholt. Wir sind zu der Überzeugung gelangt, 
daß Herr Dr. Langemann tatsächlich a!s Betroffener 
anzusehen ist, weil er in drei weiteren Verfahren, 
nämlich der Generalbundesanwaltschaft, einer bayeri­
schen Staatsanwaltschaft und im Disziplinarverfahren 
als Beschuldigter gilt. 

So würde z.B. der Fall eintreten, wenn wir ihn als 
Zeugen zwingen wollten, hier auszusagen, daß er ent­
gegen seiner Rechtsposition in den anderen Verfah­
ren sich hier äußern müßte. Und eine Überschnei­
dung der Ermittlungspunkte zwischen den vier Er­
mittlungsverfahren, die parallel gelaufen sind, ist ein­
fach nicht ganz zu vermeiden. Das war unser aus­
schließlicher Beweggrund. 

zweitens: Es trifft nicht zu, daß sich aus den Unterla­
gen oder der Beweisaufnahme ergeben hätte, daß 
etwa mit Willen oder Wissen des Innenministers Herr 
Dr. Langemann Journalisten habe bespitzeln lassen. 
Wir wissen nur, daß Dr. Langemann Informationen 
über Journalisten an den Innenminister weitergege­
ben hat. Das ist der korrekte Sachverhalt. 

(Widerspruch bei der Opposition - Abg. 
Klasen: Ist doch nicht wahr!) 

Herr Kollege H i e r s e m a n n, Sie haben - in einigen 
anderen Punkten auch - den Sachverhalt meisterhaft 
so dargestellt, wie er Ihrem W u n s c h d e n k e n 
entspricht. 

(Abg. Schuhmann: Hat er Ihnen das 
verboten?) 

Aber das sind Wertungen, die aufgrund des bisheri­
gen Beweisergebnisses nicht zulässig sind. 

Das gleiche gilt hinsichtlich der Zuschuß g e -
w ä h r u n g an Arbeitsgemeinschaften und Arbeits­
kreise. Der Minister - das steht auch in unserem Be­
richt Seite 37 - hat die einzelnen Zuwendungsbe-
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scheide unterschrieben, nachdem sie im Hause ord­
nungsgemäß, auch haushaltsrechtlich, abgezeichnet 
gewesen sind. Der Minister konnte bei der relativ ge­
ringen Höhe dieser Zuschußbeträge im Verhältnis zu 
den immensen Zuschußhöhen in anderen Bereichen 
seines Hauses nicht in die materiell-rechtliche Prü­
fung einsteigen. 

Zu diesem ganzen Komplex noch etwas. A b s o -
1 u t e S i c h e r h e i t s r e g e 1 u n g e n, die es auch 
im Innenministerium verhindern würden, daß jemand 
Informationen oder Unterlagen herausbringt, g i b t 
e s n i c h t. Auch der Bundesnachrichtendienst, die­
ser Sicherheitsapparat, hat nicht verhindern können, 
daß Dr. Langemann die Unterlagen - es sind ja zu 95 
Prozent Unterlagen aus dem Bundesbereich - aus 
dem B_ND-Bereich gebracht hat. Sonst müßten Sie 
nämlich jeden Mitarbeiter des BND - das geschieht 
zum Teil - oder im Innenministerium oder einem an­
deren Ministerium, weil ja Kontakte bestehen, oder 
im Bundesinnenministerium täglich mehrfach einer 
Leibesvisitation unterziehen; entweder, wenn er zu 
einer Dienstbesprechung oder mittags aus dem Haus 
oder abends nach Hause geht. Anders ist die abso­
lute Sicherheit nicht zu gewährleisten. Und ein Mini­
ster muß, nachdem er einen vom Bund höchstqualifi­
zierten und als persönlich höchstzuverlässig darge­
stellten Beamten hat übernehmen müssen, darauf 
vertrauen, daß ein hoher Staatsbeamter dieses Ver­
trauen nicht mißbraucht. Sonst ist überhaupt keine 
Arbeit mehr möglich. 

(Beifall bei der CSU) 

Zweiter Vizepräsident Lechner: Nächste Wortmel­
dung, Herr Kollege Zech! 

Dr. Zech (FDP): Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Selbstverständlich hat jeder Politiker das 
Recht, auch die Presse zu kritisieren. Aber eine 
vernünftige Kritik kann es nicht sein, die deutsche 
Presse 'infach so pauschal mit dem KGB zu verglei­
chen; dies ist kein guter demokratischer Stil. 

(Beifall bei SPD und FDP) 

Wir könlten aus unserem Erleben im Untersuchungs­
aussch ß vielen Journalisten bestätigen, daß sie mit 
großem Fleiß den langen Sitzungen beigewohnt und 
darüber ordnungsgemäß berichtet haben. Es mag 
auch J rnalisten gegeben haben, die nicht diesen 
Fleiß au ewendet haben. Aber es ist doch ein Unter­
schied, en Fleiß im einzelnen und die ganz korrekte 
Wieder be eines bestimmten Journalisten dann zu 
kritisier n - oder gleich zu unterstellen, der sei sozu­
sagen GB-mäßig darauf eingestellt, Dinge in einer 
Desinfo ationsabsicht absichtlich zu verzerren. 

Herr Ko ege Hundhammer, Sie haben eben noch ein­
mal be ündet, warum La n g e m an n von der Aus­
schußm hrheit als B et r o ff e n e r eingestuft wor­
den ist. Ich weiß nicht, ob man Herrn Langemann 
wirklich einen so großen Gefallen getan hat, daß er 
sich nie t im einzelnen geäußert hat, daß ihm nicht im 
einzeln Fragen vorgelegt worden sind; denn er 

hätte damit auch eine ganze Reihe von Entlastungs­
möglichkeiten gehabt, wenn er seine Position darlegt. 
Im übrigen hätte er immer ein Aussageverweige­
rungsrecht gehabt, falls es im Einzettall eine Bela­
stung für ihn dargestellt hätte. Und wie wir es bei dem 
einzigen Termin mit Herrn Langemann gesehen ha­
ben, hätte er auch immer die Unterstützung durch ei­
nen Rechtsanwalt gehabt. Es wären also keine Ein­
griffe in die Rechte des Herrn Lan_gemanns gesche­
hen. 

Weiter sagten Sie, Herr Kollege Hundhammer, Herr 
Langemann habe nicht Journalisten bespitzelt, son­
dern - ich fasse zusammen - er habe nur ein Dossier 
angefertigt. Wo liegt jetzt hier der wirklich große Un­
terschied? 

(Abg. Dr. Hundhammer: Das ist ein großer 
Unterschied!) 

Sie sagten dann, der Innenminister habe nicht beur­
teilen können, ob die Z u s c h u ß g e w ä h r u n g 
haushaltsmäßig korrekt abgewickelt war. Beziehen 
Sie aber bitte in die Bewertung mit ein, daß es hier ei­
nen persönlichen Briefwechsel zwischen dem Innen­
minister und dem Herrn Stauffenberg gegeben hat. 
Also ganz so leicht kann man Unterschriften unter 
Briefe und Ka$senbelege nicht hinwegbagatellisieren. 

Natürlich, Herr Kollege Hundhammer, eine absolute 
Sicherheit gibt es nicht. Aber - da können Sie mir si­
cher zustimmen - Verbesserungsmaßnahmen sind im 
Innenministerium möglich. Insbesondere werden 
neue Sicherheitsvorschriften von den entsprechen­
den Behörden des Bundes und der Länder nun aus­
gearbeitet. Es ist also ganz klar, daß in diesem Be­
reich einiges im argen ist. 

Ich möchte die Gelegenheit benutzen, vorsorglich 
meinen D a n k dem Landtagsamt vom Offizianten 
über den Stenographischen Dienst bis zu Herrn Dr. 
Gremer auszusprechen. 

(Abg. Dr. Wiesheu: Er ist schon weiter, er 
macht es schon vorsorglich!) 

- Ganz recht, Herr Kollege Wiesheu, ich bin insofern 
ein bißchen weiter, weil ich an Ihren Reaktionen mitt­
lerweile habe sehen können, was Sie vorhaben. Ich 
räume damit keine Rechtsposition unserer Seite. Wir 
wollen alles daransetzen, daß die notwendigen Unter­
suchungen des Untersuchungsausschusses auch in 
den Ferien weitergehen. Und, Herr Kollege Wiesheu, 
Ihr jetziger Zwischenruf bestätigt diese Vermutung 
noch mehr, daß Sie bereits in Ihren Entscheidungen 
festgelegt sind. 

Aufgabe dieses Untersuchungsausschusses war es, 
die landespolitisch bedeutsamen Gesichtspunkte zu 
ermitteln. Dabei mußte zwangsläufig eine ganze 
Menge anderer Dinge untersucht werden. Von we­
sentlichem Interesse sind für uns letzten Endes die 
1 an des p o 1 i t i s c h e n Gesichtspunkte. 
Dies unterstreicht noch einmal mehr, wie falsch es 
gewesen ist, Herrn Langemann zum Betroffenen ein­
zustufen, anstatt ihn als Zeugen zu laden mit der 
Möglichkeit, dort, wo er sich selbst belasten müßte, 
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von seinem Aussageverweigerungsrecht Gebrauch 
zu machen. 

Dieser Untersuchungsausschuß stand unter Z e i t -
d r u c k. Lange Zeit hat sich der Ausschuß einschließ­
lich seines Vorsitzenden und seiner Mehrheit diesem 
Zeitdruck nicht entzogen. Auch die Mehrheit fand 
sich bereit, an bis zu vier Tagen in der Woche die Ver­
handlungen durchzuführen. Wenn ein wichtiger 
Zeuge, wie Herr Bissinger mit den Langemann-Ton­
bändern, nur beschränkt uns zur Verfügung stand, 
wurde sogar zur· Vermeidung von Zeitverlusten das 
Mittagessen im Sitzungssaal mit belegten Broten im­
provisiert. Über lange Passagen war also die Mehr­
heit bereit, vernünftig zu arbeiten. 

Genau so richtig war es, sich dafür zu entscheiden, 
möglichst viele Zeugen zu vernehmen und möglichst 
viele Akten zu sichten, auch auf die Gefahr hin, daß 
die notwendige Genauigkeit im Detail darunter litt; 
denn es kam darauf an, an alles Relevante zu gelan­
gen und umgekehrt auszuschließen, daß nichts Wich­
tiges unberücksichtigt blieb. In dieser Logik der Vor­
gehensweise hätte es aber gelegen, zumindest so 
lange die Verhandlungen fortzusetzen, wie Chancen 
noch bestehen, wesentliche Beiträge zur Klärung zu 
leisten. 

Der Untersuchungsausschuß hat es insbesondere 
versäumt, entsprechend dem Angebot des General­
bundesanwalts Rebmann in Karlsruhe die Ringbü­
cher und Kalender Dr. Langemanns zu sichten. Ent­
gegen den Behauptungen des Mehrheitsberichts ist 
auch die Einstellung Dr. Langemanns in den bayeri­
schen Staatsdienst so lange ungeklärt, wie das Mo -
tiv des früheren Staatsministers Dr. 
Huber unbekannt bleibt, weshalb er Dr. Lange­
mann so intensiv gefördert hat, so daß dieser von der 
Besoldungsstufe A 16 bis zur Besoldungsstufe B 6 
emporgeschnellt ist. 

Herr Dr. Huber hat vor dem Untersuchungsausschuß 
versichert, er,sei von Herrn Dr. Langemann nicht er­
preßbar. Er ies dabei auf ein umlaufendes anony­
mes Pamphl hin. Da ich nichts anderes weiß und 
dieses Pamp let in bezug auf Dr. Huber für persön­
lichkeitsfrem halte, gehe ich davon aus, daß die Aus­
sage insowei richtig ist, Dr. Huber sei nicht durch 
derartige Vo änge unter der Gürtellinie erpreßbar. 
Aber irgend ne Erklärung muß es doch geben, wes­
halb Herr Dr Huber den Herrn Dr. Langemann so 
sehr geförde hat. Ohne irgend ein Motiv dafür zu ha­
ben, wäre es doch weltfremd. Aufgabe des Untersu­
chungsaussc usses ist es, dieses Motiv noch her­
auszufinden. 

Der Untersu 
betone - vor 
ten können, 
ligungen 
sungssch 
hat. Positiv 
nichts ander 
sung und für 

(Beifall bei der FDP) 

ungsausschuß hat erst in seiner - ich 
ufigen Schlußphase die A kt e n sieh­
e Herr Dr. Langemann zu den B e w i 1 -
für den positiven Verlas­
t z geführt oder besser nicht geführt 
Verfassungsschutz ist bekanntlich 

als Öffentlichkeitsarbeit für die Verfas­
ie Verfassungsschutzbehörden. Positi-

ver Vertassungsschutz muß sich im wesentlichen in 
aller Öffentlichkeit und völlig offen abspielen. Maximal 
könnte gelegentlich ein geringer Teil der Arbeit mit 
dem Stempel „Nur für den Dienstgebrauch" verse­
hen werden, aber im großen und ganzen müßte diese 
Arbeit öffentlich sein. Sie dürfte insbesondere auch 
nicht beschränkt sein für irgendwelche Kontrollen 
von Behörden interner Art, also in,nerhalb des Mini­
steriums. 

Das Haushaltsrecht und die Haushaltspraxis kennen 
mannigfache Absicherungen für eine korrekte Finanz­
wirtschaft. So gibt es eine Trennung von Verwal­
tungs- und Kassengeschäften. Das heißt, es stehen 
sich einerseits die Bewirtschaftungs- und Anord­
nungsbehörde, die die Verwaltungsgeschäfte erle­
digt, und andererseits die Kasse oder Zahlstelle, die 
die Kassengeschäfte wahrnimmt, gegenüber. Die 
Vollzugsverordnung zu A r t i k e 1 44 der Ba y e r i -
s c h e n H au s h a 1 t s o r d n u n g sieht vor, daß die 
Bewilligungsbehörde den Verwendungsnachweis 
überprüft. Ich zitiere aus dieser Vollzugsverordnung 
mit Genehmigung des Herrn Präsidenten: 

Je eine Ausfertigung des Prüfungsvermerks ist zu 
den Bewilligungsakten zu nehmen und der rech­
nungsführenden Stelle mit den zur Einordnung in 
die Belegsammlung erforderlichen Angaben zu 
übersenden. 

Das heißt, die Verwendungsnachweise gelangen so­
mit aus dem Bereich der Bewilligungsbehörde und 
werden mit den Kassenbelegen zusammengeführt. 
Dies ist haushaltsmäßige Routine. Der Untersu­
chungsausschuß konnte jedoch insbesondere nicht 
mehr den Haushaltsreferenten des Innenministeriums 
vernehmen, um zu klären, warum bei dem oben skiz­
zierten Zusammenführen von Kassenbelegen und 
Prüfungsvermerken über die ordnungsgemäße Ver­
wendung die Unvollständigkeit bzw. das nahezu voll­
ständige Fehlen der erforderlichen Unterlagen unbe­
merkt bleiben konnte. 

Von den für teures Geld angeblich in Auftrag gegebe­
nen Studien zur inneren Sicherheit und zum Terroris­
mus fand der Untersuchungsausschuß kein einziges 
Exemplar. 

Meine Damen und Herren, wenn schon unter Termin­
druck für die Verhandlungen des Untersuchungsaus­
schusses eine extensive Arbeitsmethode vorgege­
ben war, so sollte für die Er a r bei tun g des 
B e r i c h t s so viel S o r g f a 1 t u n d 1 n t e n s i t ä t 
gelten wie terminlich möglich. Bis zum 13. September 
lassen sich offene Fragen mit mehr Zuverlässigkeit 
und Präzision herausarbeiten, als dies innerhalb einer 
Woche bei Ihnen, Herr Kollege Hundhammer. ge­
schehen konnte. Ebenso sind natürlich politische Be­
wertungen nach dieser umfangreichen und intensiven 
Arbeit notwendig, erforderlich und unverzichtbar. 

(Beifall bei der FDP) 

Herr Kollege Hundhammer, Sie sprachen davon, Sie 
hätten in Ihrem Bericht nur gesicherte Kenntnisse 
stehen. Aber in der nächsten Formulierung taucht 
dann bereits die Bewertung auf: weitgehend geklärt. 
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Dieses ist natürlich nach der Logik und nach dem 
deutschen Sprachgebrauch ein Unterschied. 

(Abg. Dr. Hundhammer: Aber keine 
Spekulation! - Gegenruf des Abg. Klasen) 

- Spekulationen in Reinform sind natürlich wieder et­
was anderes, ein Drittes. Das sind, wenn ich in Anleh­
nung an Adenauer sagen darf, verschiedene Grade 
der Wahrheit. 

Es gäbe sicherlich noch eine Menge am Bericht zu 
kritisieren. Soeben sagten Sie: keine Spekulation. 
Aber was anderes ist es als eine Spe k u 1 a t i o n, 
wenn Sie in Ihrem Bericht schreiben: In welcher 
Weise Minister Weyer mitgewirkt hat, ist ungeklärt. 
Es ist nicht einmal geklärt, Herr Dr. Hundhammer, ob 
er überhaupt mitgewirkt hat. 

(Abg. Dr. Hundhammer: Das geht eindeutig 
aus dem Schriftwechsel hervor, Herr Kollege 

Zech!) 

- Wir können dieses am 13. September anhand der 
Unterlagen genauer erklären. 

(Abg. Klasen: Hundhammer hat besonders 
sorgfältig gelesen!) 

Noch einige andere Punkte! Sie haben Herrn L an -
g e m an n immer eine hervorragende Q u a 1 i f i k a -
t i o n zugemessen. Wenn wir die unterschiedlichen 
Zeugenaussagen wirklich alle genau durchsehen, gilt 
dieses so uneingeschränkt nicht. Auch der von Ihnen 
sicherlich nicht zu verdächtigende Zeuge Strauß hat 
sich dahingehend geäußert, daß es offenbar ein 
Nachlassen der so hohen Qualifikation der dienstli­
chen Beurteilung gegeben hat. 

(Abg. Dr. Hundhammer: Zum 
Einstellungszeitpunkt, Herr Kollege Dr. 

Zech!) 

- Der Herr Ministerpräsident bezog sich auch auf 
seine Kenntnisse nach damaliger Erinnerung, als er 
diese Einschtänkung gemacht hat. Andere Zeugen 
aus dem BN~-Bereich haben zum Beispiel auch da­
von gesproc.en: nicht geeignet zur Füh­
rung ein~- größeren Behörde. Also ausge­
rechnet die fgabe, die er vom Freistaat Bayern be­
kommen hat. 

(Abg. r. Wiesheu: Wie können Sie denn 
sagen D-Beurteilung, wenn dort gerade 

das Gegenteil steht?!) 

- Herr Kolle Wiesheu, man muß die Beurteilungen 
sicherlich alle insgesamt nehmen: fachlich gute Quali­
fikation, aber och die Frage, ob er zur Leitung einer 
großen Behö e geeignet ist. 

Dann kommt noch die Erkundigung des damaligen 
Verfassungs hutzpräsidenten Dr. Z i e g 1 er hinzu, 
der zur Antw rt bekam, das sei ein eigenwilliger Herr, 
der der straff n Führung bedürfe. Doch alles Beurtei­
lungen, die E schränkungen bedeuten, wo Sie nicht 
behaupten k" nen, das sei alles so völlig glatt ohne 
Haken und Ö en. 

Ich will h.iermit nicht mehr sagen, als daß Sie bei Ih­
rem Mehrheitsbericht das vorliegende Material zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht sorgfältig genug 
durchgesehen und gewichtet haben. 

(Abg. Dr. Wiesheu: Das liegt schon lange 
vor!) 

Herr Kollege Hundhammer, Sie haben in Ihrem Be­
richt auch nur angedeutet, daß vielleicht Herr Dr. 
La n g e m an n ein BND-Resident hätte sein kön­
nen, so wie es der Herr Innenminister einmal in einer 
kleinen Gesprächsrunde auch getan hat. 

Ich meine, hier sollte man das Urteil eines unverdäch­
tig Außenstehenden, des bereits von meinem Vorred­
ner zitierten Hans He i g er t, heranziehen, der dazu 
sagt „eine hanebüchene Vorstellung". In der Tat ist 
es eine „hanebüchene Vorstellung", daß ein Mann, 
der ja unbestritten CSU-Mitglied ist, ausgerechnet. 
vom BND zu einem Zeitpunkt, als dieser sich aus der 
innenpolitischen Beobachtung zurückgezogen hat, 
ins Bayerische Staatsministeriüm des Innern gesetzt 
worden wäre. 

(Zustimmung bei FDP und SPD - Zuruf von 
der CSU: Er ist erst später CSU-Mitglied 

geworden!) 

- Das bestätigt ja meine Auffassung noch eher, wenn 
er erst später CSU-Mitglied geworden ist; dann ist er 
offenbar im laufe der Zeit in diese Ihre politische 
Überzeugung hineingewachsen. 

(Abg. Klasen: Wann ist er denn 
CSU-Mitglied geworden? - Weitere Zurufe) 

Das ist jedenfalls eine solche abenteuerliche Vorstel­
lung, meine sehr verehrten Kollegen von der CSU, 
daß Sie gut daran tun würden, derart unbelegte Be­
hauptungen in diesem Plenarsaal nicht vorzutragen. 

(Beifall bei der FDP) 

Es ist richtig, daß Zeugen davon gesprochen haben, 
es sei eine sprachliche Schludrigkeit zu meinen, daß 
Langemann einen Nachrichtendienst habe aufbauen 
wollen, die Sache wird dadurch aber nicht harmloser, 
wenn man diese sprachliche Schludrigkeit richtig­
stellt. Damit rückt dieses Vorhaben aus dem Bereich 
des Phantastischen in den Bereich des Machbaren, 
wenn man einmal von der moralischen Wertung ab­
sieht. Damit ist also klar, daß Langemann beabsich­
tigt hat, den 1 n f o r m a t i o n s d i e n s t St a u f -
fenberg um einen operativen Teil zu 
e r w e i t e r n , was nicht in diesem Geheimdienstjar­
gon, sondern auf deutsch heißt, es sollten Agenten 
für diesen Informationsdienst - -

(Abg. Mittermeier: Das ist reine Spekulation, 
was Sie jetzt bringen. Womit wollen Sie denn 

das belegen?) 

- Herr Kollege Mittermeier, das ist doch mittlerweile 
klar. Wollen Sie nach den verschiedenen Zeugenaus­
sagen noch bezweifeln, daß Langemann tätig gewe­
sen ist, Informanten für diesen Informationsdienst 
Stauffenberg zu bezahlen? Wollten Sie das bezwei­
feln, müßten Sie einmal mehrere Zeugen der absolu­
ten Unglaubwürdigkeit zeihen und müßten zum ande-
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ren annehmen - was natürlich auch sehr schwerwie­
gend wäre -. daß Herr Langemann all das Geld, das 
er nach Aussage von Stauffenberg bekommen hat, in 
die eigene Tasche gesteckt hat. So bliebe es doch 
völlig unplausibel. Im Rahmen des Möglichen und 
Vernünftigen ist das, was- ich gesagt habe, eine ge­
sicherte Aussage. 

Ich freue mich, Herr Kollege Hundhammer, daß eine 
Ehrenerklärung des Generalbundesanwaltes für die 
Bayerische Staatsanwaltschaft erreicht worden ist. 
Ich freue mich nach wie vor über die große Ehre, die 
die CSU unserem Pressedienst hat angedeihen las­
sen. 

(Abg. Leeb: Da ist wieder die Giftspritzerei 
des Herrn Gyger widerlegt worden! - Zuruf 

des Abg. Dr. Wiesheu) 

- Offenbar ist es so, daß Sie bei dem Stichwort 
„Pressedienst der FDP-Fraktion" sehr gereizt sind. 
Ich fasse das als Kompliment auf und nehme an, daß 
unser Pressedienst demnach sehr gut sein muß. 

(Beifall bei der FDP-Abg. Jaeger: So ist es! 
- Zuruf des Abg. Dr. Hundhammer) 

- Sie fahren ja offenbar fort, das zu bestätigen, was 
ich vorher aus Ihren Zwischenrufen herausgelesen 
habe. 

Herr Kollege Hundhammer, die Arbeit des Untersu­
chungsausschusses ist in Ihren Augen wohl auch 
eine wichtige Arbeit gewesen; denn sonst hätten wir 
nicht so häufig - bis zu viermal in der Woche und par­
allel zu anderen Sitzungen - getagt. Dann muß es 
aber auch erlaubt sein, daß wir uns bei Entscheidun­
gen, auch bei wichtigen Entscheidungen dieses Ho­
hen Hauses, auf den Sachverstand unserer Kollegen 
in den übrigen Beratungspunkten ausnahmsweise 
verlassen können; sonst hätten wir ja niemals parallel 
zu anderen Si1zungen dieses Hauses tagen dürfen. 
Wenn wir die*' Verfahrensweise überhaupt einmal 
durchgeführt ~ben, dann muß die Fortführung auch 
bis zum Schlu~ erlaubt und in Ordnung sein. 

Für abwegig alte ich die Argumentation, daß wir 
durch eine Tät keit des Untersuchungsausschusses 
von unserem ahlkampf abgehalten würden. Ich bitte 
Sie, insbeson ere daran zu denken, daß viele der 
Kandidaten, di sich für die bevorstehende Landtags­
wahl bewerbe , sich noch in ihrem herkömmlichen 
Beruf befinde und keinerlei Möglichkeit haben, 
schon jetzt ei n intensiven Wahlkampf zu führen. In­
sofern würde s also die politische Fairneß gebieten, 
dieses Argum nt aus Ihrer Liste zu streichen. 

{Beifall bei der FDP) 

Der Herr Minis erpräsident sprach bei seiner Zeugen­
vernehmung n einer „Agentenoperette". Daraus 
wäre abzuleite , daß es sich bei seiner Regierung um 
eine „Operett nregierung" handelt, zumindest was 
Staats- und V assungsschutz anbelangt. 

(Beifall bei der FDP) 

Der Name Strauß stünde dabei in Gegensatz zu dem, 
was Musikfreunde erwarten, nicht für eine gute Ope­
rette. 

(Beifall bei der FDP) 

Bei diesem Fall haben nicht nur die Sicherheit und die 
dafür zuständigen Behörden Schaden erlitten, viel­
mehr wurde das Vertrauen in ein korrektes Handeln 
der staatlichen Behörden beeinträchtigt. In Bonn sind 
mehrfach Minister wegen weit weniger gravierenden 
Vorfällen zurückgetreten. 

(Beifall bei der FDP - Zurufe von der CSU, 
u.a. des Abg. Leeb: Oder auch nicht!) 

Trotz der Notwendigkeit weiterer und genauerer Auf­
klärung der Affäre Langemann ist wesentliche p o 1 i -
tische Verantwortung des zuständi­
gen M in ist er s bereits jetzt sehr deutlich er­
kennbar, wobei sich Weiteres, vergleichbar einem 
Eisberg, noch unter der Oberfläche befinden kann. 
Hier hat der höchste Verfassungsschutzbeamte ohne 
Kompetenz und Erlaubnis auslandsnachrichten­
dienstliche Agenten geführt und zu ihrer Bezahlung 
Finanzmittel des Innenministerium zweckentfremdet. 
Die geschehenen Versäumnisse bei der Beaufsichti­
gung muß sich Innenminister Tandler politisch an­
rechnen lassen. Hier darf er seine Unterschriften un­
ter Briefe und Bewilligungsbescheide nicht nachträg­
lich bagatellisieren. Er hatte auch genügend Kennt­
nisse. um mindestens mißtrauisch werden zu müs­
sen. Auch hier bitte ich Sie, den gestrigen Leitartikel 
von Hans Heigert in der „Süddeutschen Zeitung" mit 
entsprechenden Aussagen zu vergleichen. 

Wenn schon die Bundesminister Leber und Maihafer 
zurückgetreten sind, weil in ihren Zuständigkeitsbe­
reichen ohne ihr Wissen unerlaubte nachrichten­
dienstliche Operationsmethoden angewandt wurden, 
so gilt eine R ü c kt r i t t s f o r d e r u n g an den zu­
ständigen Minister erst recht im vorliegenden Fall. 

(Beifall bei der FDP und bei Abg. 
Hiersemann) 

Herr Minister Tandler, treten Sie zurück, solange Sie 
Ihrem politischen Ruf und dem Ansehen der Bayeri­
schen Staatsregierung damit noch einen Dienst er­
weisen können! 

(Beifall bei der FDP und Teilen der SPD) 

Zweiter Vizepräsident Lechner: Meine Damen und 
Herren! Ich habe jetzt folgende Rednerliste: Gastin­
ger, Klasen, Dr. Wiesheu, Lang und Dr. Zech mit Fra­
gezeichen; ich weiß nicht, ob von der FDP noch eine 
Wortmeldung kommt. Kollege Lang hat gebeten, jetzt 
für den Kollegen Gastinger sprechen zu können. 

(Abg. Dr. Rothemund: Dem wird 
widersprochen! - Abg. Lang: Jetzt machen 

wir erst Mittagspause!) 

Es war immer so, Herr Kollege Rothemund, daß in­
nerhalb einer Fraktion getauscht werden kann. Dage­
gen können Sie wahrscheinlich nichts machen. 

(Abg. Hiersemann: Dann muß er seine 
Wortmeldung zurückziehen und darf nicht 
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mehr reden; so ist es nach der 
Geschäftsordnung!) 

- Gut, wir besprechen das in der Mittagspause. Wir 
fahren um halbzwei Uhr fort; bis dahin dürfte diese 
Frage geklärt sein. Danke schön. Die Sitzung ist zur 
Mittagspause unterbrochen. Fortsetzung: 13.30 Uhr. 

(Unterbrechung der Sitzung: 12.29 Uhr) 

Wiederaufnahme der Sitzung: 13 Uhr 30 Minuten 

Erster Vizepräsident Kamm: Meine Damen und Her­
ren, die Sitzung ist wieder aufgenommen. 

Nächste Wortmeldung Herr Kollege Gastinger. Bitte, 
Herr Kollege! - Darf ich, bevor Kollege Gastinger 
wirklich mit seiner Rede beginnt, darauf hinweisen, 
daß draußen eine neue Liste aufgelegt wurde. 

Gastlnger (CSU): Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Ich bedauere außerordentlich die Besetzung 
des Hauses, insbesondere daß die Kollegen der FDP, 
die ja, soviel mir bekannt ist, an der Einsetzung des 
Untersuchungsausschusses sehr maßgeblich betei­
ligt war, fehlen. 

(Abg. Lang: Von der FDP ist keiner da, von 
der SPD nur drei Mann; es ist nicht zu 

fassen. Zuerst Sprüche machen und Leute 
anzeigen und den Minister zum Rücktritt 

auffordern - eine Unverschämtheit!) 

Deswegen vorweg einige Bemerkungen. Gemessen 
an dem Getöse der Vergangenheit, vor allen Dingen 
seitens der FDP, hat heute ein Sprecher - ich sage es 
noch einmal, ich bedauere, daß er selbst nicht anwe­
send ist - in seiner Rede so eine Stimmung wie bei 
einem verre911eten Trauerzug verbreitet: der Berg 
kreißte und eine Maus ward geboren. 

(Abg. Le11b: Schmerzensgeld hätte er zahlen 
1 müssen!) 
' 

Die Argumen e und die Beweisführung namentlich 
des Spreche der FDP, des Herrn Dr. Zech, spra­
chen meines rachtens eher gegen als für die Einset­
zung des Unt rsuchungsausschusses. 

(Fr Abg. Geiss-Wittmann: Zwei 
Abgeor nete von der SPD sind bloß da!) 

Kein Beweisb schluß wurde abgelehnt, hundert Zeu­
gen wurden v rnommen. 

Erster Vlzep sldent Kamm: Herr Kollege Gastinger, 
entschuldige Sie, gestatten Sie eine Zwischenfrage 
des Herrn Ko egen Messerer? 

Gastlnger (C U): Herr Kollege Messerer, bitte! 

Messerer (S 
entgangen, d 
ser Sitzung ü 

) : Herr Kollege Gastinger, ist Ihnen 
die Staatsregierung beim Beginn die­

erhaupt nicht vertreten ist? 

Gastlnger (CSU): Herr Kollege Messerer, Sie müs­
sen es mir überlassen, was ich feststelle. Sie müssen 
es auch mir überlassen als Angehörigem der Regie­
rungspartei, denjenigen die Leviten zu lesen und es 
ihnen ins Stammbuch zu schreiben, die verantwort­
lich sind für die Einsetzung des Untersuchungsaus­
schusses. wenn das Desinteresse an der Teilnahme 
vorrangig erkennbar wird, wobei es um die p o 1 i t i -
s c h e A u s e i n an d e r s. e t z u n g geht, aber nicht 
um die Aufklärung sachlicher zusammenhänge. 

(Beifall bei der CSU -Abg. Lang: So ist es!) 

Also kein Beweisbeschluß wurde von uns abgelehnt, 
und hundert Zeugen wurden vernommen. Wir hätten 
von der FDP auch etwas Konkreteres erwartet als nur 
Vermutungen und nachträgliche Kritik, die ja be­
kanntlich immer leicht fällt, weil nachher immer klar 
wird, was man hätte besser machen können. 

Meine Damen und Herren, sicherlich, der Fall Lange­
mann - das muß zugestanden werden - ist bedauer­
lich für Staat und· Gesellschaft. Niemand anders hat 
das auch so bekundet als der BND-Chef Herr Kinkel, 
der ja in den Sitzungen auf die Auswirkungen dieser 
Vorgänge und ihrer Darstellung in der Öffentlichkeit 
hingewiesen hat. 

Ich meine, daß die Verantwortung, die uns in Bayern 
zugeschoben wird, auch woanders noch zu suchen 
ist. Wenn Sie sich, meine Damen und Herren, für die 
Einsetzung des Untersuchungsausschusses auf die 
Zeitschrift „konkret" bezogen haben, dann darf ich 
mit Erlaubnis des Herrn Präsidenten das „konkret" -
Heft Nr. 5 zitieren, 

(Abg. Hiersemann: Die alte Masche!) 

wo es heißt: Daß der Ausschuß den Namen Lange­
mann trägt, ist Teil einer Verwirrungsstrategie. Die 
Verantwortlichen dafür sitzen nicht nur in München 
und Pullach, sondern auch in Bonn. Alles, was „kon­
kret" über die Praktiken des Bundesnachrichtendien­
stes veröffentlicht hat, wäre ein T h e m a f ü r d e n 
Bundestag. Mal sehen, was aus der Ankündigung 
des künftigen Kanzleramtsminister W i s c h n e w -
s k i wird, der auf dem SPD-Parteitag mit einer Bon­
ner Untersuchung gewedelt hat. 

(Abg. Lang: Reine Sprüche hat er gemacht!) 

Vorher können die Oppositionsparteien im Maximilia­
neum, dem bayerischen Landtagsgebäude, eben nur 
den bayerischen Aspekt der „konkret"-Veröffentli­
chungen und das Wirken des Ministerialdirigenten in 
München, Dr. Hans Langemann, würdigen. 

(Abg. Klasen: Sie haben als Opposition im 
Bundestag doch die Möglichkeit, einen 

Untersuchungsausschuß zu verlangen!) 

- Herr Kollege Klasen, Sie machen den sicherlich 
richtigen Zwischenruf, wir hätten die Möglichkeit, als 
Opposition in Bonn einen Untersuchungsausschuß 
einzusetzen. Nur, wer als stellvertretender Vorsitzen­
der der SPD auf dem Parteitag in München solche Er­
klärungen abgibt, muß solchen Worten entspre­
chende Taten folgen lassen. 
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(Abg. Hiersemann: So hat er es nicht erklärt! 
Er hat Sie darauf hingewiesen, um Ihre 
Bereitschaft zur Wahrheitsfindung zu 

stärken!) 

- Herr Kollege Hiersemann, gut, dieser Artikel ist von 
Herrn Saupe. Ich habe ihn zitiert, selbstverständlich 
können Sie das korrigieren. 

(Abg. Hiersemann: Seit wann glauben Sie 
denn dem Saupe so viel?) 

- Jetzt muß ich Sie fragen, Herr Kollege Hiersemann, 
warum glauben Sie in diesem Fall nicht Herrn Saupe, 
während Sie ihn in allen anderen Fällen als Kronzeu­
gen und Verursacher des Untersuchungsausschus­
ses hergenommen haben? Das ist die doppelte Mo­
ral, die so merkwürdig bei Ihnen anmutet. 

(Abg. Hiersemann: Sie haben sich auch 
ganz gern mit ihm unterhalten!) 

- Ja, Unterhaltung, Herr Kollege Hiersemann, Sie ha­
ben sich ja auch mit dem Herrn Langemann unterhal­
ten, was bei uns nicht der Fall gewesen ist. 

(Be~all bei der CSU) 

Meine Damen und Herren, Herr Kollege Hiersemann 
und Herr Kollege Klasen, ich muß Ihnen konzedieren, 
daß Sie auch in bezug auf den B N D im Ausschuß 
sehr kritisch nachgefragt haben. Ich meine, daß der 
BND etwas tiefer verstrickt ist, jedoch nach der De­
vise gehandelt hat, mehr in Deckung als in die Verant­
wortung zu gehen, und daß die Aussagen seiner Ver­
antwortlichen mit einer Leibwache von sehr dichtem 
Nebel umgeben wurden. Ich erinnere nur an das ver­
stärkte Aussageverweigerungsrecht, von dem Ge­
brauch gemacht worden ist. 

Ich sagte schon, der Fall ist nicht zu unterschätzen 
und ist bedauerlich für Staat und Gesellschaft, ob­
wohl ich der Meir-.mg bin, daß man erst auch einmal 
abwarten muß hiosichtlich der Ergebnisse. In ver­
schiedenen Dingen kommen wir ja zuletzt deshalb 
nicht weiter, weil t. och V e r f a h r e n von seilen des 
Generalbundesan altes, des Staatsanwaltes und hin­
sichtlich des Dis iplinarrechtes a n h ä n g i g sind. 
Sie lächeln darü ' r, Herr Kollege Hiersemann, nur 
finde ich dabei ehr merkwürdig, daß man, wenn 
rechtsstaatliche erfahren laufen, sagt, unabhängig 
davon können wir a weiter untersuchen. Ich muß Sie 
an den Fall Dr. C e m er erinnern, wo Sie immer bis 
zuletzt erklärt ha n, wir müßten abwarten, um zu se­
hen, was endgül ig bei diesem Verfahren heraus­
kommt. Merkwür ig daran für mich ist wieder diese 
doppelte Moral. 

(Abg. Klasen Sagen Sie das dem Tandler! -
Abg. Dr. Rot emund: Die Cremer-Sache ist 

doc etwas ganz anderes!) 

- Ja, nach Ihrer 

(Abg. Hier 
Untersuchu 

Sie vergl 

ffassung. 

mann: Hat es denn je einen 
sausschuß Cremer gegeben? 

ichen ja Äpfel mit Birnen!) 

- Aber beide schmecken gut. 

(Heiterkeit) 

Ich möchte Sie noch auf eines hinweisen, meine Da­
men und Herren: Seien Sie doch vorsichtig mit A n -
griffen. Ich darf mit Genehmigung des Herrn Präsi­
denten noch einmal den „Sozialdemokratischen 
Pressedienst" vom 23. April 1982 zitieren, wo Sie dar­
auf hinweisen, daß in der Affäre um den vom Dienst 
suspendierten Leiter der Staatsschutzabteilung im 
Bayerischen Innenministerium die Landes-SPD den 
Nachweis erwartet, daß im Freistaat höchste Politiker 
in dunkle Geheimdienstmachenschaften verwickelt 
sind oder jedenfalls tatenlos zugesehen haben. 

(Abg. Hiersemann: So ist es!) 

Die Sozialdemokraten hätten keinen Zweifel daran, 
daß der bayerische Ministerpräsident Franz Josef 
Strauß zu diesen Politikern gehört und daß er in 
die Affäre Langemann erheblich verstrickt ist. 

Meine Damen und Herren, der Herr Ministerpräsident 
ist zweimal vernommen worden, und zwar sehr nach­
drücklich. Das mag zugestanden sein, aber was ist 
denn rausgekommen aus dieser Ankündigung? Wis­
sen Sie, Sie haben sich damit als eine Art morali­
sches Überfallkommando gefühlt. 

(Heiterkeit bei der CSU) 

Aber es ist doch nichts herausgekommen, ein 
R oh r k r e p i e r e r ist es doch geworden r 

(Beifall bei der CSU) 

Jetzt sagen Sie wieder: Warten Sie ab. Entschuldi­
gung, daß ich diese Devise einfach nicht verstehen 
kann. 

Die Ergebnisse liegen vor, Herr Kollege Hund­
hammer hat sie vorgetragen. Sie sollen nicht bagatel­
lisiert werden. Nach den Ergebnissen ist der Lange­
mann sicherlich mit Geld und Dokumenten umgegan­
gen wie ein leichtes Mädel mit der Moral. 

(Heiterkeit bei Frau Abg. Geiss-Wittmann) 

Ich halte nun nichts von den nach rückwärts gewand­
ten Propheten, die nach Eintritt des Ereignisses ja im­
mer klüger sind. 

Sicherlich wird auch von Ihnen die Frage gestellt, und 
zwar zu Recht: Wie konnte dies geschehen? Herr 
Langemann hatte halt einmal die Fähigkeit, bei seinen 
Kollegen keine Zweifel aufkommen zu lassen. Wenn 
ich einen Fall herausgreifen darf: Sie wissen genau, 
der Präsident des Bayerischen Landesamtes für Ver­
fassungsschutz, Herr Z i e g 1 er, der, wenn i<;:h mich 
vorsichtig ausdrücke, ein sehr distanziertes Verhält­
nis zu seinem Kollegen Langemann gehabt hat, kam 
mit seinem operativen Apparat in all diesen Jahren 
nicht im geringsten auf irgendeine Spur der Machen­
schaften des Herrn Langemann. 

(Abg. Klasen: Er und Herr Merk haben doch 
darüber berichtet! - Weitere Zurufe von der 

Opposition) 

Nein, Herr Kollege, nein. Über einen Fall hat er zwar 
mit Dr. Merk gesprochen. Dieser Vorgang hing aber 
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nicht mit den Dingen zusammen, die einer strafrecht­
lichen und disziplinarrechtlichen Würdigung unterlie­
gen. Ich sage noch einmal, meine Damen und Herren: 
Wenn schon der Präsident des Bayerischen Landes­
amts für Verfassungsschutz nicht auf solche Machen­
schaften gekommen ist, halte ich es für eine d o p -
p e 1 t e M o r a 1, wenn man jetzt plötzlich den Mini­
ster bei der Vielzahl seiner Aufgaben für das Doppel­
leben des Herrn Langemann verantwortlich macht. 

Das F i n a n z g e b a r e n war sicherlich unerfreulich. 
Wenn man liest, was hier im Raume steht und sicher 
noch einer strafrechtlichen und disziplinarrechtlichen 
Würdigung vorbehalten ist, kann man sehr wohl mo­
ralische Blähungen ob solcher Sachverhalte bekom­
men. Das ist erschreckend und muß zu einer Ände­
rung des Zeichnungsrechtes führen. Zur Entlastung 
muß ich aber doch auf die Einvernahme der Präsiden­
ten verschiedener Dienste hinweisen. Haben die etwa 
ein anderes Verfahren gehabt, als es im bayerischen 
Bereich üblich gewesen ist? Mitnichten. Vielmehr 
handelt es sich doch um dasselbe Verfahren. Die Vor­
gänge sollen deshalb eine Initialzündung sein, die 
Kontrollmöglichkeiten zu verbessern. 

Zum per so n e 11 e n Bereich : Herr Kollege 
Zech, nachdem Sie jetzt da sind, muß ich Ihnen sa­
gen, daß halt nun einmal die vorgelegten B e u r t e i -
1 u n g e n maßgebend· sind. Wenn solche Beurteilun­
gen die höchste Wertigkeit aussprechen, dann ist 
doch zu fragen, welche anderen Maßstäbe denn 
sonst noch angelegt werden können. Ich habe noch 
kein Radargerät-gesehen, das einen Menschen viel­
leicht auch hinsichtlich seiner charakterlichen Mängel 
in die Zukunft projiziert. Auf diese Beurteilungen muß 
man sich halt verlassen, auch wenn sie nicht von 
bayerischen Stellen, sondern vom Bund verfaßt wor­
den sind. 

(Abg. Schuhmann: In Bayern wird man dann 
in zwei Jahren aber gleich von A 16 nach B 6 

befördert!) 

Wir sollten at>ilr freimütig zugestehen, daß wir daraus 
auch in Baye Konsequenzen ziehen und wohl bes­
ser bei unse en in Bayern ausgebildeten Beamten 
bleiben sollte , deren Schwächen und Vorzüge des­
halb bessere kennbar sind. Beamten, die nämlich 20 
oder 25 Jahr im bayerischen Staatsdienst tätig sind, 
sind auf ihre chwächen und Vorzüge doch viel bes­
ser überprüf r als solche „Seiteneinsteiger". Dabei 
spielt es kein Rolle, ob solche bayerischen Beamten 
in Bayern ge ren sind oder nicht. Ich sage: Schluß 
mit der falsch n Ehrfurcht vor norddeutschen Seiten­
einsteigern! ir haben in Bayern genügend qualifi­
zierte Beamt Das soll uns vielleicht auch eine Lehre 
sein. 

(Beifall bei der CSU) 

Erster Vlzep sldent Kamm: Herr Abgeordneter Ga­
stinger, gest ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordnete Jaeger? -

Jaeger (FDP) Herr Kollege Gastinger, nachdem Sie 
die besonder n Qualitäten der bayerischen Beamten 

zu Recht so sehr hervorheben, möchte ich Sie fra­
gen, ob Sie meine Meinung teilen, daß diese „Seiten'. 
einsteiger'' einer besonderen und dauernden Über­
prüfung bedürfen. Haben Sie den Eindruck, daß diese 
Überprüfung auch stattgefunden hat? 

Gastlnger (CSU): Herr Kollege Jaeger, erstens 
kommt es auf den Einzelfall an. 

(Abg. Jaeger: Das ist richtig, trifft aber auch 
auf den Fall Langemann zu!) 

zweitens müssen die zur Verfügung stehenden Krite­
rien angewendet werden. Dazu gehört halt nun ein­
mal in erster Linie die vorgelegte Beurteilung. Drit­
tens ist aus der Vergangenheit die Lehre zu ziehen, 
daß über die Beurteilung hinaus auch auf eine länger­
zeitige Verwendung im Staatsdienst mit den dabei 
gewonnenen Erfahrungen Rücksicht genommen wer­
den sollte. Das halte ich für eine Verbesserung, die 
für künftige Maßnahmen gelten sollte. 

(Abg. Hiersemann: Sagen Sie doch einmal 
ein bißchen was zum ministeriellen Leiter 

Huber!) 

Als weiteren Punkt möchte ich die V e r s c h 1 u ß s a -
c h e n a n w e i s u n g ansprechen. Meine Damen 
und Herren, die Verschlußsachenanweisung ist sozu­
sagen die Magna Charta des Geheimschutzes. 

(Abg. Karl Heinz Müller: Na, na, na, na!) 

In der Bundesrepublik Deutschland gibt es 3 Millio­
nen Verschlußsachen. 

(Abg. Klasen: Ein paar zuviel, gell?) 

- Darauf komme ich noch zu sprechen, Herr Klasen. 
Ferner gibt es in der Bundesrepublik Deutschland 
5000 Verwahrgelasse und 500000 Geheimnisträger; 
stärker also als die Bundeswehr. 

Das Bundesamt für Verfassungsschutz schätzt den 
jährlichen Verlust nach Auskunft von Insidern mit ei­
ner vierstelligen Zahl. Eine humorvolle Bemerkung 
besagt dazu, daß der Verschlußsachenklau in Bonn 
eine Planstelle habe. 

,(Abg. Schuhmann: Und in Bayern eine 
ganze Abteilung!) 

Vielleicht wäre es zweckmäßig, Herr Kollege Schuh­
mann, nicht zuletzt aufgrund der Erfahrungen in der 
Vergangenheit einer neuen Kate gor i sie r u n g 
der Vers c h 1 u ß s ach e n zu g.elangen. Ange­
sichts dieser großen Zahl von Verschlußsachen und 
sogenannter Geheimnisträger muß man sich nicht 
wundern, wenn das Geheimnis zur Regel, die Infor­
mation zur Ausnahme wird und Deutschlands Ge­
heimnisse nicht geheim bleiben. Die Verschlußsa­
chenanweisung sollte doch vielleicht zweckmäßiger­
weise einmal überprüft werden. 

(Abg. Hiersemann: Haben Sie darüber auch 
mit dem Kollegen Dr. Hundhammer 

gesprochen?) 

Herr Kollege Dr. Zech, Sie haben auch noch die 
Frage der Staatsschutzaufgaben angesprochen, und 
von den dem Minister vorgelegten Vermerken ge-
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sprechen. Meine Damen und Herren, ich teile viel­
leicht die Meinung - oder - -

(Abg. Dr. Rothemund: Was heißt 
„vielleicht"? -Abg. Klasen: Haben Sie.eine 
Meinung oder haben Sie keine? - Heiterkeit 

bei SPD und FDP) 

- Man kann sehr gete~ter Meinung sein, Herr Kollege 
Klasen, ob Mitteilungen über den Vatikan oder die 
Aktion „Victory for Strauß" nun unbedingt dem Mini­
ster vorgelegt werden müssen. 

(Abg. Jaeger: Da kann man nicht geteilter 
Meinung sein!) 

Nur frage ich mich, warum eine solche Informations­
entgegennahme, die erkennbar nichts Rechtswidri­
ges enthält, kritisiert und bestraft werden soll. 

Wenn Sie von der S t a a t s s c h u t z au f g a b e in 
Bayern sprechen, nennen Sie immer nur den positi­
ven Verfassungsschutz. Wir haben aber bereits im 
Untersuchungsausschuß debattiert, daß wir in Bayern 
hinsichtlich der Staatsschutzaufgabe nicht Ihre enge 
Interpretation vertreten. Es gibt nämlich nicht nur den 
positiven Verfassungsschutz mit einem Sachgebiet, 
sondern es bestehen drei Sachgebiete und darüber 
als Leitung eine Abteilung. Der Verfassungsschutz in 
Bayern ist meiner Meinung nach kein Trappistenklo­
ster mit Schweigegelübde. Bayern darf keine Oase 
sein, an der nachrichtendienstliche Erkenntnisse vor­
beifließen. Informationen der genannten Art sind mei­
nes Erachtens ohne jeden rechtswidrigen Gehalt. 

Meine Damen und Herren, wir haben nichts zu ver­
bergen. Wir wollen die Aufklärung, nicht jedoch den 
Mißbrauch zu durchsichtigen parteipolitischen Wahl­
kampfauseinandersetzungen. Denken Sie vor allen 
Dingen auch an di&Worte des BND-Präsidenten. Die­
ser kurzfristige politische Scheingewinn muß meines 
Erachtens zwangsläufig im Gegensatz zur Notwen­
digkeit des politischen Zusammenlebens auf unseren 
gemeinsamen politischen Grundlagen stehen. 

Wir haben auch kainen Grund, uns von unserem In­
nenminister abzuWenden. Das möchte ich deutlich 

' sagen. 

.(Stark r Beifall bei der CSU) 

Dazu wird sich ch unser Fraktionsvorsitzender 
noch äußern. Abs ließend möchte ich nur noch ei­
nes feststellen: U sere Gesellschaft gliedert sich in 
zwei Gruppen, die ine arbeitet und trägt Verantwor­
tung, die andere k isiert, ohne Verantwortung zu tra­
gen. Wir stehen z denen, die arbeiten und Verant­
wortung tragen. 

(Beifall bei de CSU - Unruhe und Zurufe bei 
SPD und FDP) 

Erster Vlzepräsld 
Herr Kollege Klas 

t Kamm: Nächste Wortmeldung, 
. - Bitte. Herr Kollege. 

Klasen (SPD): Her Präsident, meine Damen und Her­
ren! Kollege Gasti ger hat wieder einmal alles getan, 
um von den wirkli en Vorgängen abzulenken. 

(Abg. Schuhmann: Nebelwerfer! - Beifall bei 
der SPD) 

Lassen Sie mich deshalb mit einem kurzen R e s ü -
m e e beginnen. Mit dem rheinischen Pathos eines 
Konrad Adenauer müßte es lauten: Ein Abgrund von 
persönlicher und parteipolitischer Verfilzung, von per­
sönlicher und parteipolitischer Selbstbedienung und 
von einem miserablen Staatsverständnis hat sich vor 
uns aufgetan. 

(Beifall bei der SPD -Zuruf von der CSU: 
Donnerwetter!) 

Der Hauptakteur ist zwar der Herr Langemann. Er 
und sein Tun sind aber eng verbunden mit CSU-Grö­
ßen und Ewig-gestrigen; denn nur durch sie konnte 
er so und so lange handeln, wie es geschehen ist. 

(Zustimmung des Abg. Karl Heinz Müller) 

Das ist offenbar auch die Meinung des Kollegen G a -
stinger. 

Der drückt das im , , M ü n c h n e r M e r k u r' ' vom 
18. Juli 1982 sehr vornehm aus, wenn er feststellt, 
„daß die Aura des Bekanntseins von Langemann mit 
großen Leuten mehr Geneigtheit herbeigeführt hat, 
den Mann weniger unter Kontrolle zu halten". Das ist 
genau der Hintergrund für das Agieren des Herrn 
Langemann. 

Zuerst ein paar Feststellungen zum V e r f a h r e n 
des Untersuchungsausschusses. Es 
wird gesagt, P u n kt 1 des Untersuchungsauftrags 
sei untersucht, nämlich die Frage: Wie kam Lange -
m a n n zum 0 1 y m p i s c h e n O r g a n i s a t i o n s -
k o m i t e e , und wie kam er ins b a y e r i s c h e 1 n -
n e n mini s t er i um? Ich stimme Ihnen insoweit zu, 
daß bekannt ist, wie er hineinkam, aber nach wie vor 
offen ist, warum er hineinkam. 

(Zuruf von der SPD: Weil er ein Spezi war!) 

Die CSU war durchaus kooperativ im Ausschuß, als 
es um die Klärung der Frage des „Warum"? ging. Ei­
nen Dr. Huber kann man heute auch aus CSU-Sicht 
angreifen. 

(Abg. Dr. Wiesheu: So?) 

Was aber in den letzten Jahren passiert ist, wer hier 
die V e ran t w o r t u n g trägt, das konnte im Aus­
schuß bis in die letzten Sitzungen hinein n u r a n -
getippt werden. Meine Damen und Herren, es ist 
von größter politischer Relevanz, daß wir deshalb 
jetzt weitermachen; denn die Wähler, die Bürger 
draußen, haben ein Recht, noch vor dem Wahltermin 
soviel wie möglich über diese Hintergründe zu erfah­
ren. 

(Beifall bei SPD und FDP - Zuruf des Abg. 
Dr. Wiesheu) 

Auch wir unterliegen natürlich der öffentlichen Kon­
trolle. Deswegen soll auch die Beweisaufnahme öf­
fentlich erfolgen, damit die Öffentlichkeit weiß, was 
gelaufen ist, und sich selbst ein Urteil bilden kann. 

(Abg. Möslein: Fragen Sie mal die 
Öffentlichkeit, was die interessiert!) 
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Das scheut die CSU und deshalb knipsen Sie, um im 
ND-Jargon zu sprechen, den Ausschuß ab. 

(Zuruf des Abg. Dr. Wiesheu) 

Das war offensichtlich auch beabsichtigt; denn sonst 
wäre die Entscheidung, Herr Dr. Hundhammer, Punkt 
für Punkt vorzugehen, damals nicht erfolgt. 

(Zurufe der Abg. Dr. Hundhammer und Otto 
Meyer) 

Diese Entscheidung ist nur in der Person des Zeugen 
Heigl durchbrochen worden. 

(Abg. Dr. Hundhammer: Bei allen weiteren 
Zeugen!) 

- Sonst bei niemandem bis zum Schluß! Ich werde es 
Ihnen belegen. Diese Methode hat dazu geführt, -
und das hat viel Zeit gekostet-, daß wir einen Zeugen 
viermal hören mußten, zwei Zeugen dreimal, und al­
lein 16 Zeugen zweimal in den Zeugenstand bitten 
mußten. 

(Abg. Dr. Hundhammer: Das war aber nicht 
der Grund! -Abg. Hiersemann: Natürlich, 

das war der Grund!) 

- Das war der Grund, natürlich, weil wir zuerst immer 
nur zur Ziffer 1 fragen durften. 

Meine Damen und Herren, und das sollten Sie von 
der CSU sich auch sagen lassen -, mit dem Abbruch 
der Beweisaufnahme entstehen möglicherweise für 
einige Zeugen erhebliche Probleme. Denn das Ver­
bot, etwas zu verschweigen, kann auch strafrechtli­
che Konsequenzen mit sich bringen. Mindestens vier 
Zeugen - ich will hier keine Namen an den Pranger 
stellen - müßten unbedingt mit einigen Sachverhalten 
konfrontiert werden. Zur Aussagefreudigkeit der Zeu­
gen ist ohnehin etwas festzustellen: Gerade bei den 
Beamten haben wir festgestellt, daß das Erinnerungs­
vermögen der Beamten des Innenministeriums mit 
dem Abstand, den Sie zu diesem Ministerium haben, 
wächst. DEt Herr Dr. Ziegler und der Herr Dr. Ratu­
schny, die jiicht mehr im Hause tätig sind, haben ein 
wesentlich l:>esseres Gedächtnis als die anderen Zeu­
gen. 

(Zur von der SPD und Zuruf des Abg. Dr. 
Wie heu - Abg. Dr. Hundhammer: Was 
sag n Sie dann zu Genscher? - Weitere 

Zurufe von der SPD) 

- Schauen Sie mal in den Protokollen nach! 

Meine Da en und Herren! Der B e r i c h t d e r 
M e h r h e t mußte z w an g s 1 ä u f i g u n s o 1 i d e 
sein; denn bis gestern waren die letzten Wortproto­
kolle nicht da. Wenn man bedenkt, daß inzwischen 
acht Ordn r voller Protokolle vorhanden sind, kann 
man einfa h gar nicht in dieser Hoppla-hopp-Tour 
diese Aus ertung vornehmen. Deswegen nehmen 
wir heute eh nur summarisch zu diesem Zwischen­
ergebnis ellung. Unsere Stellungnahme geht in er­
ster Linie uf das zurück, was im Bericht steht, und 
nicht auf s, was im Bericht fehlt. Dazu braucht es 
nämlich m hr Zeit. 

Nun zum Verfahrensteil des Berichts! Ich komme zu­
nächst zur Aussagegenehmigung. Da macht sich die 
Mehrheit breit über die Frage, warum der BND oder 
die Bundesseite die A u s s a g e g e n e h m i g u n g 
zum Schluß noch einmal eingeschränkt hat. Ich 
glaube, Dr. Kink e 1 hat in der letzten Sitzung sehr 
plausibel und eindringlich bekanntgegeben, warum 
das aus der Interessenlage des BND notwendig war. 

(Abg. Dr. Hundhammer: Das wurde aber 
nicht in der Sitzung gesagt, Herr Kollege 

Klasen!) 

- Nun gut, da ist nicht einmal ein Protokoll geführt 
worden. · 

(Abg. Dr. Hundhammer: Sie sind nicht 
berechtigt, darüber zu reden! - Abg. Karl 

Heinz Müller: Also hören Sie mal! -Abg. Dr. 
Zech: So weit darf er das sagen!) 

- Herr Dr. Hundhammer, er hat uns das eindringlich 
gesagt, und das nehmen Sie bitte zur Kenntnis; das 
festzustellen sind wir auch berechtigt. 

(Beifall bei SPD und FDP) 

Herr Dr. Hundhammer, warum haben Sie denn in Ih­
rem Bericht vergessen, daß uns der Bayerische Mini­
sterrat bei der Aussagegenehmigung so große 
Schwierigkeiten gemacht hat? Wir haben zum Schluß 
beantragt - es ging alles sehr schnell -, daß wir um­
fassende Aussagegenehmigungen vom Ministerrat 
zu allen Punkten des Untersuchungsauftrages be­
kommen. Der Ministerrat hat, wieder eingeschränkt, 
diese erteilt, und die Folge war, Herr Minister Ta n d -
1 er, daß Sie in der letzten Sitzung, in der Sie als 
Zeuge anwesend waren, zu wichtigen Fragen keine 
Antwort geben durften. 

(Abg. Karl Heinz Müller: Hört! Hört!) 

Staatsminister Tandler: Das .ist eine Lüge! 

Kiesen (SPD): Das ist die Realität, Herr Tandler, las­
sen Sie Worte wie „Lüge" weg. 

(Zurufe, u. a. des Abg. Kaps) 

- Sie werden in dieser Richtung auch noch von mir 
bedacht werden. 

(Weitere Zurufe!) 

Erster Vizepräsident Kamm: Darf ich bitten, daß sich 
alle an die hier üblichen Formen halten. Bitte, fahren 
Sie fort' 

Kiesen (SPD): Zur sachlichen Bewertung des Unter­
suchungsausschusses gebe ich hier nur allgemeine 
Eindrücke wieder. Diese sind allerdings notwendig, 
weil heute keine detaillierte Auswertung erfolgen 
kann. 

Herr Gastinger, wenn Sie sich beschweren, daß wir, 
ohne daß wir mit der Untersuchung fertig sind, B e -
w e r t u n g e n vornehmen, dann sagen Sie das doch 
bitte an die Adresse des Herrn Ta n d 1 e r , der als 
Dienstherr während laufender Verfahren den Herrn 
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Langemann als „Ganoven" oder „Spinner" abgetan 
hatte, 

(Abg. Karl Heinz Müller: Hört! hört!) 

obwohl er vorher nichts über ihn kommen ließ. 

(Starker Beifall bei SPD und FDP) 

Meine Damen und Herren! Mir drängt sich ein Bild 
auf, ein olympisches, 

(Abg. Dr. Wiesheu: Das hat mit der Sache 
nichts zu tun!) 

die fünf olympischen Ringe. Das Geschehen um 
L a n g e m a n n sind gleichsam f ü n f i n s i c h g e -
schlossene, aber eng miteinander 
v e r wo b e n e K r e i s 1 ä u f e. 

Der erste Kreislauf ist der persönliche, der allzu per­
sönliche. Da geht es um die m e n s c h 1 i c h e n 
S c h w ä c h e n . Bislang haben wir hierzu nur An­
deutungen. Die Ringbücher, die Kalenderblätter, wer­
den vielleicht noch einiges aufdecken. Herr Lange­
mann hat als alter ND-Mann auf den Tonbändern be­
züglich dieser Branche süffisant festgestellt: „Die ei­
nen tun's aus Liebe, die anderen tun's für Geld." 

(Abg. Dr. Wiesheu: Bezogen auf 
BND-Vorgänge! Bringen Sie das bitte nicht 

durcheinander! Das is~fern von jeder 
Wirklichkeit!) 

- Herr Dr. Wiesheu, es blieben doch immer dieselben 
Leute. Der Hinweis, daß wir auch in diesem Bereich 
aufklären wollen, dient nicht dazu, einige Voyeure zu 
befriedigen, sondern dient dazu, festzustellen, ob es 
hier Gefälligkeiten gab oder ob bayerische Spitzen­
politiker erpreßbar sind. 

(Beifall bei SPD und FDP -Abg. Karl Heinz 
Müller: So ist es!) 

Der zweite Krei61auf dieser olympischen Ringe ist die 
Partei, die cSU. Die CSU war immer dabei, ohne 
sie lief nichts. 

(Zun.fe der Abg. Hiersemann und 
· Mittermeier) 

Der dritte Krei auf sind die Personen. Das ist der 
Klub dieser E ig-gestrigen, dieser „alten Kamera­
den", die imm r wieder in den Papieren auftauchen. 
Das sind imm r wieder dieselben Namen von Ex­
agenten, Agen n, Journalisten, Politikern. Meine Da­
men und Herr n ! So wie sich das darstellt, ist das 
fast eine gesp nstische Geisterrunde, die hier 
immer wieder sammen agiert hat. 

(Z uf des Abg. Dr. Wiesheu) 

Eng verbunde mit diesem dritten Kreislauf ist der 
vierte Kreislau der Kreis 1 auf der Mein u n -
g e n u n d 1 n o r m a t i o n e n. Hier sagt jeder et­
was dem ande n nach. Der Kreislauf der Informatio­
nen ist hier ei echter Kreislauf. Da informiert der 
Herr Langema n die Leute draußen und die Leute 
draußen wiede um den Herrn Langemann. Der Herr 
Langemann in rmiert wiederum seinen Minister. Es 

sind immer dieselben Personen, die hier weiterdich­
ten. Es ist geradezu grotesk. 

(Abg. Dr. Wiesheu: Das ist ja das Letzte, 
was der bringt! - Weitere Zurufe von der 

CSU, unter anderem von Abg. Dr. 
Hundhammer) 

Da träumt man von den guten alten BND-Zeiten, Herr 
Dr. Wiesheu, wie es damals war, als man noch agie­
ren durfte. Da beklagt man die politische Gegenwart. 
Da wünscht man sich einen privaten Nachrichten­
dienst und versucht, ihn auch eventuell aufzubauen. 
Da setzt man - und das ist das schlimmste - Partei­
wohl gleich Staatswohl gleich Gemeinwohl! Das ist 
nämlich die Quintessenz in dieser Geschichte. 

(Beifall bei SPD und FDP - Abg. 
Hiersemann: So ist es! -Weitere Zurufe, 

u. a. des Abg. Mittermeier). 

Der fünfte Kreislauf ist der Kreis 1 auf des Ge 1 -
d e s. Man finanziert sich wechselseitig gegenseitig 
über Tarnkonten und Tarnnamen. Wer letztlich be­
zahlt, 

(Abg. Frhr. von Truchseß: Ist der 
Steuerzahler!) 

ist die öffentliche Hand, ist der Steuerzahler. 

Es entspricht der Sensibilität des M i n i s t e r p r ä -
s i den t e n, daß er bei diesem Sachverhalt von einer 
A g e n t e n o p e r e t t e spricht. Mit diesem Urteil 
steht er, wie so oft, ganz allein da. Alle haben das Er­
gebnis bislang anders qualifiziert; ich erinnere nur an 
den Leitartikel des Herrn Heigert. Der Schaden für die 
innere Sicherheit ist nicht absehbar. Die Auswirkun­
gen für den BND hat Herr Kinkel sehr eindringlich ge­
schildert. 

(Abg. Dr. Hundhammer: Da ist der Bund 
verantwortlich! -Abg. Dr. Backstein: Warum 

untersuchen die das nicht?) 

- Die untersuchen sehr wohl. Herr Dr. Backstein. 
Wenn Sie meinen, daß ein Untersuchungs -
au s s c h u ß i n B o n n hilfreich ist, dann setzen Sie 
ihn doch ein. Die Sperrminorität haben Sie immer 
noch. 

(Beifall bei der SPD -Abg. Dr. Backstein: Ihr 
habt doch auch die Möglichkeit!) 

Erster Vizepräsident Kamm: Herr Kollege Klasen, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Kollegen 
Dr. Backstein? -

Dr. Backstein (CSU): Herr Kollege Klasen, würden 
Sie so freundlich sein und uns mitteilen, ob die An­
kündigungen verschiedener SPD-Größen von öffentli­
chen Untersuchungen in Bonn verwirklicht werden, 
und wie erklären Sie sich das Erstaunen des Kollegen 
Hiersemann über das Desinteresse Bonns an diesen 
Vorgängen? 

Klasen (SPD): Zunächst einmal interpretieren Sie den 
Kollegen Hiersemann falsch. 

(Widerspruch und Lachen bei der CSU) 
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Wir sind uns alle einig, daß wir in diesem Untersu­
chungsausschuß Probleme mit dem Generalbundes­
anwalt hatten. Das hat aber nichts mit der SPD-ge­
führten Regierung in Bonn zu tun. 

(Abg. Dr. Wiesheu: Weil der Justizminister 
die Aussagegenehmigung ... !) 

Wenn unsere Freunde in Bonn feststellen sollten, daß 
bei dieser Untersuchung in Bayern mit der Wahrheit 
hinter dem Berg gehalten wird, werden sie sicher 
auch eine Untersuchung in Gang setzen. 

Erster Vizepräsident Kamm: Herr Kollege Klasen, 
gestatten Sie eine weitere Frage des Kollegen Dr. 
Backstein?-

Dr. Becksteln (CSU): Herr Kollege Klasen, wenn der 
Landtag heute zu dem Ergebnis kommen sollte, daß 
keine weiteren Untersuchungen durchgeführt wer­
den, ist dann nach Ihrer Meinung der Punkt erreicht, 
daß auf jeden Fall ein Untersuchungsausschuß der 
SPD in Bonn kommen müßte, oder will Herr Wi­
schnewski seine großartigen Ausführungen vom Par­
teitag nicht mehr aufrechterhalten, vielleicht auch 
deswegen, weil auf den Tonbändern auch einiges 
über ihn zu hören war? 

(Hört, hört! bei der CSU) 

Klasen (SPD): Ich weiß nicht, Herr Kollege Dr. Back­
stein, woher Sie die Tonbänder kennen. Sie standen 
Ihnen jedenfalls nicht zur Verfügung. 

(Zahlreiche Zurufe von der CSU: Das stand 
doch in der Zeitung! - Abg. Dr. Backstein: 

Haben Sie „konkret" nicht gelesen?) 

- Herr Backstein, Sie sind doch informiert darüber, 
wer welche Kompetenz hat. Der Bund hat die Kom­
petenz, die Vorgänge innerhalb des BND zu untersu­
chen. Wir sirld dafür zuständig, die Vorgänge in Bay­
ern zu unter$uchen. Es ist unsere Aufgabe, unseren 
Bereich sor~ältig zu untersuchen und in den Griff zu 
bekommen. Wenn Sie meinen, daß in Bonn etwas 
schief läuft, dann müssen Sie eben in Bonn gleich ei­
nen Untersu4hungsausschuß einsetzen. 

l (Beifall bei der SPD) 

Die Beurteil g der Vorgänge durch die P r e s s e 
wurde berei vom Herrn Hundhammer vorgenom­
men. Ich w ß nicht, ob er die Feststellungen des 
Herrn La m recht im „Münchner Merkur" vom 
9. Juli ebenfa s als vom KGB stammend qualifiziert. 

(Abg. r. Hundhammer: Das habe ich gar 
nicht behauptet!) 

Da erfährt erold Tandler davon, daß sein oberster 
Staatssch · zer schriftstellerisch tätig ist. Nur er 
sieht part t keinen Anlaß dafür, sich einmal darum 
zu kümme , was läuft. Er läßt sich beruhigen mit 
Versicheru gen von dritter Seite, daß nichts er­
scheinen erde. Wie lange nicht? Vielleicht später 

doch? Die Alarmglocken Tandlers bleiben stumm, 
obwohl es um den sicherheitsempfindlichsten Be­
reich seines Hauses geht. 

Ähnlich qualifiziert Herr Lambrecht das Verhalten des 
Innenministers weiter. 

Nun eine Feststellung zu den N a c h r i c h t e n -
d i e n s t e n: Auch in der Demokratie sind Nachrich­
tendienste nötig; wir wissen, daß wir sie brauchen. 
Weil sie gedeckt arbeiten müssen, stellen sie 
zwangsläufig in der Demokratie immer eine Gefahr 
dar. Nicht nur der CIA, sondern auch auch der BND 
hat zu gewissen Zeiten seine Kompetenzen über­
schritten. 

Ihnen ist auch be~annt, daß es eine Seilschaft gab. an 
der auch Langemann beteiligt war. 

Um die Dienste halbwegs kontrollieren zu können, 
wurden in der Bundesrepublik die Dienste streng ge­
trennt: Der BND ist fürs Ausland zuständig, der Militä­
rische Abschirmdienst für die Bundeswehr und der 
Verfassungsschutz für das Inland. Letzterer ist wie­
derum in Länderdienste und Bundesdienst geteilt. 
Das wußte auch Herr Merk. Daher war er verwundert, 
als Herr Langemann in diese Position in Bayern kam. 
Merk wollte bewußt nicht, daß Langemann wieder 
operativ tätig wurde und seine „alten Kameraden" in 
bayerische Dienste zog, weil er seinen Hintergrund 
kannte. Daher wurde die Stelle im Innenministerium 
geschaffen, und Langemann wurde nicht Präsident 
des Landesamts für Verfassungsschutz. 

Schon bei der Übernahme aus dem Kultusministe­
rium fand man Probleme vor, 

(Abg. Dr. Wiesheu: Sind Sie denn nicht im 
Ausschuß gewesen?) 

als es um die Abrechnung der operativen Mittel für 
die OK-Zeit ging. 

(Abg. Dr. Wiesheu: Als wenn der nicht im 
Ausschuß gewesen wäre!) 

- Herr Dr. Wiesheu, Sie können das ja dann richtig­
stellen. Herr Merk hat damals bewußt gesagt: 
„Paßt auf den Langemann auf!" Das war eine Wei­
sung an den Amtschef Süß. Was ist in der Folgezeit 
geschehen? Herr Süß wußte viel, merkte wenig und 
reagierte nicht. Das ist die Quintessenz seines Ver­
haltens. 

(Beifall bei der SPD) 

Noch ein paar Worte zu den A u ff ä 11 i g k e i t e n : 
Die Mehrheit sagt, daß es keine Auffälligkeiten im 
Verhalten des Dr. Langemann gegeben habe, abge­
sehen vom Kapieren von Berichten, abgesehen von 
den nicht ganz orthodoxen Berichten an den Mini­
ster. Banaler hätten Sie es wohl nicht ausdrücken 
können. 

Wir wissen, daß Herr Langemann gesundheitliche 
Probleme hatte, sei das nun der Alkohol oder die Ta­
bletten oder die Kombination von beiden. Nicht ir­
gend ein Beamter ist in dieser Richtung aufgefallen, 
sondern der Staatsschutzchef! 

(Abg. Dr. Hundhammer: Nicht im Dienst!) 
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- Im Dienst hat er sogar die Namen von Leuten ver­
wechselt. Wenn einem Staatsschutzchef so etwas 
passiert, muß doch im Innenministerium eine Alarm­
glocke läuten. 

(Beifall bei der SPD) 

Beim E x p o s e hätte man doch merken müssen, 
daß der Mann Kontakte zu Journalisten nicht nur im 
Rahmen des positiven Verfassungsschutzes sucht. 

(Abg. Mittermeier: Hat es der BND 
gemerkt?) 

- Ach Gott, das kommt immer wieder. 

(Abg. Mittermeier: Klar kommt das immer 
wieder!) 

Das Innenministerium wußte ganz genau, daß dieses 
Expose von Langemann stammte, nicht so der BND. 
In einer konzertierten Aktion von F e r e n c z y und 
L an g e m a n n wurde eine V e r n e b e 1 u n g s a k -
t i o n vorgenommen, die den BND getäuscht hat. 

(Abg. Mittermeier: Es geht um die 
Beurteilung des Inhalts!) 

- Es geht um die Beurteilung des Inhalts und um die 
Beurteilung des Verfassers. 

(Beifall bei der SPD) 

Das Innenministerium hat genau gewußt, daß das Ex­
pose Brisantes enthält. D.as wollte Herr W a 1 t n e r -
Herr Ferenczy hat das bestätigt-, der gesagt hat, daß 
das nicht veröffentlicht werden darf, nicht nur aus 
BND-Raison, sondern auch aus bayerischer Raison. 
Im Innenministerium aber geschieht nichts; Herr Lan­
gemann wird nicht einmal zur Rede gestellt, obwohl 
der Minister von den Vorgängen wußte und obwohl 
man wußte, daß in der Vergangenheit Geheimnisse 
nach draußen gedrungen sind. Man hat immer be­
hauptet, daß die lecken Stellen in Bonn seien; dabei 
waren sie im ei91enen Hause. 

(Beifall bei der SPD -Abg. Schuhmann: Auf 
dem rechteli Auge blind! -Abg. Mittermeier: 

Das istieine typische Halbwahrheit!) 

War sein U m f: n g m i t d e m G e 1 d keine Auffäl­
ligkeit? Das hä e man merken müssen! Jedes Jahr 
werden die Bü er geprüft. 

(Abg. Dr. Wiesheu: Da sitzen nicht lauter 
Klasen dri , die so schlau sind! Das ist doch 

das le te, was Sie für einen Krampf 
erzähle ! Das hat mit der Wirklichkeit 

ü erhaupt nichts zu tun!) 

- Herr Wieshe es ist auch für uns entsetzlich, was 
da geschehen i t. 

Uns hat nicht n 
sagt, daß es 
daß man eben 
das Ohr des 
Schiene ins H 
wie man dass 

r ein einziger Beamter als Zeuge ge­
eine gewisse Kleiderordnung gibt, 

ei Langemann, einem B 6-Mann, der 
inisters hat, der über die politische 
s kam, natürlich nicht so hinschaut, 
st vielleicht gewohnt wäre. 

(Abg. Dr. Wiesheu: Reine Erfindung! - Abg. 
Mittermeier: Sie müssen die Protokolle 

lesen, Herr Klasen !) 

- Im Gegensatz zu Ihnen habe ich versucht, sie halb­
wegs zu lesen. 

(Abg. Mittermeier: Sehr halbwegs!) 

- Ja, wie es im Rahmen der jetzt zur Verfügung ste­
henden Zeit möglich war. 

Die CSU ist voll in die ganze Geschichte verstrickt. 
Meine Damen und Herren, Langemann ist nicht Lan­
gemann, sondern Langemann ist CSU-Langemann. 
So ist doch die Wirklichkeit! 

(Beifall bei der SPD) 

Das fing damit an, daß er in bayerische Dienste kam, 
wie er nach B 6 kam, wie er in diese Position kam; 
das setzt sich auch fort. Schon damals war der dama­
lige C S U - V o r s i t z e n d e - damals noch nicht 
der Ministerpräsident -, voll im Kontakt zu Lange­
mann in der Form, daß ihm Langemann sogar wäh­
rend der Olympia-Zeit die Berichte ins Haus brachte, 
die er für das Olympische Komitee erstellt hat. 

(Abg. Mittermeier: Unaufgefordert!) 

- Jedenfalls nicht zurückgewiesen. Heute macht sich 
Herr Strauß über das Ganze lustig und sagt, das sei 
nichts wert gewesen, aber damals war sehr wohl der 
K o n t a kt da. Das ist die Wirklichkeit. 

(Abg. Mittermeier: Das ist doch 
ungeheuerlich! Kontakt doch nicht mit 

Langemann ! Lesen Sie doch die Protokolle, 
bevor Sie so ein Zeug daherreden!) 

Wie sieht es denn aus mit der H an n s - S e i d e 1 -
St i f t u n g ? Auch über die Hanns-Seidel-Stiftung 
war der Kontakt zur CSU und Herrn Langemann da. 

(Abg. Mittermeier: Unausstehlich!) 

Meine Damen und Herren, die ganze Organisation um 
von Stauffenberg ist doch eine CSU-Hilfsorganisa­
tion, wie Sie ganz genau wissen. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Krohne, Herr Alfred Seidl, Herr Gumbel, Herr 
Harlander, Herr Leo Wagner sind die Gründungsmit­
glieder des Arbeitskreises; sie sind eher noch ein bis­
serl rechts von der CSU - insgesamt gesehen - an­
gesiedelt. 

Meine Damen und Herren, nur aufgrund des dichten 
CSU-Filzes blieben die sonderbaren und gefährlichen 
Schritte Langemanns unbemerkt. 

(Beifall bei der SPD) 

Da ist dann noch die Rolle des D r . H u b e r, der be­
kanntlich auch ein CSU-Mann war, und kein unbedeu­
tender in diesem Hause! 

(Abg. Dr. Stoiber: Unglaublich!) 

·Er ist es noch! Erstaunlich! Also, sehen Sie: Dr. Hu­
ber hat nicht, wie er so süffisant als Zeuge sagte „Ich 
schlug vor", - - vorgeschlagen und alles andere ha­
ben dann die anderen getan. Nein, Dr. Huber hat den 
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Langemann für das Olympische Komitee erfunden, 
und er hat durchgeboxt, daß er in diese Position im 
Freistaat Bayern kam. 

(Beifall bei der SPD -Abg. Mittermeier: Das 
ist doch das letzte! -Abg. Herbert Huber 
(Landshut): Ein Märchenerzähler sind Sie, 

Herr Klasen !) 

- Soll ich Ihnen den Brief heraussuchen, den er als 
bayerischer Finanzminister an den Innenminister ge­
schrieben hat, in dem klipp und klar steht: Diese B 6-
Stelle geht nur mit Langemann; andernfalls geht im 
Innenministerium nichts. Das war die ganz klare Linie. 

(Abg. Dr. Hundhammer: Da war er doch 
schon im bayerischen Staatsdienst!) 

- Das mag schon sein, aber er war nicht der Staats­
schutzchef in Bayern; er war damals in B 3. Den hät­
ten Sie ja woanders auch verstecken können, wenn 
Sie gewollt hätten. 

(Abg. Dr. Hundhammer: Das ist nur die 
halbe Wahrheit!) 

- Herr Hundhammer, sagen Sie bitte anschließend die 
volle Wahrheit. 

(Zuruf von der SPD: Die halbe Wahrheit ist 
schon schlimm genug!) 

Dr. Huber war ja letztlich auch der einzige, der über 
die Geschehnisse während der OK-Zeit Bescheid 
wußte. Daume hat gesagt: Ab und zu kam ein Bericht, 
der nicht viel hergab. Vizepräsident Vogel hat über­
haupt nie einen Bericht bekommen, aber dafür der 
außenstehende CSU-Vorsitzende Strauß. Herr Huber 
wußte aber über alles Bescheid, obwohl er uns als 
Zeuge auch nicht sehr viel berichtet hat. 

Huber hat allein im Jahr 1972 für Langemann und 
seine Mitarbeiterin 12 Auslandsreisen befürwortet, 
die notwendig waren, damit er seinen Dienst erfüllen 
konnte. Huber wußte über alles Bescheid. Gerade 
diese Hinterglünde zwischen Dr. Huber und Dr. Lan­
gemann bedqrten noch einer sehr sorgfältigen Auf­
klärung. 

i (Beifa" bei der SPD) .. 

Dann kommt, meine Damen und Herren, die Ara von 
1 n n e n m i n i t e r D r . S e i d 1. Seine demokrati­
schen Grund ositionen haben wir ja schon anläßlich 
der Debatte ier im Haus kennengelernt, als es um 
die Einbürger ng von Dr. Habsburg ging. Als Verfas­
sungsministe war Dr. Seidl die Faust aufs Auge 

(Beifall bei der SPD) 

und der ideal Partner für Herrn Langemann. 

(Heiterk t bei der CSU -Abg. Möslein: Das 
glauben ie ja selbst nicht! -Weitere Zurufe 

Glocke des Präsidenten) 

Herr Gasting , denken Sie zurück an die Zeugenaus­
sage von Dr. eidl. Auch Ihr Gesicht ist länger und 
länger gewor en, 

(Abg. Gastinger: Da müssen Sie Ihre Brille 
nicht aufgehabt haben!) 

als Herr Dr. Seidl sagte, daß er sehr, sehr froh war, 
daß er den Langemann hatte, der vom BND gekom­
men sei. Endlich sei einer gekommen, der sein Hand­
werk verstehe, der Bayern für den Krisenfall der mili­
tärischen Auseinandersetzung vorbereiten konnte, 

(Heiterkeit) 

der deswegen alle Informationen beibringen durfte, 
die man nur beibringen konnte. 

Meine Damen und Herren, das klingt zwar alles lustig. 
Aber spontan nach dieser Zeugeneinvernahme Seidls 
sagte einer von uns: Bei Seidl durfte Langemann 
praktisch alles, nur nicht Österreich den Krieg erklä­
ren. 

(Beifall bei der SPD - Heiterkeit auf allen 
Seiten des Hauses -Abg. Gastinger: Das 

war der Hiersemann! -Abg. Dr. Seidl 
(lachend): Nicht zu fassen!) 

Das war ungefähr die Quintessenz des Staatsver­
ständnisses von Dr. Seidl. 

Meine Damen und Herren, die Fortsetzung dieser 
Einstellung - bei Herrn Merk war das anders - er­
folgte mit dem Minister Ta n d 1 e r . Dieser Herr 
Tandler ist geistig immer noch der CSU-Generalse­
kretär, aber nicht der Verfassungsminister in Bayern. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Tandler trägt die politische Verantwortung für 
das, was hier passiert ist. Er ist aber auch zum Teil 
selbst in die illegalen Dinge, die Herr Langemann ge­
tan hat, verstrickt. Ich werde dazu noch einiges sa­
gen. 

(Abg. Nätscher: Gleich, gleich! Sofort, damit 
nichts vergessen wird!) 

Zum Expose EVA ist schon einiges ausgeführt wor­
den. Der Minister war voll im Bilde über das, was da 
gelaufen ist. Er hätte im Februar 1981 eingreifen müs­
sen. Wäre das geschehen, wäre manches, was heute 
auf dem Tisch liegt, nicht passiert. Man hätte hier 
Schaden abwenden können, wenn man im Innenmini­
sterium wach gewesen wäre. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber wie soll die schriftstellerische Arbeit des Herrn 
Langemann Aufsehen erregen, wenn er doch schon 
laufend außerhalb seiner Aufgaben, und zwar illegal, 
für diesen Minister D o s s i e r s anfertigt oder bei­
bringt? 

(Beifall bei der SPD) 

Die Berichte, die wir gesehen haben, meine Damen 
und Herren, sind nicht abschließend. Wir haben nur 
die Berichte gesehen, die im Panzerschrank Lange­
manns entweder als Original, als Kopie oder als Ent­
wurf gefunden wurden. Wir wissen nicht, welche Be­
richte sonst noch von Langemann an Tandler in die­
ser Zeit gegeben wurden. 
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(Klasen [SPD]) 

(Abg. Mittermeier: Aber Sie vermuten 
Ungeheures!) 

Aber das, was wir gesehen haben, reicht. Es gibt 
Berichte über Innenpolitik, über Parteipolitik; 
„Victory for Strauß" ist bereits angesprochen wor­
den; es gibt Dossiers über den SPD-Vorsitzenden 
Brandt, über Gespräche, die er geführt hat und eini­
ges mehr. 

(Abg. Dr. Wiesheu: Was denn?-Abg. 
Mittermeier: Sagen Sie halt einmal, was für 
Berichte! -Abg. Gastinger: Wischnewski! -
Weitere Zurufe - Glocke des Präsidenten) 

Wir werden Ihnen das in unserem Minderheitenbe­
richt noch in allen Einzelheiten liefern. Es gibt die be­
rühmten Dossiers über unliebsame Journalisten. 
Wenn Sie sich über angebliche KGB-Methoden von 
Journalisten aufregen, hätten Sie sich auch über sol­
che KGB-Methoden aufregen müssen, Dossiers über 
Journalisten herzustellen. 

(Beifall bei der SPD) 

Erster Vizepräsident Kemm: Herr Kollege Klasen, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Kollegen 
Tandler? 

Kiesen (SPD): Wenn ich ihm damit eine Chance 
gebe, gern! 

(Zurufe von der CSU, u. a.: So ein 
· Polit-Kasperl! -Abg. Möslein: So was 

Eingebildetes!) 

Staatsminister Tandler: Herr Kollege Klasen, hätten 
Sie die Güte, diesem Hohen Hause und damit der Öf­
fentlichkeit mitzuteilen, in welchem Zusammenhang 
mir ein Dossier über Herrn Brandt vorgelegen haben 
soll? 

Kiesen (SPD): l!::h werde es raussuchen ! 

(Empöruntei der CSU - Abg. Mittermeier: 
Wenn ich chon so großmäulig daherrede, 

bereite ich ich entsprechend vor! - Glocke 
des Präsidenten) 

' - Ich werde lhnjm dieses Dossier raussuchen. 

(Abg Nätscher: Sie stellen blind 
Behaupt ngen in den Raum, ohne sie zu 
beweis ! - Glocke des Präsidenten) 

Was sagte der err Tandler - -

(Anh tende Unruhe - Glocke des 
Präsident n - Abg. Möslein: Sagen Sie es 

halt jetzt!) 

- Warten Sie e ab! 

Erster Vlzeprä dent Kamm: Dart ich mal um etwas 
mehr Ruhe bitt n. Zunächst hat der Herr Kollege Kla­
sen das Wort ur Antwort auf die erste Zwischen­

. frage. Wenn er ine weitere Zwischenfrage zulassen 
will, kann es an chließend weitergehen. 

Kiesen (SPD): Das tue ich nachher sehr gerne. Ich 
möchte aber noch einen Satz zur letzten Frage sa­
gen. Den Hinweis auf ein Dossier über 
B ran d t , über ein Gespräch Brandts mit anderen, 
mit Herrn Falin und noch einigen, habe ich aus dem 
Protokoll entnommen. Ich war nicht Berichterstatter 
dieser Akten. Ich habe dies aus den Protokollen des 
Untersuchungsausschusses entnommen. Wenn Sie 
die Protokolle durchlesen, werden Ihnen die Namen 
begegnen. 

Erster Vizepräsident Kamm: Gestatten Sie jetzt eine 
weitere Zwischenfrage des Herrn Kollegen Gastin­
ger? 

Kiesen (SPD): Ja. 

Gastlnger (CSU): Herr Kollege Klasen, ich war Mitbe­
richterstatter der ·Akte „Notizen an den Staatsmini­
ster", Berichterstatter war Herr Kollege Hiersemann. 
Würden Sie mir bitte sagen, auf welche Vormerkung 
Sie diese Behauptung stützen, 

(Abg. Klasen: Ich schaue nach!) 

weil mir keinerlei derartige Notiz aus der Akte in Erin­
nerung ist? 

(Zuruf von der CSU: Hört, hört!) 

Ich würde bitten, den Herrn Hiersemann als Bericht­
erstatter diesbezüglich zu fragen. 

Kiesen (SPD): Ich schaue nachher nach. Dann werde 
ich es Ihnen sagen. 

(Lachen und Unruhe bei der CSU - Abg. 
Möslein: Zuerst behauptet er es, und dann 

schaut er nachl - Glocke des Präsidenten) 

- Sie werden das schon noch bekommen! 

(Anhaltende Unruhe bei der CSU) 

Erster Vizepräsident Kamm: Dart ich um etwas mehr 
Ruhe bitten! 

Klasen (SPD): Meine Damen und Herren! Es gibt ein 
Dossier über den Journalisten Heigl, 
das vom Herrn K n i t t e 1 aus der Staatskanzlei an­
gefordert wurde. 

(Abg. Mösl ein: Ich glaube Ihnen kein Wort 
mehr! Sie stellen zuerst Behauptungen in 

den Raum, und dann schauen Sie erst 
nach!) 

- Warten Sie halt ab. Ich kann doch nicht die ganzen 
Protokolle zum Rednerpult mitnehmen! 

(Anhaltende Unruhe bei der CSU) 

Wir schauen natürlich nach. 

(Glocke des Präsidenten) 

Erster Vizepräsident Kamm: Dart ich mal um etwas 
mehr Ruhe bitten! Herr Kollege Klasen, gestatten Sie 
eine weitere Zwischenfrage des Herrn Kollegen Dr. 
Backstein? 

Klasen (SPD): Bitte! 



8746 Bayerischer Landtag · PLENARPROTOKOLL 9/131 v. 21. 07. 82 

Dr. Becksteln (CSU): Herr Kollege Klasen, halten Sie 
es nicht für eine höchst unseriöse Argumentations­
weise, zunächst eine Behauptung aufzustellen und 
danach zu sagen, ich werde mich bemühen, das zu 
belegen, oder halten Sie es nicht für erforderlich, 
zuerst Belege festzustellen und danach eine Behaup­
tung aufzustellen? 

(Beifall bei der CSU) 

Klasen (SPD): Herr Kollege Beckstein, glauben Sie 
nicht, daß ich das vorher gelesen habe, wenn ich das 
hier sage? 

(Widerspruch bei der CSU) 

- Ich werde es Ihnen nachher zitieren! 

Erster Vizepräsident Kamm: Herr Kollege Klasen, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Kollegen 
Hiersemann? 

Klasen (SPD): Ja. 

Hlersemann (SPD): Herr Kollege Klasen, würden Sie 
es für richtig halten, den Kollegen der CSU mitzutei­
len, daß es angesichts des gewaltigen Aktenbergs, 
den wir haben, schlechterdings unmöglich ist, sämtli­
che Dokumente, über die man hier spricht, mit sich 
herumzutragen? 

(Lachen bei der CSU - Glocke des 
Präsidenten) 

Klasen (SPD): Ich finde es sehr sonderbar, daß Sie 
sich jetzt so aufregen, während Sie sich über die 
Sachverhalte nicht aufregen! 

(Starker Beifall bei der SPD) 

Mit der Methode „Hallet den Dieb" haben Sie ja im­
mer operiert. 

(Abg. Hiersemann: Von Anfang an!) 

Erster Vizepräsident Kamm: Herr Kollege Klasen, 
gestatten Sie eille weitere Zwischenfrage - Sie haben 
zwar schon mehrere zugelassen - des Herrn Kolle­
gen Tandler? 

Klasen (SPD): Äber bitte! 
1 

Staatsminister Tandler (CSU): Herr Kollege Klasen, 
Sie haben eine wesentlichen Teil Ihrer Argumenta­
tion auf Dossie abgestellt. Hätten Sie die Güte, die­
sem Hohen H se mitzuteilen, welche Qualität das 
von Ihnen als ssier bezeichnete Papier über Herrn 
Heigl hat? 

Klasen (SPD) Das Papier über Herrn 
H e i g 1 , das v n Herrn Dr. Knittel von der Staats­
kanzlei angefor ert und auch Ihnen vorgelegt wurde, 
zeigt den Hin! grund des Herrn Heigl auf, mit wem 
er verheiratet i t, ob die Frau aus einer begüterten 
Familie stammt sw. All dies steht da drin. 

ört, hört! bei der SPD) 

Da frage ich mi h, ob staatliche Stellen ohne Not be­
rechtigt sind, ·· er Bürger, über Journalisten derar-

tige Dossiers herzustellen. So etwas gibt es beim 
KGB! 

(Starker, anhaltender Beifall bei der SPD) 

Erster Vizepräsident Kamm: Gestatten Sie eine wei­
tere Zwischenfrage des Herrn Kollegen Tandler? 

Klasen (SPD): Nein, die gestatte ich jetzt nicht mehr. 

(Unruhe bei der CSU) 

- Er kann ja nachher reden! 

(Glocke des Präsidenten) 

Es wäre schön gewesen, wenn der Herr Tandler als 
Zeuge gesprächiger gewesen wäre! 

(Starker Beifall bei der SPD) 

Dann gibt es eine Reihe von D o s s i e r s ü b e r 
J o u r n a 1 i s t e n , Redakteure von Zeitschriften -
der Herr Bremer wurde schon einmal namentlich ge­
nannt -, wo Hintergründe dieser Journalisten aufge­
zeigt werden, nur weil diese Journalisten keine 
Freunde des Herrn Strauß und der CSU sind. 

(Hört, hört! bei der SPD -Abg. Karl Heinz 
Müller: Das sind Methoden! - Glocke des 

Präsidenten) 

Es geht weiter: Der Herr Staatsminister hat sich dann 
in der Rolle des Herrn Fouche betätigt, indem er die 
Informationen, wie beim Dossier über Herrn Bremer 
vermerkt, an den Herrn Ministerpräsidenten weiterge­
geben hat. 

(Hört, hört! bei der SPD -Abg. Karl Heinz 
Müller: Allerhand!) 

Das soll man nicht mit der leichten Hand wegtun und 
sagen, das sei nicht verboten. Meine Damen und Her­
ren! Das ist illegal! 

(Beifall bei der SPD - Widerspruch bei der 
CSU) 

Ich möchte die Behauptung aufstellen: Wenn das öf­
ters passiert ist - wir haben Unterlagen dafür -, dann 
hat Herr Tandler das nicht nur geduldet, sondern ge­
wünscht. Sonst wäre es nicht passiert. 

(Beifall bei der SPD) 

Dementsprechend ist auch die Rolle des Herrn Mini­
sters Tandler in der Teheran - Geschichte ab­
zuklären. Er sagt zwar, er wisse von nichts, aber wir 
haben eine andere Aussage des Herrn Langemann 
auf Tonband gehört. Was er dazu gesagt hat, ist in 
diesem Zusammenhang nicht unbedingt unglaubwür­
dig. 

(Abg. Dr. Hundhammer: Das werden Sie 
auch nicht verifizieren können! Das müssen 

Sie dazusagen!) 

- Aber man muß wissen, wann das Tonband aufge­
nommen worden ist und unter welchen Vorausset­
zungen. Warum sollte Langemann in diesem Zusam­
menhang - zumal wenn Sie den Inhalt kennen, Herr 
Hundhammer - lügen? Dafür gibt es keinen Hinweis. 
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(Klasen [SPD]) 

Ich komme zum letzten Punkt, bei dem Minister Tand­
ler selbst Beteiligter ist: Die Mitte 1 für den p o -
sitiven Verfassungsschutz. Meine Damen 
und Herren! Ich werde wieder Ihren Aufschrei erle­
ben, wenn ich feststelle, daß Minister Ta n d 1 e r 
dem Untersuchungsausschuß als Zeuge objektiv die 
U n w a h r h e i t erzählt hat. Ich sage das mit Nach­
druck, weil ich sogar annehmen oder den Verdacht 
haben kann, daß dies bewußt passiert ist. Minister 
Tandler wurde zum Thema Mittel für den positiven 
Verfassungsschutz als Zeuge gehört .. Da gab es mit­
tags eine Presseerklärung oder eine dpa-Meldung, 
was ihn veranlaßt hat, am Abend ungefragt und unge­
beten erneut in den Ausschuß zu· kommen, um als 
Zeuge einiges richtigzustellen. Ich nehme an, daß er 
sich für diese Aussage auch vorbereitet, seine Sach­
kenntnis abgeklärt hat. Er hat bei dieser Aussage ein­
deutig festgestellt, daß er mit den Mitteln, die für den 
Arbeitskreis - sprich für den Herrn von Stauffenberg 
- im Rahmen des positiven Verfassungsschutzes 
ausgegeben wurden - in drei Jahren immerhin 92000 
DM-, nur insoweit befaßt war, als er die Zahlungsan­
weisungen, die vorher schon von vielen Abteilungen 
vorgezeichnet waren, als Minister unterschrieben 
habe. So die Aussage des Ministers. Das stimmt 
nicht. Wir haben einen Brief des Herrn von Stauffen­
berg persönlich an den Minister und haben den Ver­
merk, daß er ihn auch bekommen hat. In diesem Brief 
läßt sich Herr von Stauffenberg über die Verwendung 
dieser Mittel aus, bedankt sich dafür, daß er sie be­
kommt, bittet darum, daß er im nächsten Jahr wieder 
bedacht wird, und nimmt auf einige Dinge, die in die­
sem Zusammenhang stehen, Bezug. 

(Abg. Karl Heinz Müller: Hört, hört!) 

Der Brief stammt vom 12. Oktober 1979 und ist in den 
Akten. 

Meine Damen und Herren, Herr von Stauffenberg war 
für den Innenminister kein Unbekannter. 

(Na und? bei der CSU) 

Er ist selbst Bez'3her dieses Info-Dienstes des Herrn 
von Stauffenbeq;j. 

(Zurufe von der CSU, u. a. des. Abg. 
Mittermeier) 

Die Zusammenh ge waren also auf der Hand. Der 
Herr Innenminis! r hat uns also nicht nur insoweit mit 
der Wahrheit nie t bedient, sondern er hat gleichzei­
tig etwas sachli sanktioniert, nämlich daß aus dem 
Topf für positiv n Verfassungsschutz ein obskurer 
Info-Dienst, der atürlich letztlich ein Hilfsorgan der 
Konservativen is , finanziert wird. 

(Lebhafter 
der CSU: 
Widerspru 

Meine Damen u 
antwortung 
die CSU und 
persönlich in ei 

eifall bei der SPD - Zuruf von 
s ist ja völlig falsch! -Weiterer 
von der CSU - Gegenrufe von 

der SPD) 

Herren! Die politische Ver­
.. r den entstandenen Schaden trägt 
r allem Herr Tand 1 e r. Er ist auch 
ges verstrickt. Nur der dichte CSU-

Filz hat es ermöglicht, daß die Fehltritte Langemanns 
nicht vernommen und erkannt wurden. Der R ü c k -
t r i t t d e s 1 n n e n m i n i s t e r s ist deshalb längst 
überfällig. 

(Lebhafter anhaltender Beifall bei der SPD -
Beifall bei der FDP) 

Erster Vizepräsident Kamm: Das Wort hat der Herr 
Kollege Dr. Wiesheu. 

Dr. Wlesheu (CSU): Herr Präsident, Hohes Haus! Ich 
glaube. Herr Kollege K 1 a s e n , wenn man als Mit­
glied des Untersuchungsausschusses hier eine Wer­
tung abgibt, dann sollte man sich zumindest einiger­
maßen an die Fakten halten. Die Po 1 e m i k , die Sie 
in die Sache hineingebracht haben, ist für mich ein 
Zeichen davon, daß Sie mit den Fakten wohl nicht all­
zuviel anzufangen gewußt haben und deswegen eben 
die Polemik wählen mußten. 

(Zustimmung bei der CSU) 

Ganz einfach gesagt: Wenn ein Richter bei einem 
Verfahren die Wirklichkeit so zurechtbeugen und die 
rechtlichen Folgerungen so ziehen würde, wie Sie 
das gemacht haben, würde er sich in höchstem Maße 
dem Vorwurf der Rechtsbeugung aussetzen. 

(Beifall bei der CSU) 

Da behauptet der Herr Klasen, Herr Langemann wäre 
„eng verbunden gewesen mit Größen der CSU", 

(Abg. Dr. Rothemund: Ist ja wahr! War er 
das nicht?) 

ohne einen Ansatz eines Beweises dafür zu bringen. 

(Lachen bei der SPD -Abg. Kolo: Ist der 
Huber ein Zwerg? - Anhaltende Zurufe von 

der SPD, u. a. von den Abg. Frhr. von 
TruchseB, Karl Heinz Müller und Hiersemann 

- Zurufe von der SPD: War der Huber bei 
der SPD? - Glocke des Präsidenten) 

- Mich wundert zur Zeit einiges. 

(Zuruf von der SPD: Da wundert mich nichts 
mehr!) 

Mich wundert allerdings einiges nicht, wenn man den 
Ablauf betrachtet. Dazu möchte ich auch noch kom­
men. 

Sowohl Langemann als auch Dr. Huber und 
andere haben sich zu diesem Thema geäußert. Daß 
es ein besonders enges Verhältnis gewesen sei, 
wurde von keinem behauptet. Es ist im formalen ge­
blieben: es war kein Duz-Verhältnis. 

(Lachen bei der SPD) 

Daß keine intensiveren Kontakte vorhanden waren, 
dafür sind das Indizien. Und wenn Sie den Herrn Hu­
ber als einzigen nehmen und gehen dann her und sa­
gen, er war „eng verbunden mit CSU-Größen" und 
den Eindruck erwecken, als ob sich das auf eine 
ganze Serie von CSU-Spitzengrößen erstreckt hätte, 
dann hat eben das mit den Ergebnissen des Untersu­
chungsausschusses nichts mehr zu tun. 
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(Dr. Wiesheu [CSU]) 

Das zweite, Herr Kollege Klasen: Da mokieren Sie· 
sich über das E r i n n e r u n g s v e r m ö g e n v o n 
Zeugen aus dem Innenministerium. Ich meine, daß 
diese Zeugen ihre Aussagen sehr klar und sehr deut­
lich getroffen haben. Wenn Sie sich schon über das 
Erinnerungsvermögen mokieren, dann zitieren Sie 
einmal einige Herren aus dem BND, dann zitieren Sie 
den Herrn W e s s e 1, dann zitieren Sie insbesondere 
den Herrn B 1 ö t z; vielleicht können Sie auch dazu 
sagen, wie der in den BND hineingekommen ist, und 
vielleicht können Sie auch dazu sagen, wie er wieder 
rausgekommen ist. 

(Heiterkeit bei der CSU) 

Das wäre ganz interessant. Vielleicht können Sie 
auch dazu sagen, was der als ehemaliger SPD-Lan­
desgeschäftstührer von Hamburg darin zu tun hatte, 
und vielleicht können Sie dazu sagen, daß der Herr 
Blötz als einziges, was er noch gewußt hat, wissen 
wollte, daß Herr Langemann einmal bei einer Bespre­
chung zwischen Huber, Langemann und Meier be­
trunken gewesen sein soll. Das wußte von den ande­
ren keiner mehr, auch Herr Meier nicht. Aber der Herr 
Blötz wußte es, obwohl er nicht dabei war, 

(Zuruf des Abg. Hiersemann) 

aber sonst, Herr Kollege Hiersemann, wußte der feine 
Genosse gar nichts mehr. überhaupt nichts mehr 
wußte er! 

(Erneuter Zuruf des Abg. Hiersemann) 

Ein Zeuge von einer schrägen Art, wie man sie selten 
findet. 

(Zustimmung bei der CSU) 

Und der Herr No 11 au, den ich auch zitieren will, 
wußte im Fernsehen, daß er eindringlich gewarnt 
hatte, den Lansiemann für das OK zu nehmen. Be­
fragt, ob er die$ an andere mitgeteilt hatte, wußte er 
nichts mehr dalion. Gefragt, auf welche Erkenntnisse 
er das stützte, wußte er auch nichts mehr davon. 
Aber er hat s h entsetzt geäußert. Herr G e n -
s c h e r wußte owieso auch nichts mehr; und Herr 
V o g e 1 wußte uch nichts mehr, er wußte nur eines, 
daß er in eine Fernschreiben an den Herrn Ehmke 
eine leichte Wa nung zum Ausdruck gebracht hatte. 
Danach gefragt ob er vor Langemann warnen wollte, 
brachte er zu Ausdruck, daß er eigentlich davor 
warnen wollte u d Angst hatte, es käme ein parteipo­
litisch nicht ge ehmer Mann ins Kanzleramt. Auch 
eine Einstellun 

(Abg. Hi semann: Was ist dann mit der 
massi en Einflußnahme Hubers?) 

- Nicht wegen 
ein Telefonat h 

r „massiven Einflußnahme Hubers": 
er zum Anlaß genommen. 

Mir war es klar. Der Eindruck war schon falsch. Man 
wollte Langema n bereits vor dem Regierungswech­
sel im Kanzler t bzw. im Innenministerium unter­
bringen, und w 1 sicherlich nicht mit dieser Zielset­
zung. Sie wisse aus der Untersuchung genauso gut 
wie ich, daß der BND seit Jahren bestrebt war, einen 

Mann dort unterzubringen, meine Damen und Herren! 
Die Dinge schauen nämlich anders aus, 

(Zurufe von der SPD) 

und zwar seit 1966 bereits! 

(Zurufe von der SPD: Wer hat denn damals 
regiert?) 

- Moment! Da sind wir bei einem ganz anderen Pro­
blem: Der BND wollte diesen dort unterbringen, und 
zwar unabhängig davon, wer zur Zeit regiert. Das hat 
ja ganz andere Hintergründe. Und die BND-Sache hat 
auch noch weitere Hintergründe. 

(Zurufe von der SPD) 

- Und dazu kommen wir gleich! Da schlägt bei Ihnen 
natürlich nicht das ganz angenehme Gewissen. 

Ich komme zur Äußerung des Herrn K in k e 1, die Sie 
zitiert haben. Herr Klasen, wenn Sie noch nicht ge­
spannt haben, daß der die Sicherheitsorgane 
i n s g e s a m t gemeint hat, denen man mit einer 
allzu öffentlichen Behandlung der ganzen Angelegen­
heit Schaden zufügt, und nicht nur seinen Laden, 
dann tun Sie mir leid. 

(Beifall bei der CSU - Zurufe der Abg. Dr. 
Rothemund und Hiersemann) 

Und wenn Sie noch nicht gemerkt haben, daß die ge­
samte Aktion von „konkret" darauf abzielt, den Si­
cherheitsorganen Schaden zuzufügen - seien es Or­
gane des Landes oder des Bundes, also auch der 
BND -, dann tun Sie mir auch leid. 

(Beifall bei der CSU - Zurufe von der SPD, 
u. a. dem Abg. Karl Heinz Müller) 

Erster Vizepräsident Kamm: Herr Kollege Dr. Wies­
heu, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen 
Hiersemann? -

Dr. Wlesheu (CSU): Gerne! 

Hlersemann (SPD): Herr Kollege Wiesheu, sind Sie 
nicht mit mir der Meinung, daß vielmehr derjenige der 
inneren Sicherheit Schaden zufügt, der so handelt 
wie Langemann und andere? 

(Beifall bei der SPD) 

Dr. Wlesheu (CSU): Das ist richtig. Das ist unbestrit­
ten, Herr Kollege Hiersemann. 

Können Sie mir einmal erklären, warum die zusätzli­
che Einschränkung der Aussagegenehmigung bei 
den BND-Leuten erfolgt ist? Wohl um weiteren Scha­
den abzuwenden! Und genauso wäre es hin und wie­
der notwendig gewesen, bei den Untersuchungen im 
Ausschuß ähnliche Prinzipien anzuwenden oder zu­
mindest zu erkennen, worauf das Ganze abzielt. Daß 
man einen derartigen Vorfall wie Langemann zum An­
laß nimmt und nehmen kann, ist gar nicht bestritten; 
aber man sollte die anderen Dinge nicht außer acht 
lassen. 
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Erster Vizepräsident Kamm: Herr Kollege, gestatten 
Sie eine weitere Zwischenfrage des Herrn Kollegen 
Koch? 

Dr. Wlesheu (CSU): Bitte! 

Koch (SPD): Herr Kollege Wiesheu! Ist Ihnen inzwi­
schen aufgefallen, daß bei dieser hochbrisanten De­
batte der Herr M i n i s t e r p r ä s i d e n t schon 
lange Zeit nicht mehr anwesend ist, oder haben wir 
uns alle miteinander schon damit abgefunden, daß 
den Ministerpräsidenten solche Dinge überhaupt 
nicht interessieren? 

(Zustimmung bei der SPD - Zurufe von der 
CSU) 

Dr. Wlesheu (CSU): Herr Kollege Koch! Ist Ihnen im 
laufe des Untersuchungsverfahrens aufgefallen, daß 
Ihr anfängliches Ziel, Herrn Strauß in die Sache hin­
einzuziehen, völlig mißraten ist? 

(Heiterkeit und Beifall bei der CSU -Abg. 
Hiersemann: War das die Antwort auf die 

Frage?) 

- Das war die Antwort auf die Frage, weil er auf eine 
dumme Frage eine dumme Antwort kriegt. So ist es, 

(Heiterkeit und Beifall bei der CSU - Zurufe 
von der SPD, u. a. vom Abg. Dr. Rothemund) 

wobei ich für meine Antwort in Anspruch nehme, daß 
sie zumindest sachlich zutreffend ist, auch wenn es 
Ihnen nicht gefällt. 

(Abg. Hiersemann: Da war das Kind schon 
im Brunnen! - Weiter Zurufe von der SPD) 

Ich komme noch einmal zur e i n g e s c h r ä n kt e n 
Aussagegenehmigung des BND. Da wer­
den Sie auch nicht bestreiten können, daß die Aussa­
gegenehmigungen des BND so weit gingen, daß man 
praktisch gesagt hat: Ihr könnt eure Namen, Geburts­
daten, Anschtift, allenfalls Decknamen nennen, aber 
dann ist Schhl!ß. So fielen auch zunächst die Aussa­
gen aus. Ich tomme hernach beim Einstellungskom­
plex darauf npch zu sprechen. Der BND wollte am 
Anfang mit d E i n s t e 11 u o g La n g e m an n s i n 
d e n b a y e r s c h e n Staats d i e n s t überhaupt 
nichts zu tun aben. Nachher stellte sich heraus, daß 
die ganze A tion im Interesse des BND 
und wohl au weitgehend unter seiner Mitwirkung 
stattgefunde hat. Ich werde das noch kurz erläutern, 
weil dieser A ekt der ganzen Angelegenheit leider in 
der ganzen ertung erheblich zu kurz und auch in 
der öffentlich n Debatte zu kurz gekommen ist. 

(Zur f des Abg. Karl Heinz Müller) 

- Das ist zu st von Ihnen bestritten worden. Und 
wenn Sie den Herrn Kollegen Hiersemann fragen: Er 
wollte das a Anfang bei den Zeugenvernehmungen 
stets ins Läc rliche ziehen. Am Schluß hat sich sehr 
klar herausge teilt, daß der BND - und diese Wertung 
kann wohl ke er bestreiten - größtes Interesse ge­
habt hat, den Langemann beim OK und zugleich im 
bayerischen aatsdienst mit unterzubringen. 

Wenn man den Komplex gleichbehandeln soll, soll es 
mir auch recht sein. Meine Damen und Herren, der 
Vorgang war der, daß bestimmte Zeugen am Anfang 
jeden Zusammenhang bestritten haben, dann allmäh­
lich gesagt haben, natürlich war der für uns von Inter­
esse, weil Langemann bei zwei Olympiaden bereits 
vorher für den BND aktiv war - eine Sache, die ich gar 
nicht weiter werten will; die andere Dienste wohl ge­
nauso machen-; weil man das im eigenen Land unter 
BND-Vorzeichen nicht machen wollte, weil man aber 
die Informationsmöglichkeit und das Anzapfen von 
Quellen auch nicht aus der Hand geben wollte; weil 
man einen erfahrenen Mann hatte, der eventuell das 
wahrnehmen konnte, aber nicht, wie gesagt, im Auf­
trag des BND. Darum ließ sich Herr Langemann eine 
andere Konstruktion einfallen - Herr Hiersemann, ich 
glaube, Sie können mir nicht widersprechen -; ging 
mit dieser Konzeption auch zum Präsidenten Daume, 
der sie als positiv empfand, der seinem OK vorge­
schlagen hat, einen zu nehmen. Da kam dann die 
ganze Debatte: Soll er beim Bund angestellt werden, 
beim Bundeskanzleramt? Die wollten den nicht; das 
OK wollte ihn aber für diese nachrichtendienstlichen 
Zwecke als auslandsnachrichtendienstlichen Berater, 
wie es unverfänglich heißt, haben. Dann hat eben Hu­
ber als Vizepräsident des OK gesagt, er nimmt ihn in 
sein Ministerium, weil das das Sportministerium ist; 
dl!nn kann es unauffällig genug gemacht werden. 

Erster Vizepräsident Kamm: Herr Kollege, gestatten 
Sie eine weitere Zwischenfrage des Herrn Kollegen 
Dr. Zech? 

Dr. Wlesheu (CSU): Ich möchte nur eine Sache noch 
fertigführen. Erst hat es beim BND geheißen, es lag 
natürlich auch in unserem Interesse. Dann hat sich 
herausgestellt, daß es in einer anderen Form gar 
nicht ging; und dann hat sich herausgestellt, daß es 
primär im Interesse des BND lag, auf diese Art und 
Weise den Langemann mit einschlägigen Erfahrun­
gen beim Olympischen Komitee zu nutzen. 

Dr. Zech (FDP): Herr Kollege Wiesheu, wären Sie be­
reit, die Zeugenaussagen aus dem BND so wiederzu­
geben, wie sie gefallen sind, nämlich daß primär Lan­
gemann auf die Idee gekommen ist, in den bayeri­
schen Staatsdienst zu treten, und daß hier lediglich 
der BND eine günstige Gelegenheit benutzt hat, 
seine eigenen Interessen 

(Vereinzelte Zurufe) 

bei der Olympiade noch wahrzunehmen? 

(Widerspruch) 

- Nein, der Herr Kollege Wiesheu hat hier schon an­
dere Akzente gesetzt. 

Dr. Wlesheu (CSU): Die hat der BND am Anfang ge­
setzt, und am Schluß hat er sie wohl etwas richtiger 
gesetzt; bei den letzten Zeugen, wenn Sie sich erin­
nern an die letzte Aussage des Herrn W e i ß , aber 
auch des Herrn K i n k e 1. 

(Abg. Dr. Zech: Aber primär!) 
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Ich habe dem Herrn Weiß noch die Frage gestellt: 
Wie ist es denn bei vergleichbaren Aktionen? Wenn 
heute einer hergeht - ich nehme irgendein Land in ir­
gendeinem Staat - und sagt, wir brauchen von dort 
Informationen wirtschaftlicher und politischer Art 
über den BND; und es geht einer zu seinem Vorge­
setzten und sagt, man müßte da was tun, dann sagt 
der wohl durchaus: Ja, aber bitte, wie? Ähnlich war 
es hier. Wenn da einer hergeht und sagt, wir gründen 
einen wirtschaftspolitischen Kontaktkreis in diesem 
Land, bei dem ich Geschäftsführer mache, wo wir 
verschiedene Minister und Industrievertreter und 
Handelspartner dazu bekommen, wo wir dann über 
diesen Kontaktkreis eine erhebliche Menge an Infor­
mationen bekommen, dann wird der BND auch sa­
gen: Jawohl, das machen wir als unsere Aktion; das 
geht in Ordnung. Da geht die Initiative, die Idee, auch 
von einem einzelnen aus. Und da hat er auch das In­
teresse, diese TätiQkeit auszuüben. Das Interesse 
des BND gibt aber erst die ganze Schubkraft und den 
Hintergrund her für diese Aktion. Und gefragt, ob es 
hier parallel gelaufen sein kann, wurde dies wohl nicht 
verneint, weil es hier genauso gelaufen ist. Es ist na­
türlich klar, daß der Langemann als erster kommt und 
sagt, so könnte man das machen; und daß der Lan­
gemann sagt, ich hätte auch die Idee, wie man es in 
etwa personell oder stellungsmäßig macht, wo er un­
tergebracht werden kann. Und der BND sagt dann, 
das lag durchaus in unserem Interesse; und so wird 
es gemacht. Und so wurde es auch gemacht. Und 
Langemann hat seine Arbeit dort abgeliefert. Und 
wenn Sie sich an die Fahrtkostenabrechnung erin­
nern, die er aufgestellt hat, dann war drin gestanden, 
daß er täglich b.eim BND vorbeifahren muß. 

Erster Vlzepriialdent Kamm: Herr Kollege Wiesheu, 
Sie gestatten eine Zwischenfrage des Kollegen Hier­
semann, wie ich sehe. 

Hlersemann (SF'D): Herr Kollege Wiesheu, hätten Sie 
die Freundlich it, dem Hohen Hause mitzuteilen, daß 
nicht Herr Lan emann sich an das Olympische Komi­
tee und Herrn aume gewandt hat, sondern daß der 
Vorschlag von Herrn Huber kam; und nachdem Sie 
jetzt den BN als Handelnden darstellen, wir aber 
wissen, wie st" dig massiv Ludwig Huber Einfluß ge­
nommen hat, ürden Sie meinen Schluß teilen, daß 
dann zuminde Ludwig Huber im Auftrag des BND 
tätig gewesen ein müßte? 

(Heile keit und Beifall bei der SPD) 

Dr. Wlesheu ( SU): Das eben nicht! Wenn Sie die 
Aussage des errn Langemann richtig im Kopf ha­
ben, dann war es die 1 d e e La n g e m a n n s . die 
er auch dem rrn D au m e dargelegt hat. 

(Abg. Hie semann: Aber nicht, nachdem er 
de Vorschlag gemacht hat!) 

iersemann, passen Sie doch auf. Der 
angemann kam von Huber. 

. Hiersemann: So ist es!) 

Aber die Sache, die Idee selbst, ein derartiges Vorha­
ben in die Wege zu leiten, kam von Langemann an 
Daume. Sonst nichts anderes. 

Jetzt gehen wir die Schritte einzeln durch: Der Vor­
schlag Langemann kam von Huber. Das wurde im 
Olympischen Komitee einstimmig akzeptiert. Und 
dann kam Langemann in den Staatsdienst und arbei­
tete in erster Linie für den BND. Wer das heute von 
den Ausschußmitgliedern noch bestreiten will, der 
hat die einzelnen Untersuchungen wohl nicht ganz 
richtig mitverfolgt. Wir waren uns ja am Schluß einig, 

(Abg. Hiersemann: So nicht!) 

daß der Vorgang so zu werten ist. 

(Abg. Hiersemann: Daß Langemann selber 
gehandelt hat, Huber massiv interveniert hat 
und der BND ein Interesse hatte, das ist das 

Ergebnis!) 

- Herr Kollege Hiersemann, was hätte denn die Inter­
vention des Ministers Huber seinerzeit beim Kanzler­
amt für einen Sinn gehabt, wenn er dort den Lange­
mann haben wollte, wenn Sie heute hergehen und sa­
gen, der Huber wollte den Langemann in seinem Kul­
tusministerium? Der wollte ihn erst durchaus auch in 
Bonn haben. 

(Abg. Hiersemann: Es ging von Anfang an 
um die Olympischen Spiele! Bringen Sie 

nicht alles durcheinander!) 

- Natürlich, es ging von Anfang an - jetzt klaube ich 
es Ihnen nocheinmal auseinander -

(Heiterkeit bei der CSU) 

um die Olympischen Spiele. 

(Abg. Hiersemann: Sie müßten es wissen, 
wo Sie im Ausschuß waren!) 

Herr Kollege Hiersemann, es tut mir leid, wenn Sie die 
zusammenhänge nicht mehr herbringen. Drum er­
kläre ich es Ihnen noch einmal: Es ging von Anfang 
an um die Olympischen Spiele. Der Langemann hat 
dem Daume diesen Vorschlag gemacht, daß man eine 
derartige Funktion einrichten soll. 

(Abg. Hiersemann: Nein! Nein! Der 
Langemann hat vorher nie mit Daume 

gesprochen! Lesen Sie die Protokolle!) 

- Dann lesen Sie die Aussage Langemanns nach! 
Das OK beschloß, das einzurichten, den Langemann 
zu nehmen. Man wollte den La n g e m an n z u -
n ä c h s t a u f B o n n e r E b e n e unterbringen. Be­
reits vor dem Koalitionswechsel hat man die Funktion 
hin- und hergeschoben zwischen Kanzleramt und In­
nenministerium, weil sie keiner wollte. Nachher ging 
es so weiter. Weil das OK aber diese Funktion wollte, 
hat Huber schlußendlich gesagt, dann nehme ich ihn, 
weil er praktisch als Kultusminister auch Sportmini­
ster war. So war der ganze Ablauf. Und nichts ande­
res! Was soll man da weiter hineininterpretieren! 

Ich frage mich insbesondere auch angesichts des­
sen, was Herr K 1 a s e n vorher gebracht hat: Was 
hat denn eine offene und schnelle Aufklärung für ei-
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nen Sinn, wenn dann W e r t u n g e n abgegeben 
werden, die mit der Wirk 1 ich k e i t nichts 
zu tun haben? 

Und da komme ich zu einem Punkt. Da bringt er ein 
Zitat in einem völlig anderen Zusammenhang, das 
Herr L an g e m an n auch auf seinem Tonband ge­
bracht hat, wo er sagt, die einen tun es aus Liebe, die 
anderen für Geld. Was sich ausschließlich auf B e -
schaffungsaktionen des BND im Aus-
1 an d bezogen hat. Auf die Tätigkeit und auf den 
Zeitraum der Tätigkeit des Herrn Langemann beim 
BND. Wieso bringen Sie das mit diesen komischen 
Aussagen in Zusammenhang mit seiner Tätigkeit im 
bayerischen Staatsdienst? Das ist infam. 

(Abg. Dr. Hundhammer! Sehr richtig! -
Beifall bei der CSU) 

Da ist die Methode schon infam. Und bei den Auffäl­
ligkeiten blieb halt nur der einzige Blötz übrig, dem in 
dieser Richtung mal etwas aufgefallen ist; den ande­
ren komischerweise nicht; 

(Abg. Hiersemann: Kommt noch!) 

auch dem Herrn Meier nicht, auch anderen nicht. 

(Abg. Hiersemann: .... werden wir das 
Kantinenpersonal vernehmen!) 

Ich komme zu ein paar weiteren Punkten. Zum E x -
p o s e ! Der BND, Herr K in k e 1 und Herr K 1 u -
s a k, der Vizepräsident, sagen, es war für keinen er­
kennbar, daß der Freistaat Bayern bzw. seine Organe 
in irgendeiner Weise von dem Inhalt des Exposes be­
rührt werden. Aber es war für sie natürlich erkennbar, 
daß der BND und BND-Angelegenheiten berührt wer­
den. Es war für den BND auch nicht so einfach zu 
verifizieren - so, wie Herr Kinkel gesagt hat -; man 
mußte die Unterlagen herausholen, studieren, 
schauen, was da· überhaupt dran ist, was wahr ist, 
was nicht wahr is , was erfunden ist, was Klamauk ist 
oder was reeller intergrund ist. Wie soll man denn 
das im bayerisch n Innenministerium registrieren, wo 
man die Unterlag n nicht hat, aber von beiden bestä­
tigt wurde, daß b yerische Angelegenheiten für sie in 
keinster Weise b rührt waren? Und die Aussage des 
Herrn Wallner w r nicht die, daß er gesagt hat, da 
kommt eine gan große Bombe, sondern das war 
eine Mischung v Crime und Sex und BND-Tätigkeit 
und viel Gemisc und Durcheinander, das ohne den 
entsprechenden intergrund - das haben auch die 
BND-Leute besr· igt - gar nicht auf den Sachverhalt 
überprüfbar war d insgesamt nicht verifizierbar ist. 

(Zu f des Abg. Dr. Zech) 

Was soll denn d nn der Klamauk mit dem Expose, 
den man bezügr h des Innenministeriums anstellt? 
Und was soll es, enn der Präsident Kinkel im Innen­
ministerium anru und sagt: Die Sache ist erledigt, 
Ferenczy wird d nicht veröffentlichen - und das In­
nenministerium 

(Abg. Klas : Kinkel war das doch nicht!) 

- oder der Klusak - ist ja egal, der BND - beim Innen­
ministerium anruft und die Sache für erledigt bezeich­
net. 

(Abg. Dr. Zech: Die haben nicht angerufen. 
Die wußten gar nichts von dem! - Abg. 

Klasen: Der Ferenczy hat das gemacht! -
Abg. Hiersemann: Es ist schwierig mit den 

Fakten!) 

- Ja. Auf jeden Fall hat sich der BND dahingehend 
geäußert, daß nichts veröffentlicht wird. Der BND ist 
davon ausgegangen, daß die Sache erledigt ist. Und 
das Innenministerium, das nicht betroffen war, konnte 
wohl genauso gut davon ausgehen, daß die Sache er­
ledigt ist. 

Im übrigen, wenn der Präsident des BND zu uns 
kommt und mit offenem Augenaufschalg sagt, er sei 
da geleimt worden - in einer anderen Sache auch -, 
ja, meine Damen und Herren, wo er bzw. seine Insti­
tution selber von der Sache betroffen ist, wie soll da 
das Innenministerium all das wissen, was man beim 
BND anscheinend nicht sofort erkannt hat? 

(Abg. Hiersemann: Nur wußte der BND 
nicht, daß es vom Langemann kam! Im 
Innenministerium war dies bekannt!) 

- Im Innenministerium wußte man natürlich, daß das 
von Langemann ist; Dr. Wallner wußte es, und hat es 
vertraulich von Herrn Ferenczy bekommen. Herr Fe­
renczy hat auch Wert auf die Vertraulichkeit gelegt 
und darauf, diese Vertraulichkeit zu halten. Beim In­
nenministerium war nach diesem Anruf nichts weiter 
veranlaßt, Herr Kollege Hiersemann. Wenn Sie ande­
res unterstellen, liegen Sie nicht richtig. 

Im übrigen zur Behauptung von Herrn A 1 t , Hanns­
Seidel-Stiftung, über ein Gespräch mit Lange -
m a n n : Gehen Sie halt nach den Ergebnissen der 
Untersuchungen vor, dann wissen Sie, daß ein Herr 
Alt von ·der Hanns-Seidel-Stiftung zu Herrn Lange­
mann Kontakt gehabt hat, aber nicht im Auftrag der 
Hanns-Seidel-Stiftung, sondern in Wahrnehmung ei­
gener Befugnisse oder Interessen. Wie man das wer­
ten will, ist eine andere Sache. 

(Abg. Hiersemann: Geben Sie zu, daß ein 
Zeuge dabei gelogen haben muß, weil die 
Aussagen alle nicht zusammenpassen?!) 

- Dann erklären Sie es halt einmal! 

Erster Vizepräsident Kamm: Herr Kollege Wiesheu, -

Dr. Wlesheu (CSU): Jedenfalls steht fest, daß Herr Alt 
nicht im Auftrag der Hanns-Seidel-Stiftung und nicht 
mit Wissen des Vorsitzenden der Stiftung und auch 
nicht mit Wissen des Ministerpräsidenten, wie einmal 
unterstellt worden ist, in dieser Sache tätig geworden 
ist. Ich glaube, darüber gibt es keinerlei Divergenzen 
in den Aussagen. · 

Erster Vizepräsident Kamm: Herr Kollege Wiesheu, 
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gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Kollegen 
Klasen? 

(Abg. Dr. Wiesheu: Ja!) 

Klasan (SPD): Herr Kollege Wiesheu, ist Ihnen be­
kannt, daß es eine Aktenvormerkung des Herrn Lan­
gemann gibt, die in Widerspruch zu dieser Feststel­
lung von Ihnen steht, daß also insoweit in dieser 
Frage Aussage gegen Aussage steht, und daß es 
durchaus auch Schutzbehauptungen sein können? 
Und ist Ihnen auch bekannt, daß Herr Langemann im 
Auftrag der Hanns-Seidel-Stiftung in ein afrikanisches 
Land gereist ist? 

·Dr. Wlesheu (CSU): Herr Kollege Klasen, ich darf die 
Punkte der Reihe nach beantworten: Es gibt einen 
A kt e n v e r m e r k des Herrn L a n g e m an n über 
ein G e s p r ä c h m i t H e rr n A 1 t , wo er sich auf 
die Aussagen des Herrn Alt angeblich verlassen hat, 
die aber nicht zutreffend sind, falls sie so gemacht 
worden sind. Herr Alt behauptet, daß er sie so gar 
nicht gemacht hat. Herr Langemann hat aus eigener 
Kenntnis - er hatte ja nur Kenntnisse aus zweiter 
Hand, falls er überhaupt welche in dieser Sache ge­
habt hat, weil er nur von Alt etwas erfahren haben 
kann, aber mit Lengl und anderen in der Sache nicht 
verhandelt hat, - -

(Zurufe der Abg. Klasen und Hiersemann) 

- Um das geht es doch! 

Der zweite Punkt ist die R e i s e n a c h N a i r o b i 
im Jahre 1976. Diese hat mit der Sache wohl nichts zu 
tun. 

(Abg. Klasen: Nein, das hat mit der 
Hanns-Seidel-Stiftung etwas zu tun!) 

- Das ist von der Hanns-Seidel-Stiftung finanziert 
worden. Es ~ar eine Reise von Ludwig H u b e r , wo 
er La n g e m an n als Begleiter mit dabei gehabt 
hat. ' 

i (Abg. Klasen: So ist es!) 
l 

Bringen Sie 4ie Sachen nicht durcheinander. Das ist 
etwas ander als die Aktion in Uganda. Bringen Sie 
bitte nicht ei en Aktenvermerk, wo sich Langemann 
auf Aussage des Alt im Zusammenhang mit Lengl, 
Pirkl oder St uß stützt. 

Erster Vlzep · sldent Kamm: Gestatten Sie eine wei­
tere Zwische trage des Herrn Kollegen Hiersemann? 

Dr. Wlesheu CSU): Ja, bitte! 

Hlersemann SPD): Herr Kollege Wiesheu, würden 
Sie uns dan bitte erklären, warum Herr Gepperth 
eine Zahlung in dieser Sache vorgenommen hat, was 
auch Herr Al im übrigen als Zeuge bestätigt hat, wäh­
rend es Herr epperth bestreitet, und würden Sie mir 
dann zugeb n, daß in der ganzen Geschichte ir­
gendwo eine lügen muß? 

Dr. Wiesheu (CSU): In der ganzen Geschichte, so­
weit sie Langemann-relevant ist. 

(Abg. Klasen: Jetzt kommt es also!) 

- Soweit sie die Behauptung des Herrn Langemann 
betrifft, daß die Spitze der Stiftung damit befaßt ge­
wesen sei, gibt es keine Divergenzen. Bezüglich die­
ser einen Zahlung gibt es Divergenzen. Aber das ist 
keine Sache des Geschäftsführers, auch nicht des 
Vorsitzenden der Stiftung und auch nicht des Mini­
sterpräsidenten. Darum ging es doch wohl und um 
keinen anderen Punkt. Bitte, schmeißen Sie die Dinge 
nicht durcheinander! 

Genauso ist es, wenn kritisiert wird, Herr H u b er 
habe 1972 zwölf R e i s e n für Herrn La n g e m a n n 
befürwortet. Ja, meine Damen und Herren, da war 
Huber doch Vizepräsident des 0 1 y m p i s c h e n 
K o m i t e e s , und da war Langemann für das OK tä­
tig, wenn Sie sich recht erinnern! Das war in der Zeit, 
wo Langemann in diesem speziellen Auftrag und in 
dieser speziellen Funktion tätig war. Ich weiß nicht, 
Herr Kollege Klasen, was das in diesem Zusammen­
hang bedeuten soll. 

Dann bringen Sie Herrn Ta n d 1 e r - so haben Sie es 
zumindest gesagt - in Zusammenhang mit i 11 e g a -
1 e n D i n g e n , die La n g e m a n n getan hat. Darin 
sei Tandler verstrickt. Das ist nicht nur eine Unterstel­
lung, das ist eine Unverschämtheit, 

(Lebhafter Beifall bei der CSU) 

weil Sie aus den Ergebnissen der Untersuchung ge­
nau wissen, daß das nicht zutrifft. Erstens einmal Ihr 
Vorwurf, Herr Tandler wäre als Zeuge nicht gesprä­
chig gewesen! Können Sie eine Frage nennen, wor­
auf Sie keine Antwort bekommen haben? Können Sie 
eine Frage nennen, worauf Sie keine zutreffende Ant­
wort bekommen haben? 

(Zuruf des Abg. Klasen) 

- Ich komme noch auf den anderen Fall zurück, den 
Sie erwähnt haben. - Das ist falsch. Es ist eine poli­
tisch verleumderische Behauptung, einem Innenmini­
ster zu unterstellen, er sei als Zeuge nicht aussage­
willig, nicht aussagebereit oder in seinen Aussagen 
unzutreffend gewesen. 

(Beifall bei der CSU - Abg. Dr. Zech: Dann 
muß er sich ja korrigieren!) 

Sie bringen das E X p 0 s e ' die Angelegenheit vom 
Februar 1981, vor, wozu ich bereits vorhin etwas ge­
sagt habe. Heigl hatte zu dieser Zeit bekanntermaßen 
bereits alle Unterlagen. Ob insofern der Schaden 
noch abzuwenden gewesen wäre, ist eine andere Sa­
che. Im Zusammenhang mit dem Expose habe ich be­
reits vorher auch die Aussagen des BND erwähnt, 
daß er hier geleimt worden wäre. Hier dem Innenmini­
ster einen Vorwurf zu machen, wäre, glaube ich, 
falsch. 

Zweitens die B e r i c h t e des Herrn L a n g e m an n 
a n d e n 1 n n e n m i n i s t e r : die eine Sache mit . 
Herrn B r a n d t , ein Dossier. 
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(Abg. Klasen: Nicht über ein Gespräch 
Brandts mit ... !) 

- Ein Dossier über Herrn Brandt! Es ist halt nichts da. 
Sie sprechen von einem Dossier. Sie sprechen ge­
nauso von Dossiers über Journalisten. Meine Damen 
und Herren, da wird mit dem Begriff Dossier gearbei­
tet, und da werden Dinge unterstellt, die mit der Wirk­
lichkeit nicht viel zu tun haben. 

Was steht denn drin? Es steht z.B. bei der einen Sa­
che drin, daß die Gebrüder Koch, der eine vom 
„stern", der andere vom „Spiegel", im Bundestags­
wahlkampf 1980 eine Reihe von Anti-Strauß-Aktionen 
publizistischer Art gemeinsam geleitet haben. Ich 
darf mal dazu etwas sagen: Das weiß jeder mittler­
weile, der politisch allein auf dem Kopf gehen kann. 
Das ist bekannt. Das war keine Neuigkeit. Genauso 
ist es keine Neuigkeit, wenn einer die Information 
macht, daß Ebelseder und Herr Walde, glaube ich, 
beim „stern" über sicherheitsrelevante Dinge schrei­
ben. Das weiß jeder, der den „stern" liest, weil diese 
Leute ihre Artikel schreiben und auch abzeichnen. 
Was soll denn daran ein Dossier sein? Da müssen Sie 
mir einmal den Begriff Dossier, den Sie haben, näher 
erklären. 

Beim dritten Fall mit B r e m e r war es genauso, wo 
gesagt worden ist, er soll Regierungssprecher in 
Schleswig-Holstein werden, falls die dortige CDU-Re­
gierung abgelöst wird. Der ist in einem anderen Zu­
sammenhang genannt worden. 

Meine Damen und Herren, was hat denn daran Dos­
sier-Funktion? 

(Zuruf des Abg. Dr. Rothemund -Abg. Dr. 
Zech: Was ist daran Verfasssungsschutz?) 

Wenn Herr Langemann diese Informationen bekommt 
und sie weitergibt, ist es eine Sache, die nicht dienst­
pflichtwidrig ist. Er kann diese Informationen, die er 
bekommt, ruhig seinem Minister weitergeben. Ein 
Dienstverstoß "' darin nicht zu sehen. Daß es nicht 
unbedingt zu seinen Zentralaufgaben im Verfas­
sungsressort hört, habe ich ja auch nicht behaup­
tet. Aber daß an derartige Informationen unschäd­
licherweise w !ergeben kann, was soll denn daran 
das Problem s in? 

Dann wird hi r gesagt: Es werden D o s s i e r s 
ü b e r u n 1 i e s am e J o u r n a 1 i s t e n ausgear­
beitet. Herr Ko ege Zech, das hat mit der Re a 1 i -
t ä t n i c h t s e h r z u t u n. So ist es doch! 

(Beifall i der CSU -Abg. Dr. Zech: Das 
Zeug muß ·a irgend woher kommen, was wir 

mittlerweile wissen!) 

Genauso ist e doch, wie vorhin erwähnt, wenn Herr 
K n i II e 1 an und E r k u n d i g u n g e n über 
Herrn H e i g 1 aben will oder fragt, ob über ihn Er­
kenntnisse vo liegen. Meine Damen und Herren, 
wenn jemand i Kontakt mit dem Ministerpräsidenten 
kommt, über i n etwas schreiben will oder über ihn 
Informationen aben will, und wenn bei diesem Mann 
aufgrund des erdegangs und der laufenden Straf-

verfahren bekannt ist, daß die Sache vielleicht nicht 
ganz koscher ist, dann ist es durchaus Recht, daß 
man bei dieser Behörde als Ministerpräsident nach­
fragt, ob etwas vorliegt. Ich würde sogar sagen: 
Wenn er es als Parteivorsitzender früher schon ge­
macht hätte, wäre es auch durchaus sein Recht. 
Wenn es ein Parteivorsitzender einer anderen Partei 
macht, ist es auch sein Recht. Auf der anderen Seite 
würde man dem Ministerpräsidenten zum Beispiel 
vorhalten, oder hätte ihm gern vorgehalten, daß er 
sich über einen Herrn G o 1 d e n b e r g , dem er ein 
einziges Mal die Hand geschüttelt hat und . den er 
sonst nicht kennt, erkundigen hätte müssen, weil er 
in irgend einem Zusammenhang mit einem Freund 
von ihm steht. Da hätte man dann die großen Vor­
würfe gemacht, warum er sich da nicht erkundigt hat, 
weil er den einmal auf einem Empfang unter 400 Leu­
ten gesehen hat und weil der in einer anderen Sache 
auftaucht, mit der Strauß nichts zu tun hat. Da wer­
den doch die ganzen Dinge miteinander verwoben 
und die Argumente gerade so gedrechselt und ge­
dreht, wie man sie braucht, und das ist, Herr Klasen, 
kein vernünftiger Stil. 

(Beifall bei der CSU) 

Bei der Te h e r a n - S a c h e , um auch das klarzu­
stellen, ist es so: Wenn der Minister sagt, er ist davon 
von Langemann nicht informiert, nehme ich ihm es 
ab. Im übrigen, er hätte, wenn er informiert worden 
wäre, keinerlei Anlaß, das zu verschweigen. Warum 
auch? Herr Langemann sagt, daß der Minister ihm 
gesagt hat, da lassen wir die Finger davon, das geht 
uns nichts an, das soll der BND machen. Das ist wohl 
die einzige richtige Reaktion des Innenministers. Was 
soll er denn bei dieser Reaktion, wenn er angespro­
chen worden wäre, verschweigen? Doch gar nichts! 

. Was soll denn das Ganze? 

Wenn er sich total ordnungsgemäß verhalten hat, 
wenn er von Langemann angesprochen worden wäre, 
so wie Langemann das schildert, dann gäbe es über­
haupt nichts zu verschweigen. Ich glaube, daß dann 
die Aussage des Ministers, er ist nicht darauf ange­
sprochen worden, wohl richtig ist, weil er andernfalls 
keinerlei Grund und keinerlei . Ansatz hätte, nein zu 
sagen, wenn es so gewesen wäre, und es wohl auch 
nicht getan haben würde. 

Dann komme ich zum letzten Punkt, Herr Kollege Kla­
sen, wo Sie sagen, der Minister hat die Unwahrheit 
gesagt betreffend den Verein des Herrn St a u f -
f e n b er g. Wissen Sie, das ist die Methode, die bei 
Ihnen wohl des öfteren praktiziert wird. Da sehe ich 
einen Unterschied zwischen Ihnen und dem Herrn 
Hiersemann. Wir haben diesen Punkt besprochen, als 
Herr Minister Tandler da war und diese Aussage prä­
zisiert hat. Am selben Abend oder am nächsten Mor­
gen haben wir das dann noch einmal diskutiert und 
waren uns einig, daß in Fragestellung und Antwort 
und Interpretation der Antwort ein Dissens vorliegt. 

Herr Hiersemann hat gefragt, ob die Zahlung an den 
Verein - bevor das Ganze losgegangen ist - mit dem 
Minister abgesprochen gewesen sei. Der Minister hat 
gesagt: Nein. Herr Hiersemann hat daraus geschlos­
sen, daß der Minister von den Zahlungen nichts ge-
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wußt habe. Das ist bei der Pressekonferenz so ge­
sagt worden. 

(Zuruf des Abg. Hiersemann) 

- Ja, ja. Wenn Sie den Herrn Kollegen Gastinger fra­
gen, wird er Ihnen bestätigen, daß ich ihn sofort an­
gestoßen und gesagt habe: Das war doch nicht so. 
Wir haben uns dann darüber unterhalten. Am selben 
Nachmittag hat der Minister davon Kenntnis genom­
men, daß das in der Pressekonferenz gesagt worden 
sei. Er kam dann zu uns in den Ausschuß und sagte, 
von den Zahlungen an den Verein habe er natürlich 
gewußt, aber daß der Verein Zuschüsse bekommen 
soll und daß Zahlungen an den Verein eingeleitet wer­
den, wurde mit ihm vorher nicht besprochen. 

(Abg. Dr. Zech: Es gab bloß einen Brief!) 

Die Kenntnis von den Zahlungen an den Verein war 
nicht gefragt. Her Hiesemann hat gesagt: Gut, man 
kann ihm nicht vorwerfen, daß er diese Aussage so 
versteht. 

(Abg. Dr. Zech: Es wurde halt nicht 
mündlich, sondern schriftlich ausgehandelt!) 

Wir haben uns darauf geeinigt, daß hier ein versteck­
ter Dissens vorliegt, der nach allen Seiten geklärt ist. 
Heute vor diesem Haus zu sagen, Herr Klasen, der 
Minister hat bewußt die Unwahrheit gesagt, ist falsch. 

(Beifall bei der CSU) 

Wenn der Minister nach Auszahlung des ersten Be­
trages im Jahre 1979 einen Dankesbrief von Herrn 
Stauffenberg im Namen des Vereins bekommt und 
schon bei der Auszahlung Kenntnis davon gehabt hat 
- was er ja gesagt hat-. daß an den Verein Geld geht, 
dann ist das kein Widerspruch, dann ist das keine 
Lüge, dann ist das keine Unwahrheit, dann ist das 
eine Unterstellung von Ihnen, die ich hiermit schärf­
stens zurückweise. · 

(Belfall bei der CSU - Abg. Dr. 
Hundha"}mer: Kollege Hiersemann hat ja 

richtiggeslE!llt; er hat sich fair benommen!) 

- Kollege Hie semann hat es richtiggestellt, und 
darum ist es u fair vom Kollegen Klasen, daß er nun 
erneut mit dies r Sache kommt, nur um irgendjeman­
dem irgendwa ans Bein zu schmieren. Das ist doch 
die Methode! 1 r Interesse ist doch nicht primär die 
Wahrheitsfindu g, sondern das Ganze zur politischen 
Agitation ausz utzen. 

(Beifall bei der CSU) 

Damit komme h zu einigen weiteren Punkten. Herr 
Kollege H i e r e m an n , Sie haben vorhin kritisiert, 
daß wir i n A s c h n i t t e n v o r g e h e n wollten. 
Ich halte es bei em Umfang des Beweisthemas nach 
wie vor für ric tig, daß wir die ersten zwei Punkte 
vorab behande haben. Wir waren uns einig, daß bei 
Zeugen, die n sehr schwierig zu bekommen sind, 
der gesamte K mplex befragt werden soll. Wir waren 
uns einig, daß ·r mit dem gestuften Vergehen zumin­
dest eine Rei von Punkten vorab klären können. 
Auch das lag i Interesse des Landtags, daß wir -

wenn wir schon die Befürchtung hatten, insgesamt 
nicht fertig zu werden - zumindest eine Reihe von 
Punkten abschließend behandeln. Ihr Vorschlag war 
ja, und den empfinde ich nach wie vor als eigenartig, 
alles gleich untersuchen und in der ersten Woche un­
sere und in der nächsten Woche Ihre Zeugen auftre­
ten zu lassen. 

(Abg. Hiersemann: Das habe ich nie 
gesagt!) 

- In der Formulierung war es in etwa so. 

(Abg. Hiersemann: Herr Wiesheu, ich habe 
gesagt die „Schlüsselzeugen" ! Haben Sie 
doch mal die Güte und berichten hier über 
das, was passiert ist, und nicht über Ihre 

Phantasievorstellungen ! ) 

Dann nehmen Sie halt den Begriff „Schlüsselzeu­
gen". Dadurch wird die Sache nicht besser, weil ich 
davon ausgehe, es gibt nicht „Ihre" Zeugen und es 
gibt nicht „unsere" Zeugen, sondern es gibt Zeugen 
für die Sachaufklärung und sonst gar nichts. 

(Beifall bei der CSU - Abg. Hiersemann: 
Was hat das mit Schlüsselzeugen zu tun?) 

Ich habe Ihnen seinerzeit bereits gesagt, daß ich ei­
nen derartigen Vorschlag für nicht zweckmäßig 
erachte. 

Dann komme ich zum zweiten Punkt, der Frage „Lan­
gemann als Betroffener". Erstens gibt es das Gut­
achten vom Justizministerium, anhand dessen wir die 
rechtliche Wertung getroffen haben, und zweitens 
gibt es eine perfekte nachträgliche Bestätigung. Viel­
leicht haben Sie die Güte, sich zu erinnern, daß 
Rechtsanwalt Amelung bei der Vernehmung des 
Herrn Langemann nach dem Punkt 1 gesagt hat, da­
bei will er es belassen, Langemann wird zu weiteren 
Punkten nichts aussagen, weil er praktisch von jedem 
Punkt dieses Beweisbeschlusses verfahrensmäßig 
entweder bei der Bayerischen Staatsanwaltschaft 
oder bei der Bundesanwaltschaft betroffen ist. 

(Abg. Hiersemann: Das ist nicht wahr!) 

- So ist es, so hat es der Herr Amelung gesagt. 

(Abg. Hiesemann: Es hat aber keinen Sinn 
gehabt, ihm das deutlich zu machen, daß es 
nicht stimmt, weil er keinen Grund angeben 

mußte!) 

- Herr Kollege Hiersemann, er hat ja nicht gesagt, 
daß er im Untersuchungsausschuß primär der Betrof­
fene wäre. Er hat gesagt, daß er sich selbst mit die­
sen Dingen in den Verfahren bei der Bundesanwalt­
schaft und bei der bayerischen Staatsanwaltschaft 
belasten würde. Das war doch der Grund, und das ist 
eine nachträgliche Bestätigung dafür, daß Lange­
mann in diesem Verfahren natürlich als Betroffener 
behandelt werden mußte. Bringen Sie da bitte die Sa­
chen nicht durcheinander. 

Erster Vizepräsident Kamm: Herr Kollege, Sie ge­
statten eine Zwischenfrage des Herrn Kollegen Hier­
semann? -
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Hlersemann: (SPD): Herr Kollege Wiesheu, können 
Sie sich daran erinnern, daß ich sowohl Herrn Dr. 
Langemann wie auch Herrn Rechtsanwalt Amelung 
darauf aufmerksam gemacht habe, daß es noch eine 
Reihe von Punkten gibt, bei denen er nicht in irgend­
ein Ermittlungsverfahren hineingezogen ist und wo es 
für ihn sogar entlastend sein könnte, wenn er Aussa­
gen macht, z.B. zum Vorgang Vecchio? 

Dr. Wlesheu (CSU): Das trifft zu, Herr Kollege Hierse­
mann, es trifft aber auch zu, daß der Herr Amelung 
darauf gesagt hat, er sieht das anders, 

(Abg. Hiersemann: Er hat gesagt, er 
überlegt sich das!) 

und er muß seinem Mandanten, um ihn zu schützen, 
raten, zu den weiteren Punkten keine Aussagen zu 
machen, weil er sich sonst in Schwierigkeiten bringen 
kann bei der Bundesanwaltschaft, bei der Landesan­
waltschaft oder im Disziplinarverfahren. Das war die 
Wertung des Anwalts, und dieser hätten wir uns nicht 
entziehen können. Das ist das Faktum. 

Jetzt komme ich noch zu einigen weiteren Argumen­
ten, die Sie gebracht haben. Sie sagten, Sie könnten 
keinen M i n d e r h e i t e n b e r i c h t vorlegen, weil 
Sie nicht vorzeitig werten könnten. Das ist bei Ihnen 
schon ein erstaunliches Argument, Sie haben nämlich 
ihre W e r t u n g $Chan v o r w e g g e n o m m e n , 
noch ehe der Untersuchungsausschuß überhaupt be­
gonnen hatte. 

(Beifall bei der CSU) 

Sie haben doch den Rücktritt des Innenministers ge­
fordert, bevor wir überhaupt ernsthaft in die Sache 
einsteigen konnten, Herr Kollege Hiersemann. 

(Abg. Hiersemann: Wo habe ich denn 
gesagt, ich kann keinen Minderheitenbericht 

vorlegen, weil ich nicht werten kann?) 

- Hier und· heute. 

(Abg. Hiersemann: Nein!) 

- Natürlich! 

(Abg. Hierse"1ann: Herr Wiesheu, Sie sagen 
ständi~ die Unwahrheit! Das ist 

• unerträglich!) 

- Nein, ich sage icht die Unwahrheit. Ich notiere mir 
nur das, was Sie agen. 

(Abg. Hiers mann: Wie lange soll denn die 
Pfusc erei hier weitergehen?) 

Sie haben zum z iten gesagt, Ihnen fehlten auch die 
Protokolle für die notwendige Wertung. 

(Abg. Hiers mann: So ist es; und zwar um 
einen detail ierten Minderheitenbericht zu 

erstel n, nicht zur Wertung!) 

- Herr Hiersema , wie haben Sie denn Ihre Wertun­
gen dann bisher orgenommen, bei jeder Versamm­
lung, die Sie mac en? 

eifall bei der CSU) 

Sie bestätigen uns nachträglich, daß Sie auf Ihren 
Versammlungen nicht werten, sondern polemisieren. 

(Beifall bei der CSU -Abg. Dr. Rothemund: 
Das ist sehr bilig!) 

- Ja, das ist auch sehr billig, was Herr Hiersemann da 
macht, Herr Kollege Rothemund. Ein Mitglied des Un­
tersuchungsausschusses sollte sich in diesen Sa­
chen, wenn er sich dazu äußert, die notwendige Zu­
rückhaltung auferlegen. 

(Abg. Klasen: Und wie ist es mit Tandler? -
Abg. Hiersemann: So wie Sie das im 

„Bayernkurier" gemacht haben!) 

- Ich habe mich bei meiner Wertung sehr zurückge­
halten. 

(Abg. Hiersemann: Daß der Herr Tandler 
überhaupt nicht im Feuer steht, haben Sie 

gesagt!) 

- Das werden Sie in keinster Weise kritisieren kön­
nen. Es kann aber nicht so weit gehen, daß der Herr 
Hiersemann laufend Stellungnahmen abgibt und wir 
von unserer Seite aus verpflichtet werden sollen, 
dazu zu schweigen. Meine Damen und Herren, das 
kann man auch nicht verlangen. 

(Beifall bei der CSU) 

Es ist bereits die Vorlage angesprochen worden „Vic­
tory for Strauß" und „Infos über die Papstwahl". 
Meine Damen und Herren, eine Bespitzelung des Va­
tikan durch diese Sache zu vermuten, ist natürlich 
schon ein „schöner Krampf". 

(Abg. Hiersemann: Was hat denn der Herr 
Brunelle gemacht?) 

- Er hat halt Informationen weitergegeben, die er ir­
gendwo bekommen hat. 

(Lachen des Abg. Klasen -Abg. 
Hiersemann: Sie machen sich langsam 

lächerlich mit dem, was Sie hier treiben!) 

Wenn Sie hier sagen, Langemann hätte den Vatikan 
bespitzelt - wahrscheinlich war er als „Abhörorgan" 
bei der Papstwahl mit drin gesessen, oder wie? 

(Abg. Hiersemann: Wofür hat er denn den 
Brunelle bezahlt, Herr Wiesheu!) 

Das ist doch ein schlichter Unsinn, was hier heraus­
gezogen wird. 

Auch den Hinweis von Minister Dr. Merk an Dr. 
Süß, man solle Langemann im Zusammenhang mit 
seiner Einstellung ins Innenministerium nicht in die 
o p e rat i v e T ä t i g k e i t zurückfallen lassen, soll­
ten Sie nicht in einen verkehrten Zusammenhang 
bringen. 

(Zuruf des Abg. Klasen) 

- Natürlich, auch zu Recht, weil Langemann in dieser 
Zeit beim Olympischen Komitee operativ tätig war 
und über Geldmittel verfügt hat, und zwar über er­
hebliche Geldmittel. 
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(Abg. Klasen: Und gerne weitergemacht 
hätte! - Abg. Hiersemann: Und 

weitergemacht hat!) 

Ich bin auch dafür, daß diese Verfügung über die Gel­
der nachträglich überprüft und aufgeklärt wird. Da 
sind wir einer Meinung. Ich habe sogar die Vermu­
tung, daß hier evtl. strafrechtlich relevante Tatbe­
stände auftauchen; auch die bedürfen dann der ent­
sprechenden Ahndung. Daß der Minister hier sagt, 
das hat aber bei uns sein Ende, ist selbstverständlich. 
Und es hat auch sein Ende gehabt. 

(Abg. Dr. Zech: Woher wissen Sie das?) 

Zum G e 1 d k r e i s 1 a u f - und wir hatten das vorhin 
schon erwähnt - hat uns Herr Dr. S ü B lang und 
breit erklärt - und das ist ja das Unfaire, wie das hier 
gespielt wird -. wie das bei entsprechenden Zuwen­
dungen an entsprechende Organisationen läuft; z. B. 
bei der Arbeitsgemeinschaft Staat und Gesellschaft, 
die über Jahre hinweg Zuwendungen bekommen hat. 
Meine Damen und Herren, die melden ihr Programm 
an; die melden ihren Finanzbedrf an; die bekommen 
einen Zuwendungsbescheid; die bekommen die Aus­
zahlung; die müssen den Verwendungsnachweis 
bringen. Selbstverständlich überprüft das derjenige, 
der für diesen Bereich verantwortlich ist, und das war 
in dieser Situation Herr Langemann. 

(Abg. Hiesemann: Wo sind die 
Verwendungsnachweise?) 

- Natürlich liegt da ein Problem, Herr Kollege Hierse­
mann. 

(Abg. Hiersemann: Es gibt keine 
Verwendungsnachweise!) 

- Ja, hören Sie doch zu! Da liegt natürlich ein Pro­
blem, das räume ich ja ein. Das Problem liegt darin, 
daß derjenige, der die Geldmittel anweist, auszahlt, 
und der, d~ die Bewilligungsbescheide erläßt, auch 
die Verwen!lungsnachweise zu prüfen hat. Das ist 
wohl in kei~er Verwaltung bisher anders. Die exakte 
Überprüfun über die Verwendungsnachweise erfolgt 
durch die echnungshöfe, und das wird in anderen 
Organisatio en nicht anders gemacht. Vielleicht muß 
man in Zuk nft sagen, man muß das doppelt laufen 
oder von ei er anderen Abteilung prüfen lassen. Das 
erschwert d kompliziert aber das Ganze natürlich. 
Wenn ein B amter auf irgendeiner Funktion den Lum­
pen mache will, dann kann er bestimmte Lumpe­
reien mach n. Das Prüfungssystem wird nicht so per­
fekt sein, aß überhaupt nichts mehr passiert. Es 
wäre mir li er, wenn es so wäre. Aber Herr Dr. Süß 
hat lang un breit erklärt, wie das ganze bisher gelau­
fen ist, so ß man der Leitung und Spitze des Hau­
ses wohl a eh keine Vorwürfe daraus machen kann. 
Das wurde ng und breit erlärt, und schildern Sie es 
doch in die m Plenum nicht anders, als es sonst ge­
schildert w rden müßte. 

Ich habe s V e r h a 1 t e n d e s B N D bei der 
E i n s t e 11 n g des Herrn L an g e m a n n deutlich 
genug ges hildert. Ich meine nur, und das wäre 
durchaus v n Interesse, das was wir alles nicht sagen 

dürfen, weil es den BND betrifft, wäre für eine Bon -
n e r U n t e r s u c h u n g , egal wer sie anregt, 
durchaus von Interesse. Herr Kollege Hiersemann, da 
würden sich für Ihre Seite auch ein paar Dinge her­
ausstellen, die gar nicht so uninteressant und ange­
nehm wären. Im übrigen ist es Tatsache, daß Unterla­
gen des BND nicht nur aus der Zeit, als Langemann 
beim BND war, sondern auch aus der Zeit nachher in 
nicht geringem Umfang bei Langemann gefunden 
wurden. Dazu sollte man sich auch einmal auf Bonner 
Ebene oder beim BND Gedanken machen. Darüber 
sollte man sich auch Gedanken machen. Die paar 
Dinge, die aus dem bayerischen Innenministerium ge­
kommen sind, sind auch teilweise BND-Angelegen­
heiten, wenn ich mich recht erinnere; - legen Sie 
mich nicht darauf fest, ich habe nicht alle Unterlagen 
dabei, ich kann das jetzt nicht verifizieren -. aber 
wahrscheinlich hat er einen Großteil zu Hause ge­
habt, sonst hätten wir im Ausschuß keine entspre­
chenden Anhaltspunkte gefunden. 

(Zuruf des Abg. Hiersemann) 

Eines steht fest: Daß sich ein ganzer Schwung 
B N D - U n t e r 1 a g e n b e i L an g e m an n befand, 
- aus einer Zeit, wo er längst nicht mehr beim BND 
war. Der BND sollte sich daher einmal überlegen. wo 
seine dichten oder undichten Stellen sind. 

Meine Damen und Herren, damit komme ich noch 
einmal zu dem, was im Untersuchungsausschuß von 
Anfang an als Begleitmusik zelebriert worden ist: Der 
regelmäßig wiederkehrende R u f n a c h d e m 
R ü c kt r i t t d e s 1 n n e n m i n i s t e r s. Die Frage 
„Warum?" hat man nicht beantwortet. Herr Hierse­
mann geht heute so weit zu sagen: Selbst wenn 
Herrn Tandler keine Schuld trifft, soll er auch zurück­
treten, weil es für ihn eine politische Geschmacks­
frage ist. Und Herr Zech sagt: Herr Matthöfer und 
Herr Leber sind seinerzeit auch zurückgetreten. 

(Abg. Klasen: Da haben Sie den letzten Satz 
vergessen!) 

Die sind aus anderen Gründen zurückgetreten. 

(Beifall bei der CSU -Abg. Dr. Zech: Aus 
wesentlich weniger schwerwiegenden 

Gründen! - Weitere Zurufe von der SPD) 

Die konnten nicht mehr anders, meine Damen und 
Herren. Wenn es sich heute die SPD und die FDP so 
einfach machen und den Kommentar in der „Süd­
deutschen Zeitung" von gestern nehmen, dann soll­
ten Sie bitte den Kommentar etwas genauer lesen 
und klarstellen, von welchen Voraussetzungen hier 
ausgegangen wird. Da schreibt Herr H e i g e r t : 

Was muß eigentlich noch geschehen, bis etwas ge­
schieht? 

(Beifall bei SPD und FDP) 

- Ich zitiere; aber hören Sie nur genau zu! -

Da wurde ein Mann mit seltsamer Vergangenheit 
zum Leiter der sensibelsten Abteilung des Innen­
ministeriums gemacht, durch die Dachluke, wie es 
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hieß, und gegen den Widerstand des damaligen Mi­
nisters (Merk). 

(Abg. Dr. Rothemund: Stimm! das nicht?) 

Ich frage Sie, meine Damen und Herren: Was ist denn 
die , , s e 1 t s am e V e r g a n g e n h e i t ' ' ? Ist die 
„seltsame Vergangenheit" die Tatsache, daß er 
beim BND Spitzen b e ur t e i 1 u n gen be­
kommen hat? 

(Zuruf des Abg. Klasen -Abg. Hiersemann: 
... die CSU-Seilschaft Langau beim BND!) 

- Jetzt wird's aber schön! 

(Zuruf von der SPD: Jawohl!) 

Der Herr Langemann bekommt die besten Beurteilun­
gen. Die letzten drei Urteile bescheinigen ihm Spit­
zenqualifikation. Er bekommt die Bewertung, daß er 
für hohe und höchste Positionen im BND geeignet ist. 
Weder Herr Wessel noch Herr Blötz oder Herr Klusak 
noch sonst jemand konnte diese Beurteilung bestrei­
ten. Jeder hat gesagt: Ein Topmann! Ein bewährter 
Mann! Niemand hat irgendeine andere Wertung abge­
geben, niemand hat etwas von Persönlichkeitsmän­
geln gesagt. Keiner hat derartige Informationen wei­
tergegeben, weil sie nicht da waren. Und jetzt sagen 
Sie: Bei der Einstellung in den Staatsdienst lagen be­
reits Erkenntnisse vor. Haben Sie denn Erkenntnisse, 
die wir nicht haben oder die nicht im Untersuchungs­
ausschuß vorgebracht wurden? Da müssen Sie 
schon Fakten auf den Tisch legen. Da werden Dinge 
unterstellt, die nicht zutreffen. 

(Beifall bei der CSU - Zuruf von der SPD) 

Erster Vizepräsident Kemm: Herr Kollege Wiesheu, 
gestatten Sie eine weitere Zwischenfrage des Herrn 
Kollegen Hiersemann? 

Dr. Wlesheu (CSU): Ich möchte den Punkt noch zu 
Ende führen. 

' ! (Zuruf von der SPD) 

- Nein, das bezjeht sich auf seine Argumentation, die 
er heute früh g bracht hat. -

(Zuruf v der SPD: jetzt hat er Schiß!) 

- Herr Kollege iersemann, nachher gleich. 

Der Begriff „du eh die Dachluke" wurde darauf bezo­
gen, daß die B amtenkollegen natürlich nicht begei­
stert waren, we n einer eine hohe Position bekommt, 
aber nicht auf ie Vergangenheit eines Herrn Lange­
mann. Auch w · hrend der Zeit im Olympi­
s c h e n K o i t e e waren n e g a t i v e E r -
k e n n t n i s s e n i c h t v o r h an d e n , keiner hat 
sie eingewandt auch das wurde, .glaube ich, einver­
nehmlich festg stellt. Der Widerstand des Innenmini­
sters war nicht so groß. Herr Merk hat auch klarge­
stellt, daß er ei ge Folgelasten in diesem Bereich be­
reinigen wollte Von großem Widerstand würde ich 
hier nicht spre en. · 

(Abg. Klasen: Das habe ich aber in den 
Personalakten gelesen!) 

- Nein. 

Dann heißt es in der „Süddeutschen Zeitung": 

Aber nach seiner Zuordnung zum Organisations­
komitee der Münchner Olympischen Spiele 

- „Zuordnung" ist sehr vornehm ausgedrückt -

wollte er nicht mehr nach Pullach zurück, oder man 
wollte ihn dort nicht mehr haben. Jedenfalls hat 
wohl niemand mehr hingeschaut. 

Ich habe den Eindruck, daß die Wertung zutreffend 
ist, daß Pu 11 ach ihn nicht mehr wollte, aus zwei 
Gründen: Erstens mußten die a 11 e f r e i e n P o s i -
t i o n e n f r e i h a 1 t e n , weil sie eine R e i h e v o n 
G e n o s s e n in diesen Dienst nachschieben muß­
ten. So war es 1969. 

(Beifall bei der CSU -Abg. Hochleitner: Die 
CSU-Seilschaft! -Abg. Klasen: ... ersatzlos 

gestrichen!) 

Zum zweiten haben die sich gesagt - hier arbeite ich 
mit einer Vermutung, die aber wohl nicht ganz von 
der Hand zu weisen ist-: Wenn der schon im OK so 
elegant für uns gearbeitet hat, kann er uns v i e 1-
1 eicht im bayerischen Staatsdienst 
für die eine oder andere Sache ganz 
nütz 1 ich sein. Deswegen nimmt man ihn nicht 
mehr, und deswegen mußte die Sache auf diese Art 
und Weise bereinigt werden. 

Dann schreibt Herr He i g er t weiter: 

Natürlich kann kein Minister alles wissen, was die 
ihm anvertrauten Verwalter treiben, was sie verwer­
ten, publizieren oder wie sie sich bereichern. 

Meine Damen und Herren, an dieser Stelle wird die 
Distanz wohl nicht mehr ganz eingehalten. Es ist 
schon eine satte P o 1 e m i k , wenn man ganz gene­
rell sagt, die dem Minister anvertrauten Verwalter 
würden etwas verwerten, publizieren oder sich berei­
chern. Es wird unterstellt, als wäre das gang und 
gäbe in einer Behörde, weil es einmal einer so ge­
macht hat. 

(Zuruf von der CSU) 

Das ist bereits eine Wertung und Unterstellung, die 
Herr Heigert als Grundlage braucht, um nachher sei­
nen Schluß zu ziehen. Das haben Sie vorher nicht ge­
bracht. 

(Abg. Hiersemann: Sie haben vorhin gesagt, 
daß die Staatsanwaltschaft ... !) 

In diesem Kommentar wird mit U n t e r s t e 11 u n -
gen gearbeitet, die schlichtweg infam sind, anders 
kann man sie nicht bezeichnen. 

(Beifall bei der CSU) 

Die größte 1 n f am i e ist die, daß es, ganz allgemein 
gesprochen, heißt: 

Es soll Politiker geben, denen die Suche 
nach Leichen in den Kellern der anderen 

eine Art Überlebenselixier ist. 
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Meine Damen und Herren, das ist zwar ganz allge­
mein gesprochen, 

(Abg. Dr. Rothemund: Denken Sie an das 
Heubl-Dossier!) 

aber im Zusammenhang mit Langemann, mit Tandler 
soll hier der Eindruck erweckt werden, als ob der Mi­
nister den Langemann durchaus gefördert hätte, weil 
er eine derartige Funktion auszuüben gehabt habe. 
Das geht in den Keller, das geht in die tiefste Schub­
lade, das ist eine Geschmacklosigkeit, wie sie in dem 
Kommentar eines sonst so distinguierten Intellektuel­
len, wie sich Herr Heigert darstellt, nichts zu suchen 
hätte. 

(Beifall bei der CSU) 

Da wird unter dem Anspruch der Objektivität auf 
ebenso subtile wie infame Weise Polemik der härte­
sten Art betrieben. 

(Abg. Hiersemann: Alles KGB-gesteuert!) 

- Nein, nix KGB! - Und das Allerschönste und Lie­
benswürdigste ist, wenn es dann heißt: 

Ganz abgesehen vom Grundsätzlichen der Mini­
sterverantwortung würde ein solches Durchhalten 
der CSU auch keine Wählerstimmen bringen. 

(Zuruf von der SPD: Sicher!) 

Erfreulich, wenn sich Herr Heigert darum kümmert! 
Mir kommen die Tränen, wenn ich das in der „Süd­
deutschen" lese. 

(Lachen bei der CSU) 

Die V o r a u s s e t z u n g e n a m A n f an g f ü r 
die Wertung, die Herr Heigert am Schluß zieht, 
sind schlichtweg falsch, deshalb ist auch die 
Sc h 1 u ß wert u n g f a 1 s c h. 

(Beifall bei der CSU) 

Liebe Kollegen von der anderen Fakultät, wir haben 
keinen Anlaß, 1'1rem Wahlkampfgetöse etwas nachzu­
helfen. Wir ha~en Anlaß festzustellen, daß der 1 n -
n e n m i n i s t EÜ Ta n d 1 e r unser v o II s t e s 
Vertrauen penießt, 

(S rker Beifall bei der CSU) 

insbesondere uch nach Beendigung des Untersu­
chungsaussch sses und nach dem, was wir über 
seine Verantw rtung erfahren haben. 

( bg. Hiersemann: Ist der 
Unter uchungsausschuß beendet?) 

- Nein, nach em, was wir bisher erfahren haben. 
Herr Kollege H rsemann, Sie können eines nicht be­
streiten: daß w von Herrn Tandler klarste Aufklärung 
und klarste A sagen bekommen haben, daß nichts 
vertuscht oder verheimlicht werden sollte oder wor­
den ist, daß di Fakten auf dem Tisch gelegen haben. 

(Lac en des Abg. von Truchseß) 

- Ja sicherlich da lacht einer, der überhaupt keine 
Ahnung hat. 

(Allgemeine Heiterkeit und Beifall bei der 
CSU - Zuruf von der CSU: Immer der 

gleiche!) 

Wenn sich der Nebel des Wahlkampfgetümmels ver­
zogen hat, dann wird auch das Geschrei von Herrn 
Hiersemann aufhören, weil er weiß, daß er keine sach­
liche Grundlage hat und weil er merkt, daß es ihm po­
litisch nicht weiterhilft. 

(Beifall bei der CSU) 

Meine Damen und Herren, zum Schluß noch zwei Be­
merkungen, die Sie sich auch überlegen sollten. So­
wohl Herr B i s s i n g e r wie auch Herr H e i g 1 , zwei 
Persönlichkeiten, über die ich keine nähere Wertung 
abgeben will - jeder kennt sie zur Genüge -, 

(Abg. Dr. Beckstein: Das wäre aber 
interessant!) 

haben gesagt, sie würden ihr zukünftiges Verhalten, 
also, was sie weiter veröffentlichen wollten, davon ab­
hängig machen, was der Untersuchungsausschuß an 
guter Arbeit leistet und zutage bringt. Sind wir denn 
schon so weit, daß wir uns als Untersuchungsaus­
schuß des bayerischen Parlaments von den Aussa­
gen eines Herrn Heigl oder eines Herrn Bissinger hin­
sichtlich der Fortführung unserer Arbeit bestimmen 
oder beeinflussen lassen sollen! Ich meine nein. 

(Beifall bei der CSU) 

Noch ein zweites, meine Damen und Herren! Schon 
von Anfang an haben wir Worte gehört, wie: Da kom­
men große Sachen raus, da gehen große Bomben 
hoch, da wird sich noch einiges ereignen! 

(Abg. Hiersemann: Haben Sie denn gar kein 
bißchen Sensibilität?) 

Aber wo sind denn die Bomben? Nach wie vor reiten 
Sie ja auf dieser Welle, wenn Sie sagen, man muß das 
alles fortsetzen, weil die g r o ß e n K n ü 11 e r erst 
noch kämen. Ich frage Sie: Ja, wo sind sie denn, 
meine Damen und Herren? 

(Abg. Hiersemann: Sie haben vielleicht ein 
Rechtsstaatsverständnis, daß es einer Sau 

graust! - Beifall bei der SPD) 

- Ja, das Rechtsverständnis, das Sie praktizieren, 
Herr Hiersemann, sollte man vielleicht auch einmal ei­
ner näheren Untersuchung unterziehen. 

(Abg. Hiersemann:. So, so!) 

Lassen Sie mich noch zum Schluß sagen, wie Sie mir 
in der ganzen Sache vorkommen, bei Ihrem Warten 
auf die Knüller: Sie kommen mir vor wie ein kleiner 
Bub, der auf den Nikolaus wartet und noch gar nicht 
weiß, daß Weihnachten schon vorbei ist. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CSU) 

Erster Vizepräsident Kamm: Ich glaube, daß der 
Ausdruck „daß es einer Sau graust" nicht ganz parla­
mentarisch sein dürfte, Herr Kollege Hiersemann. 

(Abg. Dr. Wiesheu: Aber dem Herrn 
Hiersemann ist das schon angemessen!) 
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Es sind heute schon einige Zwischenrufe dieser Art 
gefallen, aber ich wäre schon dankbar, wenn auf allen 
Seiten des Hauses wieder entsprechend den parla­
mentarischen Gepflogenheiten verfahren würde. 

Nächste Wortmeldung, Herr Staatsminister des In­
nern! 

Staatsminister Tandler: Herr Präsident, meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich möchte die G e -
s a m t w e r t u n g des Vorganges, des bisherigen 
Ablaufes des Untersuchungsausschusses nicht 
heute vornehmen, sondern erst in der S o n d e r s i t -
z u n g des Plenums am 13. September, weil ich der 
Meinung bin, tlaß dann auch zu dem, was die Opposi­
tion in ihrem Minderheitenbericht vortragen wird, 
noch einiges zu sagen sein wird. 

Ich möchte deshalb nur einige Bemerkungen machen 
und Stellung nehmen zu einigen Behauptungen, die 
heute aufgestellt worden sind, ohne daß sie entspre­
chend wahrheitsgemäße Grundlagen haben. 

Ich möchte zunächst D an k sagen den Mitgliedern 
der CSU im Untersuchungsausschuß, die diese Last 
ertragen mußten, um den Dingen in einem Untersu­
chungssauschuß nachzugehen, der offensichtlich nur 
eingesetzt worden ist, um die nicht vorhandene Muni­
tion im Wahlkampf zu liefern. Mittlerweile werden SPD 
und FDP festgestellt haben, daß er auch dazu nicht 
dienlich war. Ich möchte Dank sagen den Landtags­
mitarbeitern, insbesondere den Stenographen, auch 
denen, die aus anderen deutschen landen an die Isar 
gebeten worden sind, um die großen Aufgaben be­
wältigen zu können. Ich möchte aber vor allen Dingen 
auch Dank sagen den Mitarbeitern des Innenministe­
riums aus jenen Abteilungen, die die Mehrbelastun­
gen im Zusammenhang mit dem Untersuchungsaus­
schuß zu tragen hatten; nur wer das Interne dieses 
Hauses kennt, weiß, was es an Mehrbelastungen ge­
geben hat. Das Ist auch der Grund dafür, warum wir 
nicht in der Lage waren, den Verfassungsschutzbe­
richt für 1981 b~reits im Juni vorzulegen, und diesen 
erst im August \lorlegen können. 

1 

(Abg. Zec~: Ich dachte, es fehlt Ihnen ein 
· Mann!) 

Meine sehr ver hrten Damen und Herren, auch im 
Nachhinein kan ich feststellen, daß wir in der öffentli­
chen Sitzung de Sicherheitsausschusses alles getan 
haben, um das der Öffentlichkeit zu präsentieren, 
was wir an Wis en hatten. Auch aus heutiger Sicht 
betrachtet habe ich keinen Anlaß, auch nur den ge­
ringsten Fehler u entdecken, der in dieser Bericht­
erstattung vorg egen haben könnte. 

Ich lege auch rt auf die Feststellung, daß die 1 n -
formation des Untersuchungsaus-
s c h u s s e s u d damit des Bayerischen Landtages 
und der Öffentr hkeit über die finanziellen Transak­

Langemann durch das Innenmini­
sterium vorgen men worden ist, und zwar unaufge­
fordert. Ich lege Wert auf die Feststellung, daß diese 
Dinge im Zusa menhang mit dem Disziplinarverfah­
ren gegen He n Langemann offengelegt worden 

sind, und ich lege Wert auf die Feststellung, daß die 
ursprünglichen Behauptungen der Opposition, wir 
seien nicht handlungsfä~ig, weil Herr langemann der 
„stärkste Mann in Bayern" sei, wir könnten erpreßbar 
sein und dergleichen mehr, jeglicher Grundlage ent­
behren; das wurde allein dadurch schon bewiesen, 
daß wir konsequent, wie es die Gesetze erlauben. 
das Disziplinarverfahren vorangetrieben haben, auch 
mit der Ihnen bekannten Kürzung der Bezüge des 
Herrn Dr. Langemann. 

Meine Damen und Herren, ich habe die heutige Aus­
sprache mit großer Aufmerksamkeit verfolgt 

(Abg. Loew: Das ist verständlich!) 

und wundere mich eigentlich, wie Sie auf der einen 
Seite große Klage anstimmen, nicht einmal die Be­
richte lägen vor, die Protokolle seien nicht vorhanden, 
und deshalb sei man eigentlich gar nicht in der Lage, 
einen Zwischenbericht, geschweige einen Schlußbe­
richt zusammenzustellen, während die Opposition 
gleichzeitig sich aber bei jeder sich anbietenden Ge­
legenheit in der Lage fühlt, das Ur t e i 1 über mich zu 
f ä 11 e n , o h n e diese A k t e n k e n n t n i s zu ha­
ben. 

(Beifall bei der CSU - Abg. Dr. Wilhelm: Das 
wissen die doch alles ohne Unterlagen! -

Abg. Hiersemann: Vielleicht hatten wir 
Protokolle Ihrer Aussagen schon!) 

Wenn Sie in diesem Zusammenhang darüber klagen, 
was Herrn Langemann betrifft - ich halte es für unver­
antwortlich, was Herr Langemann getan hat und ich 
habe mir in meiner Meinung über diese Vorgänge auf­
grund des jeweiligen Kenntnisstandes nie irgendwel­
che Zurückhaltung auferlegt -, wenn Sie heute so 
tun, als wenn das Innenministerium auf dieses Gebiet 
nicht richtig geachtet hätte, dann müßten Sie sich 
schon einmal die Mühe machen, die Gesamtsituation 
zu sehen. Wissen Sie, wenn ich heute feststelle, wie 
eben bei anderen Gelegenheiten auch, daß Sie mit Ih­
ren Urteilen sehr schnell sind und das Ergebnis für 
Sie bereits feststeht - eigentlich bereits fest stand, 
bevor der Untersuchungsausschuß mit seiner Tätig­
keit begann -, dann frage ich mich, ob es wirklich zu 
verantworten war, dem Steuerzahler die Kosten die­
ses Ausschusses noch aufzubürden, wenn Sie die 
Erkenntnisse, die Sie erreichen wollten, vorher schon 
gehabt haben. Auch das muß einmal gesagt werden. 

(Beifall bei der CSU -Abg. Hiersemann: Sie 
sollten sich einmal um die Kosten kümmern, 

die Langemann verursacht hat; vielleicht 
reden Sie einmal von den Staatsgeldern, die 

da verschleudert wurden, das wäre 
vernünftiger! -Abg. Klasen: Unter 

100000 DM interessiert es Sie gar nicht! -
Abg. Hiersemann: Es ist schon ein starkes 

Stück, das Parlament wegen eines 
Untersuchungsauschusses zu kritisieren; 

wo sind wir denn überhaupt? Das ist 
vielleicht ein Parlamentsverständnis fünfter 

Art! - Zahlreiche weitere Zurufe) 

- Ich habe kein Parlamentsverständnis fünfter Art, 
sondern bin Mitglied dieses Parlamentes und habe 
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als solches das Recht, Wertungen dort vorzunehmen, 
wo ich meine, daß sie vorzunehmen sind. 

(Abg. Dr. Rothemund: Sie sprechen als 
Regierungsmitglied, sonst hätten Sie jetzt 

nicht das Wort!) 

- Vielen Dank, Herr Dr. Rothemund, dieser Belehrung 
durch Sie hat es wirklich bedurft. 

(Abg. Klasen: Es wäre besser gewesen, Sie 
hätten sich öfter mal etwas sagen lassen! -

Zahlreiche Zurufe) 

Präsident Dr. Heubl: Das Wort hat der Herr Staatsmi­
nister des Innern. 

Staatsminister Tandler: Nun zu den V o r m e r k u n -
gen , die hier eine so große Rolle gespielt haben. 
Herr Kollege Dr. Wiesheu hat ja schon auf einige 
Dinge hingewiesen. Ich bin selbstverständlich Ihrer 
Meinung, und habe das auch im Ausschuß gesagt, 
daß ein Teil dieser Vormerkungen mit Sicherheit nicht 
deshalb entstanden ist, weil der Herr Langemann 
oder ich der Meinung gewesen sind, daß es sich hier 
um Aufgaben gehandelt habe, die mit seinem Amts­
bereich zu tun hatten. Aber ich möchte einmal die 
Frage stellen: Was ist eigentlich daran pflichtwidrig, 
wenn ein hoher Beamter des Innenministeriums Infor­
mationen, die er für interessant hält, an seinen Innen­
minister weitergibt? 

(Abg. Hiersemanri: Das ist doch keine 
Privatperson!) 

- Nein, das ist keine Privatperson. Aber solche Vor­
gänge können sie erst dann werten; wenn Sie die 
Güte hätten, ähnliche Vorgänge an anderer Stelle 
auch zu werten. Sie werden doch nicht glauben, daß 
es im Bundeskanzleramt in Bonn oder anderswo nur 
Vormerkungen gebe, die mit dienstlichen Abläufen in 
unmittelbarem Zusammenhang stehen; so weltfremd 
können Sie doch wirklich nicht sein. 

(Abg. Hiersemann: Legen Sie doch eine 
einzig; hier vor! Ihre liegen hier. Wo sind die 

: aus dem Bundeskanzleramt?) 

Wenn Sie $0 großen Wert auf die Behauptung legen, 
es habe Djo s sie r s gegeben, dann wäre ich Ihnen 
wirklich da kbar, wenn Sie sich an die Tatsachen hal­
ten würde 

(Abg. Klasen: Heben Sie den 
G heimvermerk auf, und wir lesen es 

Ihnen vor!) 

Herr Kolle e Klasen - wobei ich bei der Art und 
Weise Ihre vorherigen Verhaltens fragen muß, ob ich . 
das Wort , ollege" überhaupt noch anwenden soll -
wenn Sie h an die Wahrheit halten, werden Sie wis­
sen, daß e ein D o s s i e r oder etwas, was man im 
entferntes n als solches bezeichnen könnte, in be­
zug auf di Person B r a n d t n i e g e g e b e n hat. 
Wissen Si , das ist das alte Muster bei solchen An­
lässen: Da erden Behauptungen aufgestellt und ge­
äußert, da es gar nicht so, sondern ein bißchen an-

ders gewesen sei und ich die Unwahrheit gesagt 
hätte - möglichst gleich gelogen - und wenn man Sie 
dann auffordert, Roß und Reiter zu nennen und zu sa­
gen, wo das Dossier ist, das mir angeblich vorgelegt 
worden sei, dann sagen Sie plötzlich, das sei geheim 
in den Akten und dergleichen mehr. Sie kön_nen sich 
hier selbstverständlich verhalten, wie Sie wollen. Nur 
der Glaubwürdigkeit Ihrer Partei und des Parlaments, 
überhaupt einer Demokratie dienen solche Vorgänge 
mit Sicherheit nicht. 

(Starker Beifall bei der CSU - Abg. Frhr. von 
Truchseß: Eine weitere Ablenkung!) 

Nun zu jenem D o s s i e r über Herrn H e i g 1 , einen 
Journalisten. Meine Damen und Herren, ich habe es 
sowohl als Generalsekretär der CSU als auch später 
als Innenminister oft erlebt -

(Abg.Klasen: Aha, jetzt kommt etwas!) 

- Ja, jetzt kommt etwas -, daß bei jeder sich bieten­
den Gelegenheit dem Herrn M i n i s t e r p r ä s i -
d e n t e n und vorher dem Parteivorsitzenden der 
Vorwurf gemacht wurde, da oder dort Gespräche mit 
Personen geführt zu haben, ohne sich über deren 
Hintergrund entsprechend zu informieren. Wenn der 
Ministerpräsident eines Landes mit einem Journali­
sten ein Gespräch führt, ist es doch ganz logisch, daß 
er sich zunächst einmal über den Hintergrund dieser 
Person erkundigt, um solchen Vorwürfen in der spä­
teren politischen Auseinandersetzung zu entgehen. 
Um keinen anderen Vorgang hat es sich hier gehan­
delt. Herr Dr. K n i t t e 1 hat als damaliger Leiter des 
Büros des Herrn Ministerpräsidenten bei uns - bei 
Herrn Dr. Langemann - nachgefragt und sein Begeh­
ren damit begründet, daß dieser Herr Heigl perma­
nent in Kontakt zum Herrn Ministerpräsidenten treten 
wolle, weshalb man vorher gerne wissen wolle, 

(Abg. Klasen: Mit wem dieser verheiratet ist, 
ob die Frau Geld geerbt hat und so weiter•) 

also bitte schön, Herr Klasen, unterstellen Sie doch 
nicht dauernd Dinge, die nicht der Realität entspre­
chen. - Nein, die Frage von Dr. Knittel war, ob gegen 
Herrn Heigl etwas vorliegt. Das war die konkrete 
Frage Knittel. Etwas anderes ist, daß diese Frage von 
Dr. Knittel etwas umfänglich beantwortet worden ist. 
Aber die Frage war berechtigt; ebenso ihre Beant­
wortung. Langemann war zu dieser Antwort auch ver­
pflichtet, meine Damen und Herren! 

(Beifall bei der CSU) 

Herr Klasen, Sie sagen, ich hätte als Zeuge gesprä­
chiger sein sollen. 

(Abg. Klasen: Ja!) 

Gleichzeitig behaupten Sie, daß sich die Staatsregie­
rung bei ihren Aussagegenehmigungen sehr restrek­
tiv verhalten habe und der Ausschuß deshalb nicht 
die entsprechenden Fragen habe stellen können. 
Dazu kann ich nur sagen, ich habe bei der Staatsre­
gierung genau die Aussagegenehmigung beantragt, 
die der Ausschuß von mir haben wollte. 

(Abg. Dr. Zech: Das trifft nicht zu!) 
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Wenn das falsch gelaufen ist, müssen Sie sich diesen 
Vorwurf selber machen, aber bitte nicht mir oder der 
Staatsregierung. 

(Beifall bei der CSU) 

Präsident Dr. Heubl: Herr Staatsminister, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Kla­
sen? 

Staatsminister Tandler: Bitte sehr! 

Klasen (SPD): Herr Staatsminister, ist Ihnen bekannt, 
daß neben Ihrem Antrag auf Erteilung einer Aussage­
genehmigung beim Ministerrat auch ein Antrag des 
Ausschusses vorgelegen hat, dem nicht stattgege­
ben wurde? 

Staatsminister Tandler: Wir haben uns im Ministerrat 
darauf bezogen, daß man doch wissen muß, zu wel­
chem Fragenkomplex Zeugen vorgeladen werden. 
Das ist ein ganz normaler Vorgang. Daß dies nicht un­
üblich ist, haben Sie auch bei anderen Vorgängen be­
wiesen. Sie haben mir vorgeworfen, nicht entspre­
chend gesprächsbereit gewesen zu sein. Dazu kann 
ich nur sagen, daß ich j e d e m i r g e s t e 11 t e 
F r a g e b e an t wo r t e t habe. Ich bin keiner einzi­
gen Frage aus dem Weg gegangen. Nur haben Sie 
anschließend versucht zu interpretieren, als hätten 
Sie mir Fragen gestellt, die ich entweder falsch oder 
gar nicht beantwortet hätte, ohne daß mir diese Fra­
gen jedoch jemals gestellt worden sind. Ein beredtes 
Beispiel dafür hat der Kollege K 1 a s e n am Schluß 
seiner Ausführungen geliefert, als er meinte, mir wie­
der einmal die Unwahrheit nachweisen zu können in 
bezug auf die B e z u s c h u s s u n g d e s A r -
b e i t s k r e i s e s des Barons von St a u ff e n -
b er g. Wie war es denn? Ich habe mir dazu die Pro­
tokolle geben lassen, soweit sie mittlerweile vorlie­
gen. Ich bin als Z~uge gehört worden, und die Frage 
des Herrn Hierserflann war: 

Wenn wir sehe~ mal dabei sind: Sind mit Ihnen mal 
besprochen wc:fden, Herr Minister, die ab 79 ein­
setzenden Za~ngen für den Arbeitskreis des 
Herrn $tauften rg? 

Meine Antwort: N in. 

(Zuruf on der CSU: Na also!) 

Mittags haben Si dann in der Pressekonferenz, in 
der der Presse ü er die nichtöffentliche Sitzung be­
richtet worden is ausgeführt, ich hätte gesagt, von 
Zahlungen an die en Arbeitskreis nichts gewußt zu 
haben. 

Nun wird mir durc Herrn Klasen wieder vorgeworfen, 
ich hätte von dies n Dingen gar nichts gewußt 

(Fortgeset te Zurufe des Abg. Klasen) 

- Moment mal -
vor, den der Herr 
richtet hat. Herr 
mit mir die Zahlu 
ab 1979 geleistet 

nd dann hält er mir einen B r i e f 
on S ta uff e n be rg an mich ge­

llege Hiersemann hat gefragt, ob 
en besprochen worden seien, die 
erden sind. Meine Antwort: Nein. 

Der Stauffenberg-Brief ist der Dankbrief für diese 
Zahlung. Meine Damen und Herren, wie man mit ei­
nem Dankbrief auf eine solche Zahlung beweisen 
möchte, daß die Zahlung vorher mit mir besprochen 
worden ist, ist schon eine eigenartige Beweisführung, 
die Herr Klasen an den Tag legt. 

(Starker Beifall bei der CSU - Heftige 
Empörung des Abg. Klasen - Zuruf von der 

CSU: Typisch für den Klasen! -Abg. Klasen: 
Ich lese Ihnen den Brief vor!) 

- Ja, Sie können den Brief vorlesen. Ich kann ihn ja 
auch vorlesen. So ist das gar nicht. 

(Fortgesetzte Unruhe - Glocke des 
Präsidenten) 

Am 22. Oktober 1979: 

„Hierdurch möchte ich die Gelegenheit wahrneh­
men, Ihnen im Namen des Arbeitskreises für den in 
diesem Jahr gewährten Staatszuschuß sehr zu 
danken." 

Also nachdem der Staatszuschuß gewährt worden 
ist; nicht vorher. Die Frage war jedoch, ob vorher die 
Zahlung mit mir besprochen worden sei. Meine Ant­
wort darauf war: Nein. Das entspricht der Wahrheit. 

Meine Damen und Herren, ich habe doch gar keine 
Veranlassung, einen solchen Vorgang zu leugnen, 
wenn ich gleichzeitig sage, von der Zahlung gewußt 
zu haben. Ich halte mich nur an die Abläufe, wie sie 
tatsächlich gewesen sind, und bin deshalb nicht im­
stande, Fragen zu beantworten, die Sie nicht stellen, 
meine sehr verehrten Damen und Herren! 

(Abg. Diethei: Aber Herr Klasen! Jetzt wird 
er nervös! Ja, der Herr Klasen!) 

In dem Zusammenhang darf ich einen ähnlichen Vor­
gang erwähnen, obwohl darüber meiner Meinung 
nach in der Öffentlichkeit so wenig wie möglich ge­
sprochen werden sollte, nämlich die sogenannte 
„Aktion Teheran." 

{Abg. Diethei: ... Und Herr Hiersemann wird 
immer röter!) 

Es hat ja bekanntlich in den Zeitungen gestanden, 
daß es sich bei dieser Aktion um etwas gehandelt 
hat, was mit ausdrücklicher politischer Billigung des 
Bundeskanzleramtes erfolgt ist. Dies halte ich auch 
für richtig. Wenn ich an dieser Stelle gewesen wäre, 
hätte ich diese Aktion genauso gebilligt, wie sie die 
Verantwortlichen im Bundeskanzleramt seinerzeit ge­
billigt haben. Aufgrund dieser Tatsache hätte ich 
doch nicht die geringste Veranlassung zu der Be­
hauptung, von dem Vorgang nichts gewußt zu haben, 

· wenn ich etwas davon gewußt hätte. Nur habe ich da­
von eben nichts gewußt. Deshalb mußte ich sagen, 
davon auch nichts gewußt zu haben, wenn ich bei der 
Wahrheit bleiben wollte. Obwohl Sie diese Dinge ge­
nau kennen, glauben Sie mir nicht. Dazu kann ich Ih­
nen nur raten, mit der Unterstellung vorsichtig zu 
sein, die Sie mir entgegenbringen. Ich habe hier 
nichts zu verschweigen und ich hätte auch nichts ver­
schwiegen. Ich kann aber nur das sagen, was den 
Gegebenheiten entspricht. 
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Ein Weiteres! Meine Damen und Herren, im Zusam­
menhang mit Herrn Dr. L a n g e m an n sollte man 
nicht so tun, als hätte er nur Mist gemacht. Das ist 
einfach nicht wahr. Darf ich vielleicht noch einmal 
daran erinnern, daß zu Beginn dieser Affäre der Kol­
lege H i e r s e m an n und ich in der W e r t u n g ei­
nig waren. Der Unterschied zwischen Herrn Hierse­
mann und mir war dann nur der, daß an seiner Wer­
tung niemand etwas besonderes gefunden hat, wäh­
rend mir, der ich seinerzeit die gleiche Wertung vor­
genommen habe, unterstellt wurde, zusammen mit 
Herrn Langemann irgendwelche „Leichen im Keller" 
zu haben. 

(Abg. Kaps: Das ist eben die 
Doppelzüngigkeit!) 

Als ich dann mein Urteil über Herrn Dr. Langemann 
im Zusammenhang mit den mir mittlerweile bekannt­
gewordenen Fakten revidiert habe, hat man die Argu­
mentation geändert und nicht mehr erklärt, es sei un­
verantwortlich, daß ich mich so vor ihn hinstellen 
würde; es hat dann vielmehr geheißen, es sei doch 
mit der Fürsorgepflicht für einen Beamten gar nicht 
zu vereinbaren, daß ich solche Wertungen in der Öf­
fentlichkeit abgebe. Meine Damen und Herren, ich bin 
der Meinung, daß man die Wertung abgeben soll, die 
aufgrund des jeweiligen Kenntnisstandes begründet 
ist, und keine andere. Wenn hier so getan wird, als ob 
alles, was er getan hat, unrechtmäßig oder bedenk­
lich gewesen wäre, wenn allein die Tatsache seiner 
Herkunft, vom BND, als verdächtig angesehen wird, 
dann muß ich sagen, tut man ihm aber auch den 
Diensten bitter unrecht. 

(Beifall bei der CSU) 

Es wird in diesem Zusammenhang auch genannt, was 
Dr. Langemann in Zusammenhang mit der Ha n n s -
Seide 1-S t i ft u n g getan hat. Es wird beispiels­
weise moniert, daß er eine R e i s e zusammen mit ei­
nem anderen nach Afrika gemacht hat. Ich 
möchte wissen, was an dieser Reise bedenklich sein 
soll. 

(Abg. !(lasen: Weil es nicht zu seinen 
! Aufgaben gehört!) 

- Ach so! Da in ich anderer Meinung als Sie. Wir 
wissen doch le, daß sämtliche politischen Stiftun­
gen, ob die Ad nauer-Stiftung, die Ebert-Stiftung, die 
Naumann-Stift ng und so auch die Hanns-Seidel-Stif­
tung ganz be timmte P r o j e kt e i m R a h m e n 
der E n t w i k 1ungshi1 f e übernommen haben. 
Diese Projekt sind unterschiedlichster Art. Wir alle 
sind auch der Meinung, daß nicht nur Beamte des 
Bundes, sond rn auch Beamte der Länder bei sol­
chen Aufgabe zu Hilfe kommen sollen im Rahmen 
dessen, was nerhalb der Dienstpflichten möglich 
ist. Dies und chts anderes ist bei dieser Reise von 
Dr. Langeman in ein afrikanisches Land zugrunde­
gelegt worden und zugrundegelegen. 

ruf des Abg. Warnecke) 

Ich betone, di s ist ein Vorgang, der meine Amtszeit 
nicht betrifft, uch nicht die Amtszeit des Herrn Dr. 

Seidl, sondern die Amtszeit des Kollegen Dr. Bruno 
Merk. Wenn ein solcher Vorgang mir heute zur Ge­
nehmigung vorgelegt würde, würde ich diese Dienst­
reise genauso genehmigen, wie sie Kollege Dr. Merk 
damals genehmigt hat. 

(Beifall bei der CSU - Abg. Hiersemann: Und 
da klatschen Sie Beifall! Für die 

Hanns-Seidel-Stiftung fährt der bayerische 
Staatsschutzchef nach Nairobi! - Zuruf des 
Abg. Dr. Wiesheu -Abg. Hiersemann: Sie 

verwechseln die CSU mit Bayern!) 

- Nein, ich verwechsle die CSU nicht mit Bayern. Mir 
ist nur bekannt, genauso wie Ihnen - ich gehe den 
Wertungen der Öffentlichkeit nicht aus dem Wege -, 
daß diese Projekte, die die politischen Stiftungen im 
Ausland betreuen, keine Projekte sind, die sie als Pri­
vatleute betreuen, sondern solche, die sie im Auf -
t r a g d e r B u n d e s r e g i e r u n g in diesen Län­
dern betreuen und die von Steuergeldern aus dem 
Bundeshaushalt finanziert werden. 

(Beifall bei der CSU -Abg. Klasen: Was hat 
Langemann damit zu tun?) 

- Meine Damen und Herren! Ich kann nur das eine sa­
gen, die Beamten der verschiedenen Ressorts haben 
die Aufgabe, solche Projekte im Ausland zu betreuen. 
Das liegt absolut im Rahmen der Richtlinien, die Bund 
und Länder sich in diesem Zusammenhang gegeben 
haben. 

(Abg. Hiersemann: Ist das Staatsschutz?) 

Eine Erörterung dieser ZusammenhänQ_e über das 
Dargestellte hinaus halte ich in der Offentlichkeit 
nicht für opportun. Ich bin gerne bereit, mit Ihnen in 
eine Einzeldiskussion, in einer nichtöffentlichen oder 
geheimen Sitzung eines diesbezüglichen Ausschus­
ses des Landtages, etwa des Sicherheitsausschus­
ses, einzutreten. 

Abschließende Bewertung: Meine Damen und Her­
ren, wir werden uns von seiten des Innenministeriums 
in der Untersuchung der gesamten Vorgänge, in der 
Abwicklung des Disziplinarverfah­
rens, durch keine noch so geartete öffentliche Kri­
tik oder durch Auslassungen oder Einlassungen der 
Opposition beeindrucken lassen. Wir werden alles 
tun, um alle zusammenhänge an das Licht der Öffent­
lichkeit zu bringen, die betrachtenswert sind. 

(Abg. Dr. Rothemund: Aber nicht so 
schnell!) 

Wir sehen auch mit großer Aufmerksamkeit den Er­
gebnissen der s t a a t s a n w a 1 t s c h a f t 1 i c h e n 
E r m i t t 1 u n g s v e r f a h r e n in München und 
Karlsruhe entgegen und werden, soweit es notwen­
dig ist, die diesbezüglichen Schlüsse für unsere wei­
tere Handlungsweise und unser weiteres Vorgehen 
ziehen. Wir werden uns auch in unserer künftigen Ar­
beit auf dem schwierigen Gebiet des Verfassungs­
schutzes nicht beeinträchtigt fühlen durch Vorwürfe, 
die im Zusammenhang mit Dr. Langemann vorgetra­
gen worden sind. 

Lassen Sie mich abschließend noch eine persönliche 
Bemerkung machen. Mir tun die M i t arbeite r 
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d e s V e r f a s s u n g s s c h u t z e s leid, die in Zu­
kunft unter dem Mißtrauen zu leiden haben werden, 
das dadurch entstanden ist - das ist aus heutiger 
Sicht bereits bewertbar -, daß Dr. Langemann in un­
verantwortlicher Weise Interna aus dem bayerischen 
Innenministerium und dem BND weitergegeben hat -
die Menge, woher, wieviel aus wel.cher Zeit, das. wol­
len wir hier gar nicht untersuchen; es isr ja nicht so, 
daß nur BND-Material aus längst vergangener Zeit 
geliefert worden wäre. Die Dienste leiden darunter, 
insbesondere der bayerische Verfassungsschutz. Wir 
werden uns von seilen des Innenministeriums bemü­
hen, den Schaden im Rahmen zu halten, soweit hier 
überhaupt ein Rahmen gehalten werden kann. 

Wissen Sie, Herr Kollege Hiersemann und Herr Kol­
lege Krasen, ich wäre von Ihren Vorwürfen wesentlich 
mehr beeindruckt gewesen, wenn Sie diese an den 
tatsächlichen Gegebenheiten orientiert hätten und 
nicht an angeblichen Fakten, die der Wahrheit weitge­
hend nicht entsprochen haben. 

(langanhaltender Beifall bei der CSU) 

Präsident Dr. Heubl: Das Wort hat der Herr Kollege 
Lang. 

Lang (CSU): Herr Präsident, meine Damen und Her­
ren! Ich möchte zu zwei Vorwürfen Erklärungen abge­
ben. Sprecher der Oppositionsfraktionen haben es 
für richtig gehalten, gegenüber unserem Herrn M i -
niste r prä s i den t e n Vorwürfe zu erheben, und 
zwar die, er sei zu dieser Stunde unentschuldigt der 
Sitzung ferngeblieben. Diese Vorwürfe sind nicht be­
rechtigt und müssen zurückgewiesen werden. 

(Unruhe bei der Opposition -Abg. Jaeger: 
Ist er da oder nicht? - Weitere Zurufe, u.a. 

von der FDP) 

- Sie bestreiten d,_s, Herr Kollege. Sie waren mittags 
ja nicht anwesencl. Zu Beginn der Sitzung am Nach­
mittag war von ~r FDP überhaupt niemand anwe-

' send. 

(A · g. Dr. Zech: Was?) 

Der Herr Ministe 
beim Herrn Präsi 
digt. Trotz einer 
er heute vormitta 

räsident hat sich ordnungsgemäß 
enten für diese Sitzung entschul­
hweren Erkältung und Grippe war 
hier. 

(Abg. Jaeg r: Bravo! Klopfen! -Weitere 
Zuruf , u. a. des Abg. Koch) 

Es war aufgrund dieser Erkrankung richtig, daß er 
sich auf ärztliche Rat hin auskuriert. Kolleginnen und 
Kollegen, wir sollt n alle dafür Verständnis haben und 
nicht ständig we en solcher Dinge auch noch Vor­
würfe erheben. 

(Star er Beifall bei der CSU) 

Die zweite Erklär ng gilt der R ü c kt r i II s f o r d e -
r u n g an unsere Herrn 1 n n e n m i n i s t e r Gerold 

Tandler. Diese Rücktrittsforderung wurde von den 
Kollegen Hiersemann, Klasen und Dr. Zech erhoben. 
Ich lasse namens der Fraktion und persönlich diese 
Vorwürfe und diese Forderung nicht unbeantwortet 
im Raum stehen, soweit diese Behauptungen im Zu­
sammenhang mit der Rücktrittsforderung ans Unwür­
dige, an politische Verleumdungen und Ehrabschnei­
dungen grenzen. Das muß in diesem Zusammenhang 
einmal deutlich gesagt werden. 

(Heiterkeit des Abg. Dr. Rothemund - Zuruf 
des Abg. Hiersemann) 

Herr Kollege Hiersemann, es ist der schlechteste Stil, 
den wir in diesem Hause erlebten, daß Kollegen der 
Opposition ohne jeden Beweis, ja teilweise wider 
besseres Wissen unter einer scheinheiligen Berufung 
auf angebliche Akten ausschließlich zu dem Zwecke 

(Abg. Hiersemann: So etwas ist von ihm 
gestern gerügt worden!) 

Präsident Dr. Heubl: Herr Kollege Lang, das ist kein 
parlamentarischer Ausdruck, „scheinheilig", „wider 
besseres Wissen". 

(Lebhafter Widerspruch bei der CSU) 

Ich weise diese Ausdrücke zurück. 

(Beifall bei der SPD und FDP) 

Lang (CSU): Herr Präsident, ich nehme das zur 
Kenntnis. Ich gebe dazu keine Erklärung ab. 

(Heiterkeit bei SPD und FDP) 

Aber alle in diesem Raume wissen, was sich heute 
nachmittag der Herr Klasen erlaubt hat. Das muß zu­
rückgewiesen werden. 

(Starker Beifall bei der CSU) 

Meine Damen und Herren, was der Innenminister ge­
sagt hat, ist einfach richtig. Herr Kollege Hiersemann, 
ich mache Ihnen den Vorwurf -

(Lachen des Abg. Hiersemann) 

da brauchen Sie gar nicht zu lachen; Sie sind von Be­
ruf Anwalt -, daß Sie zu Beginn Ihres Plädoyers den 
Rücktritt des Ministers fordern, dann erst die Prüfung 
und Fortführung der Beweisaufnahme. Sie haben 
keine Unterlagen, berufen sich darauf, daß die Proto­
kolle nicht vorliegen, aber dennoch fordern Sie zuerst 
den Rücktritt des Ministers. Ein solches Vergehen ei­
nes Kollegen muß zurückgewiesen werden. 

(Lebhafter Beifall bei der CSU -
Widerspruch und Lachen bei der SPD) 

Präsident Dr. Heubl: Herr Kollege Lang, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Herrn Grünbeck? 

Lang (CSU): Nein, es wäre schade um die Zeit. Herr 
Kollege Grünbeck, ich bedauere. Wir machen das 
schließlich nicht zum Gaudium. Herr Kollege Grün­
beck, wenn Sie mittags da gewesen wären, hätten Sie 
genug Fragen stellen können. Jetzt kommt er daher; 
bis Mittag war er nicht da. Das ist unanständig. 
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(Allgemeine Heiterkeit - Lebhafter Beifall bei 
der CSU -Allgemeine Unruhe - Glocke des 

Präsidenten) 

Präsident Dr. Heubl: Herr Kollege, das Wort „unan­
ständig" ist unparlamentarisch. Ich weise das zurück. 

Lang (CSU): Aus dem absolut glaubwürdigen und 
auch von der gesamten Öffentlichkeit nachprüfbaren 
Bericht des Ausschußvorsitzenden Dr. Hundhammer 
geht hervor, daß k e i n F e h 1 v e r h a 1 t e n d e s 
b a y e r i s c h e n 1 n n e n m i n i s t e r s bekannt ge­
worden ist 

(Abg. Jaeger: Und was für ein 
Fehlverhalten!) 

Innenminister Gerold Tandler hat unser Vertrauen. 

(Anhaltender Beifall bei der CSU - Abg. 
Hiersemann: Hurra, hurra, hurra!) 

Er hat in den vergangenen Jahren als bayerischer In­
nenminister g u t e A r b e i t g e 1 e i s t e t. 

(Frau Abg. König: Skandal vertuscht! -Abg. 
Dr. Rost: Pfui!) 

Die innere Sicherheit im Freistaat ist gewährleistet. 
Wir haben den niedrigsten Kriminalitätszuwachs und 
die relativ niedrigste Kriminalitätsbelastung von allen 
Ländern. 

(Große·unruhe) 

Unsere Polizei hat die höchste Aufklärungsquote. Un­
ser Land ist aufgrund klarer Sicherheitsvorstellungen 
bisher Gott sei dank von Krawallen, massenhaften 
rechtswidrigen Hausbesetzungen, massenhaften 
Sachbeschädigungen und vielfachen Verletzungen 
von Polizeibeamten verschont geblieben. Auch das 
muß herausgestellt werden, wenn wir von innerer Si­
cherheit reden, von der Polizei und von unserem In­
nenminister. 

(Beifall bfii der CSU - Zahlreiche Zurufe von 
. SPD und FDP) 

Liebe Kollegi~nen und Kollegen, wenn die politische 
Spitze eines inisteriums den Kopf für einzelne hin­
halten muß, s gebietet es die Fairneß, dem Minister 
die Tatsache ugute zu halten, daß er seine Aufgaben 
reibungslos d zur Zufriedenheit der Bürger erle­
digt. 

(L bhafter Beifall bei der CSU) 

Er hat sich f' die Sicherheit der Bürger auch über 
die Landesgr nzen hinaus maßgeblich eingesetzt. 

(Abg. KI en: Ist er dafür auch zuständig?) 

Das muß ane annt werden. Die Rücktrittsforderung 
wegen eines inzigen Beamten, 

(All emeine Unruhe - Glocke des 
Präsidenten) 

der - ich wiederhole es - auch allen anderen beteilig­
ten Stellen nicht ernsthaft aufgefallen 'war, ist nichts 
anderes als die letzte Überreaktion in der langen 
Kette Ihres unwürdigen Verhaltens. 

(Widerspruch und Lachen· bei der SPD -
Abg. Hiersemann: Ein derartiges Plädoyer 

hält ein Rechtsanwalt, wenn er auf mildernde 
Umstände plädiert!) 

Solche Forderungen machen bei uns keinen Ein­
druck, aber sie sorgen für Schlagzeilen. Sie wissen 
genau, daß Sie mit Ihrem Latein in der Landespolitik, 
ganz besonders aber in der Bundespolitik, restlos am 
Ende sind. 

(Lebhafter Beifall bei der CSU - Zahlreiche 
Zurufe und Lachen bei SPD und FDP) 

Wenn jemand Rücktrittsforderung stellen könnte, 
dann wir, 

(Lachen bei der SPD) 

und zwar könnten wir den Rücktritt jener Leute for­
dern, die in Bonn die Verantwortung für die jnnere Si­
cherheit dieses Landes hätten. 

(Abg. Frau König: Da muß ich gleich 
lachen!) 

Auch das muß hier im Bayerischen Landtag einmal 
gesagt werden. 

(Beilall bei der CSU) 

Wir wissen selbst zur Genüge, daß wir nicht stunden­
lang die Leistungen unseres Innenministers heraus­
zustellen brauchen. Der Bürger im Lande weiß dies 
auch. Wir machen Ihnen keine Vorschriften, Herr Kol­
lege - Sie nehmen ohnehin keine an -, 

(Lachen des Abg. Hiersemann) 

aber besuchen Sie doch einmal die unzähligen Veran­
staltungen im Lande, dann werden Sie spüren, wie 
der Bürger über die Arbeit dieser Fraktion, dieser 
Staatsregierung und dieses Staatsministers denkt. 
Sie werden dann diese Vorwürfe, die mit einer sol­
chen Lächerlichkeit vorgetragen wurden, zurückneh­
men. 

(Anhaltender Beifall bei der CSU) 

Präsident Dr. Heubl: Das Wort hat der Abgeordnete 
Dr. Zech. 

(Zuruf von der CSU: Ach, jetzt kommt der!) 

Dr. Zach (FDP): Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Ich darf zurückkommen auf die Ausführun­
gen von Herrn Kollegen Gast in g er. Herr Kollege 
Gastinger hat gefragt, warum der Herr Verfassungs­
schutzpräsident Ziegler nicht gewußt hat, daß an dem 
Langemann etwas faul ist. 

(Zuruf der Abg. Frfr. von Pölnitz) 

Herr Kollege Gastinger, wenn Sie im Untersuchungs­
ausschuß gut aufgepaßt hätten, dann hätten Sie noch 
gewußt, daß Präsident Ziegler aufgedeckt hat, daß ein 
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Informationsleck im Bereich der bayerischen Sicher­
heitsbehörden sein müsse. 

(Zahlreiche Abgeordnete verlassen den Saal 
- Allgemeine Unruhe) 

Dieses Leck hat er im bayerischen Innenministerium 
lokalisiert. Herr Ziegler war also nicht so ganz weit 
weg. 

Von Herrn Ta n d 1 e r hätten wir erwarten müssen, 
daß er die a u ß e r d i e n s t 1 i c h e n B e r i c h t e in 
der richtigen Weise wertet. Wir wissen zumindest 
nachträglich, daß er diese Dossiers über Journalisten 
hätte zurückweisen müssen. Ich frage mich, warum 
der Herr Innenminister nicht wenigstens bereit ist zu­
zugestehen, daß es damals ein Fehler gewesen ist, 
diese Dinge einfach so hinzunehmen. 

!Allgemeine Unruhe) 

Herr Kollege Gastinger, Sie behaupteten weiter, daß . 
alle Dienste mit den F i n a n z m i t t e 1 n so verfahren 
würden, wie es im Falle Langemann geschah. Derbe-· 
merkenswerte Unterschied zu anderen Fällen liegt 
darin, daß Langemann Geldmittel eingesetzt hat, die 
an sich gar nicht für operative Maßnahmen vorgese­
hen waren, die also vöHig der normalen Finanzkon­
trolle unterliegen. 

Herr Kollege W i e s h e u , sie sagten, der frühere 
Staatsminister D r. H u b e r sei kein Duzfreund von 
L an g e m a n n gewesen und die Beziehung sei 
ganz im Formalen geblieben. Scheidet da eine G e -
s c h ä f t s bezieh u n g aus? Bisher ist es uns 
nicht gelungen, das Motiv an den Tag zu bringen. 

(Abg. Dr. Wiesheu: Was für eine 
Geschäftsbeziehung?) 

- Ich sage ja gerade, Herr Kollege Wiesheu, daß es 
uns bisher nicht. gelungen ist, diese Beziehung aufzu­
hellen. Es muß cioch einen Grund dafür geben, daß 
der frühere Stajltsminister Huber den Herrn Lange­
mann so gelör<IFrt hat. 

!Zuruf ~es Abg. Mittermeier - Abg. 
Hiersem~nn: Er hat doch nicht gesagt, 

wel1he Art von Geschäften!) · 

Präsident Dr. eubl: Gestatten Sie eine Zwischen­
frage des Kolle en Dr. Wiesheu? -

Dr. Wlesheu 1 SU): Herr Kollege Zech, haben Sie 
während der eratungen des Untersuchungsaus­
schusses irgen einen Anhaltspunkt dafür gefunden, 
daß zwischen uber und Langemann Geschäftsbe­
ziehungen best nden hätten? 

Dr. Zech (FDP) 
Förderung des 
Das wurde bish 
sen Sachverhal 
tel haben, die 
klärt. 

Natürlich, die enorme und deutliche 
errn Langemann durch Herrn Huber. 
r nicht geklärt. Ich mache Sie auf die­
aufmerksam, nachdem Sie behaup-
Dinge seien zufriedenstellend ge-

IAbg. Dr. Hundhammer: Ihre Parteifreunde 
haben auch zugestimmt!) 

Der Verlauf der heutigen Debatte hat in mir die Über­
zeugung gefestigt, daß es richtig gewesen ist, vor 
dieser Debatte zu erklären, daß die Diskussion im De­
tail erst am 13. September geführt werden sollte. 

Bei Ihnen, Herr Kollege Dr. Wies h e u, ist doch ei­
niges durcheinander gegangen. Sie haben beispiels­
weise im Verlaufe Ihrer Rede behauptet, daß der BND 
im Innenministerium angerufen hätte, nachdem das 
E x p o s e nicht mehr durch Herrn von Ferenczy ver­
öffentlicht werden sollte. Dies. entspricht eindeutig 
nicht den Tatsachen. 

IAbg. Hiersemann: Da gäbe es noch mehr!) 

Herr Innenminister Tandler, wenn ich bei diesem 
Stichwort anknüpfen darf: Sie haben heute darüber 
Ausführungen gemacht, was Sie über die B e z u -
s c h u s s u n g des 1 n f o r m a t i o n s d i e n s t e s 
des Herrn von Stauffenberg gewußt haben. Ich 
glaube, es wird richtig sein, wenn wir uns das Proto­
koll noch sehr genau anschauen. Wir haben Ihnen 
eine Menge von Fragen zu diesem Punkt gestellt; wir 
haben Sie gefragt, was Sie überhaupt über Zahlungen 
wüßten. Darauf sagten Sie, Sie wüßten nichts. Am 
Abend sagten Sie dann, natürlich hätten Sie alles ge­
wußt, was Sie unterschrieben haben. 

IAbg. Mittermeier: Gar nicht wahr!) 

Herr Kollege Mittermeier, wir werden uns dies alles in 
den Protokollen ganz genau anschauen. 

IAbg. Dr. Backstein: Das ist doch unseriös!) 

Dann werden wir es natürlich dem Herrn Innenmini­
ster vorlegen. 

Präsident Dr. Heubl: Gestatten Sie eine Zwischen­
frage des Herrn Abg. Tandler? - Bitte sehr, Herr Kol­
lege! 

Tandler !CSU): Herr Kollege Dr. Zech, würden Sie 
bitte endlich zur Kenntnis nehmen, daß für diese Ihre 
Zweifel nicht die geringste Grundlage besteht? -Wäre 
es nicht besser gewesen, wenn Sie die Protokolle 
nachgelesen hätten, bevor Sie solche Behauptungen 
und Zweifel äußern? 

!Beifall bei der CSU) 

Dr. Zech !FDP): Herr Kollege Tandler, ich habe die 
Protokolle deutlich genug im Kopf, 

!Lachen bei der CSU) 

um Ihnen das jetzt in dieser vorsichtigen Form zu sa­
gen. Herr Kollege Tandler, ich habe eben gesagt, wir 
tun sicher besser dran, das am 13. September ge­
nauer zu behandeln. Wenn Sie es aber wollen, suche 
ich das Protokoll heraus. Das wird sicher nicht zu Ih­
rem Nutzen und Vorteil sein. 

(Abg. Klasen: Ich habe es doch da! -
.Abg. Frfr. von Pölnitz: Vielleicht kann er 
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nicht lesen? - Abg. Möslein: Ja, ja, 
Lesen ist schwer!) 

Ich werde gern anschließend dazu Stellung nehmen. 
Ich kann jetzt natürlich nicht ein wildes Bündel von 
Blättern hernehmen und das vielleicht auch noch in 
der falschen Reihenfolge vorlesen. 

(Abg. Hiersemann: Vielleicht ist was 
Geheimes dabei!) 

Präsident Dr. Heubl: Gestatten Sie eine Zwischen­
frage des Herrn Kollegen Dr. Wiesheu? - Herr Kol­
lege Dr. Wiesheu, bitte! 

Dr. Wlesheu (CSU)·: Herr Kollege Dr. Zech, wenn Sie 
die Protokolle schon so gut im Kopf haben, wie Sie 
gerade behauptet haben, wären wenigstens Sie in 
der Lage gewesen, für den heutigen Tag einen Min­
derheitenbericht zu erstellen, oder müßten Sie in die­
sem Fall wiederum auf die SPD warten? 

(Lachen bei der CSU) 

Dr. Zech (FDP): Herr Kollege Dr. Wiesheu, das ist si­
cherlich keine Frage, die ich beantworten muß. Ich 
sage Ihnen aber, daß ich es für nützlich und hilfreich 
halte, einen solchen Bericht mit Sorgfalt und auch in 
der dafür notwendigen Zeit zu erstellen. Die Zeit ist 
für Sie offensichtlich nicht für die Vorbereitung aus­
reichend gewesen, sonst hätten Sie die Tatsachen 
besser im Kopf gehabt. 

Herr Kollege Wiesheu, Sie beispielsweise haben auch 
behauptet, es sei schwierig, die k a s s e n m ä ß i -
gen Prob 1 e m e in den Griff zu bekommen, weil 
die bewilligende Stelle und die Kasse getrennt seien. 
Es finde keine richtige Kontrolle statt. Ich habe Ihnen 
heute morgen de.rgestellt, wie das entsprechend der 
bayerischen Ha11shaltsordnung abläuft: Die bewilli­
gende Stelle hatlden Verwendungsnachweis zu über­
prüfen und dies n Nachweis an die Kasse zu über­
senden. Die kas enführende Stelle hat dann Kassen­
belege und Ve endungsnachweis zusammenzufüh­
ren. Hierbei hät an und für sich der Widerspruch 
auffallen müsse , daß Berichte, für die Honorar be­
zahlt worden is offenbar gar nicht erstellt worden 
sind. So einfac ist• der Sachverhalt, Herr Kollege 
Wiesheu. 

(Zuruf vo der CSU: Red.' halt weiter und 
schlaf' n ht! -Abg. Mittermeier: „Ich 

komme zu Schluß"! - Abg. Gustl Schön: 
Kopf schiefhalten !) 

Herr Minister n d 1 er, Sie haben versucht, das 
Pa r 1 a m e n t v n dieser Stelle aus zu b e n o t e n , 
und das getan, s wir von der Bayerischen Staatsre­
gierung schon issen, nämlich versucht, das Parla­
ment zu kontrol "eren, anstatt die verfassungsmäßi-

gen Gegebenheiten zu akzeptieren, wonach es um­
gekehrt ist. 

(Abg. Lang: Und wo soll das herkommen?) 

Herr Innenminister, wenn Sie sagen, das Innenmini­
sterium hat als erstes die Manipulationen des Herrn 
Langemann mit den ihm zur Verfügung stehenden Fi­
nanzmitteln bemerkt, ist dazu noch folgendes zu be­
denken: Das Innenministerium ist aufgrund der Ver­
handlungen im Untersuchungsausschuß draufgekom­
men. Das ist kein Wunder; denn es handelt sich um 
Akten des Innenministeriums. Was einen verwundern 
kann, ist, daß bei den vier Verfahren, die laufen, erst 
so spät daran gedacht wurde, die dienstlichen Akten 
mit heranzuziehen, die offenbar viel wesentlicher sind 
als alles, was im dienstlichen und im „heimatlichen" 
Panzerschrank des Herrn Langemann zu finden war. 

Herr Tandler. Sie bestehen immer wieder darauf, es 
sei nicht pflichtwidrig gewesen, wenn lhnen·Herr Lan­
gemann als Verfassungsschutzchef 1 n forma t i o -
n e n ü b e r J o u r n a 1 i s t e n gegeben hat. Seien 
Sie doch bitte bereit zuzugeben, daß es eine Ge­
schmacklosigkeit gerade für einen Verfassungs­
schutz-Abteilungsleiter gewesen ist, derartig heikle 
Informationen weiterzugeben. Diesem haftet doch ein 
Geruch von Schnüffelei auch dann an, wenn es nicht 
von einem solchen Mann wie Langemann kommt. 

Herr Kollege L a n g , Sie haben hier heute versi­
chert: Innenminister Tandler hat unser Vertrauen. Das 
erinnert mich an eine ähnliche Erklärung, die Rainer 
Barzel im Jahr 1966 abgegeben hat. Er sagte damals: 
Ludwig Erhard bleibt Bundeskanzler. Sie haben dann 
die - trotz und nicht wegen Langemanns Tätigkeit -
niedrige Kriminalitätsrate in Bayern hervorgehoben. 
Dies erscheint als Plädoyer, um mildernde Umstände 
für den Herrn Innenminister zu erlangen. 

(Beifall bei der FDP - Abg. Dr. Beckstein: Ihr 
seid ja alle da!) 

Erster Vlzepräsldent Kamm: Das Wort hat der Abg. 
Krasen! 

Klasen (SPD): Herr Präsident, meine Damen und Her­
ren! Bei den letzten Worten des Staatsministers 
Ta n d 1 e r haben Sie ja sein S t a a t s v e r s t ä n d -
n i s kennengelernt. Nach seiner Meinung - jetzt ist 
er leider nicht mehr da; es wäre gut, wenn er es hö­
ren könnte; vielleicht erzählt ihm einmal ein Beamter 
etwas - gehört es zu den Dienstaufgaben eines baye­
rischen Staatsschutzbeamten - nämlich des Herrn 
Langemann -. für Parteistiftungen im Ausland tätig zu 
sein. Das hat er heute hier zum besten gegeben. 

(Abg. Dr. Beckstein: Nein, das ist falsch!) 

- Lesen Sie das Protokoll nach! 

(Abg. Möslein: Sie wollen ihn ja nicht 
verstehen! - Weitere Zurufe - Glocke des 

Präsidenten) 

Ich kannn dem Herrn Tandler nur eines raten: mal 
zwei Stunden weniger Judo zu betreiben und in sei­
ner Verfassungsrechtsabteilung einen Grundkurs 
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über Verfassungsrecht in der Bundesrepublik 
Deutschland zu nehmen! 

(Frau Abg. Krinner: Da hört sich doch alles 
auf! -Abg. Möslein: Das ist doch 

unverschämt! -Abg. Herbert Huber 
(Landshut): Warum müssen wir bloß so 

einen Schmarrn anhören?) 

Prii1ldent Dr. Heubl: Gestatten Sie eine Zwischen· 
frage des Herrn Kollegen Dr. Backstein? -

Dr. Becksteln (CSU): Herr Kollege Klasen, wann hat 
Herr Innenminister Tandler behauptet, daß das zu den 
Dienstaufgaben gehören würde? Ich war bei seiner 
Rede ohne Unterbrechung hier. Während dieser Zeit 
hat er das nicht behauptet. Sie waren aber nicht die 
ganze Zeit hier, wenn ich mich recht erinnere! 

KIHen (SPD): Wenn ich es wiedergebe, habe ich es 
wohl gehört! 

(Lachen bei der CSU - Abg. Möslein: Da 
zweifle ich! - Zuruf des Abg. Nätscher) 

Meine Damen und Herren, der Innenminister hat 
heute Stellung genommen zu dem Vorwurf: Ge 1 d 
an den Herrn von Stauffenberg. Meine Damen 
und Herren, es ist - gelinde gesagt - eine Frechheit, 
was er sich an diesem Punkt geleistet hat. 

Präsident Dr. Heubl: Herr Kollege, das Wort „Frech· 
heil" ist unparlamentarisch. Ich weise das zurück. 

(Abg. Lang: Vom Klasen ist das eine 
Frechheit!) 

Kiesen (SPD): Herr Innenminister, Sie haben von mir 
einen harten Vorwurf bekommen, nämlich den, daß 
Sie im Untersuchungsausschuß die Unwahrheit ge· 
sagt haben. 

Priisldent Dr. HBubl: Herr Kollege, die Behauptung, 
d.aß einer die U~wahrheit sagt, ist eine beleidigende 
Außerung. Ich b~te Sie, sich doch anders auszudrük· 
ken! · 

(Abg. Mö lein: Die Behauptung, daß das 
eine Unwa rheit ist, ist eine Beleidigung! -

Abg. Lang: er Klasen macht das laufend! -
Abg. Hiers mann: Wenn er sagt „Lüge", ja, 

aber ine „Unwahrheit" nicht!) 

Kiesen (SPD): 
Unwahrheit",· s 
gesagt hat. 

('Abg. Ko 

h habe nicht gesagt, „bewußt die 
dern daß er objektiv die Unwahrheit 

ka: Das ist eine Zumutung für 
dieses Haus!) 

Herr Minister Ta dler, Sie haben sich jetzt wieder da· 
mit gerechtferti t, indem Sie aus dem Protokoll eine 
Antwort zitiert aben, daß Sie wegen Stauffenberg 
mit Langemann eine Gespräche geführt hätten. Das 
ist nicht die Fra estellung ! 

Dann haben Sie den Brief des Herrn Stauffenberg zi· 
tiert; Sie haben den ersten Satz vorgelesen, wonach 
das nur ein Dankesbrief sei. Ich werde Ihnen jetzt die 
Zitate genau bringen. Jeder soll sich selbst eine Mei· 
nung über das, was Wahrheit ist, bilden. 

Präsident Dr. Heubl: Gestatten Sie eine Zwischen­
frage des Kollegen Wiesheu? 

(Abg. Dr. Wiesheu: Das wäre gut, bevor Sie 
die Protokolle zitieren!) 

Klasen (SPD): Ich zitiere die Protokolle, und dann 
können Sie fragen. Ich zitiere aus dem Protokoll der 
25. Sitzung des Untersuchungsausschusses vom 
7. Juli 1982, Seite 263. 

Zeuge Tand 1 er: Ich habe Ihnen gesagt, daß 
ich eine ganze Reihe von Zahlungsanweisungen 
vorgelegt bekommen, diese auch unterschrieben 
habe, allerdings nie im Detail nachgegangen bin, 
für was sie genau verwendet werden sollen. Aber 
eine Frage des Inhalts, ob mir bekannt gewesen 
sei, daß dieser Arbeitskreis etwas bekommen hat, 
ist mir nicht gestellt worden. 

- Weiter Tandler: 

Mir ist die Frage gestellt worden - ich erinnere 
mich sehr präzise daran -, ob mir von der Zusam· 
menarbeit zwischen Langemann und Arbeitskreis 
Stauffenberg etwas bekannt gewesen sei. Diese 
Frage habe ich mit Nein beantwortet. 

Drei Seiten weiter steht im Protokoll: 

Ab g. Hier s e man n: Wie hat der Herr Lange· 
mann das Ihnen gegenüber begründet, 

- gemeint ist das Geld für von Stauffenberg -

warum das notwendig ist? 

Zeuge Tand 1 er: Es hat keine persönlichen Ge· 
spräche dieser Art gegeben. Ich habe das mit den 
Zuwendungsbescheiden bekommen und habe das 
unterschrieben. 

(Abg. Möslein: Das stimmt doch!) 

Er hat also immer gesagt: Nur diese Zuwendungsbe· 
scheide. Mein vorhalt war: 

Ab g. K 1 a s e n: Das heißt also mit anderen Wor­
ten: Auch vor Beginn der Zahlungen an diesen 
Empfänger sind Sie nicht zum grundsätzlichen Pla· 
zet eingeschaltet worden? 

Z e u g e Tand 1 er: Nein. 

Nun lese ic.h Ihnen mit Genehmigung des Innenmini· 
sters Tandler den Brief des Herrn von Stauffenberg 
vor. 

(Abg. Möslein: Des Präsidenten!) 

- Die Genehmigung muß ich einholen, denn die Akten 
laufen unter geheim. Er hat zuerst selber daraus zi· 
tiert und hat jetzt genickt, daß man vorlesen darf. Der 
Brief hat folgenden Wortlaut: 

Christoph Freiherr von Stauffenberg; 22. Okto· 
ber 1979. An den Herrn Staatsminister des Innern: 
Hierdurch nehme ich die Gelegenheit, Ihnen im Na· 
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men des Arbeitskreises für Internationale und Poli­
tische Studien für den in diesem Jahr gewährten 
Staatszuschuß sehr zu danken. 

- Das hat Herr Tandler selber vorgelesen. Er hat aber 
nicht weitergelesen: 

Es kann gesagt werden, daß dadurch unsere Infor­
mationsgebung auf dem Gebiet des Staatsschut­
zes wesentlich gefördert worden ist. Nach unserer 
Auffassung konnte eine erhebliche Vertiefung des 
sachbezogenen Kenntnisstandes beim Empfänger­
kreis bewirkt werden. 

- Der Empfängerkreis ist der Herr Tandler. 

Um diese Arbeit mit gesteigerter Intensität fortset­
zen zu können, darf hierdurch die Bitte geäußert 
werden, auch im kommenden Jahr einen Staatszu­
schuß für die spezifische Arbeit vorzusehen. Ange­
sichts der allgemein ansteigenden Kosten erlaube 
ich mir, zur Erwägung anheimzugeben, den Sok­
kelbetrag von 2p000 auf 30000 DM zu erhöhen, 
falls die Haushaltslage dies ohne Komplikationen 
gestattet. 

(Abg. Möslein: Na und?!) 

Nochmals besten Dank! Freundliche Grüße Ihr er­
gebener Stauffenberg 

(Unruhe bei der CSU -Abg. Nätscher: Das 
sagt noch gar nichts! - Glocke des 

Präsidenten) 

Dieser Minister Tandler sagt, er habe von den sachli­
chen Hintergründen nichts gewußt. 

(Anhaltende Unruhe bei der CSU - Glocke 
des Präsidenten) 

Ich muß Ihnen das Protokoll vielleicht noch einmal 
vorlesen. 

(Abg, Dr. Beckstein: Selber mal denken 
wäre wichtiger!) 

Präsident DJ, Heubl: Das Wort hat der Abgeordnete 
Klasen. 

Kiesen (SPbl: Dazu noch einmal Tandler im Aus-
schuß: 1 

Zeuge 
Gespräc 
den Zuw 
das unte 

Tand 1 er: Es hat keine persönlichen 
dieser Art gegeben. Ich habe das mit 

dungsbescheiden bekommen und habe 
chrieben. 

(Zuruf von der CSU: Na und?!) 

A b g. K a s e n: Das heißt also mit anderen Wor­
ten: Aue vor Beginn der Zahlungen an diesen 
Empfäng r sind Sie nicht zum grundsätzlichen Pla­
zet einge chaltet worden? 

Er ist hier e geschaltet worden. 

(A . Möslein: Wo denn?!·-Abg. Dr. 
. Backstein: 1 und 1 sind 2!) 

Dann lese ich Ihnen auch noch den V e r m e r k des 
Herrn L a n g e m an n vor, den Langemann dem 
Herrn Tandler gegeben hat. 

(Abg. Dr. Glück: Ist das eine Haarspalterei!) 

Als Anlage lege ich ein Schreiben des Freiherrn 
von Stauffenberg mit der Bitte um Kenntnisnahme 
vor. 

- Es ist das Schreiben, das ich vorgelesen habe. 

(Abg. Möslein: Nach 
Zuschußbewilligung !) 

Die Abteilung 1 F 3 würde die erfolgreiche Zusam­
menarbeit auch 1980 mit der beantragten Höhe 
des Zuschusses gerne fortsetzen. Der Betrag ist 
haushaltsmäßig gedeckt. 

Das heißt, er wendet sich an seinen Minister, daß er 
dafür das Plazet bekommt. Dann sagt er, er habe da­
mit nichts zu tun gehabt. Das ist der Sachverhalt. 

Präsident Dr. Heubl: Gestatten Sie eine Zwischen­
frage des Herrn Abgeordneten Dr. Wiesheu? 

Kiesen (SPD): Ja. 

Dr. Wlesheu (CSU): Herr Kollege Klasen, würden Sie 
endlich zur Kenntnis nehmen, daß dieser nachträgli­
che Dankesbrief auf die erste Zahlung hin mit der 
Aussage des Herrn Ministers, daß er vor Beginn der 
Zahlungen, nämlich vor der Zahlung 1979, in die Sa­
che nicht informativ eingeschaltet war, nicht im Wi­
derspruch steht und Sie mit diesem Brief Ihre Be­
hauptung, die nach wie vor unwahr ist, nicht belegen 
können, oder wollen Sie fortfahren, dem gesamten 
Plenum ein Beispiel für Ihre Wirklichkeits- und Wahr­
heitsverdrängung zu geben, wie wir es im Ausschuß 
schon ein paarmal erlebt haben? 

(Beifall bei der CSU) 

Präsident Dr. Heubl: Herr Kollege Wiesheu, erstens 
war das letztere keine Frage, sondern eine Feststel­
lung, und dies in einer unparlamentarischen Form. Ich 
weise sie zurück. 

(Zuruf von der CSU: Aber eine richtige!) 

Kiesen (SPD): Meine Damen und Herren! Der Innen­
minister hat im Untersuchungsausschuß in diesem 
Zusammenhang ständig den Eindruck erweckt, als ob 
er nur mit den Zahlungsvorgängen befaßt war, indem 
das vorher von Abteilungsleitern dieses Amtes abge­
zeichnet gewesen sei, und nicht mit der inhaltlichen 
Frage, wer bekommt was oder wer bekommt wieviel. 
Dieses wird durch dieses Schreiben und durch die 
Vorlage widerlegt. 

Meine Damen und Herren! Sie haben sich zuerst so 
lauthals aufgeregt, als ich über ein D o s s i e r ge­
sprochen habe, das ein Gespräch zwischen dem 
Herrn B ran d t und dem Herrn F a 1 i n betrifft, und 
als ich nicht zitieren konnte, wo das genau her­
kommt. Ich habe Ihnen zuerst gesagt, ich selber habe 
es nicht gesehen, ich war nicht Berichterstatter, ich 
habe es nur im Pro t ok o 11 gelesen. Es kann im 
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Protokoll dieser Sitzung nachgelesen werden. Beson­
ders laut geschrien hat Kollege Dr. Wiesheu in die­
sem Zusammenhang. Jetzt darf ich Ihnen etwas aus 
der Sitzung des Untersuchungsausschusses vorle­
sen, Vortrag des Kollegen Dr. Wiesheu. Das ist aus 
nichtöffentlicher Sitzung; ich bin aber gehalten, das 
zu tun, um hier klarzustellen - -

(Abg. Dr. Wiesheu: Es geht um das Dossier! 
-Abg. lang: Herr Präsident, es handelt sich 

um eine geheime Sitzung!) 

- Ich stelle fest, 

(Unruhe bei der CSU - Glocke des 
Präsidenten) 

daß der Herr Wiesheu über eine Vormerkung betref­
fend ein Gespräch der Herren Brandt, Beitz und Falin 
referiert hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Heubl: Das Wort hat der Abgeordnete 
Dr. Rothemund. 

Dr. Rothemund (SPD): Herr Präsident, meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Der Ablauf der Debatte 
hat es so gewollt, daß ich erst nach dem Kollegen 
lang das Wort bekommen habe und daß zwischen­
zeitlich noch zwei Kollegen das Wort hatten. Ich habe 
mich gemeldet, weil ich meine, daß es in einem be­
stimmten Stadium der Debatte sinnvoll und notwen­
dig ist, nicht mehr in die Einzelheiten einzusteigen, 
sondern die Ergebnisse zusammenzufassen. 

(lachen bei der CSU) 

- Ich weiß gar nicht, warum Sie da lachen müssen. 

(Glocke des Präsidenten) 

Der Kollege lang macht ein todernstes Gesicht. 

(Abg. lang: Wir sitzen bloß seit 1 /2 11. Uhr 
hier!) 

Nicht nur der ln~enminister hat die heutige Debatte 
mit Interesse vet1olgt. sondern auch wir, 

1 

(Zuruf„on der CSU: Teilweise!) 

und zwar mit grö lern Interesse und mit gewisser Ge­
nugtuung, wie i nicht verhehlen will. Die Debatte 
begann nämlich mit den e i n d e u t i g e n F e s t -
s t e 11 u n g e n n Herrn Kollegen H i e r s e m a n n 
- er hat sie dann och konkret belegt - über das Ver­
halten des Herrn langemann in bezug auf das Über­
schreiten seiner Kompetenzen als der oberste Be­
amte dieser Abt lung. Er hat daraus mit Deutlichkeit 
die Schlußfolger g gezogen, daß der Herr 1 n n e n -
minister vo sich aus zurückzutreten 
hätte. Wir haben ewartet. was dann passiert. 

(Heiterkeit bei der CSU -Abg. Dr. Weiß: 
Nix!) 

Wir hatten zunäc st auf den Herrn Kollegen H u n d -
h am m e r gezä lt. Und siehe da. der Herr Kollege 
Hundhammer hat e gar kein Bedürfnis verspürt, diese 

eindeutige Rücktrittsforderung zurückzuweisen, son­
dern er beschäftigte sich mit anderen Dingen, näm­
lich mit Journalisten, übrigens, Herr Kollege Hund­
hammer, in sehr unglücklicher, fataler Weise, was ich 
Ihnen bei der Gelegenheit einmal sagen will. 

(Abg. Dr. Hundhammer: Das berührt mich 
aber wenig, was Sie hier sagen! -

Zustimmung bei der CSU - Zurufe von der 
SPD) 

- Ich kenne Ihre Art. 

(Zuruf von der CSU: Wir auch!) 

Trotzdem werden Sie mir gestatten, Ihnen das zu sa­
gen. 

(Abg. Möslein: In Ihrer Art!) 

Es passierte also gar nichts, aber dann entstand Ner­
vosität. Der Herr Tandler begab sich nach unten, und 
der Herr l an g wurde plötzlich munter. 

(Zuruf von der CSU: Der ist immer munter!) 

Er hatte wohl das Gefühl: Jetzt muß etwas gegen 
diese Rücktrittsforderung gesagt werden. Er meldete 
sich zu Wort. 

(Zurufe von der CSU) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, diese Re­
aktion war jedenfalls nicht uninteressant. Dann sind 
Sie hierhergetreten, wie wir das schon des öfteren er­
lebt haben, sehr geehrter Herr Kollege lang, als der 
Entrüstungsspezialist Ihrer Fraktion, 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

die Primadonna für guten Geschmack. Und man 
merkte es Ihnen direkt an, daß Sie ,in diesem Falle 
wirklich betroffen waren. Die Vorstellung, daß der 
Herr Tandler zurücktreten und mit gewissen Ansprü­
chen in die Fraktion kommen könnte, mußte Sie zu­
tiefst beunruhigen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD - lachen 
und Widerspruch bei der CSU - Anhaltende 

Zurufe) 

Präsident Dr. Heubl: Gestatten Sie eine Zwischen­
frage des Herrn Wiesheu? -

Dr. Rothemund (SPD): Nein, Herr Wiesheu, ich denke 
gar nicht daran. 

(Zurufe von der CSU) 

Ich werde jetzt in dem Zusammenhang doch den Fa­
den nicht Ihnen überlassen, Herr Kollege Wiesheu! 

(Heiterkeit) 

Ich bin ja noch nicht bei dem Punkt angekommen. 

(Anhaltende Zurufe von der CSU) 

- Es ist sehr schön, daß Sie sich so aufregen! 

Sie sind dann hierhergetreten und haben sich wieder 
einmal entrüstet, und gleich in doppelter Weise. Die 
Frage des Kollegen Koch wegen der Ab wes e n -
h e i t des Herrn M i n i s t e r p r ä s i d e n t e n war 
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wieder einmal Anlaß, den Ministerpräsidenten zu ent­
schuldigen. Sie hatten schon einmal Pech mit einer 
solchen Entschuldigung. Sie haben ihn einmal hier 
entschuldigt, Herr Kollege Lang, wegen „dringender 
Staatsgeschäfte". 

(Vereinzelte Heiterkeit bei der SPD) 

Und dann stellte sich heraus, daß er an einer Karne­
valssitzung teilgenommen hatte, und das noch außer­
halb des Landes. 

(Anhaltende Zurufe) 

Jetzt haben Sie ihn wegen seiner Krankheit entschul­
digt. Ich habe schon mehrere solche Entschuldigun­
gen in bezug auf den Herrn Ministerpräsidenten er­
lebt, wenn es um Krankheit geht. z. B. bei dem Feier­
tagsgesetz war er hier auch nicht anwesend. In die­
ser Sitzungswoche fehlte er immer tagsüber, aber 
abends war er beim Parlamentarischen Abend des 
Herrn Präsidenten, und am Abend der CSU-Fraktion 
konnte er auch teilnehmen. 

(Widerspruch bei der CSU) 

Der Ministerpräsident hat offenkundig eine spezielle 
Krankheit. 

Präsident Dr. Heubl: Darf ich ·feststellen, daß der 
Herr Ministerpräsident gestern nicht auf dem Parla­
mentarischen Abend war. 

Dr. Rothemund (SPD): Meine Damen und Herren! Sie 
haben ein ungewöhnlich kurzes Gedächtnis. Ich rede 
vom Feiertagsgesetz. Damals, als die Beratungen 
darüber in diesem Hohen Hause stattfanden, fehlte 
der Ministerpräsident. Er wurde mit K~ankheit ent­
schuldigt. Er war aber abends - -

(Abg. Lang: Heute geht's um die 
Entschuldigung hier und heute und um die 
Vorwürfe! - Weitere Zurufe von der CSU) 

- Dazu komme ich noch, warten Sie doch! - Er war 
aber abenjjs an zwei Tagen, obwohl er hier fehlte, je­
weils an d•n ·Festlichkeiten der CSU-Fraktion und des 
Landtags. loazu will ich nur sagen: Ein Arbeitnehmer, 
der sich 'o verhält, wie der Herr Ministerpräsident 
sich verh lten hat, nämlich dort zu fehlen, wo es 
seine Pfli t gewesen wäre. anwesend zu sein, näm­
lich an de Sitzungen des Landtags, um sich für die 
Festlichke en des Abends zu schonen, ein solcher 
Arbeitneh er hätte mit seinem Arbeitgeber beträcht­
liche Sch ierigkeiten. 

(Beil 1 bei der SPD - Anhaltende Zurufe von 
der CSU) 

Präsident Dr. Heubl: Gestatten Sie eine Zwischen­
frage der rau von Pölnitz? 

Dr. Roth und (SPD): Frau Kollegin, bei Ihnen fällt 
es mir un ewöhnlich schwer, nein zu sagen. Bitte! 

Freifrau v n Pölnltz (CSU): Darf ich eine persönliche 

Frage an Sie stellen: Wollen Sie besonders mir den 
Abschied vom Haus leicht machen, indem Sie unsere 
Arbeit so herabsetzen, wie Sie sie heute darstellen? 

(Zustimmung bei der CSU) 

Dr. Rothemund (SPD): Den Abschied vom Haus ha­
ben Sie gewählt. Und ich hoffe nicht, daß er Ihnen 
leicht fällt. Ich kann mir eigentlich nicht zurechnen 
lassen, 

(Abg. Frfr. von Pölnitz: Aber nicht so 
schäbig wie heute!) 

daß ich irgend etwas dazu beitragen könnte, um Ih­
nen den Abschied leichter zu machen. 

Lassen Sie mich zurückkommen! Wir hatten nach 
den Gepflogenheiten des Herrn M i n i s t e r p r ä s i -
den t e n heute nicht erwartet, daß er hier ein Wort 
redet. Aber wir hatten doch erwartet. daß er hier an­
wesend ist, um die Diskussion aufzunehmen, um die 
Vorwürfe kennenzulernen. 

(Abg. Lang: Er kann doch nicht sprechen!) 

- Zum Zuhören braucht man nicht reden zu können! 
Aber wenn ich dann noch erfahre, daß er im laufe 
des Vormittags - ich hoffe, daß diese Information 
stimmt - vor einer Besuchergruppe eine Stunde lang 
reden konnte, dann kommt mir diese Art von Abwe­
senheit eher als eine bewußt gewählte d i p 1 o m a t i -
sehe Abwesenheit vor. 

(Beifall bei der SPD - Abg. Lang: Das kann 
man wirklich nicht sagen!) 

Aber in jedem Falle, Herr Kollege Lang, sei es wie es 
sei: Ein Sachverhalt bleibt doch übrig: Der Minister­
präsident hat in vier Jahren ein g e r i n g e s 1 n t e r -
esse an der parlamentarischen Arbeit 
in diesem Hohen Hause gezeigt. 

(Beifall bei der SPD -Anhaltende Zurufe von 
der CSU) 

Nun, meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
habe schon davon gesprochen, daß das Verhalten 
des Herrn L an g e m a n n nicht mit seinen 
D i e n s t p f 1 i c h t ·e n vereinbar war, daß es nicht 
gedeckt war durch die Gesetzeslage, daß vieles von 
dem, was er getan hat, illegal gewesen ist. Die einzel­
nen Fälle brauche ich hier nicht mehr zu wiederholen. 
Ich will nur noch einmal auf einen Unterschied auf­
merksam machen: Der Innenminister Bruno M e r k 
hat damals den Versuch gemacht, den Herrn Lange­
mann auf seine Aufgaben einzugrenzen. Aber die 
s p ä t e r f o 1 g e n d e n 1 n n e n m i n i s t e r haben 
die K o m p e t e n z ü b e r s c h r e i t u n g e n n i c h t 
n u r g e d u 1 d e t , s o n d e r n nach meiner festen 
Überzeugung u n t e r s t ü t z t. 

(Zuruf des Abg. Dr. Wiesheu) 

Sie haben es nicht nur hingenommen, sondern ge­
wollt. Und wenn Sie sagten, Herr Wiesheu, da wurde 
sozusagen eine „Bombe" erwartet, 

(Abg. Dr. Wiesheu: Das war angekündigt!) 

und die „Bombe" sei ausgeblieben: Ja, meine sehr 
verehrten Damen und Herren, ist es nicht eine 
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Bombe, daß der Innenminister von dem höchsten Be­
amten des Verfassungsschutzes so redet, daß er ein 
Spinner oder Gauner oder beides zusammen sei? Ist 
es nicht eine Bombe, daß dieser Beamte ein unge­
wöhnliches Sicherheitsrisiko für dieses Land gewe­
sen ist? 

(Beifall bei der SPD - Zustimmung bei der 
FDP) 

Was muß denn eigentlich in Bayern noch passieren, 
daß überhaupt etwas passiert? 

(Zurufe von der CSU - Ironischer Zuruf des 
Abg. Stein: Der Baum ist doch für die innere 
Sicherheit zuständig, da brauchen wir doch 

nichts zu befürchten!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der 1 n -
n e n m i n i s t e r hat hier erklärt, daß selbstverständ­
lich das Recht bestehe, G e s p r ä c h s p a r t n e r 
des Herrn M i n i s t e r p r ä s i d e n t e n zu d u r c h -
1 euch t e n, zu überprüfen, bis hin zu den Vermö­
gensverhältnissen, wie wir es aus den Aktenvermer­
ken wissen. Ich kann nur sagen: Einern Innenminister, 
der eine solche Praxis in dieser Weise entschuldigt, 
nein: rechtfertigt, für legal hält, diesem Innenminister 
fehlt jedes Gespür für Rechtlichkeit in diesem Zusam­
menhang. 

(Beifall bei SPD und FDP) 

Natürlich mußte Herr Tandler sich heute verteidigen. 
Natürlich haben wir nicht erwartet, daß Herr Tandler 
hierhertritt und sagt, er trete zurück. Aber wir hatten 
erwartet, daß es bei Ihnen doch einige Nachdenkliche 
gibt, die einen Kommentar wie den von Herrn He i -
g e r t in der „Süddeutschen Zeitung", 

(Zurufe von der CSU) 

einem Mann, der Ihnen nähersteht als uns - -

(Widerspruch und Lachen bei der CSU -
Abg. Möslein: Woher wollen Sie das wissen? 

Er war einm•I Mitglied der CSU! Er war!) 

- Ich nehme an, 'ß er Ihnen näher steht als uns. 

(Abg. Mösle : Dann steht Ihnen auch der 
Karl ofmann, MdB, näher!) 

Ich hätte gedach 
geben könnte, ü 
die sich in diese 
nachzudenken, z 
anstrengen könnt 
im Verfassungss 
künftig in den Gri 

daß er wenigstens Veranlassung 
r die staatsrechtlichen Probleme, 
Zusammenhang wirklich stellen, 
indes! in dem Sinne, wie Sie sich 

n, die illegalen Praktiken, die hier 
utzbereich stattgefunden haben, 
zu bekommen. 

Aber insoweit gib es bei Ihnen keinerlei Nachdenk­
lichkeit. 

(Abg. M sie in: Da müßte auch der 
Bundesi enminister nachdenken!) 

Lassen Sie mich um Schluß 

Zuruf: Sehr gut!) 

eine Bemerkung nfügen. Der Abgeordnete Wies -
h e u hat in seine Rede von „nach Beendigung des 

Untersuchungsausschusses" geredet. Herr Kollege 
Wiesheu, da drang das Unterbewußtsein nach oben. 
Es gibt doch nach den Erklärungen, die auch Herr 
Lang im Ältestenrat abgegeben hat, nicht den gering­
sten Zweifel, daß das, was jetzt im Anschluß stattfin­
den wird, nämlich die Unterbrechung dieser Sitzung, 
damit die CSU-Fraktion sich versammelt, um angeb­
lich Wertungen in bezug auf die Fortsetzung des Un­
tersuchungsausschusses vorzunehmen, nicht ande­
res als eine Farce ist. 

(Beifall bei der SPD - Zuruf des Abg. Lang) 

Präsident Dr. Heubl: Gestatten Sie eine Zwischen­
frage des Kollegen Wiesheu? 

Dr. Rothamund (SPD): Nein! - Denn, sehr verehrter 
Kollege Lang, Sie haben doch im Ältestenrat nicht 
den geringsten Zweifel daran gelassen - und wenn 
Sie nicht unehrlich sein wollen, müssen Sie es zuge­
ben -, daß Sie nicht daran denken, diesen Untersu­
chungsausschuß um welchen Preis auch immer fort­
zusetzen. Sie haben dort erklärt: Dieser Untersu­
chungsausschuß ist beendet. Und Sie haben - -

(Abg. Lang: Nicht erklärt!) 

- Herr Kollege Lang, ich hoffe, daß Sie mir nicht das 
bißchen Respekt, das ich vor Ihnen, vor Ihrer Wahr­
heitsliebe noch hatte, wegnehmen. 

(Unruhe) 

Ich kann Ihnen nur eins sagen: Sie mögen es viel­
leicht durchsetzen. Wir werden es Ihnen in diesem 
Punkt nicht leichtmachen. Aber auch wenn Sie es 
durchsetzen, der Vorgang ist nicht beendet. Wir wer­
den diesen Vorgang restlos aufklären. 

(Abg. Möslein: In Bonn!) 

Und wenn Herr Tandler wieder Kritik übt, daß für den 
Untersuchungsausschuß Geld ausgegeben wird, so 
lassen wir uns von der Regierung und der Mehrheit in 
unserem Recht, in der Frage dieses Untersuchungs­
ausschusses volle Wahrheit zu erreichen, in keiner 
Weise beeinträchtigen. Wir werden uns dann, meine 
sehr verehrten Damen und Herren, spätestens in der 
nächsten Legislaturperiode mit diesem Vorgang wei­
ter beschäftigen. Spätestens! Und dann wollen wir 
mal sehen, was am Schluß dieses Untersuchungsaus­
schusses zusätzlich stehen wird. Heute steht fest, 
daß dieser Untersuchungsausschuß nach dem jetzi­
gen Ergebnis erbracht hat, daß d i e S i c h e r h e i t 
dieses Landes in einem erheblichen 
Umfang durch die Schuld verantwort­
licher CSU-Politiker gefährdet gewe­
sen ist. 

(Beifall bei der SPD - Widerspruch bei der 
CSU - und Zuruf: Ach Gott, ach Gott!) 

Präsident Dr. Haubl: Als Nächster hat das Wort der 
Herr Kollege Hiersemann ! 

Hlarsemann (SPD): Herr Präsident, meine sehr ver-
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ehrten Damen und Herren! Ich will die Sitzung nicht 
verlängern. 

(Zuruf: Du machst es aber!) 

Nur, Herr Innenminister, Sie haben vorhin angekün­
digt, daß Sie bei der Debatte am 13. September in die­
sem Hause ausführlich Stellung nehmen werden. Ich 
möchte Ihnen deshalb heute schon Gelegenheit ge­
ben, über folgenden Vorgang nachzudenken: Sie ha­
ben bei Ihrem zweiten Erscheinen im Untersuchungs­
ausschuß nach reiflicher Überlegungszeit folgendes 
ausweislich des Pro t ok o 11 s gesagt: 

Z e u g e Ta n d 1 e r : Mir ist die Frage gestellt 
worden - ich erinnere mich sehr präzise daran -, 
ob mir von der Zusammenarbeit zwischen Lange­
mann und Arbeitskreis Stauffenberg etwas be­
kannt gewesen sei. Diese Frage habe ich mit Nein 
beantwortet. 

Ich darf Ihre Aufmerksamkeit lenken auf eine N o t i z 
des Herrn Langem an n vom 21. Februar 1980, die 
folgenden Inhalt hat, wobei ich den Namen weglasse: 

Die beigefügte Veröffentlichung im Daily Telegraph 
vom 11. 2. 1980, die unser Freund „ „ verfaßt hat, 
geht auf hier unternommene Einflußnahmen im Zu­
sammenhang mit dem Büro des Freiherrn von 
Stauffenberg zurück. Um Kenntnisnahme darf ge­
beten werden. 

Diese Notiz trägt Ihre Paraphe. Diese Notiz, die Sie 
zur Kenntnis genommen haben, zeigt deutlich, daß 
Sie von der Zusammenarbeit Langemanns und Stauf­
fenbergs gewußt haben müssen. Ich darf Sie herzlich 
bitten, dies in der Sitzung am 13. September in der 
Debatte zu qualifizieren. Ich tue mich sehr hart, die 
Antwort, die Sie dem Ausschuß gegeben haben, mit 
dem Prädikat Wahrheit zu bezeichnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Heubl: Das Wort hat der Herr Kollege 
Dr. Zech. 

(Zuruf: Jessas!) 

Dr. Zech (FDP): Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! · h habe mich nur noch einmal zu Wort ge­
meldet, eil ich einem Kollegen - dem Herrn Innenmi­
nister - ich! die Antwort auf seine Frage schuldig 
bleiben ill. Herr Innenminister, ich darf jetzt die Pro­
tokollste en vorlesen, die meine Frage und Ihre Ant­
worten treffen. Das war zunächst vormittags meine 
Frage: 

Herr inister, Sie sagten, im Detail haben Sie sich 
natürli h nicht um die Zahlungen für den positiven 
Verfa ungsschutz gekümmert. Wie weit hatten 
Sie K ntnis, wohin diese Gelder geflossen sind? 

Zeug Tand 1 er: Herr Dr. Zech, ich weiß nicht, 
wie o ich das noch beantworten soll. Sie können 
mich j noch 50mal fragen. Ich habe Ihnen gesagt, 
ich h e diese Anweisungen, soweit sie vorgele­
gen si d. unterschrieben. Ich habe auch keine Ver­
anlas ng gehabt, sie im Detail nachzuprüfen, weil 
die en sprechenden Vermerke der zuständigen Re-

ferenten darauf enthalten waren. Demzufolge habe 
ich auch davon ausgehen können, daß das haus­
haltsmäßig in Ordnung ist. Und aus. Wenn Sie bloß 
einmal einen Tag in einem solchen Ministerium wä­
ren, wüßten Sie, wie unsinnig Ihre Fragen sind. 

Ab g. Dr. Z e c h : Ja, gut, Herr Minister, wenn Sie 
das so beantworten. Ich frage nur, welche tatsäch­
liche Kenntnis Sie darüber hatten. 

Ze u g·e Tand 1 er: lch·habe dies schon fünfmal 
gesagt: keine. Herr Vorsitzender, ist es wirklich 
notwendig, daß bestimmte Fragen immer wieder 
gestellt werden? 

V o r s. D r. H u n d h am m e r : Nein. 

Am Nachmittag hielt ich dann dem Herrn Minister vor: 

Jedenfalls ist jetzt klar, Herr Minister, daß Sie nicht 
nur routinemäßig unterschrieben haben, sondern 
daß Ihnen in dem Moment auch klar war, wohin das 
Geld gegangen ist. 

Z e u g e Ta n d 1 e r : Was meinen Sie jetzt damit? 

Ab g. Dr. Z e c h : Sie haben uns heute vormittag 
gesagt, Sie haben - -

Zeuge Tand 1 er : Sie können davon ausgehen, 
daß ich mir auch bei Unterschriften die Adressen 
noch ansehe. 

Präsident Dr. Heubl: Das Wort hat der Herr Abgeord­
nete Wiesheu. - Verzichtet. Dann der Herr Kollege 
Dr. Glück! 

Dr. Glück (CSU): Herr Präsident, Hohes Haus! Noch 
eine Klarstellung: Herr Kollege Dr. Rothernund hat 
vorhin behauptet, daß der Herr Ministerpräsident bei 
der Verabschiedung des Feiertagsgesetzes 

(Abg. Dr. Rothemund: Bei der Aussetzung 
der „.) 

nicht anwesend gewesen sei. Ich darf sagen, daß laut 
Protokoll der 59. Sitzung der Ministerpräsident anwe­
send gewesen ist und mit Ja gestimmt hat. 

(Schallende Heiterkeit bei der CSU -
Unruhe!) 

Präsident Dr. Heubl: Das Wort hat der Herr Staatsmi­
nister des Innern. 

Staatsminister Tandler: Herr Präsident, meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Wenn der Herr Kollege 
Hiersemann schon die Tatsache erwähnt, daß auf die­
sem Papier meine Paraphe sei, dann hätte ich die 
Bitte, daß er auch diesem Hause das Protokoll vor­
liest, in dem mir bestimmte Fragen zu diesem Thema 
gestellt worden sind, und dann erläutert, unter wel­
chem Gesichtspunkt dies teilweise abgegeben wird. 

Sie können aus der Tatsache der Paraphe nicht die 
Behauptung ableiten - ich habe es genau geschil­
dert-, daß ich von den Inhalten dann auch tatsächlich 
Kenntnis genommen habe. 
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(Abg. Jaeger: Was soll dann die 
Abzeichnung bedeuten?!) 

- Herr Kollege Jaeger, wenn Sie die Güte haben 
nachzulesen, dann wissen Sie, was sie bedeutet. 

Im übrigen darf ich Ihnen sagen: Was Herr Dr. Zech 
hier vorgelesen hat, beweist exakt, daß ich meine Fra­
gen vorher zu Recht an ihn gestellt habe. 

(Beifall bei der CSU) 

Präsident Dr. Heubl: Das Wort hat Herr Kollege Dr. 
Rothemund. 

Dr. Rothemund (SPD): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Es ist mir klar, daß wohl bei Ihnen die Fä­
higkeit zum Zuhören in den letzten Jahren immer 
schlechter geworden ist; 

(Abg. Diethei: Oberlehrer! - Heiterkeit und 
Lachen bei der CSU) 

denn wenn Sie mir zugehört hätten, hätten Sie zur 
Kenntnis nehmen müssen, daß ich sagte, im Zusam­
menhang mit dem Feiertagsgesetz - -

(Abg. Dr. Glück: Sie haben den Eindruck 
erweckt, ... !) 

- Moment, jetzt will ich es Ihnen doch noch einmal 
ein bißchen ausführlicher schildern. 

(Zuruf von der CSU: Bitte nicht!) 

Sie erinnern sich wohl an jene Weihnachtswoche, als 
das Feiertagsgesetz auf der Tagesordnung des Baye­
rischen Landtags stand und aufgrund eines Anrufs 
des Herrn Ministerpräsidenten in der CSU-Fraktion 
das bereits in allen Ausschüssen beratene Feiertags­
gesetz von der Tagesordnung dieses Landtags wie­
der abgesetzt worden ist, weil die CSU sich nicht ei­
nig gewesen ist, wie sie sich letzten Endes entschei­
den soll. 

(Abg. Dr. Glück: Das hätten Sie präziser 
ausdrücken müssen!) 

- Sie hätlpm ja nur zuzuhören brauchen! 

' (Widerspruch bei der CSU) 
1 

Ich habe n diesem Zusammenhang festgestellt, daß 
der Herr inisterpräsident an diesen Tagen der Weih­
nachtsw he gefehlt hat, 

(Widerspruch bei der CSU) 

r am Parlamentarischen Abend des Herrn 
n teilgenommen hat, desgleichen am 
CSU-Fraktion. 

. Diethei: Von der Weihnachtswoche 
war aber vorher nicht die Rede!) 

- Herr D. thei, daß Sie nicht zuhören können, weiß 
ich sehe seit langem. 

. Diethei: Von der Weihnachtswoche 
war vorher nicht die Rede!) 

- Ihre Z chenrufe beweisen dies allzu oft. Vor eini­
ger Zeit aben Sie sich selber im Verhältnis zu mir 

entschuldigen müssen, weil Sie sich nicht einmal 
mehr an Ihre eigenen Äußerungen erinnert haben, die 
Sie hier gemacht haben, die ich Ihnen aber dann an 
Hand des Protokolls nachgewiesen habe. 

(Zuruf des Abg. Dr. Glück) 

- Nein, Herr Glück, das war ein Schnellschuß. 

(Zuruf von der CSU: Von Ihnen!) 

- Nein, von Ihnen, als Sie meinten, Sie könnten mit 
der namentlichen Abstimmung beim Feiertagsgesetz 
beweisen, was gar nicht zu beweisen war. 

Ich wiederhole meine Behauptung: Der Herr Minister­
präsident Strauß war in der Weihnachtswoche, als 
das Feiertagsgesetz behandelt werden sollte, nicht 
im Plenum; er zeigte keinerlei Interesse an den Ple­
narsitzungen, war aber an den Abenden, sowohl beim 
Parlamentarischen Abend wie auch beim Abend der 
CSU-Fraktion, mit dabeigewesen. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Heubl: Meine sehr verehrten Damen, 
meine Herren! Ich möchte doch bitten, daß wir zum 
eigentlichen Thema „Untersuchungsausschuß Lange­
mann" wieder zurückkehren. 

Das Wort hat der Herr Stellvertreter des Ministerprä­
sidenten. 

Staatsminister Dr. Hlllermeier: Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Es ist in der Tat schade um die 
Zeit, 

(Sehr richtig! und starker Beifall bei der CSU 
- Abg. Möslein: So ist es!) 

die hier mit einer Diskussion verlorengeht, Herr Kol­
lege Rothemund, die wir in ähnlicher Form 

(Abg. Dr. Wilhelm: Kleinkariert ist das!) 

mit Variationen der Begründung schon vier Jahre lang 
hören. Ein Armutszeugnis ist das, 

(Abg. Hiersemann: Für Herrn Strauß!) 

das Sie sich immer wieder ausstellen. Ministerpräsi­
dent Strauß, so habe ich eben noch einmal feststellen 
lassen, war in der weit überwiegenden Mehrzahl der 
Plenarsitzungstage in diesem Hause. 

(Widerspruch und kräftiges Lachen bei der 
Opposition - Zurufe der Frau Abg. König) 

- Diesen alten Schnee immer wieder aufzutischen, 
was zum Teil heute gar nicht mehr nachprüfbar ist, 

(Lachen und Widerspruch bei der 
Opposition - Abg. Hiersemann: Aber Sie 

haben es doch gerade selber nachgeprüft!) 

ist eine Zumutung. In Wirklichkeit, Herr Kollege Ro­
themund, ist es der beredte Ausdruck Ihres Neides 
gegenüber einem Manne, dem Sie nichts Gleichwerti­
ges entgegenzusetzen haben. Das ist der wahre 
Grund. 

(Starker, anhaltender Beifall bei der CSU) 
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Präsident Dr. Heubl: Herr Minister, das Wort „Neid" 
weise ich zurück. 

Das Wort hat Herr Kollege Dr. Punisch. 

(leichte Unruhe) 

Dr. Punisch (FDP): Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Ich bin nicht Mitglied des Untersuchungsaus­
s.chusses; ich beziehe meine Kenntnisse über die zu­
sammenhänge - -

Präsident Dr. Heubl: Darf ich um Ruhe bitten! Herr 
Kollege Punisch hat das Wort. 

Dr. Punisch (FDP) - fortfahrend -: nur aus den, wie 
hier mehrfach dargelegt, nicht immer ganz zuverlässi­
gen Berichten der Zeitungen und einem intensiven 
Verfolg des Verlaufs dieser Debatte. 

Ich habe den Eindruck, es bestehen zwischen den 
verschiedenen Seiten dieses Hauses Meinungsver­
schiedenheiten. 

(Heiterkeit) 

Ich komme nun in die Verlegenheit, mich zu fragen: 
Wem soll ich glauben? Soll ich den Kollegen Hierse­
mann, Zech, Klasen und Konsorten glauben, oder soll 
ich der Staatsregierung und der Mehrheitsfraktion 
glauben? 

Meine Damen und Herren, ich habe mich entschlos­
sen, der Mehrheitsfraktion zu glauben; denn 60 Pro­
zent der bayerischen Wähler können sich nicht irren. 

(Beifall bei der CSU - Heiterkeit bei FDP und 
SPD) 

Außerdem habe ich mich entschlossen, dem Staats­
minister des Innern zu glauben, denn er hat die be­
sten Informationen. 

(Wiederholter Beifall bei der CSU - Lachen 
bei FDP und SPD) 

Außerdem besitzt er das Vertrauen der Mehrheit die­
ses Hauses, wenn mich meine Ohren nicht täuschen. 

(Heiterkeit bei FDP und SPD - Beifall bei der 
CSU) 

Aus diesei- Debatte entnehme ich nun, daß es offen­
bar dieseili Hans Langemann tatsächlich gibt. 

(Grtße Heiterkeit und lebhafter Beifall bei 
1 FDP und SPD) 

Insofern ind die Darlegungen der Opposition doch 
nicht gan ohne Hintergrund. 

(Wi derholt Heiterkeit bei FDP und SPD) 

Dieser H s Langemann soll - auch das wurde von 
der CSU 'chi widerlegt - Ministerialdirigent im lnnen­
ministeriu gewesen sein, und zwar ist er da hinein­
gekomme durch eine ganz niederträchtige, typisch 
Bonner p sitive BND-Beurteilung. Es ist die Bayeri­
sche Staa sregierung durch die Heimtücke einer Bon­
ner lnstit tion dazu verführt worden, diesen Mann 
einzustell n. 

(Starker Beifall und große Heiterkeit 
bei FDP und SPD) 

- Dieser besagte Hiersemann - -

(Allgemeine große Heiterkeit) 

-Meine Damen und Herren, wenn Sie nun hören, wel­
chen Satz ich sagen wollte, werden Sie erkennen, wie 
peinlich mir diese Verwechslung ist. Ich wollte näm­
lich sagen: Dieser besagte Langemann ist durch die 
Dachluke eingestiegen. 

(Erneut allgemeine große Heiterkeit und 
Beifall auf allen Seiten des Hohen Hauses) 

Und zwar ist dieser Herr Langemann eingestiegen, 
ohne irgend jemanden der führenden Persönlichkei­
ten der CSU näher zu kennen. Damit, meine Damen 
und Herren, und das möchte ich vor allen Dingen der 
Opposition sagen, ist bereits der Qualitätsbeweis die­
ses Mannes erbracht; denn es gehört einfach zu den 
Qualitätskriterien eines Geheimdienstmannes, daß 
man ihn nicht erkennt. 

(Erneut große Heiterkeit) 

Meine Damen und Herren von der Opposition, Sie sa­
gen dem Herrn Langemann nach, er hätte führende 
Persönlichkeiten, u. a. den Heiligen Vater, bespitzelt. 
Das ist nicht wahr. Sie haben es gerade von der Re­
gierungsfraktion gehört: Er hat nur Dinge weitergege­
ben, die er zufällig gehört hat. Damit hat er genau das 
getan, was seine Aufgabe war: Er hat sich einerseits 
seinem Arbeitgeber gegenüber loyal verhalten und 
nichts verschwiegen, und er hat auf der anderen 
Seite die Staatsregierung vor Informationen ge­
schützt, die sie nicht hören wollte. 

Außerdem bezichtigen Sie den Herrn Langemann der 
Schriftstellerei. Meine Damen und Herren von der Op­
position: Laut Bayerischer Verfassung ist Bayern ein 
Kulturstaat. Warum wollen Sie ausgerechnet einen 
Ministerialdirigenten zum Banausentum verdammen! 
Auch ein Ministerialdirigent hat das Recht, sich 
schriftstellerisch zu betätigen. 

(Fortgesetzt Heiterkeit bei FDP und SPD) 

Sie klagen des weiteren Herrn Langemann an, er 
habe ungerechtfertigte Transaktionen begangen. Ich 
frage Sie: Wäre Ihnen ein Ministerialdirigent lieber, 
der nicht in der Lage ist, Überweisungsformulare aus­
zufüllen? 

(Erneut Heiterkeit bei FDP und SPD) 

Der Herr Innenminister war über diese „Nebentätig­
keiten" des Herrn Langemann informiert. Er hat sie 
nicht untersagt. Nehmen Sie das bitte als einen Be­
weis der Liberalitas Bavarica. Sie sprechen so oft der 
konservativen Mehrheitsfraktion die Liberalität ab; 
hier haben Sie nun einen Beweis dafür. 

Der Kollege Lang hat gesagt, alles, was die Opposi­
tion hier vorgetragen habe, mache auf die Mehrheits­
fraktion keinen Eindruck. Da hat er völlig recht, und 
ich verstehe nicht, wie Sie überrascht sein können, 
meine Damen und Herren von der Opposition. Im üb­
rigen hat es eine Partei, die mehr als 51 Prozent hat, 
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auch nicht nötig, sich von Argumenten beeindrucken 
zu lassen. 

(Beifall bei FDP und SPD -Abg. Kluger: 
Wenn es doch nur Argumente gewesen 

wären!) 

Wir haben außerdem gehört - und hier bitte ich Sie, 
Ihr Demokratieverständnis etwas zu korrigieren! -: 
Was die Staatsverdrossenheit erzeugt - falls es der­
gleichen geben sollte-, sind nicht die Skandale, son­
dern die Bemühungen derjenigen, die Skandale auf­
decken. 

(Beifall bei FDP und SPD) 

Je mehr Skandale es gibt, desto mehr ist die Solida­
rität der demokratischen Parteien gefordert, diese zu­
zudecken. 

(Abg. Dr. Weiß: Reden Sie von Bonn?) 

Meine Damen und Herren! Wir haben vor vierzehn Ta­
gen über das Naturschutzgesetz gesprochen und ha­
ben uns alle belehren lassen, daß Feuchtbiotope zu 
schützen sind. Jetzt versuchen Sie wieder, so einen 
Sumpf auszutrocknen. 

(Heiterkeit und Beifall bei FDP und SPD) 

Ich kann mich in diesem Fall nur der Meinung der 
Mehrheitsfraktion anschließen: Sie lernen nichts 
dazu! 

Herr Kollege Wiesheu hat an einem der Höhepunkte 
seiner Rede gesagt, 

(Abg. Grünbeck: Gab's da einen?!) 

wenn die Wahl vorbei ist, würde niemand mehr die 
Ablösung des Innenministers Tandler fordern. Ich 
hoffe, daß er recht hat. 

(Starker Beifall bei FDP und SPD) 

Präsident Dr. Htubl: Das Wort zur Geschäftsord­
nung hat der Herr Kollege Lang. 

Lang (CSU): Her Präsident, meine Damen und Her­
ren! Sie gestatte mir eine Richtigstellung. Ich bitte 
den Herrn Präsi enten mir zu gestatten, aus dem 
Protokoll der Ält stenratssitzung vom 30. Juni 1982 
zu zitieren. Ich h e diese Zitierung im Hinblick auf ei­
nen möglichen w iteren Verfassungsstreit für wichtig, 
und ich halte sie uch für richtig, weil ich auf das, was 
der Herr Kollege Dr. Rothemund mir unterstellt hat, 
antworten muß. uf Seite 16 dieses Protokolls über 
diese Sitzung de Ältestenrates heißt es: 

Abg. D r. R o h e m und kündigt an, bereits jetzt 
die außerorde !liehe Sitzung im September mit 
dem Thema „ ischenbe~icht" zu beantragen. 

Abg. L an g klärt, man wolle in der letzten Plen-
arsitzung 

- das ist heute -

einen Zwische bericht geben. Der Landtag könne 
während der tersuchung jederzeit einen Bericht 

über den Stand des Verfahrens verlangen. Den 
entsprechenden Antrag stelle man jetzt. 

Dann kommt die Entscheidung: 

Der Antrag des Abg. Lang, daß das Ende der Ta­
gung 

- das ist das Ende der Tagung in dieser Legislaturpe­
riode -

auf 24.Juli 1982 festgestellt wird, wird mit den 
Stimmen der CSU gegen die Stimmen der SPD und 
der FDP angenommen. 

Auf Seite 18 ist zu lesen: 

Abg. D r. Roth e m und stellt zusammenfassend 
fest, es liege eine Weigerung des Ausschußvorsit­
zenden und der Ausschußmehrheit vor, über den 
ß. Juli hinaus zu tagen. Es liege eine Erklärung vor: 
Am 8. Juli wird die Beweisaufnahme beendet, un- • 
beschadet aller vorgetragenen Argumente. Weiter 
wird erklärt: Im August wird nicht getagt. In der 
Plenarsitzung der letzten Sitzungswoche findet ein 
Zwischenbericht statt. 

Abg. Lang bestreitet dies mit der Feststellung, 
Abgeordneter Dr. Hundhammer brauche die Zeit 
vom 8. Juli ab bis zur Berichterstattung im Plenum 
für die Vorbereitung des Zwischenberichts. Er 
wolle ausdrücklich auch der Opposition für das 
Minderheitenvotum die entsprechende Zeit einräu­
men, damit der Mehrheit nicht über das Gericht 
vorgehalten werde, man habe der Opposition keine 
Möglichkeit gegeben, sich auf den Zwischenbe­
richt vorzubereiten. 

Weiter auf Seite 19: 

Abg. Lang findet es nicht logisch, wenn man auf 
der einen Seite die Beweisaufnahme weitermache 
und auf der anderen Seite 4 Wochen Zeit für die 
Ausarbeitung des Berichts wolle. 

Der Kollege Rothemund hat nämlich vier Wochen für 
die Ausarbeitung des Minderheitenberichts verlangt 
und gleichzeitig gefordert, daß der Untersuchungs­
ausschuß pausenlos weitertage. Ein Ding der Unmög­
lichkeit! 

Weiter auf Seite 19 unten: 

Abg. Lang wirf1 ein, deshalb wolle man die Be­
weisaufnahme vorläufig beenden. 

Es war immer von Unterbrechung der Beweisauf­
nahme die Rede und von sonst nichts. 

Präsident Dr. Heubl: Gestatten Sie eine Zwischen­
frage des Herrn Hiersemann? 

(Abg. Hiersemann: Nein, zur Erwiderung!) 

-Ach so! 

Hlersemann (SPD): Herr Präsident, meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren! Nachdem der Kollege 
Lang aus dem Protokoll des Ältestenrats zitiert und 
darauf hingewiesen hat, daß er schon immer von ei­
nem Zwischenbericht gesprochen hat, wäre ich dem 
Kollegen Lang sehr dankbar, wenn er auch die Stelle 
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aus dem Protokoll vortragen würde, wo er beantragt 
hat, daß in dieser Plenarwoche ein Teilabschlußbe­
richt erstellt wird und er erst nach dem Protest des 
Kollegen Dr. Zech von einem Zwischenbericht ge­
sproctien hat. Sie hatten nämlich ganz andere Inten­
tionen, Herr Kollege Lang. 

(Abg. Lang: Wir haben halt geglaubt, es 
wäre möglich, aber es war nicht möglich!) 

Wenn man schon zitiert, Herr Kollege Lang, und 
wenn man damit Vorwürfe des Herrn Dr. Rothemund 
widerlegen will, dann gebietet es der Anstand, daß 
man auch dies mitzitiert. 

(Abg. Möslein: Teilabschlußbericht, 
Zwischenbericht - das ist doch 

Wortklauberei!) 

Präsident Dr. Heubl: Das Wort hat der Herr Kollege 
Lang zur Geschäftsordnung! 

(Abg. Dr. Merkl: Was ist denn ein 
Teilabschlußbericht? - Gegenruf des Abg. 

Hiersemann: Eben, das gibt's nicht! -
Weitere Zu- und Gegenrufe - Glocke des 

Präsidenten) 

Lang (CSU): Wir sind am Ende der Aussprache zu 
dem vorgelegten Zwischenbericht. Es wurde von der 
Fraktion der SPD ein Dringlichkeitsantrag angekün­
digt. Mit Rücksicht auf diesen Dringlichkeitsantrag 
bitte ich, Herr Präsident, meine Damen und Herren, 
diese Sitzung für eine halbstündige Fraktionssitzung 
der CSU zu unterbrechen. 

Präsident Dr. Heubl: Meine Damen und Herren! Es 
ist üblich, da$ dem Wunsch einer Fraktion, die dieses 
beantragt, entsprochen wird. Ich unterbreche die Sit­
zung und beginne um halb sechs Uhr wieder neu. 

(Unterbrechung der. Sitzung: 17.00 Uhr) 

(Wiederaufnahme der Sitzung 17 Uhr 32 Minuten) 

Erster Vlzep ··sldent Kamm: Die Sitzung wird wieder 
aufgenomm . Wir kommen nun zum Abschluß des 
Tagesordnu spunktes 32. Dazu liegt ein Dringlich-
keitsantrag r Fraktion der FDP und der SPD vor. 

(Ab . Lang: Von uns wird auch einer 
ei gebracht: Das haben wir erst 

1 beschlossen!) 

- Der wird st verteilt. Wäre das Hohe Haus damit 
einverstande , wenn ich diesen Punkt aussetzen und 
inzwischen nen anderen Tagesordnungspunkt erle­
digen würde 

(Abg. ang: Das machen wir gleich, ganz 
kurz!) 

Bitte, Herr K liege Leeb ! 

Leeb (CSU): Herr Präsident, meine Damen und Her­
ren! Die Fra ionen von SPD. und FDP haben auf der 

Drucksache 12763 einen Dringlichkeitsantrag einge­
reicht, der dahin geht, die Beweisaufnahme im Unter­
suchungsausschuß Langemann bis zum 27. August 
1982 fortzusetzen. 

Meine Damen und Herren, wir kennen den Inhalt des 
Zwischenberichts vom Ausschußvorsitzenden Dr. 
Hundhammer; wir kennen die mündliche Erläuterung 
in der vorangegangenen Aussprache, und wir kennen 
zumindest in Ansätzen die abweichende Beurteilung 
der Angelegenheit durch die Opposition. Das Parla­
ment kann also heute wesentlich sachkundiger über 
die weitere Tätigkeit des Untersuchungsausschusses 
befinden, als dies in der eingeschobenen Plenarsit­
zung am 7. Juli 1982 der FaU war. 

Die Fraktion der CSU hat soeben in einer eigens da­
für anberaumten Fraktionssitzung den derzeitigen 
Sachstand beraten und ist zu folgenden Ergebnissen 
gekommen: 

1. Wie von Kollegen Dr. Hundhammer bereits darge­
stellt wurde, liegt bisher lediglich zu Bruchteilen der 
Untersuchungsaufträge ein abschließendes Ergebnis 
vor, das im Zwischenbericht niedergelegt ist. 

2. Der Untersuchungsauftrag ist derart umfangreich, 
daß nicht damit gerechnet werden kann, daß er bis 
zum Ende der Legislaturperiode, bis ZUF anberaum­
ten Sondersitzung des Landtags am 13. September 
oder bis zu dem neuen ins Spiel gebrachten Datum 
vom 27. August 1982 abschließende Ergebnisse er­
bringen könnte. 

3. Gleiches muß für die Gewinnung von weiteren, in 
sich abgeschlossenen Teilergebnissen gelten. Der 
bisherige Gang der Ermittlungen hat gezeigt, daß 
auch bei der Befassung des Untersuchungsaus­
schusses mit vermeintlich abgrenzbaren Beweisthe­
men eine Ausuferung der Ermittlungen unvermeidlich 
war. Das wird auch bei weiteren Komplexen so sein, 
deren sich der Untersuchungsausschuß noch anneh­
men müßte. 

Was die von der Opposition als vordringlich erachtete 
Einsichtnahme in die Kalender und Ringbücher von 
Dr. Larigemann anlangt, kann ebenfalls nicht davon 
ausgegangen werden, daß insoweit ein abschließen­
des Teilergebnis erzielt werden könnte. Der General­
bundesanwalt will nur einer Delegation des Untersu­
chungsausschusses Einsicht in die beschlagnahmten 
Unterlagen gewähren. Allein die Durchsicht der ver­
schlüsselten Unterlagen soll angeblich vier Tage dau­
ern. Dadurch könnte der Untersuchungsausschuß al­
lenfalls einen ersten Einblick gewinnen. Die nach 
Karlsruhe entsandte Delegation des Untersuchungs­
ausschusses müßte ihre Erkenntnisse zeitraubend in 
die Beweisaufnahme vor dem gesamten Ausschuß 
einführen. Die Notizen des Dr. Langemann müßten 
dann, soweit landespolitisch einschlägig, durch wei­
tere Beweiserhebungen nachvollzogen . und durch 
Kontrolluntersuchungen auf ihre Richtigkeit überprüft 
werden. Dauer und Abschluß einer solchen Aktion 
sind unabsehbar. 

4. Der eigentliche Kern des Untersuchungsauftrages 
ist - wie, sich aus dem Zwischenbericht ergibt - auf­
geklärt. Es ging dabei um die Frage, wie Dr. Lange-
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mann in den Staatsdienst gelangte. Insoweit steht 
nach unserer Überzeugung fest, daß die beamten­
rechtlichen Voraussetzungen für eine Übernahme in 
den bayerischen Staatsdienst vorlagen, da Dr. Lange­
mann von seinen früheren Dienstherren hervorragend 
beurteilt worden war, ferner daß die für die Über­
nahme von Dr. Langemann verantwortlichen Perso­
nen korrekt gehandelt haben. 

Allerdings haben die Untersuchungen auch ergeben, 
daß sich Dr. Langemann während seiner Tätigkeit für 
den Freistaat Bayern in hohem Maße unkorrekt ver­
halten hat. Insofern ist der Untersuchungsausschuß 
fündig geworden. Das diesbezügliche Beweisergeb­
nis wird sicher in die bereits laufenden Ermittlungen 
der Strafverfolgungs- und Disziplinarbehörden einge­
führt werden. Dem Landtag steht insoweit aus dem 
bisherigen Beweisergebnis eine ausreichende Grund­
lage für eine eigene Beurteilung zur Verfügung. So­
weit das Beweisergebnis strafrechtlich und diszipli­
narrechtlich relevant ist, sind die zuständigen Stellen 
tätig geworden. Auch sie handeln im öffentlichen In­
teresse. Eine Sachbehandlung entsprechend dem 
Legalitätsprinzip ist gesichert. Deshalb ist davon aus­
zugehen, daß insoweit ein eigenes öffentliches Inter­
esse des Landtags an weiteren Ermittlungen verneint 
werden darf, zumal das bisherige Beweisergebnis 
eine politische Wertung des Sachverhalts durch das 
Parlament erlaubt. 

5. Durch das Handeln von Dr. Langemann ist unse­
rem lande und seinen Sicherheitsinteressen zwei­
felsfrei großer Schaden zugefügt worden. Dies haben 
die Ermittlungen des Untersuchungsausschusses er­
geben. Durch weitere Enmittlungen qes Untersu­
chungsausschusses kann dieser Schaden jedoch 
keineswegs verringert werden. Weitere Ermittlungen 
- und damit darf ich den Bayerischen Verfassungsge­
richtshof zitieren - zur Abwehr von Schäden für das 
Staatsganze sind deshalb nicht erforderlich, zumal 
sich die Strafverfqlgungsbehörden auch dieses Fra­
genkomplexes inttlnsiv angenommen haben. 

6. Nach der heu igen Aussprache über den Zwi­
schenbericht ist e dem Landtag aufgegeben, im Hin­
blick auf die bevo stehende Sommerpause und eine 
denkbare Festle ng des Schlusses der Tagung 
nach Artikel 17 A atz 3 der Bayerischen Verfassung 
eine verfahrenslei nde Entscheidung über die wei­
tere Tätigkeit de Untersuchungsausschusses zu 
treffen. Dabei hat er Landtag einerseits die Bedeu­
tung des sich aus rtikel 25 der Verfassung ergeben­
den Enqueterecht der Minderheit des Landtags zu 
würdigen, andere eits aber auch das bisherige Be­
weisergebnis und ie Frage, ob die Fortführung der 
Beweisaufnahme öffentlichen Interesse geboten 
ist. Schließlich ist ntscheidend, ob innerhalb der kur­
zen, möglicherwei e noch zur Verfügung stehenden 
Zeitspanne für w ere Ermittlungen zusätzliche Ab­
schluß- oder in si h abgeschlossene Teilergebnisse 
gewonnen werde können. Weiter darf bei ·der zu 
treffenden verfahr nsleitenden Entscheidung berück­
sichtigt werden, aß der Untersuchungsausschuß 
bisher sehr intens und keinesfalls verzögerlich vor-

gegangen ist. also die Ermittlungen nachhaltig geför­
dert hat. 

(Abg. Lang: Fleißig waren die!) 

Zu berücksichtigen ist schließlich, daß auch die Mit­
glieder des Untersuchungsausschusses, wie jeder 
andere Staatsbürger auch, Anspruch auf einen Ur­
laub haben und im bevorstehenden Wahlkampf nicht 
schlechter gestellt sein dürfen als ihre Kollegen, die 
nicht an der Untersuchung beteiligt waren. Die in die­
sem Zusammenhang notwendige Abwägung führt 
dazu, daß es die CSU-Fraktion als sachgerecht an­
sieht, in dieser zu Ende gehenden Legislaturperiode 
weitere Beweiserhebungen nicht durchführen zu las­
sen. 

In die Abwägung, meine Damen und Herren, darf ich 
darüber hinaus noch folgende weitere Gesichts­
punkte einbringen: Durch unseren Dringlichkeitsan­
trag vom 7. Juli 1982, mit dem die Vorlage eines Zwi­
schenberichts verlangt wurde, wurde es ermöglicht, 
bereits heute dem Landtag Grundlagen für eine Ent­
scheidung zu vermitteln. Ohne das Verlangen nach 
einem Zwischenbericht nach Artikel 21 Absatz 1 des 
Gesetzes über die Untersuchungsausschüsse würde 
der bis zum 15. Oktober 1982 nicht abschließbare Un­
tersuchungsauftrag der Diskontinuität zum Opfer ge­
fallen sein, ohne daß eine Besprechung der vorliegen­
den Teilergebnisse im Plenum erfolgt wäre. Durch un­
seren Beschluß vom 7.Juli 1982 haben wir es der Op­
position ermöglicht, ihr Minderheitenrecht aus Artikel 
25 der Verfassung besser zu wahren, als dies durch 
den eigenen Antrag von SPD und FDP hätte gesche­
hen können. 

Das bisherige Beweisergebnis, meine Damen und 
Herren, läßt bereits eine politische Wertung des 
Sachverhalts zu. Das Beweisergebnis wurde in einer 
sehr intensiv geführten Beweisaufnahme gewonnen. 
Dem öffentlichen Interesse ist damit, soweit es zeit­
li~h möglich war, genügt. Durch eine weitere Beweis­
aufnahme kann Schaden vom Staat nicht mehr abge­
wendet werden. Aus dem heutigen Vortrag des Aus­
schußvorsitzenden Dr. Hundhammer ergibt sich, daß 
in dieser zu Ende gehenden Legislaturperiode weder 
ein abschließendes, alle Beweisfragen behandelndes 
Ergebnis vorgelegt werden kann, noch ein weiteres in 
sich abgeschlossenes Teilergebnis. 

In diesem Zusammenhang, meine Damen und Herren, 
verweise ich auf eine Entscheidung des Staatsge­
richtshofes unseres Nachbarlandes Baden-Württem­
berg vom 16.April 1977, 

(Unruhe - Glocke des Präsidenten) 

abgedruckt in der Zeitschrift „DÖV" Jahrgang 1977, 
Seite 525ff. Dort ist u. a. entschieden, daß schon die 
Einsetzung eines Untersuchungsausschusses dann 
abgelehnt werden darf, wenn es angesichts einer zu 
Ende gehenden Legislaturperiode ausgeschlossen 
erscheint, daß der Untersuchungsausschuß wenig­
stens noch ein Teilergebnis vorlegen kann. 

Ein Teilergebnis unseres hiesigen Untersuchungs­
ausschusses liegt Ihnen heute vor; weitere Teilergeb­
nisse sind wohl nicht mehr vor dem 15. Oktober 1982 
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zu erzielen. Alle im Untersuchungsausschuß tätigen 
Kollegen haben in den vergangenen Wochen eine 
sehr umfangreiche Arbeit geleistet, welche bis an die 
Grenzen der physischen Leistungsfähigkeit reichte. 
Diese Arbeit war geleitet von dem Bestreben, bis. zur 
Sommerpause eine weitestgehende Sachaufklärung 
zu erreichen. Die Mitglieder des Untersuchungsaus­
schusses haben nun mehr als wir alle eine Sommer­
pause verdient. Ebenso wie wir alle haben sie aber 
auch Anspruch auf gleiche Chancen im bevorstehen- · 
den Wahlkampf. 

(Beifall bei der CSU) 

Ein weiterer Gesichtspunkt: Auch der bereits lau­
fende Wahlkampf für unsere Landtagswahl am 
10. Oktober 1982 ergibt Gesichtspunkte, die gegen 
eine Fortführung der Untersuchung sprechen. Wir 
wollen den Komplex Langemann keinesfalls aus dem 
Wahlkampf aussparen. Wir könnten dies im übrigen 
auch gar nicht. 

Aber je näher der Wahlkampf rückt, desto schwieri­
ger wird es für einen Untersuchungsausschuß, in der 
gebotenen Unabhängigkeit eines gerichtsähnlichen 
Verfahrens seine Untersuchungen weiterzuführen. 
Der Untersuchungsausschuß ist ein Kontrollinstru­
ment des gesamten Parlaments. Sein Ansehen und 
das Ansehen des ganzen Hauses müßte aber darun­
ter leiden, wenn der Untersuchungsausschuß als 
Wahlkampfinstrument mißbraucht würde. 

Dies ist leider schon geschehen. Ich erinnere nur an 
das öffentliche Auftreten des Kollegen Hiersemann, 
der allüberall im lande, obwohl zur Mitwirkung an ei­
ner unabhängigen Untersuchung verpflichtet, als 
Wanderprediger auftritt und unzulässige Vorwegver­
urteilungen ausstreut. 

(Beifall bei der CSU) 

Meine Damen und Herren, der Untersuchungsaus­
schuß soll unter anderem die Tätigkeit der Staatsre­
gierung ~ontrollieren. Es könnte der Staatsregierung 
aber nie~! verwehrt werden, sich je nach dem Inhalt 
der vor em Untersuchungsausschuß gemachten Äu­
ßerunge mit Stellungnahmen zur Wehr zu setzen. 
Der Ge nstand des Untersuchungsausschusses ist 

ein Wahlkampfthema. Zu Wahlkampfthe­
dürfte sicn die Staatsregierung in dieser Ei­
nach den vom Bundesverfassungsgericht 

aufgest lten Grundsätzen über die Öffentlichkeitsar-
beit - w nn überhaupt - nur sehr zurückhaltend äu­
ßern, w 1 sie ihr Ansehen und ihre Autorität nicht in 

hlkampf einbringen darf. Eine solche Zu-
ng ist jeder Regierung in den letzten sechs 
vor einer Wahl auferlegt. Wir in Bayern sind 
its heute sehr nahe am Wahltermin. 

Die Ab · gung all dieser Gesichtspunkte - einerseits 
die Ber· ksichtigung des Rechts der Opposition aus 
Artikel der Bayerischen Verfassung, andererseits 

, ob das öffentliche Interesse die Fortfüh­
rung de Untersuchung gebietet, schließlich die Be­
achtung von Fragen des Parlamentsrechts und der 
lnteress n der Mitglieder des Untersuchungsaus-

schusses - veranlaßt die Fraktion der CSU, heute an 
dieser Stelle folgenden verfahrensleitenden D r i n g -
1 i c h k e i t s a n t r a g einzubringen: 

Der Landtag wolle beschließen: 

Der Bayerische Landtag nimmt den Bericht des 
Vorsitzenden des Untersuchungsausschusses 
„Langemann" zur Kenntnis und hält es für sachge­
recht, die Beweisaufnahme zu den Untersuchungs­
aufträgen vom 1. April 1982 und vom 11. Mai 1982 
abzubrechen. 

Ich darf Sie bitten, meine Damen und Herren, dem 
Dringlichkeitsantrag der CSU-Fraktion zuzustimmen, 
den gegenteiligen Antrag von SPD und FDP abzuleh­
nen. 

(Beifall bei der CSU) 

Erster Vizepräsident Kamm: Das Wort hat der Herr 
Kollege Hiersemann! 

Hlersemann (SPD): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Herr Kollege Leeb hat vor dem Verfas­
sungsgerichtshof erklärt, die Fraktion der CSU werde 
heute nach der Debatte über den Zwischenbericht 
beraten, wie sie sich verhalten wird. 

(Abg. Lang: Das haben wir eingehend 
gemacht!) 

Ich stelle fest, daß die CSU-Fraktion hierzu eine halbe 
Stunde Zeit benötigt hat; 

(Zuruf des Abg. Kaps) 

- Herr Kaps, bei Ihnen glaube ich das aufs erste 
Wort. 

Ich stelle fest, daß Herr Leeb soeben eine fünfseitige, 
maschinengeschriebene Erklärung verlesen hat. 

(Abg. Lang: Seit halb elf Uhr tagen wir!) 

Dies haben Sie also, Herr Kollege Leeb, in einer hal­
ben Stunde geschafft: Sie haben beraten, Sie haben 
fünf Seiten ausgearbeitet, Sie haben Literatur nach­
gelesen, und Sie haben das noch in die Maschine dik­
tiert. Herr Kollege Leeb, ein bißchen geschickter hät­
ten Sie sich hier schon- anstellen sollen, wenn Sie 
ernstgenommen werden wollen! 

(Beifall bei der SPD - Zurufe von der CSU, 
u.a. Abg. Lang: Auch das 

Verfassungsgericht arbeitet so!) 

Das halte ich, mit Verlaub gesagt, für eine nachträgli­
che Ohrfeige für den Verfassungsgerichtshof, was 
Sie hier geboten haben, Herr Kollege Leeb, 

(Abg. Lang: Unerhört!) 

der Ihnen schlicht aufgesessen ist, und sonst gar 
nichts. 

Erster Vizepräsident Kamm: Herr Kollege Hierse­
mann, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Kollegen Leeb? -

Leeb (CSU): Herr Kollege Hiersemann, sind Sie be­
reit, zur Kenntnis zu nehmen, daß ich in Vorbereitung 
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der heutigen Fraktionssitzung mehrere Entwürfe für 
verschiedene Antragstellungen vorbereitet hatte, 

(Lachen bei der SPD) 

und sind Sie weiter bereit, zur Kenntnis zu nehmen, 
daß ich durchaus in der Lage bin, je nach der Ent­
scheidung, die die Fraktion trifft, gegebenenfalls al­
ternative Argumentationen vorzubereiten? 

(Beifall bei der CSU) 

Hlersemann (SPD): Herr Kollege Leeb, ich bin gern 
bereit, das zur Kenntnis zu nehmen, wenn Sie mir 
binnen zwei Minuten den anderen Entwurf hier vorle­
gen. 

(Beifall bei der SPD - Lachen bei der CSU) 

- Herr Kollege Leeb, wir sollten uns hier nicht als 
Spaßvögel betätigen. 

(Zuruf des Abg. Dumann) 

- Herr Kollege Dumann, ich verzichte darauf, vom 
Präsidenten eine Rüge für Sie zu verlangen; Sie sind 
das wirklich nicht wert. 

(Beifall bei der SPD) 

Nun zu den Argumenten, die Kollege Leeb vorgetra­
gen hat: Er hat erstens gesagt, eine abschließende 
Beweisaufnahme mit abschließenden Ergebnissen sei 
nicht möglich. Wenn wir entsprechend dem Antrag 
von SPD und FDP bis zum 27. August forttagen, be­
deutet dies 20 zusätzliche Untersuchungstage. Sie 
haben selbst gesagt und vorhin darauf hingewiesen, 
daß der Ausschuß einige Ergebnisse ans Tageslicht 
gefördert hat. Wir haben sogar dem Innenministerium 
auf die Sprünge geholfen, und zwar in der Geschichte 
der Finanzierung. Das haben wir in 27 Ausschußsit­
zungen geschafft. Schon von der Logik her ist in wei­
teren 20 Aussch~Bsitzungen eine Menge an Ergeb­
nissen zu erwart•n und zu erreichen. Wir gehen da­
von aus, daß die~er Untersuchungsauftrag damit ab­
geschlossen wer~en kann. 

Punkt 2: Herr K liege Leeb, Sie haben gesagt, der 
Kern des Unters hungsauftrags - Ziller 1 - sei voll­
ständig aufgeklä . Wir stimmen dem von vornherein 
nicht zu, wie wir as in der vorhergehenden Debatte 
deutlich gemach haben. Aber darauf will ich jetzt 
nicht abstellen. 1 h will vielmehr etwas anderes sa­
gen: Keinem in esem Hause, auch nicht der Mehr­
heit, steht es frei bei einem vom Landtag beschlos­
senen Untersuc ngsauftrag nachträglich einen von 
11 Punkten zum auptpunkt zu erklären. Jeder dieser 
Punkte muß en prechend den Beschlüssen des 
Landtags aufgek · rt werden. Sie können sich nicht 
nach politische Belieben hinstellen und sagen: 
Punkt 1 ist der H ptpunkt; den haben wir aufgeklärt; 
damit hören wir f. 

(Abg. Dr. H ndhammer: Das habe ich gar 
nicht gesagt!) 

- Herr Kollege 
mit Ihnen; ich s 
Leeb. 

. Hundhammer, ich spreche nicht 
reche dauernd mit dem Kollegen 

Ich habe nicht behauptet. daß Sie das gesagt haben. 
Kollege Lee b hat vorhin davon gesprochen. Wenn 
Sie zugehört hätten, hätten Sie das gemerkt. 

Der Kollege Leeb hat ferner gesagt, hinsichtlich der 
anderen Punkte müsse ein öffentliches Interesse ver­
neint werden, weil Ermittlungsverfahren und Diszipli­
narverfahren laufen. Ich widerspreche mit Nachdruck 
und Entschiedenheit dieser Argumentation. Es gibt 
keinen Beispielfall für diese Argumentation. Der Kom­
mentar von Nawiasky-Leusser spricht ausdrücklich 
davon, daß Ermittlungsverfahren und Disziplinarver­
fahren nicht die Einsetzung eines Untersuchungsaus­
schusses verhindern und die Arbeit eines Untersu­
chungsausschusses behindern. Beides kann von der 
Verfassung her nebeneinander stattfinden. Zum Zeit­
punkt der Einsetzung des Untersuchungsausschus­
ses wußten wir alle, daß das Disziplinarverfahren läuft 
und daß die Ermittlungsverfahren laufen. Zum Zeit­
punkt der Einsetzung des Untersuchungsausschus­
ses war das öffentliche Interesse zu prüfen. Der 
Landtag hat es geprüft, indem er dem Untersu­
chungsauftrag zugestimmt hat. Das öffentliche Inter­
esse kann nicht nachträglich von der Mehrheit aber­
kannt werden. Dies ist unzulässig. 

(Beifall von SPD und FDP) 

3. Zu meinem öffentlichen Auftreten! Wir haben Ihnen 
schon damals, als Kollege Lang plötzlich Blasen stei­
gen ließ und heftig schimpfte, 

(Abg. Dr. Glück: Mit Recht!) 

sehr deutlich gesagt, daß sich die Sozialdemokraten 
von niemandem und schon gleich gar nicht von der 
Mehrheit den Mund verbieten lassen. 

(Beifall bei SPD und FDP) 

Das, was dem Kollegen Dr. Wiesheu recht ist, der im 
Bayern-Kurier Wertungen abgibt, ist auch Kollegen 
unserer Fraktion billig, nämlich in Versammlungen 
über Langemann zu sprechen, ob es Ihnen paßt oder 
nicht. 

(Abg. Lang: Umgekehrt war es!) 

- Nein, Herr Kollege Lang. Wir sind Gott sei Dank 
noch nicht so weit, daß Sie Abgeordneten des Frei­
staates Bayern das Wort verbieten können. Gott sei 
Dank noch nicht! 

(Beifall bei SPD und FDP - Zuruf des Abg. 
Dr. Hundhammer) 

- Auch Kollege Dr. Wiesheu ist befangen, Herr Kol­
lege Dr. Hundhammer! 

(Abg. Dr. Hundhammer: Er hat nur auf Sie 
repliziert!) 

- Der Kollege Wiesheu hat nicht auf mich repliziert. 
Lesen Sie mal den Artikel im Bayern-Kurier durch, 
dann werden Sie das feststellen. Im übrigen haben 
auch andere Kollegen des Untersuchungsausschus­
ses immer wieder Wertungen abgegeben, Sie selbst, 
Herr Vorsitzender, in den Pressekonferenzen, wie wir 
das bei jedem Untersuchungsausschuß gemacht ha­
ben. 
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Wir sind auch in einem Untersuchungsausschuß noch 
immer Politiker und keine Kastraten. 

Erster Vizepräsident Kamm: Herr Kollege Hierse­
mann, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Kollegen Wiesheu? -

Hlersemann (SPD): Natürlich. 

Dr. Wlesheu (CSU): Herr Kollege Hiersemann, sind 
Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, daß ich das Inter­
view im Bayern-Kurier erst gegeben habe, nachdem 
Ihre Schwabing-Veranstaltung bereits angekündigt 
war, nachdem Sie nach meiner Kenntnis bereits meh­
rere Veranstaltungen dieser Art hinter sich gebracht 
hatten und nachdem Sie Wertungen massivster Art 
bereits gezogen haben? Sind Sie zudem bereit, zur 
Kenntnis zu nehmen, daß ich mich bei diesem Inter-

, view mit Wertungen massiv zurückgehalten habe? 

(Abg. Klasen: Massiv zurückgehalten?) 

Hlersemann (SPD): Herr Kollege Wiesheu, richtig ist, 
daß Sie sich mit „massiven Wertungen" zurückgehal­
ten haben. Damit hätten Sie nämlich den Herrn Tand­
ler getroffen. Ansonsten haben Sie sehr deutlich ge­
wertet. Unrichtig ist, daß ich vor Ihrem Interview Ver­
anstaltungen durchgeführt habe. Die im Schwabinger 
Bräu war die erste. Sie hätten bestenfalls Konse­
quenzen aus der Veranstaltung im Schwabinger Bräu 
ziehen können, wenn ich dort Dinge gesagt hätte, die 
nicht bereits Ergebnis des Untersuchungsausschus­
ses gewesen wären. In dieser Richtung hat die CSU 
bis heute keine Gelegenheit gehabt, Kritik zu äußern. 
Sie sollten den Vorwurf daher endlich sein lassen. 

Zu den Anträgen: 

Erster \tlzepräsldent Kamm: Herr Kollege Hierse­
mann, g•statten Sie eine weitere Zwischenfrage des 
Herrn Kqllegen Dr. Wiesheu, bevor Sie zu den Anträ­
gen komtnen? -

Hlersem~nn (SPD): Natürlich. 

Dr. Wie eu (CSU): Herr Kollege Hiersemann, sind 
Sie weni stens bereit zuzugeben, daß die Form des 
Plakats, as für diese Veranstaltung gewählt worden 
war, in eh nicht nur eine Bewertung, sondern eine 
herzhaft Polemik enthalten hat? 

(Le hafte Zurufe von der SPD - Glocke des 
Präsidenten) 

Hlerse nn (SPD): Herr Kollege Wiesheu, ich bin 
eringsten bereit, in einen Streit über dieses 
zutreten, sonst müßten wir auch über Kari­

Bayern-Kurier reden. Im übrigen habe ich 
r deutlich gesagt, daß ich an der zusam­

menstell ng und Herstellung des Plakats nicht betei-
ligt war, sondern daß ich dem dortigen Ortsverein 
meine Z sage für die Veranstaltung gegeben habe 

und daß alles andere von diesem Ortsverein gemacht 
worden ist. 

(Zuruf des Abg. Dr. Wiesheu) 

- Herr Kollege Wiesheu, der Erfolg Ihres Geschreies 
war doch, daß das Ganze erst bekannt geworden ist. 
Im nachhinein weiß der Kollege Lang, daß dies nicht 
gerade ein glücklicher Schachzug war. 

Nunmehr aber zu den Anträgen! Für die Fraktionen 
von SPD und FDP erkläre ich, daß wir den Dringlich­
keitsantrag der CSU ablehnen und daß wir unserem 
Dringlichkeitsantrag zustimmen werden. Aus der Vor­
lage des Dringlichkeitsantrags der CSU, der alternativ 
zu unserem ist, entnehme ich, daß die CSU-Fraktion 
unseren Dringlichkeitsantrag ablehnen wird. Ich stelle 
hierfür fest, daß die Ablehnung die Rechte der Min­
derheit in Artikel 25 der Bayerischen Verfassung ver­
letzt und daß ein derartiger Beschluß verfassungswid­
rig ist. 

(Abg. Lang: Nie!) 

- Herr Kollege Lang, ich konzediere, daß nach der 
Vorstellung Ihrer Partei eine Verfassungsverletzung 
nie möglich ist. 

(Beifall bei SPD und FDP) 

Erster Vizepräsident Kamm: Herr Kollege Loaeb, ich 
zögere, Ihnen das Wort z.u erteilen. Wir hatten vorhin 
die Aussprache beendet. Sie haben den Dringlich­
keitsantrag der CSU begründet, Herr Kollege Hierse­
mann hat den Dringlichkeitsantrag der SPD und FDP 
begründet. Wenn wir die Aussprache wieder eröff­
nen, sage ich Ihnen, daß dann weitere Wortmeldun­
gen nicht zu verhindern sind. 

(Abg. Lang: Er wollte etwas richtigstellen! 
Das machen wir das nächste Mal. Herr 

Präsident, Sie haben recht!) 

- Ich weise nur auf die Konsequenzen hin. Die Aus­
sprache wäre nach meiner Auffassung dann wieder 
eröffnet. 

(Abg. Lang: Stimmen wir ab!) 

- Wir kommen zur A b s t i m m u n g. Ich lasse ab­
stimmen über den D r in g 1 i c h k e i t s a n t r a g auf 
Drucksache 9/12763, der die Fortsetzung des Unter­
suchungsausschusses verlangt, was weitergehend 
ist. Wer diesem Antrag der Fraktionen von SPD und 
FDP seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich 
um das Handzeichen. - Ich bitte um die Gegenprobe. 
- Stimmenthaltungen? - Damit ist dieser Dringlich­
keitsantrag mit der Mehrheit der CSU gegen die Stim­
men von SPD und FDP a b g e 1 e h n t. 

Ich lasse jetzt a b s t i m m e n über den D r i n g -
1 ich k e i t s an trag, der noch keine Nummer hat. 
Er ist verteilt worden und trägt die Überschrift: Frak­
tion der Christlich-Sozialen Union im Bayerischen 
Landtag. Er ist hier auch verlesen worden und ist da­
mit jedermann bekannt. Wer diesem Dringlichkeitsan­
trag seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich 
um das Handzeichen. - Die Gegenprobe bitte ich an­
zuzeigen! - Danke. Stimmenthaltungen? - Beim glei­
chen Stimmenverhältnis ist der Antrag a n g e n o m -
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m e n. Damit ist der. Tagesordnungspunkt 32 abge­
schlossen. 

Ich komme zurück auf Tag e s o r d n u n g s -
punkt18: 

Zweite Lesung zum Antrag der Abgeordneten Dr. 
Rothemund, Dr. Schllttmeler und Fraktion betref­
fend Gesetz zur Änderung des Sparkassengesetzes 
(SpkG) - Drucksache 10 362 

Über die Beratungen im Ausschuß für Wirtschaft und 
Verkehr (Drucksache 11 690) berichtet der Herr Kol­
lege Dr. Schlittmeier. Bitte, Herr Kollege! 

Dr. Schllttmeler (SPD), Berichterstatter: Herr 
Präsident, meine Damen und Herren! In der 101.Sit­
zung vom 29. April 1982 wurde der benannte Antrag 
auf Drucksache 10362 behandelt. Berichterstatter 
war Dr. Schlittmeier, Mitberichterstatter der Kollege 
Zeller. 1 c h sprach mich für, Herr Kollege Z e 11 er 
gegen den Antrag aus. Der Antrag wurde vom Wirt­
schaftsausschuß mit den Stimmen der CSU ab g e -
lehnt. 

Erster Vizepräsident Kamm: Darf ich um etwas mehr 
Ruhe bitten, auch hinten?! - Herr Kollege Heinrich 
berichtet über die Beratungen im Ausschuß für Fra­
gen des öffentlichen Dienstes (Drucksache 11901 ). 
Bitte, Herr Kollege! 

Heinrich (SPD), Berichterstatter: Herr Präsi­
dent, meine Damen und Herren! Der Ausschuß für 
Fragen des öffentlichen Dienstes hat in seiner 82. Sit­
zung am 18. Mai 1982 den aufgerufenen Antrag bera­
ten. Mitberichterstatter war Herr Kollege Zeller. 

Als Be r i c h t'e r statte r legte ich das Begehren 
der Gesetzesnovelle zum Sparkassengesetz dar: Im 
bisherigen Geset~ sei eine Mitbestimmung wie in an­
deren Bundesläncjern nicht verankert. Durch eine Än­
derung verschied ner Artikel des Gesetzes solle die 
Vermögensbildun als neue Aufgabe herausgestellt 
und dem Gewähr träger das alleinige Berufungsrecht 
des Verwaltung~ tes übertragen werden. Dem Ver­
waltungsrat solle ein Katalog besonderer Aufgaben 
übertragen werd , deren Durchführung im Einzelfall 
mit einer qualifizi en Mehrheit der anwesenden Ver­
waltungsratsmitgl der zu beschließen ist. Außerdem 
werde die Zusa mensetzung des Verwaltungsrats 
geändert, so daß künftig dort eine echte Mitbestim­
mung möglich i. Bereits frühere Innenminister 
ebenso wie die ommunalen Spitzenverbände und 
der Bayerische S nat hätten gleiches seit dem Jahre 
1970 gefordert. 

Mitberichterstatt Z e 11 er verwies darauf, ein ent­
sprechender Ge tzentwurf sei bereits 1976 in die­
sem Hause abge hnt worden. In der Frage der Ein­
führung der Mit stimmung im Sparkassenbereich 
müsse immer be acht werden, daß die Gewährsträ­
ger der Sparkass n in Bayern direkt und unmittelbar 
vom Volk gewähl würden; insofern sei der Demokra­
tiegehalt durch di direkte Wahl größer als in anderen 
Bundesländern. 

Der Abgeordnete H ü r n e r meinte, die Verfassung 
der Sparkassen gemäß dem Bayerischen Sparkas­
sengesetz nähere sich sehr stark der Unternehmens­
verfassung. Er halte es für problematisch, die Mitbe­
stimmung mit einer Sperrminorität auszustatten. 

Das Ergebnis der Beratung und der Beschluß des 
Ausschusses war: Der Gesetzentwurf auf Drucksa­
che 10 362 wird mit Mehrheit der CSU und der FDP 
gegen die Stimmen der SPD abgelehnt. Ich bitte das 
Hohe Haus um seine Entscheidung. 

(Abg. Lang: Zur Geschäftsordnung, Herr 
Präsident!) 

Erster Vizepräsident Kamm: Zur Geschäftsordnung 
kann ich mitteilen: Mir wird gesagt, daß die Klimaan­
lage ausgefallen ist. Ich würde meinen, daß „Marsch­
erleichterung" für das Hohe Haus in diesem beson­
deren Falle einmal gestattet sein sollte. 

(Zustimmung von allen Seiten des Hauses) 

Herr Kollege Willi Kaiser berichtet über die Beratung 
im Ausschuß für Sozial-, Gesundheits- und Familien­
politik (Drucksache 12021). Bitte, Herr Kollege! 

Kaiser Willi (SPD), Berichterstatter: Herr Prä­
sident, meine Damen und Herren! Der Ausschuß für 
Sozial-, Gesundheits- und Familienpolitik hat sich in 
seiner SO.Sitzung am 27. Mai 1982 mit dem aufgerufe­
nen Antrag befaßt. 

Als B e r i c h t e r s t a tt e r führte ich aus, der Ge­
setzentwurf ziele darauf ab, das Sparkassengesetz 
dahingehend zu ändern, daß die Mitbestimmungs­
rechte der Arbeitnehmer, die inzwischen in allen Bun­
desländern gesetzlich verankert seien, auch im Baye­
rischen Sparkassengesetz ihren Niederschlag linden 
sollten. 

Mitberichterstatter H ä u ß 1 e r führte aus, das für die 
Sparkassen vorgestellte Modell sei denkbar und 
werde auch von verschiedenen Bundesländern prak­
tiziert. Bevor aber in einem Detailbereich eine Rege­
lung getroffen werde, müsse die Grundsatzfrage ge­
klärt werden, wie die Mitbestimmung im öffentlichen 
Dienst in Zukunft überhaupt vollzogen werden solle; 
denn eine Novellierung nur bei einzelnen Zweckmä­
ßigkeitsfragen, die im Gesetzentwurf enthalten sind, 
scheine nicht sinnvoll. 

Der Antrag wurde mit den Stimmen der CSU und der 
FDP gegen die Stimmen der SPD abgelehnt. 

Erster Vizepräsident Kamm: Herr Kollege Langen­
berger berichtet über die Beratung im Ausschuß für 
Verfassungs-, Rechts- und Kommunalfragen (Druck­
sache 12516). Bitte, Herr Kollege! 

Langenberger (SPD), Berichterstatter: Herr 
Präsident, meine Damen und Herren! Der Ausschuß 
für Verfassungs-, Rechts- und Kommunalfragen hat 
sich am 6. Juli 1982 mit dem Gesetzentwurf befaßt. 
Mitberichterstatter war. Kollege Fendt. 

Die Beratung verlief naturgemäß ebenso kontrovers 
und mit den gleichen Argumenten wie in den vorher­
gehenden Ausschüssen. 
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Schließlich wurde § 1, der den wesentlichen Inhalt 
des Gesetzentwurfs enthält und damit der gesamte 
Gesetzentwurf mit 9 Stimmen der CSU gegen 6 Stim­
men der SPD abgelehnt. Ich bitte um Ihre Entschei­
dung. 

Erster Vizepräsident Kamm: Ich danke für die Be­
richterstattungen. 

Für die allgemeine Aussprache hat sich zu Wort ge­
meldet Herr Kollege Dr. Schlittmeier. Er wäre auch 
damit einverstanden, wenn seine Rede zu Protokoll 
genommen würde. 

(Zustimmung des Abg. Lang - Widerspruch 
des Abg. Dr. Rothemund) 

Würden der Herr Kollege Zeller und der Herr Kollege 
Sieber das gleiche tun? -

Nein, die Herren Fraktionsvorsitzenden sind anschei­
nend damit nicht einverstanden. 

(Abg. Lang: Doch!) 

Dann bitte, Herr Kollege Schlittmeier! 

Dr. Schllttmeler (SPD): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren, der vorliegende Gesetzentwurf der SPD­
Landtagsfraktion, Drucksache 10 362, soll das Spar­
kassenrecht in Bayern fortentwickeln. Wir wollen da­
mit vor allem erreichen, daß die Rechte der Bürger, 
die Rechte der gewählten Gemeinde- und Kreisräte 
und Bürgermeister und auch die Rechte des Perso­
nals in den Sparkassen gestärkt werden. 

Zuvor eine gute Nachricht für Sie alle, meine Damen 
und Herren, und für das ganze Hohe Haus: Seit mei­
ner letzten Rede zur Änderung des Sparkassenge­
setzes ha1 nun auch unter Führung des CDU-Mini­
sterpräsidenten Vogel das Land Rheinland-Pfalz sein 
Sparkassengesetz geändert. 

folgende Änderungen wurden dort als vorletz1em 
Bundesland eingeführt: die Übertragung der Perso­
nalhoheit tauf die Sparkassen, die Neubestimmung 
der Aufg ben der Sparkassen, eine Verbesserung 
des Vera twortungs- und des Aufgabenbereichs der 
Sparkass norgane und die Mitgliedschaft von Mitar­
beitern d r Sparkassen in den Verwaltungsräten der 
Sparkass n. 

Im übrig 
renzierte 
einer Dri 
hen natü 
arbeiterv 

haben alle anderen Bundesländer diffe­
itbestimmungsmodelle, in der Regel mit 

elbeteiligung im Verwaltungsrat. Es beste­
ich verschiedene Wahlsysteme für die Mit­

reter in den Verwaltungsräten. 

Meine Da en und Herren, warum bringen wir von der 
SPD uns ren Gesetzentwurf erneut in die Beratung 
ein? Wir ollen damit erreichen, daß Bayern als letz­
tes Bund sland nun endlich ebenfalls eine Regelung 
beschließ , die das Sparkassenrecht in Bayern fort­
entwickel . Leider haben Sie dazu, meine Damen und 
Herren v der CSU, und leider auch die Bayerische 
Staatsreg rung, bisher keinen Beitrag geleistet. 
Trotz der usagen Ihres damaligen Innenministers Dr. 
Merk un auch des damaligen Mitberichterstatters, 

Herrn Lautenschläger, sind keinerlei Vorschläge Ih­
rerseits erfolgt. 

Vielleicht erinnern Sie sich, daß ich Ihnen in meiner 
Eigenschaft als stellvertretender Vorsitzender des 
Wirtschaftsausschusses am 11. November 1976 einen 
An1ragsentwurf übergeben habe, den auch Kollege 
Dr. Lautenschläger erhielt, der eine Reihe von detail­
lierten Vorschlägen enthielt. Bekanntlich war ich da­
mals bei der voraussehbaren Ablehnung unseres Ge­
setzentwurfes durch Sie, meine Damen und Herren 
von der CSU und zum Teil auch von der FDP, beauf­
tragt, einen gemeinsamen Vorschlag zur Änderung 
des Sparkassengesetzes vorzubereiten. Einer Emp­
fehlung des Wirtschaftsausschusses des Landtages 
folgend, habe ich dann für die damalige Sitzung die­
ses Gremiums einen interfraktionellen Antrag vorbe­
reitet, der die Staatsregierung zur Überprüfung ein­
schlägiger Fragen aufforderte. Der damalige Vor­
schlag enthielt folgende Einzelheiten: 

Oie Staatsregierung wurde ersucht zu prüfen, ob und 
wann unter Berücksichtigung der Änderung des Kre­
ditwesengesetzes durch den Bundestag das Bayeri­
sche Sparkassengesetz novelliert werden kann. Die 
Staatsregierung wurde außerdem ersucht, dem Land­
tag einen Gesetzentwurf zur Novellierung des Spar­
kassengesetzes vorzulegen, der das Gutachten des 
Senats, eine Organtrennung von Vorstand und Ver­
waltungsrat, die Zuweisung je eines eigenen Aufga­
benkatalogs für diese beiden Organe im Gesetz, die 
Übertragung des alleinigen Berufungsrechts aller 
Verwaltungsräte auf den Gewährträger, die Aufga­
benstellung der Vermögensbildung, insbesondere in 
Arbeitnehmerhand, die stärkere Beteiligung des 
Sparkassenpersonals im Rahmen der Mitbestimmung 
und das einmal jährliche Berichtsrecht des Personal­
ratsvorsitzenden vor dem Verwaltungsrat berück­
sichtigt. 

Als Sie damals, meine Damen und Herren, im Novem­
ber 1976 Ihren Vorschlag zur Vorlage eines gemein­
samen Entwurfes nicht vorlegen konnten, einigten wir 
uns darauf, nach der Behandlung des SPD-Antrages 
im Rechtsausschuß unseren Vorschlag dem Plenum 
zuzuleiten und die Frage eines interfraktionellen An­
trags zu einem späteren Zeitpunkt zu behandeln. 
Nachdem Ihnen unserer Vorschlag nun seit 1976 -
das sind knapp sechs Jahre! - vorliegt und Sie immer 
noch keine eigene Initiative dazu entwickelt haben, le­
gen wir erneut unsere Vorschläge zur Abstimmung 
vor. Leider ist bis heute von den damaligen Berichter­
stattern, Herrn Dr. Wilhelm und Herrn Dr. Lauten­
schläger von der CSU, kein Vorschlag gekommen. 
Sowohl Sie als auch der Herr Staatsminister des In­
nern haben 1976 und 1977 mitgeteilt, daß Sie entspre­
chende Vorschläge unterbreiten würden und sagten 
damals wörtlich, daß die Kommunalabteilung im In­
nenministerium die nötigen Vorbereitungen treffe, um 
im Frühjahr des Jahres 1977 entsprechende Gesprä­
che wegen der Mitbestimmungsregelung im Sparkas­
senbereich aufnehmen zu können. Auch der Gewerk­
schaft ÖTV habe der Herr Innenminister Gespräche 
über die Mitbestimmungsforderung zugesagt. Das 
Ergebnis Ihrer Bemühungen, meine Damen und Her­
ren von der CSU, ist weniger als mager. 
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Die Gründe für die Gesetzesinitiative durch die SPD­
Fraktion sind dieselben wie 1976. Wir wollen die Mit­
bestimmung im Verwaltungsrat, die Übertragung der 
Personalhoheit auf die Sparkasse, die Aufteilung der 
Aufgaben auf Verwaltungsrat und Vorstand und eine 
saubere Organtrennung. 

Der Bayerische Senat lehnt unseren Vorschlag nach 
wie vor ab. Auch in den Ausschüssen wurde unsere 
Drucksache 10362 von der Mehrheit nicht akzepiert. 
Aber, meine Damen und Herren von der CSU und von 
der FDP, wenn Sie schon unserem Vorschlag bisher 
nicht zugestimmt haben, dann müßten Sie doch ei­
gentlich Ihr Wort von 1976/77 halten und eigene Vor­
schläge vorlegen. Die Staatsregierung und auch Sie 
von der CSU haben das jedenfalls in Aussicht ge­
stellt. Heute lehnen Sie eine Änderung des Sparkas­
sengesetzes rundweg ab. 

Nachdem Ihr damaliger Einwand, daß auch Rhein­
land-Pfalz keine Mitbestimmungsregelung habe, 
schon allein deshalb wegfällt, weil inzwischen, wenn 
auch in anderer Weise, Mitarbeiter der Sparkassen in 
den Verwaltungsräten und der Landesbank dort da­
bei sein können, ist tatsächlich Bayern als letztes und 
einziges Bundesland übrig geblieben, das diese An­
gelegenheit noch nicht geregelt hat. 

Ich darf - ich hoffe· mit dem Einverständnis des Herrn 
Präsidenten - die grundsätzlichen Ausführungen 
über das Sparkassenwesen in Bayern doch zu Proto­
koll geben, um die Kollegen nicht zu lange aufzuhal­
ten. Ebenfalls bitte ich, die Ausführungen zur Sozial­
politik von Herrn Martin Eberspächer vom 15. Dezem­
ber 1976, der im Bayerischen Rundfunk einen ausge­
zeichneten, fundierten Kommentar dazu gegeben hat 
und der sich insgesamt für die Mitbestimmung aus­
gesprochen hat, zu Protokoll geben zu dürfen. 

, 
Sparkassenwes~n in Bayern 

Das Bayerisch~ Sparkassenl{esetz vom 1.10.1956 ent­
spricht ungeac tel einiger Anderungen vom 23. 6. 70, 
27. 2. 72 und 25. . 73 nicht mehr den heutigen Aufgaben 
und der tatsäc ichen Entwicklung der Sparkassen so· 
wie ihrer kredit irtschaftlichen und organisatorischen 
Bedürfnisse. 

Das Sparkasse recht bedarf daher einer Neuordnung, 
die diesen Ver nderungen, den Erfahrungen der Pra­
xis und der Re tsentwicklung in anderen Bundeslän­
dern - auch C -regierten Ländern - Rechnung trägt. 
Die CSU lehnt ine solche Neuordnung aus falsch ver­
standener Tr.a tion ab. Doch bereits heute zeichnen 
sich ganz aktu lle Probleme ab, die in nächster Zu­
kunft zu einer nderung oder Neufassung des Bayeri­
schen Sparkass ngesetzes führen müssen. Hier geht es 
um folgende kte: Neubestimmung der Sparkassen­
aufgaben, Ergä zung der Sparkassenaufgaben, darun­
ter z.B. neue onnen der Vermögensbildung, Förde­
rung des Spars nes der Jugend, Dienst der Sparkasse 
als kommunale Wirtschaftsuntemehmen am Gemein­
wohl; weitere nkte sind: Verbesserung der Eigenka­
pitalausstattun der Sparkassen, Regelung nach den 
Grundsätzen d Kreditwesengesetzes über die Eigen· 

kapitalausstattungen - so verlangt die höhere Steuer­
belastung und damit die geringere Selbstfinanzie­
rungsmöglichkeit eine Verbesserung der Eigenkapital­
ausstattung. Im übrigen ist mit der Novellierung des 
Kreditwesengesetzes eine Qualifizierung der Gewähr­
trägerhaftung und/bzw. ein nachrangiges Haftkapital 
zur Einführung vorgesehen. 

Aus diesen Grundgedanken ist nun im Sparkassen­
recht folgendes zu diskutieren not~endig geworden: 

eine Änderung der Gewinnausschüttungsbestimmun· 
gen, 

die öffentlich-rechtliche stille Vermögenseinlage in Er­
wägung zu ziehen, 

und die Normierung der Anstaltslast. 

Es muß endlich auch eine sachgerechteAufteilung des 
Sparkassenrechts in Gesetz, Verordnung und Satzung 
vorgenommen werden, was ja jetzt, wie jeder einschlä­
gig Informierte weiß, ein unglaubliches Durcheinander 
ist. Z.B. gehört, wie kürzlich in Rheinland-Pfalz geän­
dert - dort in§ 20 SpKG -, die Verwendung des Jahres­
gewinns, der zur Zeit bei uns in § 29 geregelt ist, in das 
Gesetz. Die Aufteilung soll im Sinne der Rechtsverein­
fachung erfolgen. 

Es muß der Wegfall des Beamtenstatus diskutiert wer­
den. Im Sparkassenwesen sind ja die Vorstände nach 
unserer neuen Vorstandsverfassung bereits heute nicht 
mehr Beamte, sondern Zeitangestellte. Der Wegfall des 
Beamtenstatus ist auch deshalb notwendig, weil es in 
den Sparkassen keine Ausbildung zu Beamten mehr 
gibt; dies müßte auch zu Konsequenzen in der Formu­
lierung des Sparkassengesetzes führen. 

Notwendig wird die Funktionstrennung zwischen Ver­
waltungsrat und Vorstand entsprechend den kreditauf­
sichtlichen Verantwortlichkeiten, Organtrennung ge­
nannt. 

Die Beteiligung der Mitarbeiter im Verwaltungsrat ist 
seit langem überfällig. Interessant ist dazu die Feststel­
lung des Justizministeriums von Rheinland-Pfalz, die 
ein Gutachten enthält, daß eine Mitbestimmung von 
unter 50 Prozent verfassungsrechtlich unbedenklich 
ist. Wohlgemerkt unter dem CDU-Ministerpräsidenten 
Bernhard Vogel! 

Alle diese Gründe machen eine Modernisi.erong auch 
des bayerischen Sparkassenrechts nun erforderlich. 
Unser SPD- Vorschlag zielt in diese Richtung. Und, 
meine Damen und Herren, es ist nicht nur bedauerlich, 
sondern grenzt an völliges Desinteresse, daß Sie nicht 
b·ereit sind, fundierte Argumente wirklich zu diskutie­
ren, sondern immer nur Ablehnungsgründe vorschie­
ben. 

- Sind die Bayerischen Sparkassen reif für die Mitbe­
stimmung? -

Sind Sparkassen vergleichbar mit privatwirtschaftli­
chen Unternehmen? Diese Frage kann seit längerer 
Zeit mit einem „Ja" beantwortet werden. Für den klei­
nen Kunden unterscheidet sich die Sparkassenfiliale 
an der Straßenecke nicht wesentlich von einer der gro­
ßen Geschäftsbanken. Die Zeiten, da Sparkassen auf 
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die Notgroschen der weniger Bemittelten spezialisiert 
waren, weil Banken an diesem Kundenkreis nicht in­
teressiert waren, sind spätestens seit der Einführung 
der Lohn- und Gehaltskonten vorbei. Noch immer hal­
ten sich die Sparkassen mit risikoreichen Geschäften -
insbesondere im Wertpapierbereich - zuriick, weniger 
aus traditionellen Erwägungen freilich, sondern weil 
die Zusammenarbeit mit den nicht gerade risiko­
scheuen Landesbanken es günstiger erscheinen läßt, 
entsprechende KUnden an die Spezialisten im Spitzen­
institut zu vermitteln. Betrachtet man den reinen Ge­
schäftsbetrieb der Sparkassen, so sind privatwirtschaß­
liche Grundsätze hier weitgehend venvirklicht, und so­
weit Aufgaben von öffentlichem Interesse wahrgenom­
men werden, mögen dafü,r mancherlei Vergünstigungen 
- zum Beispiel bei der Besteuerung - einen Wettbe­
werbsnachteil gegenüber den privaten Banken ausglei­
chen. Kein Wunder, daß bei der Diskussion um die Pri­
vatisierung öffentlicher Unternehmen die häufig ge­
winnträchtigen Sparkassen der Begehrlichkeit privater 
Anlegerkreise durchaus als geeignetes Objekt erschei­
nen. Da verwundert es, wenn in einem Gutachten des 
Bayerischen Senats über die Frage der Einführung ei­
ner Mitbestimmung im Verwaltungsrat der Sparkassen 
die These vertreten wird, ein Interessengegensatz zwi­
schen Kapital und Arbeit, der die Mitbes.timmung bei 
den Sparkassen rechtfertigen könne, bestehe einfach 
nicht. Festzuhalten ist zunächst: ein Interesse privater 
Kapitalgeber an einer Privatisierung der Sparkassen 
besteht jedenfalls. 

Ein Interessengegensatz zwischen Kapital und Arbeit 
läßt sich bei näherer Betrachtung der derzeitigen Spar­
kassenverfassung nachweisen. Auch für Sparkassen 
gelten die Bestimmungen des Gesetzes über das Kre­
ditwesen. Dieses Gesetz begrenzt den Geschäftsumfang 
der Sparkassen erheblich, zum Beispiel deshalb, wei_l 
die Gewährung von Krediten, insbesondere Großkredi­
ten von der Höhe des haftenden Eigenkapitals abhän­
gi~ ist. Die durch ihre regionalen Grenzen kleingehal­
tenen Sparkassen spüren dies oft recht schmerzhaft, 
wenn bei Kteditverhandlungen mit den größeren Un­
ternehmen ' Ort Entscheidungen nur unter Einbezie­
hung etwa er Landesbank getroffen werden. können. 
Es zählt de alb zu den Geschäftsinteressen Jedes auf 
Unabhängi eit bedachten Sparkassenvorstands, die 
Rücklagen, ie das haftende Eigenkapital de.r Spar­
kasse darst len, kontinuierlich auszubauen. Diese Ge­
schäftspolit führt dazu, daß weniger Gewinn an die 
sogenannte Gewährträger - also Städte, Landkreise 
und Zweck erbände - abgeführt werden kann. Der 
Ausbau der ücklagen einer Sparkasse liegt - ebenso 
wie eine Ka italerhöhung bei einem privatwirtschaftli­
chen Unte ehmen - langfristig im Interesse der Ar­
beitsplatzsi erheit der Beschäftigten. Es ist jedoch 
einleuchten , daß zwischen dem Interesse der Eigen­
kapitalbild und berechtigten Anliegen der Be­
schäftigten in Gegensatz sehr wohl bestehen kann. Er 
kann sogar esentlich schärfer sein als bei einem pri­
vatwirtscha liehen Unternehmen, das seinen Eigenka­
pitalbedarf icht unbedingt selbst verdienen muß, s~n­
dern die G ellschafter durch Ausgabe neuer Anteile 
zur Kasse tten kann. 

Der Einführung einer Mitbestimmungsregelung bei 
den Bayerischen Sparkassen sollte man nicht entge­
genhalten, die Kontrolle durch den unbeschränkt haf­
tenden Gewährträger werde dadurch unterlaufen. Ein 
Gesetzentwurf der bayerischen SPD, der im Landtag 
zur Beratung ansteht, sieht im Ven.JJaltungsrat ohnehi_n 
nur zu einem Drittel Vertreter des Personals vor. Die 
bislang noch nie zur Kasse geforderten Gewährträger 
würden in diesem Gremium mit zwei Dritteln der Sitze 
kaum weniger gut vertreten bleiben wie nach dem bis­
herigen Bayerischen Sparkassengesetz. Eine Vertre­
tung von Gewerkschaftern auf der Arbeitnehmerbank 
des Verwaltungsrats kann als Fremdbestimmung 
schwerlich abqualifiziert werden, sitzen doch schon 
heute Gewerkschafter an einigen Orten Bayerns in die­
sem Gremium, freilich bisher als Vertreter der Wirt­
schaftsbürger. Ein der Sache nach nicht angemessener 
Fremdbestimmungseinfluß kann ihnen wohl ebensowe­
nig nachgewiesen werden, wie anderen Wirtschaftsb~r­
gem, die zum Teil als Kunden d~r Sparka_~s~ massive 
Eigeninteressen haben. Und die Beschaftzgten der 
Sparkasse selbst können zumindest dann, wenn es sich 
um qualifizierte Angestellte handelt, ein mögliches De­
fizit an Sachwissen ausgleichen, was gerade bei kleine­
ren und mittleren Sparkassen im Interesse einer ge­
schäftspolitisch vernünftigen Entscheidungsbildung zu 
begrüßen wäre. Eine Gefährdung der umfassenden 
Kontrollrechte der Aufsichtsbehörden durch eine Mit­
bestimmung bei den bayerischen Sparkassen kann 
nicht entstehen, denn auch ein mitbestimmtes Unter­
nehmen hat sich - wie jedes andere - an Gesetze und 
Verordnungen zu halten; vorgeschriebene Prüfungen 
körtnen ja nicht durch Verwaltungsratsbeschluß ver­
hindert werden. 

Obwohl die von der bayerischen SPD vorgeschlagene 
Mitbestimmungsregelung für die Sparkassen bran­
chenspezifische Envägungen in starkem Umfang be­
rücksichtigt, wird sie in einem Punkt an den Maßstä­
ben der Mitbestimmungsgesetze für die private Wirt­
schaft gemessen. Die Zahl der Beschäftigten liegt in al­
len bayerischen Sparkassen weit unter der Grenze von 
2000. Auch die Grenze von 500 Arbeitnehmern im alten 
Betriebsverfassungsgesetz, die für die Besetzung des 
Aufsichtsrats zu einem Drittel mit Arbeitnehmervertre­
tern gil4 kann nur bei sechs der 133 bayerischen Spar­
kassen überschri.tten werden. 81 weitere Sparkassen er­
reichen eine Beschäftigtenzahl von 100 bis 500, die 
restlichen 46 liegen in der Größenordnung von weniger 
als 100 Bediensteten. Dabei ist zu berücksichtigen, daß 
ein Konzentrationsprozeß im Gefolge der Gebietsre­
form dazu geführt hat, daß heute zwei von drei Sp.ar­
kassen von Zweckverbänden getragen werden. Eine 
weitere Konzentration kann zum Zweck der Rationali­
sierung sicher noch stattfinden, die Betriebsgrößen 
werden aber aufgrund des Regionalcharakters der 
Sparkassen immer wesentlich geringer bleiben müssen 
als die von Geschäßsbanken. 

Aus der Struktur der Sparkassenorganisation ergibt 
sich, daß viele selbständige kleinere und mittlere Un­
ternehmenseinheiten mit begrenztem Aktionsspielraum 
ein bürgernahes Dienstleistungsangebot erbringen 
müssen. Eine Mitbestimmung der Bediensteten in der 
Sparkassenorganisation, die aufgrund der Bedeutung 
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dieses Zweiges im Kreditgewerbe insgesamt angemes­
sen ist, kann in der Praxis nur bei der einzelnen Spar­
kasse ansetzen. Die Übertragung der Voraussetzungen 
hinsichtlich der Betriebsgröße bei privatwirtschaftli­
chen Unternehmen ist aus sachlichen Ero;ägungen 
nicht unbedingt erforderlich, zumal diese Grenzen von 
Kritikern als einigermaßen willkürlich bezeichnet wer­
den. In neun anderen deutschen Bundesländern jeden­
falls war die geringe Betriebsgröße kein Hindernis für 
die dort bereits gesetzlich verankerte Mitbestimmung. 

Ein Unterschied zur Rechtslage in anderen Bundes­
ländern ergibt sich für Bayern aus der Tatsache, daß 
Arbeitgeber der Sparkassenbediensteten nicht die 
Sparkasse selbst, sondern der Gewährträger ist - also 
Stadt, Landkreis oder Zweckverband. 

Abschließend darf ich feststellen: Meine Damen und 
Herren, die Übertragung der Personalhoheit auf die 
Sparkassen ist gesetzlich entsprechend unserem 
Vorschlag zu regeln. Sie erinnern sich, daß auch der 
Bayerische Senat die Organtrennung von Vorstand 
und Verwaltungsrat in den Sparkassen in seinem Gut­
achten für wünschenswert hielt, und das schon seit 
1976. Es wäre nun wirklich an der Zeit, daß der bayeri­
sche Innenminister und auch die CSU- und die FDP­
Landtagsfraktion, nachdem sie keine eigenen Geset­
zesvorschläge entwickelt haben, einer Vertretung der 
Bediensteten im Verwaltungsrat zustimmen. Wir bit­
ten Sie, nicht weiter zu mauern, sondern Bayern als 
letztem Bundesland nun ein fortschrittliches Sparkas­
sengesetz zu geben, indem Sie unserer Novelle auf 
Drucksache 10362 zustimmen. 

(Beifall bei der SPD) 

Erster Vizepräsident Kamm: Nächste Wortmeldung, 
Herr Kollege Zeller! 

Zeller (CSU): Herr Präsident, meine Damen und Her­
ren! Den Ausführ· ngen des Herrn Kollegen Schlitt­
meier ist zu entn men, daß es sich um einen sehr 
hartnäckigen un standfesten Abgeordneten des 
Bayerischen Lan ags handelt; denn bereits 1976 
wurde sowohl im ayerischen Landtag als auch im 
Senat ein Gesetz ntwurf abgelehnt, der wortgleich 
auf Punkt und Ko ma genauso lautete wie dieser An­
trag im Jahre 198 . Auch heute hat der Bayerische 
Senat diesen Ges tzentwurf wieder abgelehnt. 

Nun zu den einze en Punkten, die Herr Dr. Schlitt­
meier aufgegriffen hat. Wenn Sie sagen, wir seien in 
Bayern das letzte undesland, das die institutionelle 
Mitbestimmung bi heute nicht eingeführt habe, so 
muß ich dazu fest eilen, daß wir nicht Birnen mit Äp­
feln vergleichen k nnen. 

(Zuruf: K nnen aber beide sehr gut 
schmecken!) 

Wir haben in ande n Bundesländern eben keine Ge­
währsträgerschaft dies müssen wir doch eindeutig 
zur Kenntnis neh en ! Und es ist nicht nur die CSU-

Fraktion, die Ihre Intention hinsichtlich des Sparkas­
sengesetzes ablehnt: auch die Bundesregierung tut 
dieses. 

Was wollen Sie eigentlich? Zunächst wollen Sie mit 
diesem Gesetz die Einführung der institutionellen Mit­
bestimmung bei den Sparkassen. Hier haben Sie ei­
gentlich das falsche Objekt gewählt; denn Ziel einer 
Mitbestimmung - so auch bei den DGB-Grundlagen 
zu lesen - ist doch erstens die stärkere Demokrati­
sierung, zweitens den Interessengegensatz zwischen 
Kapital und Arbeit etwas aufzuweichen und drittens 
die Sicherung der Arbeitsplätze. 

Zum ersten Thema, der Frage der stärkeren Demo­
kratisierung: 1. Die Bayerische Sparkassenverfas­
sung ist eine der demokratischsten Verfassungen, 
weil der Vorsitzende des Verwaltungsrats direkt vom 
Volk gewählt wird; beispielsweise der Landrat, der 
Oberbürgermeister oder auch der Bürgermeister. 

2. Die Zweidrittelmehrheit des Verwaltungsrats wird 
ebenfalls durch das Gewährsträgerorgan gestellt; 
das sind direkt vom Volk gewählte Kreisräte, Gemein­
deräte oder Stadträte. Wo wollen Sie noch eine bes­
sere Demokratisierung in einem wirtschaftlichen Un­
ternehmen einführen, als dies bei den Sparkassen in 
Bayern praktiziert wird?! 

Hinzu kommt, daß ein Drittel der sog. berufenen Mit­
glieder des Verwaltungsrats wiederum vom Gewährs­
trägerorgan kommt; das heißt, daß Kreisräte oder 
Stadträte diese vorschlagen. Wir kennen nahezu kei­
nen Fall, in dem die Aufsichtsbehörde solche Vor­
schläge nicht akzeptiert hätte. Wir sehen also, daß 
das gesamte Organ der Sparkasse durch Wahl der 
Bevölkerung gedeckt ist, und zwar durch direkte 
Wahl. 

Zum zweiten Punkt, dem Interessengegensatz zwi­
schen Kapital und Arbeit, muß man deutlich sagen, 
daß gerade die demokratische Struktur des Sparkas­
sengesetzes in Bayern eigentlich gar keinen Gegen­
satz zwischen Kapital und Arbeit darstellt; denn hier 
haben wir die öffentliche Zweckbindung des Vermö­
gens. Der Verwaltungsrat ist nicht irgendwelchen pri­
vaten Kapitaleignern, vielmehr gegenüber kommuna­
len Körperschaften und der Rechtsaufsicht verant­
wortlich. 

zweiter Vizepräsident Lechner: Herr Kollege, gestat­
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Kollegen Dr. 
Schlittmeier? -

Dr. Schllttmeler (SPD): Herr Kollege, habe ich Sie 
richtig verstanden, daß Sie behauptet haben, das 
letz1e Drittel des Verwaltungsrats, das von den Be­
zirksregierungen vorgeschlagen wird, wären eben­
falls Gemeinde- oder Kreisräte, käme also auch aus 
dem kommunalen Bereich? 

Zeller (CSU): Vom Gewährsträger werden sie vorge­
schlagen. Im Ausschuß ist eindeutig gesagt worden, 
daß es, soweit ich mich erinnern kann, keinen, wenig­
stens keinen nennenswerten Fall gibt, wo die Rechts­
aufsichtsbehörde diese Vorschläge nicht übernom-
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men hat. Ich glaube, das habe ich deutlich genug ge­
macht. 

Lassen Sie mich weiterfahren in der Frage der Ver­
antwortlichkeit gegenüber dem Kapital! Der Landrat 
oder Oberbürgermeister, der als Verwaltungsratsvor­
sitzender fungiert, ist damit nicht Vertreter irgendei­
nes Kapitaleigners oder eines Kapitals, sondern Ver­
treter gegenüber seinen Wählern und damit auch zu­
gleich Vertreter gegenüber den Bediensteten der 
Sparkassen. 

Zum dritten Punkt betreffend Sicherung der Arbeits­
plätze - der vor allem im Vordergrund steht, wenn es 
um die Mitbestimmung geht - glaube ich.doch, fest­
stellen zu können, daß wir in Bayern froh wären, wenn 
wir überall so sichere Arbeitsplätze hätten wie in den 
Sparkassen. 

(Frau Abg. Pausch-Gruber: 
Rationalisierung!) 

Andererseits sind die Arbeitsplätze bei den Sparkas­
sen genau so sicher oder unsicher - das können Sie 
werten, wie Sie wollen! - wie alle anderen Arbeits­
plätze von Angestellten in der staatlichen und kom­
munalen Verwaltung. 

Zweiter Vizepräsident Lechner: Herr Kollege, gestat­
ten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Deffner? -

Deffner (SPD): Herr Kollege, wo bringen Sie bei Ihrer 
Definition der Mitbestimmung eigentlich die Interes­
sen der Arbeitnehmer unter? Wenn man Ihrer Mei­
nung Glauben schenken will, dann wäre eigentlich 
auch eine Personalvertretung in den Kommunen völ­
lig überflüssig, weil auch dort die Gemeinderäte be­
stimmende Organe sind. 

Zeller (CSU): Herr Kollege Deffner, Sie wissen doch 
als DGB-Vorsitzender in Bayern mindestens so gut 
wie ich, daß es ein Personalvertretungsgesetz gibt, 
das ebenfalls Anwendung im Bereich der Sparkassen 
findet. 

(~ebhafter Widerspruch bei der SPD) 

Lassen $ie mich, damit wir es nicht zu lange hinaus­
ziehen, · m Schluß kommen! Daß wir von seilen der 
CSU-Fra tion nicht allein dastehen, sollte man vor al­
lem in d n Vordergrund stellen. Den Senat habe ich 
bereits iert. zweitens gibt es eine Unterlage - ich 
habe sie leider nicht hier -, wonach die Sozialdemo­
kratisch Gemeinschaft für Kommunalpolitiker im 
Land N drhein-Weslfalen ein Papier erarbeitet hat, 
in dem ndeutig steht - irgendwann habe ich es im 
Ausschu einmal zitiert -, daß beispielsweise die Mit­
bestimm ng, wie Sie sie haben wollen, bei kommuna­
len Eige betrieben nicht sinnvoll ist. 

Wenn Si , Herr Kollege Schlittmeier, bei der ersten 
Lesung uf ein Papier von Prof. Püttner verwiesen ha­
ben, mü sen Sie schon den vollen Inhalt wiederge­
ben. In i m steht, daß die Mitbestimmung in kommu­
nalen Ei nbetrieben zwar nicht demokratieschädlich 
sei, aber ie Obergrenze zwischen 25 und 30 Prozent 
Beteiligu g anzusetzen sei. 

Ihr Vorschlag aber in Ihrer Gesetzesänderung wäre 
331

/, Prozent, und die würden dann in ganz entschei­
denden Punkten majorisieren, weil Sie nämlich auch 
sagen, daß bestimmte Angelegenheiten nur mit einer 
'/,-Mehrheit Beschlußkraft erreichen. Mit einem Drit­
tel Beteiligung durch die Sparkassenbediensteten 
hätten Sie damit eine Sperrminorität. 

Zweiter Vizepräsident Lechner: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Kollegen Schlittmeier? -

Dr. Schllttmeler (SPD): Wären Sie bereit, zur Kennt­
nis zu nehmen, daß das Justizministerium von Rhein­
land-Pfalz ein Gutachten erstellt hat, in dem eine Mit­
bestimmung von unter 50 Prozent als verfassungs­
rechtlich unbedenklich erkannt wird - bekanntlich re­
giert dort die CDU -? 

Zeller (CSU): - Ich kann jetzt auf die Frage nicht di­
rekt eingehen, weil ich dieses Gutachten nicht kenne, 
aber sage noch einmal, daß wir in anderen Bundes­
ländern eben diese Gewährsträgerschaft bei den 
Sparkassen nicht in dieser Art und Weise haben wie 
bei uns in Bayern. 

Lassen Sie mich noch einmal darauf zurückkommen: 
Die sozialdemokratischen Kommunalpolitiker von 
Nordrhein-Westfalen haben eindeutig die Berechti­
gung einer Mitbestimmung in kommunalen Eigenbe­
trieben verneint. Damit komme ich zum Schluß: 
Selbst die Bundesregierung hat aufgrund einer An­
frage im Jahre 1977 - ich zitiere mit Genehmigung 
des Herrn Präsidenten - eine ablehnende Antwort ge­
geben. Die Anfrage lautet: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Notwendig­
keit und die Möglichkeiten, auch bei Körperschaf­
ten und Anstalten des öffentlichen Rechts, soweit 
ihre Aufgaben überwiegend wirtschaftlichen Zwek­
ken gewidmet sind (z.B. Kreditanstalt für Wieder­
aufbau), die erweiterte Mitbestimmung einzufüh­
ren, und was gedenkt sie gegebenenfalls zu unter­
nehmen? 

Antwort der Bundesregierung: 

Wirtschaftliche Unternehmen in der Rechtsform 
von Körperschaften oder Anstalten des öffentli­
chen Rechts sind grundsätzlich auf andere Zwecke 
ausgerichtet als Unternehmen in ein.er privatrechtli­
chen Rechtsform. Sie sind Teil der öffentlichen 
Verwaltung und haben auf diese Weise der Versor­
gung der Bürger zu dienen. 

Die für die Mitbestimmung in privatrechtlichen Un­
ternehmen maßgeblichen Beziehungen zwischen 
Kapital und Arbeit sind so bei öffentlich-rechtlichen 
Unternehmen nicht festzustellen. In öffentlich­
rechtlichen Unternehmen sind die Verwaltungsräte 
durchwegs mit Mitgliedern besetzt, die demokra­
tisch legitimiert sind, der parlamentarischen Ver­
antwortlichkeit unterliegen oder als Sachverstän­
dige von Organen oder Institutionen bestellt wer­
den, die ihrerseits der parlamentarischen Verant­
wortlichkeit unterliegen. 

Die Bundesregierung sieht zur Zeit keine Notwen­
digkeit, hier eine erweiterte Mitbestimmung nach 
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den Grundsätzen des Mitbestimmungsgesetzes 
einzuführen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Schlittmeier) 

Es gibt zwar nur wenige Punkte, wo wir in Bayern mit 
der Politik des Bundes einig sind, aber anscheinend 
gibt es ab und zu Ausnahmen. Eine dieser Ausnah­
men ist die Ablehnung des Bundes, der wir uns an­
schließen. 

(Beifall bei der CSU - Abg. Dr. Schlittmeier: 
Das hat überhaupt nichts mit den 

bayerischen Sparkassen zu tun! Keine 
Ahnung! - Gegenruf von der CSU: 

Selbstverständlich!) 

Zweiter Vizepräsident Lechner: Nächste Wortmel­
dung, Herr Kollege Sieber. 

Sieber (FDP): Herr Präsident, meine Damen und Her­
ren! Aus der Sicht der FDP-Fraktion möchte ich un­
terstreichen, daß die Mitbestimmung der Arbeitneh­
mer in einem Unternehmen, das von der Arbeitskraft 
der Arbeitnehmer lebt, eine alte liberale Forderung 
darstellt, da nach unseren liberalen Vorstellungen .­
Herr Kollege Nätscher, ich werde, solange ich die 
Möglichkeit habe, es Ihnen immer wieder klarzuma­
chen versuchen - Ziel der Mitbestimmung der eigen­
bestimmte Mensch sein soll und nicht der fremdbe­
stimmte. Das kann jedoch nur der sein, der Verant­
wortung tragen kann und dem man auch die Verant­
wortung überläßt und ermöglicht. 

Das Bayerische Sparkassengesetz nimmt jedoch im­
mer wieder Bezug auf das Kommunalrecht. Es wird 
also immer wieder im Zusammenhang mit den Kom­
munen selbst gesehen. Die Kommunen sind keine 
privatwirtschaftlich organisierten Unternehmen. Die 
Frage, die sich bei diesem Gesetz stellt, lautet, ob die 
Sparkassen eine privatwirtschaftliche Umgestaltung 
in irgend eine~ Art erfahren sollen. 

Sie wissen, daß wir diesem Gesetzentwurf sehr kri­
tisch gegenübi?rstehen, dies vor allem deshalb, weil 
uns im Gesetz~ntwurf auffällt, daß eine Trennung zwi­
schen den eig ntlichen Funktionen der Geschäftsfüh­
rung und dem Verwaltungsrat fehlt. 

Der Verwaltu srat an bayerischen Sparkassen hat 
der Definition ach eine andere Funktion. Er ist nicht 
Aufsichtsrat, s ndern Beschlußorgan, das Geschäfts­
tätigkeit ausü 

Nun nur noch inige weitere interessante Punkte, die 
für uns von rundlegender Bedeutung für unsere 
Stellungnahm sind: Neben der Vermischung von 
Aufsichtsorga und Geschäftsführungsorgan erge­
ben sich folg de interessante Konstellationen: Der 
Vorstand dürft über Gebühren und Zinsen nicht mit­
entscheiden. er Vorsitzende des Vorstandes hätte 
Vetorecht, ab r nur dann, wenn Beschlüsse gegen 
Recht verstoß n, nicht jedoch auch dann, wenn die 
Beschlüsse g gen die Wirtschaftlichkeit der Spar­
kasse verstoß n. Übrigens fehlt überhaupt die Anfor­
derung an wi schaftliche Kenntnisse in diesem Ge­
setzentwurf, s früher vorhanden war. Es ist also 

die Frage zu stellen, ob der wirtschaftliche Sachver­
stand neuerdings nicht mehr gefragt ist. 

(Zuruf des Abg. Dr. Schlittmeier) 

Nun noch ein anderes Problem, das ebenfalls zu se­
hen ist: Die Sparkassen sind öffentlich-rechtliche In­
stitutionen. Sie gehören zum Betätigungsbereich ei­
ner Kommune. Deshalb sind die Vertreter der Kom­
munen gewählte Vertreter des Volkes, die Sitz und 
Stimme haben, und die neben den sachverständigen 
Bürgern dort Mitverantwortung tragen. Auch der Ge­
währsträger bei Sparkassen ist eine Kommune. Es 
sind Landkreise, Städte oder Gemeinden. Dies be­
deutet, daß Sparkassen nicht wie andere Unterneh­
men bankrott gehen können. Das heißt, die Kommu­
nen als Gewährsträger haften mit ihrer Institution. 

Eine weitere Sicherung ist sowohl für die Einlagen 
wie auch für das Personal eingebaut, da die Entschei­
dungen der Bankaufsicht und der Kommunalaufsicht 
unterliegen. 

Ein weiteres Problem, auf das ich nur kurz zu spre­
chen kommen möchte, ist die Entsendung von Ge­
werkschaftsvertretern. Ich kann mir sehr gut vorstel­
len, wie schwierig die Entscheidung für einen solchen 
Vertreter sein muß, wenn er sich ehrlichen Herzens 
und mit Überzeugung ganz für die Interessen der 
Sparkasse einsetzen soll, andererseits gleichzeitig 
gewerkschaftseigene Konkurrenz zu Sparkassen im 
Bankenbereich vorhanden ist. 

Damit komme ich zum Schluß. Es ist die Frage nach 
der Demokratieunschädlichkeit der Sparkassenmit­
bestimmung gestellt worden. Ich glaube, die Verein­
barkeit des Gesetzentwurfes mit den Interessen der 
Sparkassen und den Interessen. der Kommunen 
muß im gleichen Zusammenhange gesehen werden. 
Nachdem eine Sparkasse nicht einfach gleichgesetzt 
werden kann mit einem Wirtschaftsunternehmen, er­
scheint uns eine grundlegende Änderung des Spar­
kassengesetzes augenblicklich nicht notwendig. 

(Beifall bei der FDP) 

Zweiter Vizepräsident Lechner: Die allgemeine Aus­
sprache ist geschlossen. Wir kommen zur Abs tim -
m u n g. Der Abstimmung zugrunde liegt der lnitiativ­
gesetzentwurf auf Drucksache 10362. 

Gemäß § 58 Absatz 3 der Geschäftsordnung treten 
wir in die Einzelberatung ein. 

Ich rufe auf § 1. - Wortmeldungen liegen mir dazu 
nicht vor. 

§ 1 wird von den Ausschüssen zur Ablehnung emp­
fohlen. Wer entgegen dieser Empfehlung für die An­
nahme dieses Paragraphen ist, den bitte ich um das 
Handzeichen. - Die Gegenstimmen bitte ich anzuzei­
gen! - Stimmenthaltungen? - 1 Stimmenthaltung. 

(Widerspruch des Abg. Lang) 

- Keine Stimmenthaltung. Damit ist dieser Gesetzent­
wurf mit Mehrheit ab g e 1 e h n t. 

Da der § 1 das wesentliche Antragsbegehren enthält, 
darf ich gern. § 58 Absatz 4 der Geschäftsordnung 
feststellen, daß jede weitere Beratung und Abstim-
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mung über den Gesetzentwurf unterbleibt. Der Ge­
setzentwurf ist somit insgesamt ab g e 1 eh n t. 

Ich rufe auf i:agesordnungspunkt 19: 
Z w e i t e L e s u n g zum 

Antrag der Abgeordneten Burkel und anderer be- · 
treffend Gesetz zu Änderung des Bayerischen Be­
soldungsgesetzes (BayBesG) Drucksache 10 363 

Über die Beratungen im Ausschuß für Fragen des öf­
fentlichen Dienstes (Drucksache 11 900) berichtet 
Herr Kollege Heinrich. 

Heinrich (SPD), Berichterstatter: Herr Präsi­
dent, meine Damen und Herren! Der Ausschuß für 
Fragen des öffentlichen Dienstes hat sich am 18. Mai 
1982 in seiner 82. Sitzung mit dem aufgerufenen Ge­
setzesantrag beschäftigt. 

Als Berichterstatter begründete ich die Not­
wendigkeit der Herstellung einer gewissen Symmetrie 
hinsichtlich des Essenszuschusses bei der Landes­
hauptstadt München, wo die Angestellten und Arbei­
ter im kommunalen Bereich 1,50 DM erhalten, die Be­
amten aber nur 1 DM bekämen. Die Stadt München 
möchte aber beide Gruppen beim Essenszuschuß 
gleichstellen können. Der Bayerische Beamtenbund 
habe sich ebenfalls für eine Gleichstellung in diesem 
Sinne ausgesprochen. 

Der Herr Mitberichterstatter Erwin H u b e r brachte 
die Ablehnung des Gesetzantrags durch die CSU und 
FDP im Rechts- und Verfassungsausschu8 in Erinne­
rung. Die Stadt München sei durch ihr eigenes Ver­
halten in die jetzige Lage der Ungleichbehandlung 
geraten. Das Finanzministerium habe, nachdem sich 
die Stadt München auch für eine Erhöhung des Es­
senszuschusses für die Beamten im Besoldungsge­
setz eingesetzt habe, die Genehmigung hierzu versa­
gen müssen. 

Nach einer weiteren Diskussion kam folgendes Ab­
stimmurigsergebnis zustande: Der Gesetzesantrag 
auf Druclksache 10363 wird ganzheitlich, also ohne 
Einzela rufung, mit den Stimmen von CSU und FDP 
gegen e Stimmen der SPD abgelehnt. Ich bitte das 
Hohe H us um seine Entscheidung. 

zweiter Vizepräsident Lechner: Herr Kollege Koch 
berichte über die Beratungen im Ausschuß für 
Staatsh ushalt und Finanzfragen (Drucksache 
12049). 

Koch ( D). Berichterstatter: Herr Präsident, 
meine amen und Herren! Der Haushaltsausschuß 
behand te den aufgerufenen Antrag in seiner 170. 
Sitzung m 26. Mai. Berichterstatter war Herr Kollege 
Fröhlich Mitberichterstatter Herr Kollege Michl. Kol­
lege F ·· h 1 i c h nannte das Ziel des Antrages, das 
schon rch die vorangegangene Berichterstattung 
bekannt ist. 

Der Mit erichterstatter, Herr Kollege Mich 1, hielt 
die be tragte Regelung nicht für vertretbar. Sie 
passe ich! in die Landschaft. Die Landes-

hauptstadt München habe die ungleiche Behandlung 
selbst geschaffen und auch zu vertreten. 

Der Gesetzentwurf wurde mit den Stimmen der CSU 
gegen die Stimmen von.SPD und FDP abgelehnt. 

Zweiter Vizepräsident Lechner: Über die Beratun­
gen im Ausschuß für Verfassungs-, Rechts- und 
Kommunalfragen (Drucksachen 11675 und 12366) 
berichtet der Kollege Hiersemann für den Kollegen 
Warnecke. 

Hlersemann (SPD), Berichterstatter : Herr 
Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Der Ausschuß für Verfassungs-, Rechts- und Kom­
munalfragen befaßte sich in seiner 151. und 162. Sit­
zung mit dem betreffenden Gesetzesänderungsan­
trag. Berichterstatter war der Kollege W a r n e c k e , 
Mitberichterstatter der Kollege R e g e n s b u r g e r . 

Der Ausschuß lehnte nach kurzen Beratungen den 
Antrag mit der Mehrheit der Stimmen der CSU und 
FDP gegen die Stimmen der SPD ab. Das Hohe Haus 
hat zu entscheiden. 

Zweiter Vizepräsident Lechner: Vielen Dank für die 
Berichterstattungen. 

Ich eröffne die Allgemeine Aussprache. - Wortmel­
dungen dazu liegen mir nicht vor. Die Allgemeine 
Aussprache ist geschlossen. 

Wir kommen zur A b s t i m m u n g . Gemäß § 58 Ab­
satz 3 der Geschäftsordnung treten wir in die Einzel­
beratung ein. Der Abstimmung zugrunde liegt der lni­
tiativgesetzentwurf, a,usgedruckt auf Drucksache 
10363. 

Ich rufe auf§ 1. Wortmeldungen dazu keine. § 1 wird 
von den Ausschüssen zur Ablehnung empfohlen. Wer 
entgegen dieser Empfehlung für die Annahme dieses 
Paragraphen ist, den bitte ich um das Handzeichen. -
Die Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. - Stimment­
haltungen? - Bei Stimmenthaltung der FDP und An­
nahme der SPD ist dieser Antrag mit den Stimmen 
der CSU abgelehnt. Damit ist § 1 des Gesetzentwur­
fes a b g e 1 e h n t . 

Da in § 1 das wesentliche Antragsbegehren enthalten 
ist, darf ich gemäß § 58 Absatz 4 der Geschäftsord­
nung feststellen, daß jede weitere· Beratung und Ab­
stimmung über den Gesetzentwurf unterbleibt. Der 
Gesetzentwurf ist somit i n s g e s a m t a b g e -
1 eh n t. 

Ich rufe auf Tagesordnungspunkt 20: 
Z w e i t e L e s u n g zum 

Antrag der Abgeordneten Dr. Rothemund, Franzke, 
Stengleln und Fraktion betreffend Gesetz zur Ände­
rung des Bayerischen Personalvertretungsgesetzes 
(BayPVG) - Drucksache 10579 

Über die Beratungen des Ausschusses für Fragen 
des öffentlichen Dienstes (Drucksache 11 892) be­
richtet der Kollege Franzke. 

Franzke (SPD), Berichterstatter: Herr Präsi­
dent, meine Damen und Herren! Der Ausschuß für 
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Fragen des öffentlichen Dienstes befaßte sich in zwei 
Sitzungen, und zwar am 27. April und am 18. Mai 
1982, mit dem Gesetz zur Änderung des Bayerischen 
Personalvertretungsgesetzes. Berichterstatter war in 
der ersten Sitzung Frau Kollegin Burkei, in der zwei­
ten Sitzung ich selbst. Mitberichterstatter war der 
Kollege Knipfer. 

In der grundsätzlichen Beratung führte die Berichter­
statterin, Frau Kollegin Burk e i, aus, im Vergleich 
zum Bundespersonalvertretungsgesetz und im Län­
dervergleich sei festzustellen, daß Bayern nicht gut 
dastehe, vor allem was den Vergleich mit dem Bun­
despersonalvertretungsgesetz angehe. Verwundert 
zeigte sie sich darüber, daß der Ministerrat beschlos­
sen hatte, der Senat sei in einem Beratungsverfahren 
nicht zu beteiligen. 

Der Mitberichterstatter, Kollege K n i p f e r , hielt 
den Gesetzentwurf für nicht erforderlich, weil - so 
wörtlich - die Uhren in Bayern, was die Personalver­
tretung betreffe, eben richtig gegangen seien. Es 
habe kaum Klagen oder gravierende Beanstandun­
gen über einzelne Regelungen des Personalvertre­
tungsgesetzes gegeben. Auch die Eingabe- und Be­
schwerdetätiQkeit sei gering; es liege lediglich eine 
Eingabe der OTV vor. Die CSU werde sich jedoch, so 
meinte der Mitberichterstatter, dadurch in ihrer Hal­
tung nicht beeinflussen lassen; denn insgesamt ge­
sehen halte sie eine Gesetzesänderung derzeit für 
„absolut nicht notwendig". Das Bayerische Personal­
vertretungsgesetz habe sich bewährt. Der Mitbericht­
erstatter ging noch auf die Kosten ein, die im Zusam­
menhang mit dem Gesetz entstehen könnten. 

Kollege H ü r n e r erklärte in der grundsätzlichen De­
batte für die FDP die positive Haltung zu dem Ent­
wurf. 

An der Diskussion beteiligten sich auch die Kollegen 
Erwin Huber, Baumann, Franz und ich selbst. 

Nachdem der Vorsitzende, Kollege Gastinger, erklärt 
hatte, daß ditl CSU zwar grundsätzlich gegen den 
Entwurf sei, i eine Einzelberatung aber dennoch 
durchgeführt erden sollte, wurde danach verfahren. 
In der Einzelb ratung folgten auf sehr kurze Begrün­
dungen sehr urze Antworten. In der Schlußabstim­
mung wurde it den Stimmen der CSU gegen die 
Stimmen von PD und FDP über das Antragsbegeh­
ren negativ e schieden. 

Zweiter Vize räsldent Lechner: Herr Kollege Willi 
Kaiser berich et über die Beratungen im Ausschuß 
für Sozial-, G sundheits- und Familienpolitik (Druck­
sache 12376) 

Kaiser Willi 
Präsident, m 
für Sozial-, G 
in seiner 81. 
rufenen Ges 
ich, Mitberi 
Schmid. 

SPD), Berichter statte r: Herr 
ne Damen und Herren! Der Ausschuß 
sundheits- und Familienpolitik hat sich 
d in seiner 82. Sitzung mit dem aufge­
zentwurf befaßt. Berichterstatter war 
terstatter war der Kollege Albert 

Als B e r i c h e r s tat t e r erläuterte ich die Absicht 
des Gesetze wurfs und erklärte, das geltende Baye-

rische Personalvertretungsgesetz aus dem Jahre 
1974 enthalte für die Beschäftigten des öffentlichen 
Dienstes weit weniger Rechte als das Bundesperso­
nalvertretungsgesetz. Ziel des Gesetzentwurfes sei 
es, wesentliche Bestimmungen aus dem Bundesper­
sonalvertretungsgesetz zu übernehmen. 

Mitberichterstatter Schmid erklärte, die CSU­
Fraktion erachte derzeit eine Novellierung des Geset­
zes nicht als dringend notwendig. Es habe kaum Kla­
gen und Beanstandungen über die derzeitige Rege­
lung des Bayerischen Personalvertretungsgesetzes 
gegeben. 

. Ich hielt dem entgegen, daß es dann verwunderlich 
sei, wenn vor drei oder vier Wochen der Herr Kollege 
Gastinger, der Vorsitzende des Ausschusses für Fra­
gen des öffentlichen Dienstes, vor dem Bayerischen 
Beamtenbund erklärt hatte, die CSU-Fraktion werde 
mit Beginn der neuen Legislaturperiode umgehend 
eine Novellierung des Bayerischen Personalvertre­
tungsgesetzes ·in Angriff nehmen. 

(Abg. Gastinger: Aber nicht in Ihrem Sinne! 
-Abg. Lang: Das kann ja sein; wir haben 

eine Menge vor!) 

Dies steht in Widerspruch zu der Argumentation, mit 
der der SPD-Antrag abgelehnt wurde. Im übrigen hat 
der Kollege Dr. Matsch 1 der Argumentation des 
Kollegen Schmid nicht zugestimmt. Er hat in der De­
batte eingeräumt, es gebe eine Reihe einzelner Be­
stimmungen des Entwurfes, denen man zustimmen 
könne. In der Addition würde dann aber doch nur 
Stückwerk entstehen. Eine schlichte Übernahme von 
Bundesregelungen auf bayerische Verhältnisse und 
die gleichzeitige terminologische Bereinigung seien 
schlechthin unmöglich. 

26 Punkte des Gesetzentwurfes wurden aufgerufen, 
und 26mal beantragte der Mitberichterstatter Schmid 
schlicht und ergreifend: Ablehnung. So war auch das 
Abstimmungsergebnis mit den Stimmen der CSU ge­
gen die Stimmen der FDP und der SPD die Ableh­
nung des Gesetzentwurfs. 

Zweiter Vizepräsident Lechner: Über die Beratun­
gen im Ausschuß für Wirtschaft und Verkehr (Druck­
sache 12600) berichtet der Kollege Dr. Schliitmeier 
für den Kollegen Werner. 

Dr. Schllttmeler (SPD), Berichters t a II er: 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! In der 
107. Sitzung vom 8. Juli 1982 wurde der vorgenannte 
Gesetzentwurf auf Drucksache 10579 mit dem Be­
richt auf Drucksache 11 892 behandelt. 

Berichterstatter war Kollege Werner, der sich für, Mit­
berichterstatter war Kollege Görlitz, der sich gegen 
den Gesetzentwurf aussprach. Mit den Stimmen der 
CSU gegen die Stimmen der SPD wurde § 1 des Ge­
setzentwurfs abgelehnt. Jede weitere Abstimmung 
entfiel damit. 

Zweiter Vizepräsident Lechner: Nun berichtet Herr 
Kollege Dr. Helmut Meyer über die Beratungen im 
Ausschuß für Staatshaushalt und Finanzfragen 
(Drucksache 12665). 



8790 Bayerischer Landtag · PLENARPROTOKOLL 9/131 v. 21. 07. 82 

Dr. Meyer Helmut (SPD), Berichterstalter: 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! In der 
178. Sitzung am 13. Juli 1982 behandelte der Aus­
schuß für Staatshaushalt und Finanz1ragen den ge­
nannten Antrag. Mitberichterstatter war der Kollege 
Knipfer, Berichterstatter war ich. 

Seide Berichterstatter wiederholten im wesentlichen 
die Argumente, wie sie in den Vorausschüssen be­
reits ausgetauscht worden waren. Sonach wurde der 
Antrag mit den Stimmen der CSU gegen die Stimmen 
der SPD und der FDP bei einer Reihe von Stimment­
haltungen abgelehnt. 

Zweiter Vizepräsident Lechner: Über die Beratun­
gen im Ausschuß für Verfassungs-, Rechts- und 
Kommunalfragen (Drucksachen 12629, 12666) be­
richtet wiederum Herr Kollege Hiersemann lür den 
Kollegen Warnecke. 

Hiersemann (SPD), Berichte rst alter: Herr 
Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Der Ausschuß für Verfassungs-, Rechts- und Kom­
munalfragen beschäftigte sich in seiner 165. und 167. 
Sitzung mit diesem Antrag der SPD-Fraktion zur Än­
derung des bayerischen Personalvertretungsrechtes. 
Berichterstatter war der Kollege Warnecke , Mit­
berichterstatter war Herr Kollege Dr. Be c k s t ein. 

Der Ausschuß beschloß mit den Stimmen der CSU 
gegen die Stimmen der SPD die Ablehnung des An­
trags. Es wird um das Votum des Hauses gebeten. 

Zweiter Vizepräsident Lechner: Ich eröffne die Allge­
meine Aussprache. Erste Wortmeldung, Herr Kollege 
Franzke. 

Franzke (SPD): Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Wie Sie wissen, ist der vorliegende Gesetz­
entwurf zur Änderung des Bayerischen Personalver­
tretungsgesetzes Bestandteil einer Initiative der SPD­
Fraktion, in der es ihr um die Stärkung der Rechte der 
Arbeitnehmer im öffentlichen Dienst geht. Ausge­
hend vom Bayerischen Personalvertretungsgesetz 
aus dem Jahre 1974 - das ist also schon einige Zeit 
her - muß estgestellt werden, daß der bayerische 
Gesetzesst d aus der Sicht der Arbeitnehmer und 
ihrer Perso lvertretungen der schlechteste des ge­
samten Bu esgebietes ist. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Das Bayeri he Personalvertretungsgesetz muß da­
her unseres Erachtens novelliert werden. 

Es ist bede end schlechter als das Bundespersonal­
vertretungs esetz, von den übrigen jeweiligen Län­
dergesetze ganz zu schweigen. Die von der SPD im 
Gesetzentw rf beantragte Stärkung der Beteiligungs­
rechte der ersonalvertretung, insbesondere in Mit­
bestimmun fragen, liegt im Interesse der Beschäf­
tigten. und h sage es deutlich, auch im Interesse 
der Diensts llen selbst. Unsere Vorschläge wurden 
von den G werkschaften, interessanterweise aber 
auch von B rufsverbänden begrüßt. 

Unserer Fr tion geht es in diesem Gesetzentwurf 
schwerpunk mäßig um folgende Fragenkomplexe: Er-

stens eine bessere Rechtsstellung der Personalräte 
allgemein, zweitens eine Erweiterung der Schulungs­
rechte. drittens eine Stärkung und eine besondere. 
den Aufgaben gerecht werdende Bildung einer Ju­
gend- und Ausbildungsvertretung, viertens gleiche 
Rechte und Pflichten für ausländische Arbeitnehmer, 
ähnlich wie in der Privatwirtschaft, und fünftens eine 
bessere finanzielle Ausstattung der Personalvertre­
tung in einzelnen Punkten - wir waren hier sehr be­
scheiden - und sechstens allgemein eine Beseitigung 
von Rechtsunsicherheiten und Verständigungs­
schwierigkeiten in verschiedenen Bereichen im Zu­
sammenhang mit der derzeitigen Fassung des Baye­
rischen Personalvertretungsgesetzes. 

Meine Damen und Herren, wir alle sind meines Erach­
tens aufgefordert, den Personalräten und Dienststel­
len ein Gesetz zu geben, welches, übersichtlich ge­
ordnet, die Aufgaben, Rechte und Pflichten aufzeigt 
und möglichst verhindert, daß erst durch juristische 
Auslegungsfinessen ermittelt werden kann, wer was 
und wann tun darf, ohne dabei das Mißtrauen der Ge­
genseite herbeizuführen. 

Wenden wir uns einmal dem zentralen Inhalt und Pro­
blem dieses Gesetzes zu. Zentrales Anliegen ist, daß 
die Dienststelle ein Stück ihrer Informations- und Ent­
scheidungsmacht mit der demokratisch legitimierten 
Personalvertretung teilt. Dazu hat das Bundesverfas­
sungsgericht im Jahr 1970 ganz klar Stellung bezo­
gen; ich darf mit Genehmigung des Herrn Präsiden­
ten den Leitsatz zitieren: 

Der Personalrat hat als Repräsentant der Bedien­
steten die Aufgabe, die Beteiligung der Bedienste­
ten an der Regelung des Dienstes und der Dienst­
und Arbeitsverhältnisse zu verwirklichen und die 
Interessen der Bediensteten zu vertreten, soweit 
diese von der Tätigkeit in der Dienststelle berührt 
werden. 

Und dies wollten wir mit unserem Gesetzentwurf ma­
chen. Es steht also auf allen Ebenen die Verpflichtung 
zur Teilhabe am Entscheidungsprozeß durch die Per­
sonalvertretung und damit durch die Beschäftigten 
an. Unser derzeitiges Personalverl[etungsgesetz hat 
eine ganze Palette von Beteiligungsmöglichkeiten. 
Man kann es fast nicht glauben: Sage und schreibe 
etwa 8, 9 verschiedene Variationen der Beteiligungs­
rechte kommen bei uns zustande. Das spricht schon 
für die Unklarheit in diesem Punkt. Ich mag sie kurz 
skizzieren: Voile Mitbestimmung, eingeschränkte Mit­
bestimmung, eingeschränkte Mitbestimmung ohne 
Initiativrecht, eingeschränkte Mitbestimmung mit Ver­
weigerungskatalog, Anhörungsrecht, Mitwirkung auf 
Antrag des Beteiligten usw. - lauter verschiedene 
Problemstellungen. Ich muß Ihnen eins sagen, meine 
Damen und Herren: Ich war lange genug selbst in die­
ser Verantwortung. Trotz emsigen Suchens ist es mir 
nicht gelungen, jemanden zu finden, der mir glaubhaft 
erklären konnte, daß es irgendwie dringend notwen­
dig und für die dienstlichen Obliegenheiten unabweis­
bar geboten erscheint, diese Tonleiter der Beteili­
gungsmöglichkeiten im Personalvertretungsrecht 
weiterhin aufrechtzuerhalten. 

(Beifall bei der SPD) 
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(Franzke [SPD]) 

Wenn wir der Auffassung sind, der Personalvertre­
tung den Auftrag zu erteilen, dann kann sie diesen 
Auftrag nur erfüllen, wenn ihr ein Gesetz als Arbeits­
grundlage zur Verfügung gestellt wird, welches dem 
Grundanliegen für die Personalvertretung entspricht 
und das von der Praktikabilität her nichts zu wün­
schen übrig läßt. Wenn Sie mit uns der Meinung sind, 
daß das Vorhandensein der Institution „Personalrat" 
eine gewichtige Präventivfunktion ausübt, daß der 
Personalrat nicht lediglich eine Wächterfunktion aus­
üben soll; wenn Sie mit uns der Meinung sind, daß 
sich Personalräte ihrer Verantwortung voll bewußt 
sind und daß man es hier mit vernünftigen Menschen 
zu tun hat, dann sollten Sie mit uns den Weg der No­
vellierung des Bayerischen Personalvertretungsge­
setzes gehen. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, auf einige in der Beratung 
aufgetauchte Fragen und Punkte muß ich noch einge­
hen und dazu kurz Stellung nehmen. Es kam der Vor­
wurf, wir hätten unseren Gesetzentwurf zu spät, kurz 
vor Torschluß, ist gesagt worden, eingebracht. Der 
Entwurf auf der Drucksache 9/10579 datiert vom 
10. Dezember 1981. Die Erste Lesung fand im Plenum 
am 2. Februar 1982 statt. Der Ausschuß für den öf­
fentlichen Dienst - vielleicht hätte man das schneller 
machen können, aber es war zeitlich noch gar nicht 
so verzögert - befaßte sich mit dem Entwurf erstmals 
am 27. April 1982, und heute findet die Zweite Lesung 
im Plenum statt. Ich meine aufgrund meiner Erfahrun­
gen in den letzten vier Jahren, ein ganz normaler Zeit­
ablauf. Wir hätten Zeit genug gehabt, diesen Gesetz­
entwurf gründlich zu beraten. Lassen Sie mich ganz 
klar und deutlich sagen: Wir haben, gerade die heu­
tige Tagesordnung zeigt das sehr deutlich, eine 
ganze Menge von Gesetzentwürfen, die später einge­
bracht wurden und trotzdem positiv und begründet 
verabschiedet werden. 

(f:leifall bei der SPD) 

Gerade die ·Tagesprdnung dieser Woche ist für mich 
ein Beweis dafür. Ich erinnere bloß an das Beispiel 
des Kirchenbeam ngesetzes, das viel später einge­
bracht wurde un trotzdem heute bereits über die 
Bühne gegangen t. Nein, ich glaube, Sie, meine Da- · 
men und Herren n der CSU, hatten einen anderen 
Grund. Ihr einzige Grund für die ablehnende Haltung 
war der der wah aktischen Überlegung. Sie haben 
aus rein taktisch und egoistischen Überlegungen 
diesen Entwurf a eblockt. Sie tragen damit auch die 
alleinige Verantw ung, daß den Beschäftigten und 
ihren Vertretunge im öffentlichen Dienst in Bayern 
weiterhin Rechte orenthalten werden, Rechte, die in 
anderen Bundes!" dern und beim Bund normal und 
selbstverständlic sind. 

( eifall bei der SPD) 

Meine Damen un Herren von der CSU, Sie sprachen 
aucli vom ungeei neten Zeitpunkt. Aber ich glaube, 
hier war nicht der eitpunkt ungeeignet. Wenn ich an 
das Schicksal ver chiedener Gesetzentwürfe unserer 
Fraktion denke, z B. an den Bildungsurlaub und die 

Jugendleiterfreistellung, frage ich mich, ob es bei Ih­
nen für die Stärkung von Arbeitnehmer- und Gewerk­
schaftsrechten überhaupt einen geeigneten Zeit­
punkt gibt. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich meine, man sollte auch ein Wort dazu sagen, wie 
dieser Gesetzentwurf beraten wurde. Ja, Sie waren 
zur Einzelberatung bereit; diesen Vorwurf wollten Sie 
sich ersparen. Aber wie diese Einzelberatung statt­
fand, dies war meines Erachtens eine Farce. Wir hat­
ten erwartet, es müßte über jede einzelne Bestim­
mung, über die Vorschläge, die gebracht wurden, 
ernst und offen, vielleicht auch hart und mit ablehnen­
der Haltung, aber doch über jeden Punkt diskutiert 
werden. Was taten Sie? Lesen Sie bitte die Protokolle 
nach. Bei sehr vielen Bestimmungen, einer der Be­
richterstatter hat ja die Zahl genannt, gaben Sie keine 
oder nur fadenscheinige, schnell hingeworfene Be­
gründungen ab. Ich kann mich sehr gut erinnern an 
die Beratungen im Ausschuß für den öffentlichen 
Dienst. Ihre Vertreter mußten einem fast leid tun, da 
sie auch bei erforderlichen und vollkommen richtig 
anerkannten redaktionellen Änderungen auf Ableh­
nung plädieren mußten und sich dabei das Lachen 
nicht ganz verkneifen konnten. Sie gingen von Ihrer 
Linie der taktischen Ablehnung nicht ab. Um ihr ge­
recht zu werden, waren Sie sogar bereit, Ihre Mitbe­
richterstatter teilweise der Lächerlichkeit preiszuge­
ben. Ich meine, meine Damen und Herren von der 
CSU: kein guter parlamentarischer Stil! 

(Beifall bei der SPD) 

Ein weiterer Punkt, der diskutiert wurde. Der Bayeri­
sche Ministerrat beschloß im Gegensatz zu den frü­
heren Gepflogenheiten - es wäre dem Inhalt des Ge­
setzes wohl angemessen gewesen -, den Senat dies­
mal am Verfahren nicht zu beteiligen. Warum wohl 
diese neue Art des Umgangs mit dem Senat? Sie 
fürchteten, und ich kann es mir nicht anders vorstel­
len, der Senat könnte sich, wie früher schon einmal, 
generell positiv zu dem Gesetzentwurf stellen. Denn 
der Senat war es, ich habe die Protokolle von früher 
nachgelesen, der sich z.B. bei der Novellierung 1974 
mit sehr viel Sachverstand auszeichnete und der Ihre 
CSU-Mehrheit sogar zu Zugeständnissen veranlaßte. 

Meine Damen und Herren, ich sage es ganz deutlich: 
Ich bin der Auffassung, daß diese Verfahrensweise. 
die Sie in diesem Punkte gezeigt haben, einer Diskri­
minierung des Bayerischen Senats gleichkommt. 

(Beifall des Abg. Dr. Rothemund) 

Dies vollzog sich unter einem Herrn Ministerpräsiden­
ten, der noch vor kurzem auf dem DGB-Kongreß in 
Erlangen ganz andere Töne von sich gab. 

(Abg. Dr. Rothemund: Jawohl!) 

Es stimmt meines Erachtens wirklich, was manche 
nachher behaupteten: Das war nur ein Herr Strauß, 
der vorher Kreide gefressen hatte. 

(Abg. Lang: Aber diese Ausdrucksweise, 
Herr Kollege t) 
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(Franzke [SPD]) 

- Herr Kollege Lang, das ist doch sehr leicht, sich für 
mehr Mitbestimmung der Arbeitnehmer und für die 
Gewerkschaft in Polen auszusprechen, aber hier, wo 
man die Verantwortung und die Macht hat, die glei­
chen Mitbestimmungsrechte den Arbeitnehmern und 
Gewerkschaften nicht zu geben. 

(Abg. Wengenmeier: Der Vergleich hinkt 
aber an allen Ecken! Wo wird denn bei uns 

jemand eingesperrt wie in Polen?) 

Sie sagten des weiteren, die Notwendigkeit einer Ver­
änderung sei nicht gegeben. Sie sagten außerdem, 
die Klagen vor den bayerischen Gerichten seien kein 
Maßstab. Ich frage mich, was dann bei Ihnen über­
haupt ein Maßstab ist! Ich weiß nicht, ob von Ihnen 
schon jemand jemals das Gefühl ko~ten konnte, was 
es für einen Personalrat bedeutet, wenn er sehr weit 
über seinen Schatten springen muß, um gegen sei­
nen eigenen Dienstherrn zu klagen. 

Außerdem sagten Sie, Anträge und Eingaben gäbe es 
nicht in der erforderlichen Anzahl, die Sie vielleicht 
bewogen hätte, einer Gesetzesänderung zuzustim­
men. Ich muß mich schon fragen: müssen denn erst 
Bitten vorgetragen werden, damit die CSU etwas 
gibt? Soweit darf es meines Erachtens nicht kom­
men. Ich bin dankbar, daß der Bayerische Beamten­
bund auf diese Feststellung im Ausschuß sofort rea­
gierte und !n einem Schreiben an den Ausschuß fest­
stellte, daß die Novellierung notwendig sei. 

Sie sagten außerdem noch, ausländische Arbeitneh­
mer seien im bayerischen Personalvertretungsgesetz 
verankert. Freilich gibt es eine solche Verankerung, 
aber sie entspricht mit Sicherheit nicht dem Willen 
zur Integration, den wir doch alle miteinander häufig 
betonen. Ich bin fest davon überzeugt, daß eine 
Klage vor dem Europäischen Gerichtshof zu dem Er­
get:mis käme, .daß derjenige, der gegen die Bestim­
mungen des t)ayerischen Personalvertretungsgeset­
zes klagen wüi"de, Recht bekäme. 

Auf die neu allftauchenden Probleme im Zusammen­
hang mit neuj!n Entwicklungen der Datenverarbei­
tung, der Rati · nalisierung und der Informationsverar­
beitung im öff ntlichen Dienst, die von unserem Ge­
setzentwurf regelt und erfaßt wurden, sind Sie 
überhaupt nie t eingegangen. Sie sagten sogar, ich 
muß dabei an en Kollegen Knipfer und seine Äuße­
rungen im öff ntlichen Dienstausschuß erinnern, die 
Mitbes\immu smöglichkeiten seien in Bayern bes­
ser als im Bu d. Meine Damen und Herren, dies ist 
geradezu eine Verhöhnung der derzeit gegebenen Si­
tuation in Bay rn und völlig wirklichkeitsfremd. 

Einen Gipfelp nkt der taktischen Operationen, und 
wenn einer a der Beratung des Gesetzentwurfs be­
teiligt war, m ß er gleichzeitig sagen, auch der De­
maskierung, ollzog dann der von mir sonst ge­
schätzte Vor tzende des Ausschusses für Fragen 
des öffentlich n Dienstes. Noch während der Bera­
tungen im A schuß - wir waren noch nicht einmal 
ganz fertig - ündigte Herr Kollege Gastinger in An­
wesenheit de Kollegen Hürner und von mir auf einer 
Veranstaltung des Bayerischen Beamtenbundes eine 

~-· 

Novellierung des Bayerischen Personalvertretungs­
gesetzes von seilen der CSU für die nächste Legisla­
turperiode an. 

(Zurufe von der SPD) 

Damit war es meines Erachtens endgültig am Tages­
licht. 

(Abg. Wengenmeier: Warum, sind Sie 
vielleicht dagegen?!) 

- Geben Sie einmal ganz genau Obacht, Herr Kollege 
Wengenmeier: Nicht immer wird die Taktik der CSU 
so deutlich wie an diesem Paradebeispiel; denn dies 
ist meines Erachtens ein solches Paradebeispiel. 
Gute Bemühungen der Opposition werden mit Ihrer 
übergroßen satten Mehrheit, die Sie haben, erst ein­
mal abgelehnt und dann als eigener Vorschlag und 
als eigene Leistung aufgegriffen und durchgesetzt. 

(Abg. Wengenmeier: So wie Sie es machen, 
ist es halt nichts!) 

Ich sage Ihnen aber eines: Ich habe heute schon 
meine Zweifel, ob Sie die schwierige Materie der Mit­
bestimmung in wichtigen und grundsätzlichen Ange­
legenheiten in Ihren Vorschlag zeitgemäß aufnehmen 
werden; Ihr Mißtrauen gegenüber Mitbestimmungs­
rechten von Arbeitnehmern und Gewerkschaften ist 
meines Erachtens zu tiefgreifend. 

Ich fordere Sie daher auf, warten wir nicht noch län­
ger, warten wir nicht noch Monate und Jahre zu, ver­
sagen wir nicht noch länger bayerischen Arbeitneh­
mern im öffentlichen Dienst oft auch im Interesse der 
Verwaltung selbst liegende Rechte, die sogar schon 
in der Wirtschaft selbstverständlich geworden sind! 
Bitte, stimmen Sie dem Gesetzentwurf zu! 

(Beifall bei der SPD) 

zweiter Vizepräsident Lechner: Nächste Wortmel­
dung, Herr Kollege Gastinger. 

Gastlngar (CSU): Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Ich darf in einigeri knappen Formulierungen 
den Standpunkt der CSU-Fraktion darstellen: Herr 
Kollege Franzke, Sie haben auf die Verfahrensweise 
der Einzelberatungen im Ausschuß für Fragen des öf­
fentlichen Dienstes hingewiesen; Sie sollten noch 
einmal das Protokoll durchgehen, dann würden Sie 
wissen, daß Sie selbst darauf Wert gelegt haben, daß 
das Gesetz am selben Tage zu Ende beraten wird. 
und daß wir es gewesen sind - schauen Sie im Proto­
koll nach! -, die zu einem späteren Zeitpunkt für eine 
Fortsetzung der Sitzung waren, weil wir auf dem 
Standpunkt standen, auch für die Einzelberatung 
sollte die notwendige Zeit aufgewendet werden. 
Wenn Sie davon sprechen, wir hätten da irgend etwas 
sabotiert, dann müssen Sie schon einen Saboteur in 
Ihrer eigenen Argumentation haben, um so etwas be­
haupten zu können. Unterhalten Sie sich noch einmal 
mit Ihrer Kollegin Frau Burkei, der Sie schwere Vor­
würfe gemacht haben, weil sie den Antrag gestellt 
hat, in der Beratung nach der Tagesordnung fortzu­
fahren, während wir es gewesen sind, die aus Grün­
den der gebotenen Intensität der Beratungen diese 
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(Gastinger [CSU]) 

auf eine nächste Sitzung verlegt haben. So geht es 
nicht, Herr Kollege Franzke ! 

(Beifall bei der CSU) 

Wenn Sie fragen, warum keine Senatsbeteiligung, 
dann muß ich Ihnen sagen: Lesen Sie nur einmal die 
Verfassung nach, dann werden Sie lesen, wer ein 
Gutachten zu einem Gesetzentwurf anfordern kann. 
Das kann die Staatsregierung tun, und das kann aus 
der Mitte des Landtags geschehen. Haben Sie dena 
einen Antrag als SPD-Fraktion gestellt, daß für diesen 
Gesetzentwurf ein Gutachten des Senats angefordert 
werden soll? Das haben Sie nicht getan. Deshalb 
können Sie hier nicht sagen, wir hätten den Senat in 
dieser Sache ausgeschaltet und den Senat deshalb 
desavouiert. 

Ich möchte noch in wenigen Sätzen unseren Stand­
punkt in der Sache darstellen. Der Großteil der Novel­
lierungsvorschläge der SPD war schon im Jahre 1974 
gebracht worden. Eine sachliche Änderung ist nicht 
im geringsten eingetreten. Unser Personalvertre­
tungsgesetz hat sich bewährt; die vorgeschlagenen 
Änderungen sind weder notwendig noch zweckmä­
ßig. Das Gesetz, das wir haben, stellt eine Synthese 
dar zwischen den Wünschen der Bediensteten nach 
größerer Freiheit am Arbeitsplatz, aber auch des An­
spruches der Allgemeinheit auf einen gut funktionie­
renden Verwaltungsapparat. 

Und noch eines: Mit Ausnahme einer einzigen Ein­
gabe ist mir sonst keine Eingabe in den acht Jahren, 
in denen ich dem Ausschuß für Fragen des öffentli­
chen Dienstes angehöre, zum Bayerischen Personal­
vertretungsgesetz bekannt geworden; es handelte 
sich bei dieser einen Eingabe um die der bayerischen 
Philologen hinsichtlich einer verstärkten Anrechnung 
der aufgewendeten Arbeitszeit für Sachen der Perso­
nalvertretung. Das war die einzige. 

(Abg. Dr. Rothemund: So wenig Hoffnung 
haben die Leute; sie haben die Hoffnung 

schon aufgegeben!) 

Nun zu sagen, e$ bestehe landauf, landab eine als 
groß empfundene: Notwendigkeit, das Gesetz zu no­
vellieren, ist an~sichts dieser Tatsachen einfach 
nicht haltbar. ' 

zweiter Vlzepräs ent Lechner: Herr Kollege Gastin­
ger, gestatten Si eine Zwischenfrage des Kollegen 
Kaiser? -

Kaiser Willi (SPD) Herr Kollege Gastinger, wenn das 
Bayerische Pers alvertretungsgesetz, wie Sie sag­
ten, so hervorrag nd funktioniert, warum verkünden 
Sie dann gegenü r dem Bayerischen Beamtenbund, 
daß mit Beginn d neuen Legislaturperiode die CSU­
Fraktion eine No ellierung des Gesetzes betreiben 
will? 

Gastlnger (CSU): Herr Kollege Kaiser, Sie eilen Ihrer 
Zeit voraus; ich erde Ihnen gleich den Brief vorle­
sen, der an den tellvertretenden Vorsitzenden des 
Beamtenbundes richtet worden ist. Ich werde auch 

einen Teil seines Briefes bekanntgeben. Das möchte 
ich mir aber zum Schluß aufbewahren. 

Lassen Sie mich noch einen anderen Punkt erwäh­
nen! Sie haben noch die Freistellungsquote ange­
sprochen, die Sie, Herr Franzke, in der heutigen De­
batte schamhaft verschwiegen haben; ich meine die 
von Ihnen zusätzlich gewünschten Freistellungsmög­
lichkeiten der Personalräte. 

Meine Damen und Herren, wir hatten am 1. April 1980 
1689 Beschäftigte, die eine solche Dienstbefreiung 
haben. Das entspricht 374 Vollbeschäftigten mit ei­
nem Kostenaufwand von 16 Millionen DM. Meine Da­
men und Herren, diese Freistellung noch einmal ex­
tensiv auszuweiten - ich sage Ihnen dazu in aller 
Deutlichkeit: Wir haben heute andere Sorgen, als ei­
nen solchen zusätzlichen Personalaufwand zu betrei­
ben. 

(Beifall bei der CSU) 

Zweitar Vizepräsident Lechner: Herr Kollege Gastin­
ger, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen 
Franzke? -

Franzke (SPD): Kollege Gastinger, können Sie sich 
nicht mehr erinnern, daß ich im Ausschuß für Fragen 
des öffentlichen Dienstes, als dieses Problem ange­
schnitten wurde, ausdrücklich erklärte, daß dies nicht 
ein grundsätzlicher Punkt des Gesetzes sei, sc;mdern 
vielmehr die Frage der Mitbestimmung als solcher? 

Gastlnger (CSU): Das ändert nichts daran, daß Sie im 
Gesetz die Übernahme der erweiterten Freistellungs­
regelung des Bundes vorgesehen haben, was zu ei­
ner verstärkten finanziellen Belastung führen würde. 

Nun noch zu der von Ihnen angeschnittenen Frage, 
Herr Kollege Kaiser, weshalb in Aussicht gestellt wor­
den ist, das Bayerische Personalvertretungsgesetz in 
der neuen Legislaturperiode zu ändern: Ich zitiere 
hierzu eine schriftliche Äußerung des stellvertreten­
den Vorsitzenden des Beamtenbundes: 

Dabei waren wir uns einig, 

- in der Besprechung der CSU-Arbeitskreise öffentli­
cher Dienst und Haushalt -

daß die vorliegende Entwurfsfassung der SPD so­
wohl inhaltlich als auch wegen der Zeitnot keine 
geeignete Grundlage für eine Novellierung sei. 

Nachdem Sie mich apostrophiert haben, Herr Kollege 
Kaiser, möchte ich Ihnen meine schriftliche Antwort 
mitteilen. Ich hab11 ausgeführt, daß sich das Gesetz 
noch in einer gewissen Phase der Abklärung befinde, 
was durch eine Novellierung und der damit zusam­
menhängenden Zeitnot nicht gestört werden sollte. 
Vielmehr sei es die Zeit, um weitere Erfahrungen zu 
sammeln und auch eine Klärung rechtlich strittiger 
Fragen im Bund und den übrigen Ländern abzuwar­
ten. Die Ablehnung der Entwurfsfassung der SPD 
zum Bayerischen Personalvertretungsgesetz bedeute 
deshalb nicht, daß in der nächsten Legislaturperiode 
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eine Novellierung des Bayerischen Personalvertre­
tungsgesetzes ausgeschlossen seL Wir seien gerne 
bereit, dann ohne Zeitdruck nach Vorliegen weiterer 
Erfahrungen die Notwendigkeit einer Novellierung 
des Bayerischen Personalvertretungsgesetzes· zu 
prüfen. 

Dazu, meine Damen und Herren, erklären wir unsere 
Bereitschaft. 

(Beifall bei der CSU) 

zweiter Vizepräsident Lechner: Das Wort erteile ich 
dem Herrn Abgeordneten Hürner. 

Hümer (FDP): Herr Präsident. meine Damen und Her­
ren! Beim Beamtenbund bestehen zu dieser Frage 
offenbar zwei verschiedene Auffassungen. Der an­
dere uns zugegangene Brief lautet nämlich ein biß­
chen aaders. Ich möchte betonen, daß Interessenver­
treter, die sich mit einer Zusage zufriedengeben, die 
Notwendigkeit einer Änderung erst einmal zu prüfen, 
in merkwürdigem Gegensatz zu der ansonsten immer 
wieder feststellbaren doch recht forschen Art des 
Beamtenbundes stehen. wenn es etwa um Besol­
dungsfral)en geht. Sei es aber wie es sei. 

Ich glaube nicht, daß der von Ihnen gerade verlesene 
Brief durchgängige Meinung beim Beamtenbund ist. 

(Abg. Lang: Wurde uns so offiziell 
· mitgeteilt!) 

Alle mit diesem Gesetz ·befaßten Abgeordneten ha­
ben nämlich einen Brief des Beamtenbundes erhal­
ten. Darin hat sich der Beamtenbund entschieden ge­
gen Ihre vorübergehende Interpretation _gewehrt, wo­
nach die berufsständischen Vertretungen gar keinen 
Wert auf eine Novelle legen. Der Vorsitzende des Be­
amtenbundes hat vielmehr im Gegensatz dazu sehr 
nachdrücklich auf eine umfassende Novellierung des 
Personalvertretungsgesetzes Wert gelegt. Euer Zuk­
kerl war dabei lediglich, daß sie gesagt haben, es 
müsse nicht mehr in dieser Legislaturperiode sein. 

Wenn natülllich ein einzelner aus der Ständevertre­
tung bereit mit der Prüfung der Frage zufrieden ist, 
ob eine Än erung überhaupt notwendig sei, dann ist 
das ein R · kschritt gegenüber dem vom Verband 
insgesamt orgebrachten Begehren. 

Zweiter Pu t. Mit dem Hinweis auf eine einzelne Ein­
gabe kann ier wohl nicht gut argumentiert werden. 
Sie wissen doch schließlich alle, daß sich die ein­
schlägigen erbände - ÖTV, Beamtenbund und Deut­
sche Ange telltengewerkschaft - in der Forderung 
nach meh Mitbestimmungsrechten innerhalb des 
Personalve retungsbereichs einig sind. Das ist völlig 
klar. Selbs Ihre Junge Uni~n legt großen Wert auf 
eine Änder ng im Bereich der Jugendvertretung. Die­
ses Anlieg n ist logisch, weil die Jugendvertretung 
auf 14-, 15- der 16jährige Jugendliche abstellt, die in 
irgendein usbildungsverhältnis eintreten. Die Ein­
trittszeiten aben sich jedoch zwischenzeitlich nach 
oben verän ert, weshalb die Jugendvertretung in ih­
rer gegen · rtigen Form schlicht nicht mehr effizient 

ist. Notwendig ist deshalb eine Bildungs- und Ausbil­
dungsvertretung. Zum gehobenen und höheren 
Dienst bestehen dabei sicher gewisse Abgrenzungs­
schwierigkeiten, die aber zu bewältigen sind. Wir 
brauchen also unbedingt eine Ausbildungsvertretung, 
wenn das Thema Jugendvertretung noch ernst ge­
nommen werden soll. 

Genau das hat die Junge Union auf einem ihrer Kon­
gresse - ich glaube, es war ein Hauptausschuß - be­
schlossen und als Forderung an die CSU herangetra­
gen. Sie bleiben hingegen still und stumm, womit sich 
die Junge Union letztlich leider zufriedengibt. Einer­
seits freue ich mich, daß sie sich hier einmal für Ju­
gendinteressen stark macht, andererseits bin ich je­
doch nicht mit der Art und Weise einverstanden, wie 
sie sich mit der Weigerung der CSU in dieser Frage 
abfindet. Vielleicht sollte die Junge Union einmal et­
was stärker auftreten. In diesem Bereich besteht also 
schon eine Novellierungsnotwendigkeit. 

Eine weitere Novellierungsnotwendigkeit besteht hin­
sichtlich der Mitbestimmung am Arbeitsplatz. Fach­
kongresse, Fachdiskussionen und Informationen ein­
schließlich einiger fachlicher Hinweise aus dem Ar­
beitsministerium legen es nahe, das Problem der Au­
tomatisierung im Dienstleistungsbereich - also auch 
im öffentlichen Bereich - ernst zu nehmen. Ihre ei­
gene Fraktion verfolgt das Prinzip stärkerer Entbüro­
kratisierung. Stichwort „Neubauer-Kommission". Da­
mit muß aber auch die Vereinfachung von Verwal­
tungsvorgängen verbunden sein. Das ist jedoch nicht 
so sehr eine Frage der Abschaffung von Gesetzen, 
die ohnehin nicht mehr in Kraft s!nd. Das Schwerge­
wicht ist vielmehr auf betriebliche und behördliche 
Abläufe zu legen, was auch unbestritten ist. Wenn 
das so ist und das Automatisierungsproblem noch 
hinzukommt; wenn ferner der Sachverstand in den 
mittleren Fachetagen, also bei den Fachleuten in den 
Verwaltungen anerkanntermaßen gut ist und diese oft 
besser Bescheid wissen als die Spitzen, wenn ande­
rerseits ein Bedürfnis nach mehr Mitwirkung und Mit­
bestimmung bei solchen Vorgängen betreffend die 
Verwaltungsvereinfachung und Verwaltungsorganisa­
tion besteht, so liegt es doch auf der Hand, daß man 
sich diesem Mitwirkungsproblem stärker widmen 
muß. 

Der SPD-Entwurf versuchte erste Ansätze, was nach­
drücklich zu begrüßen ist. Dies könnte nämlich mehr 
Mitbestimmung am Arbeitsplatz bedeuten, ohne die 
Verantwortlichkeiten dabei auszuschließen. 

Drittens ist eine Anpassung der Regularien des Baye­
rischen Personalvertretungsgesetzes an das Bundes­
personalvertretungsgesetz einfach überfällig. 

Aus diesen drei vorgenannten Gründen wollen wir 
den Gesetzentwurf der SPD unterstützen. 

(Beifall bei der FDP) 

Zweiter Vizepräsident Lechner: Nächste Wortmel­
dung, Herr Abgeordneter Franzke. 

Franzke (SPD): Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Herr Kollege Gastinger, es ist Ihnen wohl 
klar, daß ich noch auf drei Punkte eingehen muß. Mei-
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nes Erachtens war es nicht richtig, daß Sie die Diffe­
renzen bei der Abstimmung zwischen Franzke und 
Burkei angesprochen haben, weil Sie nämlich genau 
wußten, um was es mir ging. Ich konnte nämlich einer 
Ihrer Äußerungen entnehmen, 

(Abg. Gastinger: Sie wollten gleich die 
Ablehnung haben ohne die Einzelberatung!) 

daß dieses Gesetz entsprechend Ihrer Andeutung 
nicht mehr in das Plenum dieser Legislaturperiode 
gelangen würde. Das war meine Befürchtung im Aus­
schuß, Herr Kollege Gastinger. Bitte, sagen Sie doch 
nicht, daß Sie zu einer Diskussion am nächsten Tag 
bereit waren. Am 27. April fand im Ausschuß für Fra­
gen des öffentlichen Dienstes die erste Beratung 
statt, am 1ß. Mai die zweite Beratung. Dazwischen lag 
also doch ein ganz beträchtlicher Zeitraum. Sie wis­
sen selbst, wie ich mich um ein Zustandekommen der 
Beratungen am 18. Mai bemüht habe. Sie wollten das 
nämlich noch nach der eingeschobenen Plenarsit­
zung erledigen. Das war der erste Punkt. 

Zweitens: Sie zitieren ein Schreiben des Stellvertre­
tenden Vorsitzenden des Beamtenbundes. Mir liegt 
hingegen ein Schreiben des Vorsitzenden des Beam­
tenbundes vor. Ich bitte Sie, mit dem betreffenden 
Herrn Senator Gebhard, mit dem Sie doch sehr kolle­
gial verbunden sind, auch einmal über das Personal­
vertretungsgesetz zu sprechen. Dessen Schreiben, 
Herr Kollege Gastinger, datiert vom 10. Mai 1982. 
Dort wird folgendes ausgeführt: 

In der Aussprache zu der von der SPD-Fraktion 
eingebrachten Novelle zum Bayerischen Personal­
vertretungsgesetz ist unter anderem zur Rechtfer­
tigung eines Ablehnungsantrages dahingehend ar­
gumentiert worden, schon das Vorliegen der nur 
wenigen Eingaben zur Änderung spreche für die 
Qualität des geltenden Gesetzes. Wir bitten, aus 
der Tatsache, daß wir von einer Eingabe abgese­
hen haben, keine falschen Schlüsse zu ziehen. 

Weiter schreibt et: 

Wir sind jedocii durchaus der Meinung, daß das 
Bayerische P sonalvertretungsgesetz verbesse­
rungs- und än rungsbedürftig ist. 

Dann kommt ein Menge von Punkten, die er verän­
dert haben will. rr Kollege, bitte zitieren Sie näch­
stes Mal nicht de Stellvertreter, sondern den Vorsit­
zenden. Vielleicht ist das der Sache dienlicher. 

(Abg. L g: Das ist eine Sache des 
Verbandes! ie haben an uns geschrieben; 

die wollen das!) 

- Herr Kollege ang, ich kann doch nichts dafür, 
wenn Herr Kolleg Gastinger nur mit dem Stellvertre­
ter redet, aber d Vorsitzende an uns schreibt, was 
wirklich vom Bay ischen Parlament gewünscht wird. 

(Abg. Weng meier: Was heißt da „nur"? -
Zur des Abg. Gastinger) 

- Aber Herr Koll ge Gastinger, wir waren doch ge­
meinsam auf der chönen Veranstaltung, auf der Sie 
erklärt haben, da Sie unverzüglich in der nächsten 

Legislaturperiode einen Vorschlag für die Novellie­
rung machen würden. 

(Abg. Klasen: Hat er wieder Sprüch' 
g'macht?!) 

Wir reden immer nur vom Bayerischen Beamtenbund; 
darüber kann man natürlich reden. Eines steht für 
mich fest: Die Gewerkschaften im öffentlichen Dienst 
stehen voll hinter einer Novellierung des Personalver­
tretungsgesetzes. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich zähle auf: Gewerkschaft ÖTV, Deutsche Ange­
stelltengewerkschaft, Gewerkschaft der Polizei und 
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft. Ich 
meine, daß gerade die ÖTV der entscheidende An­
sprechpartner für Sie sein sollte. Ich empfehle Ihnen, 
sich mit der Auffassung dieser bedeutenden Gewerk­
schaft vertraut zu machen. Ich bitte Sie, zur Kenntnis 
zu nehmen, daß das Bayerische Personalvertretungs­
gesetz endlich novelliert werden soll. 

(Beifall bei der SPD) 

Zweiter Vizepräsident Lechner: Meine Damen und 
Herren, die allgemeine Aussprache ist geschlossen. 
Wir kommen zur A b s t i m m u n g und treten gemäß 
§ 58 Absatz 3 der Geschäftsordnung in die Einzelbe­
ratung ein. Der Abstimmung liegt der lnitiativgesetz­
entwurf auf Drucksache 10579 zugrunde. 

Ich rufe auf § 1. Die Ausschüsse empfehlen die Ab­
lehnung dieses Paragraphen. Wer entgegen dieser 
Empfehlung § 1 seine Zustimmung geben will, den 
bitte ich um ein Handzeichen. - Bitte die Gegenstim­
men! - Stimmenthaltungen? - Mit den Stimmen der 
CSU-Fraktion bei 1 Stimmenthaltung aus den Reihen 
der SPD a b g e 1 e h n t. 

Da in § 1 das wesentliche Antragsbegehren enthalten 
ist, darf ich gemäß § 58 Absatz 4 der Geschäftsord­
nung feststellen, daß jede weitere Beratung und Ab­
stimmung über den Gesetzentwurf unterbleibt. Der 
Gesetzentwurf ist somit i n s g e s am t a b g e -
lehnt. 

Ich rufe auf Tag e s o r d n u n g s p u n kt 21 : 
Z w e i t e L e s u n g zum 

Antrag der Abgeordneten Dr. Rothemund, Deffner, 
Langenberger und Fraktion betreffend Gesetz über 
kommunale Eigenbetriebe Im Freistaat Bayern 
(Bayerisches Elgenbetrlebegesetz BayEBG) 
Drucksache 1O580 

Über die Beratungen im Ausschuß für Verfassungs-, 
Rechts- und Kommunalfragen (Drucksachen 11959 
und 12651) berichtet Herr Kollege Helmut Geys. 

Gays Helmut (SPD), Berichter statte r: Herr 
Präsident, meine Damen und Herren! Ich berichte ge­
meinsam übe.r die Tagesordnungspunkte 21 a und 
21 d. Der Ausschuß hat sich mit diesem Gesetzent­
wurf in seiner 157. Sitzung am 25. Mai und in seiner 
158. Sitzung am 26. Mai sowie in seiner 166. Sitzung 
am 13. Juli 1982 befaßt, in den ersten beiden Sitzun­
gen als Kommunalausschuß, in der letztgenannten 
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Sitzung als Rechtsausschuß. Berichterstatter war je­
des Mal ich. Mitberichterstatter jeweils Kollege Häuß­
ler. 

Als B e r i c h t e r statt e r trug ich vor, daß die An­
tragsteller die im Bundesgesetz vom 4. Mai 1976 ge­
regelte Mitbestimmung der Arbeitnehmer auch auf 
die kommunalen Eigenbetriebe ausdehnen wollten. 
Hinsichtlich der Organisation und der Verwaltung 
lehne sich dieser Gesetzentwurf an das Mitbestim­
mungsgesetz aus dem Jahr 1976 an. Die Bestimmun­
gen über Wirtschaftsführung und Rechnungswesen 
ähnelten der bisherigen Regelung. 

Anstelle der bisherigen Regelung, nach der die Ver­
waltung der kommunalen Eigenbetriebe derzeit dem 
Gemeinderat, einem kraft Gesetzes zu bildenden 
Werkausschuß und der Werkleitung für die laufenden 
Geschäfte obliege, sollten für die Angelegenheiten 
des Eigenbetriebs künftig der Gemeinderat, als 
neues Organ ein Verwaltungsrat sowie die Werklei­
tung zuständig sein. 

Mitberichterstatter Kollege H ä u ß 1 e r wies darauf 
hin, daß die kommunalen Eigenbetriebe zwar Leistun­
gen für die Bürger erbrächten, jedoch keine Unter­
nehmen und rechtlich und wirtschaftlich nicht selb­
ständig seien. Weder nach der Montanmitbestim­
mung noch nach dem Mitbestimmungsgesetz sei 
eine wirtschaftliche Mitbestimmung bei Betriebe~ 
möglich; sie sei nur bei Unternehmen möglich. Mit 
dem vorliegenden Entwurf würde in einen Bereich 
eingedrungen, der bisher von der Mitbestimmungs­
diskussion noeh gar nicht erfaßt sei. Der kommunale 
Betrieb sei außerdem eine kommunale Einrichtung 
ohne Kapitalseite. Eine besondere Vertretung sei 
deshalb nicht erforde.rlich. 

Der Abgeordnete La n g e n b e r g e r wies als An­
tragsteller Insbesondere darauf hin, daß die Mitbe­
stimmung In den Kapitalgesellschaften auch dann 
stattfinde, wenn das Kapital zu 100 Prozent von der 
Gemeinde gestellt werde. Er stellte die Frage, warum 
die Mitbestimmung nicht möglich sein solle, wenn 
keine Kapitalgesellschaft vorliege. Der Hinweis der 
Mehrheits! ktion, daß das Gemeinwohl ohnehin 
durch den emeinderat repräsentiert werde, erinnere 
an die total ären Systeme östlicher Prägung, wo das 
Regime an eblich dem Volk verpflichtet sei und sein 
gesamtes n dem Volk nütze. Mit dieser Argumenta­
tion würde dort sämtliche Forderungen nach Mitbe­

nd Gewerkschaften abgeblockt. 

An der wei ren Diskussion beteiligten sich noch die 
Kollegen rth und Jaeger. 

In der 158. Sitzung lehnte der Ausschuß mit 8 Stim­
men der C U und der FDP gegen 5 Stimmen der SPD 
den Geset entwurf ab. In der· Schlußabstimmung in 
der 166. tzung wurde der Antrag bei Stimmen­
gleichheit, ämlich mit 5 Stimmen der CSU gegen 5 
Stimmen d r SPD abgelehnt. Ich bitte Sie um ein Vo­
tum. 

Zweiter VI epräsldent Lechnar: Herr Kollege Hein­
rich berich t über die Beratungen des Ausschusses 

für Fragen des öffentlichen Dienstes (Drucksache 
12145). 

Heinrich (SPD), Berichterstatter: Herr Präsi­
dent, meine Damen und Herren! In seiner 84. Sitzung 
hat der Ausschuß für Fragen des öffentlichen Dien­
stes am 15. Juni 1982 den aufgerufenen Antrag bera­
ten. Berichterstatter war ich, Mitberichterstatter war 
Herr Kollege Graßl. 

Die vom Herrn Kollegen Geys soeben genannten Ar­
gumente wurden hier ebenfalls in breiter Form ausge­
tauscht. Der Ausschuß kam nach längerer Beratung 
zu folgendem Ergebnis: Der Gesetzesantrag auf 
Drucksache 10580 wird mit der Mehrheit der CSU ge­
gen die Stimmen der SPD abgelehnt. Ich bitte das 
Hohe Haus um seine Entscheidung. 

Zweiter Vizepräsident Lechner: Über die Beratun­
gen im Ausschuß für Sozial-, Gesundheits- und Fami­
lienpolitik berichtet Herr Kollege Willi Kaiser (Druck­
sache 12380). 

Kaiser Willi (SPD), Berichterstatter: Herr Prä­
sident, meine Damen und Herren! Der Ausschuß hat 
sich in seiner 82. Sitzung mit dem aufgerufenen Ge­
setzesentwurf beschäftigt. Die vom Herrn Kollegen 
Geys geschilderten Argumente wurden sowohl vom 
Berichterstatter wie auch vom Mitberichterstatter in 
ähnlicher Weise vorgetragen. 

Die Abstimmung über den Entwurf ergab folgendes 
Ergebnis: Der Gesetzentwurf auf Drucksache 10 580 
wurde mit den Stimmen der CSU gegen die Stimmen 
von SPD und FDP dem Plenum zur Ablehnung emp­
fohlen. 

Zweitar Vizepräsident Lachner: Wir kommen zur all­
gemeinen Aussprache. Erste Wortmeldung, Herr Kol­
lege Langenberger! 

Langanberger (SPD): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Die Argumente für und gegen den Ge­
setzentwurf wurden im wesentlichen in den Bericht­
erstattungen dargestellt. Ich werde mich deshalb 
kurz fassen und nur auf einige, für uns wichtige Be-

. stimmungen hinweisen. 

Für uns liegt auf der Hand, daß die Mitbestimmung 
vor den Kommunen nicht haltmachen darf. Ich 
möchte an zwei Beispielen aufzeigen, daß der gegen­
wärtige Zustand zu Ungerechtigkeiten führt: Die riesi­
gen Münchner Stadtwerke unterliegen nicht der Mit­
bestimmung, weil sie als Eigenbetriebe geführt wer­
den. Die als GmbH und als AG strukturierten Nürn­
berger Stadtwerke haben die Mitbestimmung. Die In­
teressen der Arbeitnehmer am wirtschaftlichen Ge­
schick der Betriebe und am Betriebsgeschehen un­
terscheiden sich durch nichts. Deswegen ist es nicht 
gerechtfertigt, daß die einen mitbestimmen könn~n 
und die anderen nicht. 

Wir dürfen diese Willkür nicht einfach hinnehmen; wir 
dürfen das Rad der Entwicklung auch nicht einfach 
zurückdrehen, sondern wir müssen die Mitbestim­
mung auf jene Betriebe ausdehnen, die sie bisher 



Bayerischer Landtag · PLENARPROTOKOLL 91131 v. 21. 07. 82 8797 

(Langenberger [SPD]) 

noch nicht kennen. Damit befinden wir uns in voller 
Übereinstimmung mit den Forderungen des DGB und 
speziell der ÖTV. 

(Abg. Kaps: Das ist doch kein Argument!) 

Der Einstieg in die Mitbestimmung im öffentlichen 
Dienst ist auch ehestens bei diesen Betrieben zu voll­
ziehen. Das ist auch unser politischer Wille. Der Ge­
setzentwurf ist so abgefaßt, daß keine verfassungs­
rechtlichen oder rechtlichen Gegenargumente ins 
Feld getührt werden können. Meine Damen und Her­
ren Kollegen von der CSU, das haben Sie gar nicht 
erst versucht, weil Sie wissen, daß Sie damit auf den 
Bauch gefallen wären. 

(Abg. Wengenmeier: Auf welchen Bauch?) 

- Ganz sicher. Da sind keine Argumente gebracht 
worden. Auffallend war für mich, daß die Kollegen aus 
der CSU-Fraktion, die offensichtlich der christlich-so­
zialen Arbeitnehmerschaft angehören oder ihr sehr 
nahestehen, als „Feigenblätter" herangezogen wur­
den, um die Diskussion zu führen. Diese „Feigenblät­
ter" haben dann etwa so argumentiert: „Natürlich 
halten wir es auch für ganz gut, wenn die Mitbestim­
mung erweitert wird; aber der Gesetzentwurf, den die 
SPD vorgelegt hat, entspricht nicht unseren Erwar­
tungen." 

Sie haben Argumente ins Feld geführt, die eigentlich 
an Lächerlichkeit kaum mehr zu überbieten waren. 
Ich möchte ein paar davon vortragen und ihnen gleich 
entgegentreten. „Über die Eigenbetriebe würden oh­
nehin die vom Volk gewählten Gemeinderäte ent­
scheiden. Deshalb gebe es hier keinen solchen Be­
darf an Mitbestimmung wie in anderen Bereichen." 
Ich kann nur sagen: Was für eine absurde Situation! 
Die CSU macht sich die Argumentation von orthodo­
xen Kommunisten in den Ostblockstaaten zu eigen. 
Dort wird nicht anders argumentiert, wenn die Arbeit­
nehmer mehr Rechte fordern! 

(Abg. Diettiei: Unglaublich! -Abg. Fendt: 
S i e fahren doch zu den orthodoxen 

Kommunisten!) 

- Herr Kollege C)iethei, Sie lachen da. Im Grunde ge­
nommen sind S in dieser Frage so rechts, daß Sie 
schon wieder li s vorschauen und damit mit denen 
dort drüben eini sind. 

(Abg. Die! ei: Hören Sie doch auf, das ist 
doch ein alte' Hut!) 

Dann kommt da nächste Argument, nämlich daß die 
Mitbestimmung ach den bisherigen Gesetzgebun­
gen nicht auf d r Betriebs-, sondern auf der Unter­
nehmensebene nzusiedeln sei. 

genmeier: Warum ist denn der 
er davongelaufen?! -Abg. Dr. 
und: Was habt 1 h r denn in 
urg für eine Streiterei?!) 

- Ach Gott, ach Gott! Ich brauche nur daran zu den­
ken, daß es hie im Hause einen Kollegen gibt, dem 
es gelungen ist, die Augsburger CSU-Fraktion so zu 

spalten, daß man nicht mehr weiß, ob sie jemals wie­
der zusammenwachsen kann. 

(Abg. Lang: Zur Sache!) 

Ich wundere mich eigentlich darüber, daß Sie zu so 
fortgeschrittener Stunde noch mit so lächerlichen Ar­
gumenten und Zwischenrufen kommen 

(Abg. Dr. Glück: Wir sind noch sehr wach!) 

und die Dinge hinauszögern. Das hat doch wirklich 
nichts mit dem zu tun, was wir hier an Problemen ab­
zuhandeln haben. Ich kann nur sagen: Was für eine 
formale Denkweise ist es denn zu sagen, nur auf der 

. Unternehmerebene müßte das funktionieren? Der 
kommunale Eigenbetrieb ist für die dort beschäftig­
ten Arbeitnehmer am ehesten mit dem privaten Indu­
striebetrieb vergleichbar. Die Arbeitnehmer müßten 
davon befreit werden, daß ihnen politisch bewußt Mit­
bestimmungsmöglichkeiten vorenthalten werden, in­
dem keine Kapitalgesellschaften aus diesen Betrie­
ben gemacht werden. 

Das nächste Argument war, daß der Gesetzentwurf 
die Zahl der Arbeitnehmer in den Betrieben nicht 
nach unten abgrenze und damit nicht vollziehbar sei. 
Wir haben ausgeführt, daß wir bereit gewesen wären, 
dieses Versehen durch die Einfügung eines Satzes 
über die Mindestzahl von Beschäftigten zu korrigie­
ren. Das hätte aber an Ihrer Auffassung nichts geän­
dert; Sie wollten das nur vorschieben. 

Das vierte Argument, das vor allen Dingen Herr Kol­
lege Häußler vorgebracht hat - einer der CSA-nahen 
Leute -, war: Es sei besser, wenn Betriebe mit mehr 
als 100 Arbeitnehmern als Kapitalgesellschaften ge­
führt werden müßten; dann könnten Sie auch für 
diese einer Mitbestimmungsregelung zustimmen. 

Ich kann nur fragen - ich hoffe, der Präsident rügt 
dann nicht wieder, denn ich finde, das Wort „schein­
heilig" ist durchaus ein parlamentarischer Begriff, 
weil es der Sprache angehört und deswegen ge­
braucht werden muß, wo es angebracht ist -: Wo 
sind denn Ihre Initiativen in diesem Bereich für die 
Unternehmen mit über 100 Arbeitnehmern, die Sie 
hier so hochhalten? 

Das fünfte und letzte Argument, das ich hier noch er­
wähnen möchte, ist nicht mehr zu überbieten. Sie sa­
gen, nur in Berlin gibt es für die Eigenbetriebe die 
Mitbestimmung; in anderen Bundesländern nicht. Ja, 
finden Sie denn selbst, daß es richtig ist, daß Bayern 
immer das Schlußlicht machen soll? Könnten Sie sich 
nicht einmal dazu aufraffen, Vorreiter zu sein in einer 
solchen Frage? 

(Abg. Lang: Wir sind in allen wichtigen 
Dingen Vorreiter!) 

Wenn man das alles zusammennimmt, kommt man zu 
der Auffassung, daß die Argumente, die Sie gegen­
über der CSA und den Arbeitnehmern ins Feld füh­
ren, der Verschleierung dienen. Die Mitbestimmung 
ist Ihnen ein Greuel. 

(Abg. Wengenmeier: Ach du liebe Güte! 
Keine Lebenserfahrung hat der Mann!) 
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Es wäre ehrlicher, wenn Sie das gleich deutlich sagen 
würden. 

(Beifall bei der SPD) 

Zweiter Vizepräsident Lechner: Nächste Wortmel­
dung, Herr Kollege Grünbeck! 

Grünbeck (FDP): Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Wir haben in der ersten Lesung unsere Skep­
sis gegenüber dem Gesetzentwurf zum Ausdruck ge­
bracht. Wir haben den Gesetzentwurf noch einmal mit 
unserer Vereinigung liberaler Kommunalpolitiker, in 
der viele Praktiker sind, beraten. 

(Abg. Wengenmeier: Wie viele waren es 
denn?) 

- An deren Qualität dürften Sie sich mal messen! 

(Abg. Kaps: Na ja, es kommen schon drei, 
vier zusammen! -Abg. Dr. Rothemund: Gar 

so viele werden es nicht sein!) 

- Ich habe nicht von der Menge, sondern von der 
Qualität gesprochen, Herr Kollege Dr. Rothemund! 

Wir sind zu folgendem Ergebnis gekommen: Wir kön­
nen dem Gesetzentwurf nicht zustimmen, da er er­
stens eine empfindliche Einschränkung der gemeind­
lichen Organisationsfreiheit zur Folge hätte. Während 
Artikel 95 der Bayerischen Gemeindeordnung ebenso 
wie die Eigenbetriebeverordnung den Gemeinden 
weitgehend Raum für eine ihren Bedürfnissen ange­
paßte Organisation der kommunalen Eigenbetriebe 
läßt, würde der Entwurf, insbesondere was Institution, 
Aufgaben und personelle Ausstattung der Werkslei­
tung anbelangt, einen so gravierenden Eingriff in ei­
nen wesentlithen Teil ·des gemeindlichen Selbstver­
waltungsrechtes bedeuten, daß die verfassungs­
rechtlich garantierten und von uns Liberalen immer 
wieder untetstützten Selbstverwaltungsregelungen 
erheblich ta119iert würden. 

zweitens: D•rüber hinaus schwächt der Gesetzent­
wurf den die Gemeindeordnung tragenden Grundsatz 
der Verwaltu g des Gemeindeorganes. Nach Artikel 
29 der Bay rischen Gemeindeordnung erfolgt die 
Verwaltung ner Gemeinde durch zwei Organe, den 
Gemeindera und den ersten Bürgermeister, also 
durch die v den Gemeindebürgern gewählten Re­
präsentante sowie die Gemeindebediensteten. 

Der vorliege de Gesetzentwurf sieht für einen ganz 
wesentliche Teil der Führung der kommunalen Ei­
genbetriebe in Organ vor, in dem die Vertreter der 
Gemeinde k ine Mehrheit mehr haben, wobei im Ex­
tremfall sog r eine nicht von Vertretern der Ge­
meinde gest llte Minderheit entscheidet. 

In diesem Z ammenhang stellt sich die Frage, inwie­
weit es zulä ig ist, daß die Gemeindebürger ihr Kon­
trollrecht du h die Wahl des Bürgermeisters und der 
Gemeinderä über Teile der kommunalen Entschei-
dungsgremi nicht mehr ausüben könnten. 

Wohl nicht z letzt aus diesem Grunde hat die FDP die 
Auffassung ertreten, daß echte Mitbestimmungsre-

gelungen in der öffentlichen Verwaltung weder zuläs­
sig noch wünschenswert seien, weil dadurch Wahl 
und Mitbestimmungsrecht der Gemeinden bzw. der 
Staatsbürger beeinträchtigt werden. 

Zweiter Vizepräsident Lechner: Herr Kollege, gestat­
ten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Langen­
berger? -

Langenberger (SPD): Herr Kollege Grünbeck, ist Ih­
nen oder den kommunalpolitischen Experten, die Sie 
befragt haben, nicht aufgefallen, daß zur Hälfte Ge­
meinderäte und zur Hälfte Arbeitnehmer in dem Or­
gan sitzen und daß den Ausschlag der Bürgermeister 
gibt, der den Vorsitz führt, daß also letztlich die Ge­
meinderatsbank bei Abstimmungen den Ausschlag 
gibt? 

Grünbeck (FDP): Herr Kollege Langenberger, wenn 
Sie mir gestatten, komme ich auf diese Frage noch 
zurück. Sie wird in unserer Stellungnahme beantwor­
tet. Hinzu kommt noch ein weiterer Aspekt: Wahl­
und Beteiligungsrecht stehen nur den Wahlrechtsbe­
sitzern, also den Bürgern, zu, also den Gemeinden, in 
denen die Leute wohnen, die das Wahlrecht besitzen. 
Der Gesetzentwurf sieht vor, daß im Bereich der 
kommunalen Eigenbetriebe die Beschäftigten, also 
nicht nur die dort Wohnenden, ein qualifiziertes Mit­
bestimmungsrecht haben. Dies würde in der Konse­
quenz, Herr Dr. Rothemund, bedeuten, daß auch Bür­
ger anderer Gemeinden bestimmenden Einfluß auf 
Teile der Gemeindeverwaltung hätten. 

Drittens. Weiterhin besteh·! eine Kollision des Gesetz­
entwurfs mit dem Personalvertretungsrecht. Nach Ar­
tikel 24 Nummer 12 des Grundgesetzes unterliegt 
das Arbeitsrecht einschließlich des Rechts der Be­
triebsverfassung und damit auch das Mitbestim­
mungsrecht der konkurrierenden Gesetzgebung. 
Jetzt hören Sie bitte zu: 

Herr Kollege Langenberger, der Bund hat hiervon 
bisher im Bereich des öffentlichen Dienstes keinen 
Gebrauch gemacht. § 139 Betriebsverfassungsge­
setz schließt beispielsweise seine Anwendung auf die 
öffentliche Verwaltung aus. Ebenso sind die beste­
henden Mitbestimmungsgesetze für den öffentlichen 
Dienst nicht anwendbar. 

Viertens - zur Frage der Mitbestimmung: Der Gesetz­
entwurf übernimmt weitgehend die Regelungen des 
Mitbestimmungsgesetzes 1976. Darüber hinaus ist in 
Artikel 11 Absatz 5 des Gesetzentwurfs für die Beru­
fung des sogenannten Arbeitsdirektors die Regelung 
des weitergehenden Montan-Mitbestimmungsgeset­
zes 1951 aufgenommen, wonach der Arbeitsdirektor 
nicht gegen die Stimmen der Mehrheit der Vertreter 
der Beschäftigten bestellt oder abberufen werden 
kann. Abgesehen von den eben dargestellten Beden­
ken stellt sich die Frage, woraus die Berechtigung 
hergeleitet wird, im Bereich der kommunalen Eigen­
betriebe die Anwendung von Vorschriften zu verlan­
gen, die nach dem Willen des Gesetzgebers nur für 
den genau abgegrenzten Montanbereich Geltung ha­
ben sollen. Grundsätzlich berücksichtigt der Gesetz­
entwurf nicht, daß durch die gesetzlich verankerte 
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Stellung der Werksausschüsse bereits demokrati­
sche Momente in die Unternehmensentscheidung 
eingeführt werden. 

Fazit: Abgesehen von den rechtlich problematischen 
Auswirkungen auf die inneren Organisationen der 
kommunalen Eigenbetriebe bestehen gegen den Ge­
setzentwurf erhebliche rechtliche Bedenken in ge­
meinderechtlicher Hinsicht. Gleichzeitig wäre mit ihm 
ein radikaler Bruch im bisherigen Verständnis der Ar­
beitnehmerbeteiligung in einem wichtigen Teilbereich 
der kommunalen Betätigung verbunden. Wir bitten 
deshalb um Verständnis, daß die FDP-Fraktion die­
sem Gesetzentwurf nicht zustimmen kann. 

Zweiter Vizepräsident Lechner: Kollege Diethei hat 
eine Rede mit einem Satz angekündigt. 

Dlethel (CSU): Herr Präsident, meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Ich möchte mit einem Satz fol­
gendes feststellen: Die Behauptung des Kollegen 
Langenberger, wir würden uns die Argumente der or­
thodoxen Kommunisten in Ostblockländern zu eigen 
machen, empfinde ich als brutale Beleidigung der in 
der Selbstverwaltung tätigen kommunalen Mandats­
träger. 

(Beifall bei der CSU) 

zweiter Vizepräsident Lechner: Herr Kollege Rothe­
mund ! 

Dr. Rothemund (SPD): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren 1 Es tut mir leid, daß ich den heutigen Ab­
lauf der Sitzung ein bißchen verzögern muß. Ich 
meine, daß aber doch noch ein Wort gesagt werden 
sollte einmal zu den sehr formalen Argumenten, die 
der Kollege Grünbeck vorgetragen hat, zum anderen 
zu der Tatsache, daß Sie, meine Damen und Herren 
von der CSl;J, sich in Wirklichkeit inhaltlich mit diesem 
Gesetzentwurf gar nicht auseinandergesetzt haben. 

(Abg. Lang: Er ist beraten worden!) 

Zur formale Seite: Ich habe keinerlei Verständnis da­
für, daß je and die Frage der Mitbestimmung, das 
heißt der M irkung von Menschen, die in einem Be­
trieb besc "ftigt sind, von einer zufälligen Rechts­
form abhän ig machen will. Zwischen der AG auf der 
einen Seite und der kommunalen Eigengesellschaft 
auf der and ren Seite besteht ein Unterschied rechtli­
cher Art. F r die betroffenen Menschen ist es aber 
das gleiche Es ist nicht einsichtig, warum eine Mitbe­
stimmungs öglichkeit gegeben sein soll, wenn die 
Kommune ie Rechtsform der AG wählt, während 
den Mensc en die Mitwirkung versagt wird, wenn sie 
auf der Eig ngesellschaft beharrt. 

Es liegt au h nicht in der Kompetenz des Bundes, 
sondern in er Kompetenz des bayerischen Landes­
gesetzgeb s, den Versuch zu unternehmen, unter 
Wahrung d r kommunalen Eigengesellschaft Rechts­
gedanken, ie im Mitbestimmungsgesetz vorhanden 
sind, auf iese kommunale Eigengesellschaft zu 

übertragen. Das haben wir mit dem Gesetzentwurf 
unternommen. 

Herr Kollege Diethei, Sie haben sich dagegen ge­
wehrt, daß Ihnen der Kollege Langenberger diesen 
Vorwurf gemacht hat. 

(Abg. Diethei: Orthodoxer Kommunismus!) 

- Ich will nicht über die Form des Vorwurfs reden. Ei­
nes muß ich Ihnen aber sagen: Sie können sich nicht 
in der Öffentlichkeit hinstellen und dauernd davon re­
den, wie schlimm es sei, daß die Kommunisten in Po­
len die Solidarität niederhalten, wenn Sie in Wirklich­
keit Forderungen, die die Solidarität in Polen erhebt, 
für unsere Gesellschaftsordnung mit Entschiedenheit 
ablehnen. 

(Widerspruch bei der CSU -Abg. Lang: Das 
kann man doch nicht vergleichen!) 

Das Maß an Mitbestimmung, das Sie den Menschen 
in Wirklichkeit geben wollen, ist doch viel geringer, 
als Sie in der Öffentlichkeit immer den Anschein zu 
erwecken versuchen. 

(Abg. Wengenmeier: Ich hätte Sie für 
intelligenter gehalten!) 

Durch die heutige Beratung von Gesetzen zieht sich 
doch ein roter Faden. Sie haben nein gesagt zur Mit­
wirkung bei der Sparkasse, obwohl Sie wissen, daß 
Sie das letzte Land sind. Beim Personalvertretungs­
gesetz haben Sie schon damals die Regelungen des 
Bundes abgelehnt, weil Sie den bayerischen Bedien­
steten nicht die Rechte geben wollten, die die Be­
diensteten bei Bundesbehörden selbstverständlich 
haben. Bei einem wichtigen Gesetzentwurf sagen Sie 
jetzt wieder nein. Das zeigt, daß Sie unfähig zur Re­
form im Sinne von mehr Mitwirkung des Arbeitneh­
mers im öffentlichen Bereich sind, so wenig wie Sie 
fähig sind zur Heform im Sinne der Mitwirkung des 
Arbeitnehmers im privaten Bereich. Dies ist doch Ihre 
grundsätzliche Haltung. Sie verweigern die Petitions­
rechte, die in anderen Ländern selbstverständlich 
sind. Damit werden wir morgen zu tun haben. Es 
zieht sich wie ein roter Faden durch Ihr gesamtes 
Verhalten, daß Sie den Bürgern, den Arbeitnehmern, 
den Eltern, wem immer auch, mit Mißtrauen begeg­
nen, und daß Sie die Rechte, auf die diese Menschen 
ganz selbstverständlich Anspruch erheben könnten, 
vorenthalten. Ich meine, dies mußte Ihnen auch zu 
später Stunde wieder einmal gesagt werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Zweiter Vizepräsident Lechner: Das Wort erteile ich 
dem Kollegen Grünbeck. 

Grünbeck (FDP): Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Herr Kollege Dr. Rothemund, ich wollte mich 
mit Sicherheit nicht auf das Formale beschränken. 
Sie wissen, daß die Mitbestimmungsfrage ein Thema 
für die Liberalen ist. Wir, Ihre Partei und wir, haben 
gemeinsam ein Gesetz beschlossen. In diesem Ge­
setz sind ja nicht nur formale Grenzen gesetzt. Der 
Gesetzentwurf sieht vielmehr vor, daß er nur auf Kapi­
talgesellschaften zutrifft und auch bei Beschränkun-
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gen der Beschäftigten und des Kapitalanteils Geltung 
hat. Wir wehren uns dagegen, wenn Sie uns nur For­
males bescheinigen wollten. Es geht ja darum, daß je­
der Stadtrat, jeder Gemeinderat beschließen kann, 
daß er seine kommunalen Versorgungsbetriebe in 
eine Aktiengesellschaft umwandeln kann. Das wäre 
doch möglich. Dann können Sie die Mitbestimmung 
machen, wenn es unter das Mitbestimmungsgesetz 
fällt. Ich wollte also nicht etwa nur auf das Formale 
eingehen, sondern ich wollte wirklich zum Ausdruck 
bringen, daß die Mitbestimmung nicht den Sinn ha­
ben kann, öffentlich-rechtliche Versorgungseinrich­
tungen durch fremde Kräfte zu überlagern und damit 
Entscheidungen zustande zu bringen, demokratisch 
gewählte Vertreter in ihren Rechten zu beschneiden. 
Das war unsere Begründung. Ich dachte, wir hätten 
dafür Verständnis gefunden. 

Zweiter Vizepräsident Lechner: Herr Kollege, gestat­
ten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Klasen? -

Grünbeck (FDP): Ja. 

Kiesen (SPD): Herr Kollege Grünbeck, nachdem Sie 
die gemeinsam beschlossene Mitbestimmung von 
SPD und FDP als Grundlage darstellen: Sind Sie be­
reit, zur Kenntnis zu nehmen, daß der Bund im Rah­
men der Wirtschaftsgesetzgebung nur Kapitalgesell­
schaften oder Einzelhandelsgesellschaften, also nur 
die private Rechtsform in dieser Gesetzgebung an­
sprechen konnte, daß er aber nicht in der Lage war, 
kommunale Eigenbetriebe in diese Mitbestimmungs­
gesetzgebung aufzunehmen? 

(Abg. Wengenmeier: Das hat er doch 
gesagt!) 

Grünbeck (FDP): Herr Kollege Klasen, ich bin Ihnen 
dankbar für die Frage. Ich glaube aber, daß Sie nicht 
ganz zugehört haben. Ich habe ausdrücklich betont, 
daß der Bund selbst von diesen Möglichkeiten nicht 
Gebrauc~ macht, weil er sich in Kollision mit dem Be­
triebsverssungsgesetz befindet. Ich bitte im Proto­
koll nac ulesen, daß ich dies ausdrücklich erwähnt 
habe. lc will nicht in eine Auseinandersetzung ein­
treten, ..W.nn Mitbestimmungsrechte gewährt werden 
sollen. ! 

dAbg. Dr. Rothemund: Das Recht der 
~igengesellschaften ist Länderrecht!) 
' 

- Natürli h ist das Länderrecht. Herr Dr. Rothemund, 
ich hab das doch nicht bestritten. Ich habe nur ge­
sagt, da es selbst die Bundesregierung bei ihren Ei­
genbetri ben nicht durchführt, weil sie verfassungs­
rechtlich Bedenken hat. 

Zweiter 
geschlo 

Gemäß 
wir in di 
gen?­
itiativge 

lzepräsldent Lechner: Die Aussprache ist 
en. Wir kommen zur Abstimmung. 

58 Absatz 3 der Geschäftsordnung treten 
E i n z e 1 b e rat u n g ein. - Wortmeldun­

ine. Der Abstimmung zugrunde liegt der ln­
tzentwurf auf Drucksache 10580. 

Wir kommen zum Teil 1 des Gesetzentwurfs. Ich rufe 
auf A r t i k e 1 1 und 2. Die Ausschüsse empfehlen 
die Ablehnung. Wer entgegen dieser Empfehlung für 
die Annahme ist, den bitte ich um das Handzeichen. -
Die Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen! - Stimment­
haltungen? - Mit den Stimmen der SPD- und FDP­
Fraktion ab g e 1 eh n t. 

(Lebhafter Widerspruch von der CSU) 

- Ich muß mich korrigieren: Ich wollte „CSU und 
FDP" sagen, nicht SPD. 

(Abg. Klasen: Das geht so schwer über die 
Lippen!) 

Damit ist der erste Teil des Gesetzentwurfs abge­
lehnt. 

Wir kommen zum zweiten Teil des Gesetzentwurfs: 
„Organisation und Verwaltung". Ich rufe auf die Ar­
t i k e 1 3 mit 13. Auch hier wird von den Ausschüssen 
die Ablehnung empfohlen. Wer entgegen dieser Emp­
fehlung für die Annahme der aufgerufenen Artikel ist, 
den bitte ich um das Handzeichen. - Die Gegenstim­
men bitte ich anzuzeigen. - Stimmenthaltungen? -
Ebenfalls mit den Stimmen von CSU und FDP abge­
lehnt. Damit ist der zweite Teil des Gesetzentwurfs 
abgelehnt. 

Wir kommen zum dritten Teil des Gesetzentwurfs 
„Wirtschaftsführung· und Rechnungswesen". Ich rufe 
auf die Art i k e 1 14 mit 32. Die aufgerufenen Artikel 
werden von den Ausschüssen zur Ablehnung emp­
fohlen. Wer entgegen dieser Empfehlung den Artikeln 
14 mit 32 zustimmen will, den bitte ich um das Hand­
zeichen. - Die Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen! -
Stimmenthaltungen? - Damit ist der dritte Teil des 
Gesetzentwurfs bei gleichem Stimmverhalten a b -
gelehnt. 

Wir kommen zum vierten Teil des Entwurfs „Sonder­
und Schlußvorschriften". Ich rufe auf die A r t i k e 1 

33 mit 35. Auch die aufgerufenen Artikel 33 mit 35 
werden von den Ausschüssen zur Ablehnung emp­
fohlen. 

Wer entgegen dieser Empfehlung diesen Artikeln zu­
stimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 
- Die Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen! - Stimm­
enthaltungen? - Damit sind auch die Art i k e 1 33 
mit 35 bei gleichem Abstimmungsverhalten ab g e -
lehnt. 

Da in den abgelehnten Artikeln das wesentliche An­
tragsbegehren enthalten ist, darf ich gemäß § 58 Ab­
satz 4 der Geschäftsordnung feststellen, daß jede 
weitere Beratung und Abstimmung des Gesetzent­
wurfs unterbleibt. Der Gesetzentwurf ist somit i n s -
gesamt abgelehnt. 

Meine Damen und Herren, ich würde vorschlagen, 
daß wir die nächsten Punkte nicht mehr aufrufen; 
denn es würde diskutiert werden und somit länger 
dauern. 

Ich schließe also die heutige Sitzung. 

(Schluß der Sitzung: 19 Uhr 43 Minuten) 
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